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Präsident Toscani:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich begrüße Sie ganz herz-
lich zu unserer heutigen Plenarsitzung. Es ist die
36. Plenarsitzung der laufenden Legislaturperiode.
Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Präsidium
habe ich den Landtag für heute, 09.00 Uhr, einberu-
fen und die Ihnen bisher vorliegende Tagesordnung
festgesetzt. Es ist heute eine sehr umfangreiche Ta-
gesordnung. 

Vonseiten der Landesregierung darf ich mitteilen,
dass aufgrund einer dienstlichen Verpflichtung Herr
Ministerpräsident Tobias Hans erst ab 11.00 Uhr an
der heutigen Plenarsitzung wird teilnehmen können.

Die Mitglieder des Erweiterten Präsidiums sind über-
eingekommen, unmittelbar nach der Wahl zwei
Schwerpunktthemen zu behandeln, und zwar die
Schwerpunktthemen „Erinnerungskultur“ und „Land-
wirtschaft“. Das sind die Tagesordnungspunkte 2, 3,
4 und 5 unserer Tagesordnung. Wir haben uns im
Präsidium darauf verständigt, die Punkte 3 bis 5 in
verbundener Aussprache im Umfang eines Grundre-
dezeitmoduls zu beraten. Frage an Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ob sich dagegen Widerspruch
erhebt. - Das ist nicht der Fall. Dann können wir so
verfahren. 

Wir kommen dann zu Punkt 1 der Tagesordnung:

Wahl einer/eines Landesbeauftragten für die
Belange von Menschen mit Behinderungen
(Wahlvorschlag Drucksache 16/1207 - neu)

Zu diesem Tagesordnungspunkt darf ich ganz herz-
lich die bisherige Landesbeauftragte für die Belange
von Menschen mit Behinderungen, Frau Christa Ma-
ria Rupp, willkommen heißen. Ich darf Ihnen, liebe
Frau Rupp, im Namen des Hauses für Ihr Engage-
ment, für Ihre Tätigkeit im Sinne der behinderten
Menschen unseres Landes ganz herzlich Danke
schön sagen. 

(Beifall des Hauses.)

Zu diesem Tagesordnungspunkt darf ich weitere
Gäste begrüßen, die Vorsitzende des Landesver-
bands der Gehörlosen im Saarland, Frau Petra Krä-
mer, Frau Annette Pauli als Mitglied des Landesbe-
hindertenbeirats sowie dem Landesvorsitzenden des
Sozialverbands VDK Saarland, unseren ehemaligen
Kollegen Armin Lang. Seien Sie uns herzlich will-
kommen. 

(Beifall des Hauses.)

Um es den Betroffenen zu ermöglichen, diesen Ta-
gesordnungspunkt besser verfolgen zu können, darf
ich den Gebärdendolmetscher Herrn Matthias Knei-
feld bei uns herzlich begrüßen. 

(Beifall des Hauses.)

Der Landtag hat im vergangenen Herbst eine Ände-
rung des Saarländischen Behindertengleichstel-
lungsgesetzes beschlossen. Wir haben beschlos-
sen, dass diese Stelle künftig hauptamtlich besetzt
wird. Die Änderung des Landesbehindertengleich-
stellungsgesetzes ist am 06. September des letzten
Jahres in Kraft getreten. Eine entsprechende Stel-
lenausschreibung wurde veröffentlicht. Es sind neun
Bewerbungen eingegangen, die an alle Mitglieder
des Landtages und an den Landesbeirat für die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen übermittelt
wurden, letzteres gemäß § 18 Abs. 1 Satz 3 des
Saarländischen Behindertengleichstellungsge-
setzes. 

Der Landesbeirat als auch der Sozialausschuss des
Landtages haben jeweils eine Empfehlung für die
Wahl des Bewerbers Prof. Dr. Bieber ausgespro-
chen. Das Präsidium unterbreitet ja dem Landtag
gemäß Landesbehindertengleichstellungsgesetz ei-
nen Vorschlag. Das Präsidium des Landtags hat be-
schlossen, alle eingegangenen Bewerbungen in den
Wahlvorschlag aufzunehmen. Dieser Wahlvorschlag
liegt Ihnen als Drucksache 16/1207 - neu - vor. 

Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Das Erweiterte Präsidium hat sich für eine schriftli-
che Wahl ausgesprochen. Wahlzettel und Umschlä-
ge werden Ihnen am Eingang zu Zimmer 30 ausge-
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händigt. Gültig sind nur die Wahlzettel, auf denen
die Stimmabgabe im Kreis durch ein Kreuz eindeutig
gekennzeichnet ist. Den Umschlag mit dem Wahl-
zettel bitte ich, in die Wahlurne einzuwerfen. Ge-
wählt ist der Kandidat, der die Mehrzahl der Stim-
men auf sich vereint. 

Ich bitte nun die Schriftführer, die Namen der Abge-
ordneten zur Stimmabgabe aufzurufen. 

(Die Schriftführer rufen die Namen der Abgeord-
neten auf.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bitte um Mittei-
lung, ob ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen
worden ist. - Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich die
beiden Schriftführer, mit der Auszählung der Stim-
men zu beginnen.

(Die Schriftführer zählen die Stimmen aus.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich gebe das Ergebnis der
Wahl bekannt. Es wurden 47 Stimmen abgegeben.
Für Herrn Prof. Dr. Daniel Bieber wurden 43 Stim-
men abgegeben. Für Frau Petra Moser-Meyer wur-
den 2 Stimmen abgegeben. Für Herrn Michael
Schmaus wurde eine Stimme abgegeben, ebenso
eine Stimme für Herrn Tom Jannick Selisko. Auf alle
anderen Bewerber entfielen keine Stimmen. 

Ich stelle damit fest, dass Herr Prof. Dr. Daniel Bie-
ber zum Landesbeauftragten für die Belange von
Menschen mit Behinderungen gewählt ist. Herr
Prof. Bieber, ich spreche Ihnen im Namen des
Hauses die herzlichen Glückwünsche aus.

(Beifall des Hauses. - Gratulation durch die Ab-
geordneten.)

Wir kommen zu Punkt 2 unserer Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Eine le-
bendige Erinnerungskultur für eine starke De-
mokratie (Drucksache 16/1203)

Auch hierzu darf ich Gäste in unserem Plenum ganz
herzlich begrüßen, zum einen den Beauftragten für
jüdisches Leben im Saarland und gegen Antisemitis-
mus, Herrn Prof. Dr. Roland Rixecker, und den Spre-
cher der Landesarbeitsgemeinschaft Erinnerungsar-
beit, Kirchenrat Frank-Matthias Hofmann. Seien Sie
uns beide herzlich willkommen. 

(Beifall des Hauses.)

Zur Begründung des Antrags der Koalitionsfraktio-
nen erteile ich Herrn Fraktionsvorsitzenden Alexan-
der Funk das Wort.

Abg. Funk (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Die Erin-
nerung darf nicht enden; sie muss auch künftige Ge-
nerationen zur Wachsamkeit mahnen. Es ist deshalb
wichtig, nun eine Form des Erinnerns zu finden, die
in die Zukunft wirkt. Sie soll Trauer über Leid und
Verlust ausdrücken, dem Gedenken an die Opfer
gewidmet sein und jeder Gefahr der Wiederholung
entgegenwirken.” So sprach 1996 der damalige
Bundespräsident Roman Herzog in seiner Prokla-
mation zum Tag des Gedenkens an die Opfer des
Nationalsozialismus. 

Seither ist der 27. Januar ein bundesweiter, gesetz-
lich verankerter Gedenktag. Auch hier bei uns im
saarländischen Landtag fand in diesem Jahr - wie
auch in den Jahren zuvor - eine Gedenkstunde statt,
um die Erinnerung an die Verbrechen der National-
sozialisten wachzuhalten. 

Der 27. Januar ist nicht zufällig gewählt. Vor 75 Jah-
ren wurde am 27. Januar das Konzentrationslager
Auschwitz-Birkenau befreit, das neben vielen ande-
ren Konzentrationslagern und Gräueltaten der Nazis
zu dem Symbol für den Holocaust geworden ist. Bei
diesen Gedenkstunden, ob im Bundestag oder hier
bei uns im Landtag, kommen oft Zeitzeugen zu
Wort. Es sind Überlebende des Holocaust, die an
die Toten erinnern, ihnen einen Namen, ein Gesicht
geben und die eindrucksvoll, authentisch und
schmerzhaft erzählen, was sie erlebt haben. 

Sie werfen aber auch Fragen auf: Wie konnten diese
abscheulichen Verbrechen an der Menschheit ge-
schehen? Wie konnte es so weit kommen? Warum
haben so viele weggeschaut, nicht geholfen, ge-
schwiegen? 

Eine solche Gedenkstunde, an der ich teilgenom-
men habe und die mich tief bewegt hat, war 2013 im
Deutschen Bundestag. Die Holocaust-Überlebende
Inge Deutschkron hat aus ihrem zerrissenen Leben
berichtet. Sie ist eine deutsch-israelische Schriftstel-
lerin, schrieb über die Auschwitz-Prozesse und wur-
de 1978 mit dem Buch „Ich trug den gelben Stern”
berühmt. 

Als Tochter eines jüdischen, sozialdemokratischen
Gymnasiallehrers wuchs sie im Nazi-Deutschland in
Berlin auf und überlebte, durch Glück und aufgrund
von Zivilcourage, weil es auch im Nazi-Deutschland
Menschen gab, die ihre Zivilcourage und Mit-
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menschlichkeit nicht ablegten und Jüdinnen und Ju-
den, besser gesagt, ihre Nachbarn und Freunde, bei
sich versteckten.

Es waren aber leider viel zu wenige Menschen, die
nicht wegschauten, die sich diesem Verbrecherre-
gime rechtzeitig entgegenstellten. Wann wäre der
richtige Zeitpunkt gewesen, Hitler und die Nazis zu
verhindern? 1933, bei der Machtergreifung? Bei den
Reichstagswahlen 1930? Oder bei dem Scheitern
der letzten parlamentarischen Regierung in der Wei-
marer Republik? Dem Scheitern der Großen Koaliti-
on am 27.03.1930? War es am 01.04.1933, als zum
Boykott jüdischer Geschäfte aufgerufen wurde?
Oder das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums, als jüdische Beamte und Beamtinnen
entlassen wurden, unter anderem auch der Vater
von Inge Deutschkron?

„Wehret den Anfängen!“, heißt es heute oft. Doch
woran erkennt man die Anfänge? Werden sie nicht
allzu oft erst erkannt, wenn es zu spät ist? Inge
Deutschkron berichtete im Deutschen Bundestag
aus dem Berlin der Dreißigerjahre. Ich zitiere: „Fast
täglich gab die Regierung neue Gesetze, neue Vor-
schriften, neue Verbote für Juden bekannt, nach de-
nen wir leben mussten. In ein sogenanntes Juden-
haus eingewiesen, mussten sich immer zwei Perso-
nen ein Zimmer teilen. Um unsere Ausgrenzung per-
fekt zu machen, wurden die Telefonkabel durchge-
schnitten, nahm man uns die Radioapparate weg.
Der Gang zum Friseur wurde uns verboten sowie
das Waschen unserer Wäsche in einem Salon. Seife
durfte uns nicht verkauft werden, auch Eier und Ku-
chen nicht. Das Einkaufen der wenigen uns zugeteil-
ten Lebensmittel war uns nur zwischen 16.00 und
17.00 Uhr erlaubt. Besuche von Kulturstätten waren
Juden als Erstes untersagt worden. Es schloss den
Spaziergang im Grünen ein. Haustiere wurden Opfer
der angeblichen Rasse ihrer Herrchen. Ach, es
muss zu jener Zeit eine Riege von Unmenschen im
Reichsinnenministerium beschäftigt worden sein,
deren einzige Aufgabe es war, darüber nachzuden-
ken, wie man Leben zur Qual macht.“

Erschreckend ist, dass immer weniger junge Men-
schen unsere Geschichte kennen. Im Jahr 2019 hat
eine Erhebung des Meinungsforschungsinstituts
Forsa ergeben, dass nur 47 Prozent der befragten
14- bis 16-Jährigen wissen, dass Auschwitz-Birken-
au ein Konzentrations- und Vernichtungslager der
Nationalsozialisten im Zweiten Weltkrieg war. 

Wenn aber die Jugend unsere Geschichte nicht
kennt, wie sollen sie „den Anfängen wehren“? Wie
sollen sie erkennen, wann es Zeit ist, aufzustehen,
entgegenzutreten? Welchen Sinn hat es, dass unse-

re Großväter schreckliche Fehler begangen haben,
wenn wir heute daraus keine Konsequenzen zie-
hen?

Und dabei wird es zunehmend schwieriger, Schüle-
rinnen und Schüler über Nationalsozialismus und
Judenverfolgung aufzuklären: Zeitzeugen werden
weniger und die Informationsflut in den sozialen Me-
dien lässt die Grenzen zwischen Wahrheit und Un-
wahrheit immer häufiger verschwimmen. Hinzu
kommt, dass Erinnerungskultur, die nur auf Schuld
und Scham abzielt, abschreckt.

Um Schuld und Scham geht es auch nicht. Aber wie
Helmut Kohl es schon formulierte: „Wer die Vergan-
genheit nicht kennt, kann die Gegenwart nicht
verstehen und die Zukunft nicht gestalten.“

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

Vielleicht verstehen deshalb so viele in unserem
Land die Aufregung um eine Ministerpräsidenten-
wahl in Thüringen nicht. „Es war doch eine demokra-
tische Wahl“, sagen manche. Auch die AfD sei in
den Landtag gewählt worden, man könne ein Viertel
der Wählerinnen und Wähler nicht einfach ausgren-
zen, meinen andere.

Ja, natürlich war es eine demokratische Wahl. Es
war eine demokratische Wahl auch im thüringischen
Landtag. Aber die Frage, die man sich doch stellen
muss, lautet: Ab wann gefährden Wahlen die Demo-
kratie? Heute wird in der Tagesanalyse der Saarbrü-
cker Zeitung zu Recht darauf hingewiesen, dass
man nicht Äpfel mit Birnen vergleichen kann, dass
man die Weimarer Zeit nicht mit dem Grundgesetz,
mit der heutigen Demokratie vergleichen kann, dass
man Höcke nicht mit Hitler vergleichen kann. Das ist
richtig. Und doch gelangen die Analysten zu einem
Trugschluss. Das ist aus meiner Sicht nicht zu Ende
gedacht. Denn politische Systeme sterben und gera-
de die Demokratie ist ein anfälliges System, ein labi-
les System, weil es vom Engagement der Menschen
abhängt, ob es steht oder fällt.

Viele dieser Menschen, die der Meinung sind, dass
das eine normale demokratische Wahl war, würde
ich gerne in den Keller des Reichstagsgebäudes
einladen, wo ich in meiner Zeit als Bundestagsabge-
ordneter alle meine Gäste hinführte, nämlich zum
Archiv der Deutschen Abgeordneten.

Der französische Künstler Christian Boltanski hat
nahezu 5.000 Kästen mit den Namen der Abgeord-
neten beschriftet, die zwischen den Jahren 1919
und 1999 auf der Grundlage demokratischer Wahlen
der verfassungsgebenden Deutschen Nationalver-
sammlung von 1919/1920, dem Reichstag der Wei-
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marer Republik oder dem Deutschen Bundestag an-
gehörten. Tragik erhält diese Installation durch die
zahlreichen mit schwarzen Bändern versehenen Bo-
xen jener Abgeordneten, die von den Nazis ermor-
det wurden. Viele meiner Besucher fanden es be-
fremdlich, dass dort auch Abgeordnete der NSDAP
verewigt sind. Christian Boltanski war es aber wich-
tig, deutlich zu machen, dass auch diese demokra-
tisch in den Reichstag gewählt wurden. So spiegelt
das Archiv der Deutschen Abgeordneten nicht nur
die Errungenschaften, sondern auch die Verwerfun-
gen deutscher Parlamentsgeschichte wider.

Woran erkennt man die Anfänge? - Damit junge
Menschen eine Vorstellung davon erhalten, was
Krieg, Diktatur und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit bedeuten, ist es notwendig, solche Orte der
Erinnerung zu bewahren. 

Auch hier im Saarland, gerade hier an der deutsch-
französischen Grenze, ist das Gestapo-Lager Neue
Bremm der zentrale Erinnerungsort. Der Umgang
mit dem Lager nach dem Zweiten Weltkrieg war im
Saarland ein schwieriger. Nachdem die Franzosen
unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg eine Ge-
denkstatte errichtet haben, geriet das Lager später
leider in Vergessenheit und zerfiel. 

Wir haben es der privaten Initiative Neue Bremm zu
verdanken, dass an dieser Stelle ein Erinnerungsort
errichtet werden konnte. Bürgerinnen und Bürgern
haben mit besonderem Engagement rund 50 Jahre
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges dafür ge-
sorgt, dass an dieser Stelle wieder an das dort ge-
schehene Unrecht - an die „Hölle von Saarbrücken“,
wie es in einer Schriftenreihe der saarländischen
Landeszentrale für politische Bildung heißt - erinnert
werden konnte. Deswegen gilt mein Dank auch ganz
besonders Herrn Dr. Kurt Bohr und Herrn Dr. Burck-
hard Jellonnek sowie allen Mitstreiterinnen und Mit-
streitern für die wertvolle Arbeit, die sie alle an die-
sem Ort für die Erinnerungsarbeit im Saarland leis-
ten. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Die Gedenkstätte Neue Bremm ist ein eindrucksvol-
ler Ort, an dem wir sehen, dass Verfolgung, Unter-
drückung und Mord nicht nur weit weg von uns statt-
gefunden haben, sondern vor unserer Haustür und
damit auch vor unseren Augen. Wir wissen, dass
Bewohner in der Nachbarschaft sogar die Schreie
der Gefolterten hören konnten. Der Löschwasser-
teich inmitten des Lagers war der grausame Mittel-
punkt inhumaner Misshandlung, systematischer Fol-
ter und auch gezielten Mordens. Jeden Abend
mussten die Gefangenen um den Teich hüpfen oder

kriechen. Und jeden Abend wurde einer davon will-
kürlich ausgesucht und im Teich ertränkt. Heute sind
dort die Namen der Ermordeten in Stein gemeißelt. 

Viele mussten also tatsächlich gewusst haben, was
dort passiert. Es war also nicht nur die unsägliche
Verrohung von Aufsehern, es war auch die Gleich-
gültigkeit von Teilen der Bevölkerung, die es gesche-
hen ließ. 

Woran erkennt man die Anfänge? - Das ist das
schreckliche Muster: Zuerst werden Menschen aus-
gegrenzt, bevor ihnen auf grausame Art und Weise
ihre Würde genommen wird, weil sie politisch anders
denken, weil sie anders aussehen, weil sie eine an-
dere Hautfarbe, eine andere Religion haben. Es be-
ginnt immer mit der Ausgrenzung.

Am 27. Oktober 2019 haben 23,4 Prozent der Thü-
ringer Wählerinnen und Wähler die AfD und damit
den Vorsitzenden Björn Höcke in den Landtag ge-
wählt. Ich habe Zitate von ihm und anderen AfD-Po-
litikern: „Wir Deutschen, also unser Volk, sind das
einzige Volk der Welt, das sich ein Denkmal der
Schande in das Herz seiner Hauptstadt gepflanzt
hat.“ - Björn Höcke, Januar 2017, Rede in Dresden.
Ein weiteres Zitat: „Das große Problem ist, dass Hit-
ler als absolut böse dargestellt wird, aber wir alle
wissen natürlich, dass es in der Geschichte kein
Schwarz und kein Weiß gibt.“ - Björn Höcke, März
2017, Interview mit dem Wall Street Journal.

Ein weiteres Zitat: „Dem Flüchtling ist es doch egal,
an welcher Grenze, an der griechischen oder an der
deutschen, er stirbt.“ - Günter Lenhardt, AfD-Land-
tagswahlkandidat in Baden-Württemberg. Weiteres
Zitat: „Die Merkelnutte lässt jeden rein, sie schafft
das. Dumm nur, dass es UNSER Volkskörper ist, der
hier gewaltsam penetriert wird. Es handelt sich um
einen Genozid, der in weniger als zehn Jahren er-
folgreich beendet sein wird, wenn wir die Kriminelle
nicht stoppen.“ - Peter Boehringer, MdB. „Hitler und
die Nazis sind nur ein Vogelschiss in über 1.000
Jahren erfolgreicher deutscher Geschichte.“ - Alex-
ander Gauland, MdB. „Wir werden so lange durch-
halten, bis wir 51 Prozent erreicht haben. Dieses
Land braucht einen vollständigen Sieg der AfD.“ -
Björn Höcke, MdL.

Woran erkennt man die Anfänge? - Für mich steht
fest, dass es bereits begonnen hat, da 75 Jahre
nach Kriegsende eine politische Partei in deutschen
Parlamenten sitzt, die andere Menschen ausgrenzt,
diffamiert und beleidigt, weil sie politisch anders den-
ken, anders aussehen, eine andere Hautfarbe oder
eine andere Religion haben. Es beginnt immer mit
Ausgrenzung. Deshalb ist es für mich so unerträg-
lich, was vergangene Woche in Thüringen passiert
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ist, nämlich dass die dortigen Landtagsfraktionen
von CDU und FDP es zugelassen haben, einen Mi-
nisterpräsidenten von Höckes Gnaden zu wählen.
Für uns Christdemokraten steht fest: Es darf und
wird keinerlei Zusammenarbeit mit Extremisten ge-
ben - weder mit Extremisten von links noch von
rechts.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. -
Abg. Schramm (DIE LINKE): Das ist lächerlich! -
Abg. Lander (DIE LINKE): Nichts verstanden! -
Zuruf von der CDU: Das ist überhaupt nicht lä-
cherlich! - Abg. Schramm (DIE LINKE): Das ist
schlimm!)

Denn auch Folgendes ist eine Dimension der Erin-
nerungskultur. 40 Jahre DDR-Geschichte, 40 Jahre
Unfreiheit, Unterdrückung, Bespitzelungen und Ver-
haftungen. Mehrere Hunderte Mauertode, unzählige
zerrissene Familiengeschichten aufgrund der sozia-
listischen Diktatur der SED. Ich bezeichne das wahr-
lich nicht als lächerlich.

(Zuruf des Abgeordneten Lander (DIE LINKE).)

Mit meinen Berlin-Besuchern fuhr ich auch in das
Stasi-Gefängnis Hohenschönhausen. Zeitzeugen
haben berichtet, wegen welchen Lappalien sie dort-
hin gebracht wurden. Manchmal reichte das Hören
der falschen Musik schon aus, um verhaftet zu wer-
den. Der Aufenthalt in diesem Gefängnis zerstörte
oft Leben oder zumindest zerbrach die Familie dar-
an. In der Thüringer CDU sind etliche ehemalige Ge-
fangene, noch der letzten Landtagsfraktion gehörten
zwei von ihnen dem Parlament an. Und in der Links-
fraktion saßen ehemalige Stasi-Mitarbeiter oder
Menschen, die in der DDR für das undemokratische
System standen. Wer will von den Opfern verlangen,
dass sie ihre Peiniger von damals wählen?

Es gibt aber auch noch eine dritte Dimension der Er-
innerungskultur, eine positive. So gehört nämlich
auch die Entstehung und Entwicklung unserer De-
mokratie zu einer Erinnerungskultur: Die Aussöh-
nung mit unseren Nachbarn, das Zusammenwach-
sen Europas und die Entstehung der Europäischen
Union, all das sind keine Selbstverständlichkeiten.
Es ist der Verdienst unserer Vorgängerinnen und
Vorgänger, die mit Mut und Weitsicht die Grundlagen
unseres Friedens und Wohlstands in Europa gelegt
haben. Auch dafür gibt es einen Ort der Erinnerung,
nämlich das Haus der Europäischen Geschichte in
Brüssel. 

Wie aber kann man die Erinnerung auch an unsere
Kinder und Kindeskinder, an die besagte Generati-
on, die wir oft nur noch im Netz erreichen können,
weitergeben? Wäre es deshalb nicht eine gute Mög-

lichkeit oder sogar Notwendigkeit, wie etwa beim
Zeitzeugenprojekt der Völklinger Hütte die Aussagen
der Zeitzeugen, die über die Jahre gesammelt wor-
den sind, audiovisuell zu dokumentieren und multi-
medial zu publizieren? Das wäre eine lohnenswerte
Aufgabe, die man in einer konzertierten Aktion mit
den saarländischen Medien angehen könnte. Das
wäre ein großes, aber zugleich nachhaltig wirkendes
Projekt, in das auch die saarländischen Schülerin-
nen und Schüler integriert werden können. Erinne-
rungsorte erhalten und besuchen, das wäre eine
weitere Möglichkeit, die drei Dimensionen der Erin-
nerung wachzuhalten.

Unter anderem unser Ministerpräsident hat vorge-
schlagen, dass alle saarländischen Schülerinnen
und Schüler mindestens einmal in ihrem Schulleben
eine Gedenkstätte besuchen sollten. Auch das ist
ein wichtiger Beitrag gegen das Vergessen. Wir als
Haushaltsgesetzgeber sollten bei den nächsten
Haushaltsberatungen darüber diskutieren, ob wir
nicht auch Budgets für solche Klassenfahrten - egal
ob zum Gestapo-Lager Neue Bremm, nach Brüssel
zum Haus der Europäischen Geschichte oder nach
Berlin Hohenschönhausen - zur Verfügung stellen
können. Schulprojekte, bei denen Schüler die Nazi-
Geschichte ihres Ortes aufarbeiten, sich mit ihrer ei-
genen Familiengeschichte beschäftigen oder Stol-
persteine pflastern, es gibt schon viele gute Beispie-
le, wie man junge Menschen für Geschichte begeis-
tern kann.

Auch der Landesjugendring ist sehr aktiv in diesem
Bereich. Am 20. März dieses Jahres wird es den
Startschuss für ein dreijähriges Projekt geben, in
dem Jugendliche mitarbeiten sollen. Das Projekt
heißt: „Damit kein Gras drüber wächst“. Alle Jugend-
organisationen sind eingeladen, sich über das Pro-
jekt zu informieren und daran teilzuhaben. Auch das
ist ein wichtiger Beitrag zur Erinnerungsarbeit im
Saarland. Deswegen darf ich Georg Vogel vom Lan-
desjugendring, der heute auch da ist, für dieses En-
gagement sehr herzlich danken.

(Beifall.)

Auch das ist ein Beitrag zu unserer Demokratie.
Auch Demokratie leben ist ein wichtiger Punkt. Das
beginnt hier bei uns im Haus. Es geht um die Art
und Weise, wie wir mit Argumenten umgehen, wie
wir uns austauschen, wie wir andere Meinungen zu-
lassen und darauf reagieren.

Zur Demokratie gehört, dass man mitmacht. Wir er-
leben, dass die Volksparteien unter Druck geraten,
an Mitgliedern verlieren. Wir sehen eine Entwick-
lung, bei der immer mehr Menschen ihr Singularin-
teresse, ihr persönliches Anliegen, in den Mittel-
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punkt stellen und erwarten, dass die Politik dieses
Anliegen umsetzt. Es widerspricht natürlich gerade
dem Geist einer Volkspartei - egal ob SPD oder
CDU -, nur für Singularinteressen einzutreten. Weil
wir das Ganze im Blick haben, ist es immer ein müh-
sames Ringen um den richtigen Weg. Es geht immer
um einen Kompromiss. Auch wenn das langweilig
und schmerzhaft ist, ist das die Erfolgsgeschichte
der Bundesrepublik Deutschland. Deshalb gehören
zu einer lebendigen Demokratie Menschen, die mit-
machen. Alle, die diese Rede jetzt hören, alle, die
sich damit befassen, lade ich ein, sich darüber Ge-
danken zu machen, auch Mitglied einer politischen
demokratischen Partei zu werden.

(Beifall von der CDU und des Abgeordneten Roth
(SPD).)

Präsident Toscani:

Ich eröffne die Aussprache. - Erster Redner in der
Aussprache ist der Fraktionsvorsitzende der DIE
LINKE-Landtagsfraktion Oskar Lafontaine.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es ist immer wieder notwendig, dass wir uns
die Frage stellen, wie wir schreckliches Leid, das
sich vor Jahrzehnten in unserer Gesellschaft in
Deutschland ereignet hat, heute verhindern können.
Voraussetzung dafür ist, dass man sich das Mitemp-
finden mit dem Leid anderer erhält. Voraussetzung
ist auch, dass man sich selbst die Frage stellt, inwie-
weit man durch eigenes Handeln an dem Leid ande-
rer beteiligt ist - ob bewusst oder unbewusst. Vor-
aussetzung - auch dies haben wir in den Diskussio-
nen früherer Jahre gelernt - ist, dass man nicht mit
dem Finger auf andere zeigt, weil man - wie es der
ehemalige Präsident Gustav Heinemann einmal ge-
sagt hat - immer weiß, dass dann drei Finger auf ei-
nen selbst zurück zeigen. 

Wenn man sich also mit diesen Fragen auseinander-
setzt, muss man sich selbst kritisch betrachten und
sich die Frage stellen, ob man auch heute gegen-
über dem Leid ausreichend mitempfinden und Em-
pathie zeigen kann. Deshalb meine ich, dass auch
die Ereignisse von Thüringen nicht geeignet sind,
die Schlachten der Vergangenheit in der jetzigen Si-
tuation zu führen, wie auch Sie, Herr Funk, es teil-
weise getan haben.

(Beifall bei der LINKEN.)

Wenn ich davon rede, dass wir überlegen müssen,
inwieweit wir selbst beteiligt sind oder mit dieser Ge-
schichte konfrontiert sind, will ich daran erinnern,

dass - das war das Anliegen unserer Fraktion - nach
dem Krieg viele ehemalige Nationalsozialisten im
saarländischen Landtag tätig waren. Vorher war das
nicht aufgearbeitet worden. Ich will nur eine Erinne-
rung erwähnen: Bei der Aufarbeitung ist auch her-
ausgekommen - das war mir nicht bekannt -, dass
ein ehemaliger CDU-Fraktionsvorsitzender in Prag
31 Jüdinnen und Juden zum Tode verurteilt hat. In-
sofern brauchen wir nicht weit zu gehen, wenn wir
die Geschichte aufarbeiten wollen. Wir müssen wis-
sen, dass Schuld in unserem Land verteilt ist und
insbesondere selbstkritische Betrachtung notwendig
ist, wenn man diese große Aufgabe, die sich uns
stellt, wirklich bewältigen will. - Dabei möchte ich es
erst einmal belassen.

Ich möchte nun zu dem kommen, was ich eigentlich
vortragen wollte. Was müssen wir als Saarländerin-
nen und Saarländer beachten, wenn wir uns mit die-
ser Zeit auseinandersetzen? - Was die Erinnerungs-
kultur angeht, brauchen wir nicht weit zu gehen. Un-
mittelbar in unserer Nähe ist die Gestapo-Zelle im
Saarbrücker Schloss und der Platz des Unsichtba-
ren Mahnmals, bei dem ich mir immer wieder die
Frage gestellt habe, was der Künstler eigentlich sa-
gen wollte, indem er dieses unsichtbare Mahnmal in
die Nähe des Landtages und des Zentrums der
Stadt Saarbrücken verpflanzt hat. Vielleicht wollte er
sagen, dass die Strukturen, die zu diesen Ereignis-
sen geführt haben, immer noch unsichtbar sind oder
nicht genügend gesehen werden. 

In der Tat müssen wir uns doch jeden Tag fragen,
warum dieses Morden in der Welt in diesem großen
Umfang immer noch zu unserem Alltag gehört.
Wenn wir doch wissen, in welch großem Umfang
Menschen jetzt gerade in dem Moment, in dem wir
reden, sterben und leiden, müssen wir uns die Frage
stellen: Was ist die Ursache? Woran erkennt man
die Anfänge? - Es fängt ja nicht jetzt erst an. Das
schreckliche Leid, das Menschen zugefügt wurde
und wird, ist unser Alltag, wir können es gar nicht
bewältigen. Wenn wir wirklich mit diesen Menschen
jeden Tag und jede Stunde mitempfinden würden,
kämen wir gar nicht aus der Trauer und der Betrof-
fenheit heraus. Deshalb müssen wir versuchen zu
erkennen, was die Grundlage ist, warum sich die
Dinge so entwickelt haben. Wir müssen erkennen,
dass das Betrachten der Erinnerungsstätten - das
haben Sie, Herr Funk, angedeutet - nicht ausreicht. 

Mir ist es selbst so gegangen. Ich bin selbst als jun-
ger Mann an dem Obelisken vorbeigefahren, der auf
das Lager an der Goldenen Bremm hinweist, ohne
zu erkennen, was der Obelisk sagen will. Irgend-
wann ist mir die Erkenntnis gekommen, dass dieser
Obelisk vielleicht an einen Schornstein und an das
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Verbrennen der Jüdinnen und Juden in den Konzen-
trationslagern erinnert, unabhängig davon, dass auf
der Goldenen Bremm eine solche Anlage nicht vor-
handen war.

Eine Passage aus dem Buch „Das Ohr des Mal-
chus“ von Gustav Regler hat mich mit dem konfron-
tiert, was bei uns passiert ist. Die Passage möchte
ich Ihnen kurz vortragen, weil sie die ganze Proble-
matik zeigt, mit der wir immer noch konfrontiert sind.
Mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich: „Da war
ein Bursche von 21 Jahren aus dem Ruhrgebiet
nach der Saar gekommen, ein Kommunist, den die
Sturmtruppen der Nazis im März 1933 gefangen und
in ihrem Keller gequält hatten. Sie hatten ihm seine
Zähne ausgeboxt, hatten ihm Rizinusöl eingeflößt,
hatten ihn gepeitscht, während sich sein gepeinigter
Körper im Krampf entleerte. Er erzählte dies alles
nun den Arbeitern der Saar. Er war einer von ihnen.
Er roch nach dem Hunger, der auch sie quälte. Er
hatte die gierigen Augen, die ihre Kinder hatten. Er
hatte um die dünnen Lippen den Zug des Hasses.
Sie konnten in dem Mann auf der Tribüne den Bru-
der sehen, der wie sie gelitten hatte. Er riss sich
auch einmal in einem Versuch verzweifelter Wer-
bung das Hemd von der Schulter und drehte sich
um, sodass jeder im Saal das riesengroße Haken-
kreuz sehen konnte, das ihm die Sturmtruppen der
Nazis mit glühenden Zigaretten ins Fleisch gebrannt
hatten. Sie ertrugen das Ecce homo nicht. Sie nah-
men ihm übel, dass er so viel gelitten hatte. Sie
sprachen ihn schuldig, weil er ein Besiegter war:
‚Nicht diesen, den Barabbas gebt frei!‘ Ich war in ei-
ner Versammlung, in der der junge Mann sprach. Da
kam von unten eine Stimme, die ich nie vergessen
werde: ‚Was zahlen dir denn die Franzosen für den
Schwindel?‘ Mir schien als glühten die Wunden des
Burschen noch einmal auf, aber aus dem Saal kam
ein Lachen, das mir jede Illusion nahm.“

Diese Schilderung von Gustav Regler hat mich tief
beeindruckt und war eines der Motive, warum ich
immer wieder versucht habe, mich in den Kampf ge-
gen diejenigen einzubringen, von denen man vermu-
ten konnte, dass sie vielleicht wieder zu Strukturen
führen würden, die solche Verbrechen möglich ma-
chen. Die große Problematik, die wir nicht so ohne
Weiteres auflösen können, ist, warum Menschen im-
mer wieder bis zum heutigen Tag so wenig mit dem
täglichen Leid in der Welt, mit dem Verhungern, mit
dem Verbrennen, mit dem Gequältwerden, mit dem
Zerfetztwerden von Bomben mitempfunden haben.
Ich glaube, dass das eigentliche Problem darin be-
steht, dass wir zu Strukturen kommen müssen, die
das Mitempfinden und die Anteilnahme an dem

Schicksal anderer stärken. Das scheint mir die gro-
ße Aufgabe unserer Zeit zu sein.

Ich habe in der letzten oder vorletzten Landtagsde-
batte schon darauf hingewiesen, dass die Soziolo-
gen immer wieder untersuchen, was sich in unserer
Gesellschaft verändert hat. Ich habe darauf hinge-
wiesen, dass im Gegensatz zu früher nicht mehr der
Grundwert der Solidarität im Mittelpunkt gesell-
schaftlichen Handelns steht, sondern eher der
Grundwert der Selbstverwirklichung, der leicht in
blanken Egoismus abgleiten kann und einen dazu
verleitet, am Schicksal anderer immer weniger teil-
zunehmen. Ich sehe wie viele andere in der Welt un-
sere Wirtschaftsordnung als Grundlage dafür, dass
sich das Miteinander in den Gesellschaften so entwi-
ckelt hat. Es ist kein einzelnes Urteil von mir, wenn
ich darauf hinweise, dass die Empathie und die An-
teilnahme am Schicksal des anderen in dieser Wirt-
schaftsordnung nicht gefördert werden, sondern ab-
nehmen. 

Ich will noch einen weiteren Gedanken hinzufügen.
Ich glaube auch, dass der Verlust der Religion eine
Grundlage dafür ist, warum sich die Dinge so entwi-
ckelt haben. André Malraux hat einmal gesagt: „Das
21. Jahrhundert wird religiös sein, oder es wird nicht
sein.“ - Ich glaube nicht, dass er damit direkt anspre-
chen wollte, dass dieses Jahrhundert nicht sein wür-
de, wenn der eine oder andere nicht diesen oder je-
den Glauben hätte. Ich glaube, dass er mit dieser
Bemerkung auf das Zentrum der christlich-jüdischen
Kultur zielte. Dieses Zentrum ist die Nächstenliebe.
Die Nächstenliebe ist eigentlich die größte Heraus-
forderung, der wir Menschen uns stellen müssen.
Wenn wir die Nächstenliebe mit der Verpflichtung
zur Anteilnahme an dem Schicksal anderer dem ge-
genüberstellen, was in der Welt passiert, dann ist
uns die Größe der Herausforderung, der wir uns
stellen müssen, bewusst.

Woran erkennt man die Anfänge? Die Gleichgültig-
keit gegenüber dem Leid der Anderen ist einer der
Gründe dafür, dass sich unsere Gesellschaft in den
vergangenen Jahren so entwickelt hat. Sie ist viel-
leicht auch einer der Gründe dafür, dass wir nun
häufiger an das berühmte Brecht-Wort erinnert wer-
den, „der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das
kroch“. 

Ich will hier keine große kontroverse Debatte begin-
nen, vieles wäre dazu zu sagen. Wir werden aber,
so glaube ich, nur weiterkommen in dieser Frage,
wenn wir uns zunächst mit dem auseinandersetzen,
bei dem wir versagt haben, bei dem diejenigen ver-
sagt haben, die uns nahestanden, und wenn wir uns
mit der Frage beschäftigen, was wir dazu beitragen
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können, dass unsere Gesellschaft Strukturen und
Grundlagen entwickelt, die ein Morden, die die
Grausamkeit vergangener Jahrzehnte verhindern
können.

(Beifall von der LINKEN und der SPD und bei der
CDU.)

Präsident Toscani:

Ich erteile dem Fraktionsvorsitzenden der SPD-
Landtagsfraktion Ulrich Commerçon das Wort.

Abg. Commerçon (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Anlass für
den heutigen Antrag und die heutige Debatte bot ur-
sprünglich der Jahrestag des 27. Januar, in diesem
Jahr der 75. Jahrestag der Befreiung der Menschen
des Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau, übri-
gens durch die Rote Armee, das will ich an dieser
Stelle einmal sagen. An diesem Tag sind die Men-
schen von der Roten Armee befreit worden. Sie sind
befreit worden vom schlimmsten Verbrechen der
Menschheitsgeschichte.

Die Erinnerung an diese schlimmsten Verbrechen ist
ein Wert an sich, das sind wir den Opfern schuldig.
Wir sind es den Opfern, aber auch uns selbst, all
den Menschen, die heute leben, schuldig, dass so
etwas nie wieder geschieht. Ich will dazu ein Zitat
nennen, das ein wenig dem ähnelt, was Kollege
Funk von Herrn Kohl zitiert hat: „Wer die Geschichte
nicht kennt, ist gezwungen, sie zu wiederholen.“

Angesichts dessen ist es richtig, hierbei auch die
nachwachsenden Generationen im Blick zu haben.
In der Vergangenheit, in Zeiten meiner Jugend, war
das häufig allein schon dadurch gewährleistet, dass
wir noch Zeitzeugen hatten, die authentisch über
diese Zeit berichten konnten. Diese Zeitzeugen wer-
den weniger. Deswegen brauchen wir neue Formen
der Erinnerungsarbeit, dabei sind zweifelsohne in
erster Linie auch die Orte, die Gedenkstätten, einzu-
beziehen. Ich sage auch ganz klar: Die Besuche von
Schülerinnen und Schülern bei Gedenkstätten sind
absolut zu befürworten. Wir müssen dafür sorgen,
dass dafür auch die Gelegenheiten geschaffen wer-
den.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Damit ist es aber nicht getan! Gedenkstättenbesu-
che müssen unterrichtlich eingebunden sein. Sie
müssen auf einer demokratischen Schulstruktur be-
ruhen, nur dann werden sie auch Erfolg haben. Ein

Zwangsbesuch wird, meine sehr verehrten Damen
und Herren, überhaupt nichts bringen. Deswegen
müssen wir zunächst einmal im Blick haben, welche
Angebote wir denn haben: In unseren Lehrplänen,
nicht nur in Geschichte und den gesellschaftswis-
senschaftlichen Fächern, ist dieses Thema tief ver-
ankert. Wir haben Unterrichtsmaterialien und Hand-
reichungen zu den Orten des Gedenkens. Es gibt
zahlreiche Fortbildungsveranstaltungen. Die Lan-
desarbeitsgemeinschaft Erinnerungsarbeit, die ich in
meinem alten Amt noch versucht habe, auf den Weg
zu bringen, und die erfolgreich gestartet ist, bietet ei-
ne Vielzahl entsprechender Möglichkeiten an. Es
gibt zahlreiche Aktivitäten, etwa die Besuche des
Gestapo-Lagers Neue Bremm, des SS-Sonderla-
gers Hinzert, des Konzentrationslagers Natzweiler-
Struthof. Es gibt viele bürgerschaftliche Initiativen.
Ich erinnere an die Stolpersteine und möchte an die-
ser Stelle auch ausdrücklich erwähnen, dass ich
mich freue, dass neue Gemeinden bei diesem Pro-
jekt hinzukommen, dass sich nun auch die Gemein-
de Wallerfangen entschieden hat, in das Stolpers-
tein-Projekt einzusteigen. Denn mit diesem Stolpers-
tein-Projekt wird auch vor Ort deutlich und sichtbar
gemacht, mit welchen Verbrechen und mit welchen
persönlichen menschlichen Schicksalen wir es je-
weils zu tun haben. Die Gestapo-Zelle im Histori-
schen Museum Saar wurde schon angesprochen,
das Lager Neue Bremm. Die Arbeitsgemeinschaft
der evangelischen Jugend macht viele Dinge, eben-
so der Verein Geographie ohne Grenzen, die Verei-
nigung der Verfolgten des Naziregimes, die Stiftung
Demokratie und viele andere Initiativen. Der Volks-
bund Deutscher Kriegsgräberfürsorge beispielswei-
se möchte ebenfalls Fahrten nach Auschwitz durch-
führen. 

Das alles haben wir als verantwortliche Gewählte in
diesem Haus zu unterstützen. Wir haben dafür Sor-
ge zu tragen, dass das auch möglich ist. Ich sage an
dieser Stelle aber auch ganz deutlich: Das muss
nicht nur eingebunden werden, sondern es muss
auch finanziert werden. Die Angebote müssen auch
ausreichen. Deswegen unterstütze ich ausdrücklich,
was Kollege Funk gesagt hat: Wir müssen bei den
Haushaltsberatungen dafür sorgen, dass dieses An-
gebot tatsächlich auch gemacht werden kann. Denn
zum Beispiel die Stiftung Demokratie hat keine Ka-
pazitäten mehr, weitere Besuche des Konzentrati-
onslagers Natzweiler-Struthof mit Führungen zu or-
ganisieren. Es fehlen dafür die Ressourcen, die Ka-
pazitäten sind dort schlichtweg nicht vorhanden.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir alle
müssen uns selbst dazu verpflichten, dafür tatsäch-
lich die nötigen Mittel zur Verfügung zu stellen!
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(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Das Ganze hat auch nicht einfach mit „irgendwo da
draußen in Deutschland“ zu tun, auch saarländische
Juden wurden, das muss man an dieser Stelle deut-
lich sagen, Opfer des NS-Regimes. Mehr als 6.500
Jüdinnen und Juden aus Baden, der Pfalz und von
der Saar wurden nach Gurs deportiert. Ich bin froh,
dass es uns gemeinsam mit Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz gelungen ist, dafür zu sorgen,
dass dieser Ort künftig würdig gestaltet werden
kann. Wir haben dafür eine größere Kraftanstren-
gung unternommen. Leider kann Richard Bermann,
der einer der ins Gefangenenlager Gurs Deportier-
ten war und heute Vorsitzender unserer Synagogen-
gemeinde ist, nicht bei uns sein. Herr Bermann ist
leider erkrankt. Von dieser Stelle ein herzliches Dan-
keschön und die besten Genesungswünsche an Ri-
chard Bermann, der sich bei diesem Vorhaben sehr
verdient gemacht hat!

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Auch andere wurden schon angesprochen. Unser
Antisemitismus-Beauftragter ist heute anwesend, ich
freue mich, dass Herr Professor Rixecker unserer
Sitzung beiwohnt. Der Sprecher und Vorsitzende der
Landesarbeitsgemeinschaft, Herr Hofmann, ist bei
uns. Auch Georg Vogel vom Landesjugendring Saar
wurde schon erwähnt. Ich möchte an dieser Stelle
auch ein neues Projekt des Landesjugendrings nen-
nen: „Damit kein Gras darüber wächst“. Ich halte
das für ein wichtiges Signal dafür, dass in diesem
Zusammenhang auch neue Projekte gestartet wer-
den. Dafür dem Landesjugendring ein herzliches
Dankeschön!

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Es ist gut und wichtig, dass wir uns mit unserer Ver-
gangenheit beschäftigen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Es geht aber keineswegs nur um
die Vergangenheit. In jüngster Zeit verzeichnen wir
bei uns in Deutschland vermehrt Angriffe auf Juden.
Rabbiner werden auf offener Straße bedroht und be-
spuckt, unverhohlen werden Jüdinnen und Juden
körperlich angegriffen. Die Gewaltbereitschaft ist ge-
stiegen. Bei einem Blick auf die Auswertung antise-
mitischer Straftaten wird deutlich, dass der Großteil
dieser antisemitischen Angriffe von deutschen Män-
nern aus dem rechtsextremen Spektrum begangen
wird. Das muss man ganz deutlich sagen: von Men-
schen, die hier in Deutschland geboren wurden und
aufgewachsen sind und nun nur ein Ziel verfolgen,
nämlich Minderheiten auszugrenzen. Meine sehr

verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, unsere Aufgabe ist, auch an dieser Stelle
dafür zu sorgen, dass so etwas nie wieder passiert.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

Ja, die Zahl antisemitischer Straftaten steigt seit
Jahren deutschlandweit deutlich an. Entsprechen-
des gilt für die Zahl der Schändungen jüdischer
Friedhöfe und von Gedenkstätten. Nur wenige Tage
nach dem 27. Januar war mal wieder auch die Ge-
denkstätte für jüdische Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger in Rehlingen-Siersburg betroffen. Ich sage an
dieser Stelle: Ich erwarte, dass die Täter dingfest
gemacht werden! Wir müssen auch darüber reden,
ob die Straftatbestände, die uns in diesem Zusam-
menhang zur Verfügung stehen, ausreichen. Wenn
sie nicht ausreichen, müssen sie verschärft werden.
Ich bin nun gewiss niemand, der ständig nach einer
Verschärfung von Straftatbeständen ruft. Aber an
dieser Stelle muss völlig klar sein, dass es nicht hin-
nehmbar ist, dass jüdische Gedenkstätten in unse-
rem Land geschändet werden. Das muss hart be-
straft werden.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist
wichtig, dass wir uns in dieser Frage um die Jugend
kümmern. Ich selbst war vor zwei Jahren im Rah-
men meines alten Amtes zusammen mit meiner Kol-
legin aus Rheinland-Pfalz nach Israel gereist, um in
Yad Vashem in der dortigen Gedenkstätte für Holo-
caust und Heldentum die Zusammenarbeit im Be-
reich der schulischen Bildung, zur Weiterentwicklung
der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, des Lehreraus-
tauschs und der Gedenkstättenpädagogik zu verein-
baren. 

Es waren sehr eindrucksvolle Tage, die ich dort ver-
bringen durfte. Es ist nicht leicht, wenn man in Jad
Vashem vor Ort ist. Ich weiß, die Kollegin Rehlinger
war kürzlich auch dort. Ich kann allen nur empfeh-
len, selbst mal hinzufahren. Wir müssen all das tun. 

Das hat, das sage ich an der Stelle auch, viel mit un-
serem Verhältnis zu Israel zu tun. Ich will das am
heutigen Tage sehr deutlich bekennen, weil auch zu-
nehmend gegen Israel gehetzt wird. Ich glaube, das
dürfen wir nicht zulassen. Die Existenzberechtigung
eines freien deutschen Staates ist unmittelbar auch
gekoppelt an das Existenzrecht Israels. Ich glaube,
das gehört an einem solchen Tag auch mit auf die
Agenda. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Es gab in der Nachkriegszeit in Westdeutschland ei-
nen Konsens der Demokraten. Seit 1949 erfüllen die
demokratischen Parteien den Auftrag unseres
Grundgesetzes. Zu diesem Grundkonsens gehört es
als Lehre aus dem verbrecherischen NS-Regime
und dem Scheitern der Weimarer Republik auch,
dass Demokraten keine gemeinsame Sache mit den
Feinden der Demokratie machen. Unsere Demokra-
tie wird von rechten Populisten und gewalttätigen
Neonazis herausgefordert. Und, es ist schon gesagt
worden, wir sind längst leider über den Punkt „Weh-
ret den Anfängen“ hinaus. Es ist die Frage aufge-
worfen worden, wann der richtige Zeitpunkt ist, das
zu verhindern. Ehrlich gesagt haben wir den richti-
gen Zeitpunkt leider schon verpasst. 

Es geht jetzt in der Tat darum, für unsere Demokra-
tie zu streiten, uns unsere Demokratie wieder voll-
umfänglich zurückzuerobern. Sie ist nicht nur ge-
fährdet, sondern sie ist in großen Teilen schon ange-
griffen und angekratzt. Das sehen wir am Rechtster-
ror des NSU, das sehen wir am Mord an Walter Lüb-
cke, das sehen wir am Anschlag auf die Synagoge
in Halle, an Morddrohungen gegen Kommunalpoli-
tiker, Ehrenamtliche und Abgeordnete, am anwach-
senden Antisemitismus, an Angriffen auf Journalis-
ten und am Erstarken rechtsradikaler Parteien. Das
sind nicht nur deutliche Zeichen, das ist schon weit
über die Anfänge hinaus. Und, meine sehr verehrten
Damen und Herren, das dürfen wir auf keinen Fall
dulden! 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Deswegen ist es gut, dass nicht nur der Fraktions-
vorsitzende der CDU eben die Vorgänge in Thürin-
gen angesprochen hat, sondern dass auch der Mi-
nisterpräsident und CDU-Vorsitzende dieses Landes
sich klar und deutlich geäußert hat und jede Form
der Zusammenarbeit mit der AfD und Gruppen, die
die Shoah leugnen oder relativieren, ausgeschlos-
sen hat. Ich sage ganz deutlich: Wir erwarten, dass
das auf allen Ebenen zu gelten hat, vom Ortsrat bis
zum Deutschen Bundestag und zum Europäischen
Parlament. Nirgendwo darf es eine Zusammenar-
beit, ein Zusammenwirken mit den Kräften geben,
die die Shoah leugnen, relativieren oder versuchen,
die Naziverbrechen kleinzureden. Ich glaube, das
muss eine sehr deutliche Ansage sein, meine sehr
verehrten Damen und Herren. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Ich möchte noch zu einer anderen Bemerkung et-
was sagen, die mich durchaus herausfordert. Ich
bin, das werden alle bestätigen, sicherlich kein

Freund der Partei DIE LINKE. DIE LINKE steht in
der Nachfolge der SED. Und ja, die DDR war ein
Unrechtsstaat. Meine Partei, die Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands, ist beiden Diktaturen zum
Opfer gefallen. Und dennoch gibt es einen funda-
mentalen Unterschied! Es ist nicht zulässig, beide in
einem Atemzug zu nennen! Und das liegt nicht nur
daran, dass Bodo Ramelow eigentlich eher ein Sozi-
aldemokrat als ein Kommunist ist und Björn Höcke
ganz klar ein Faschist ist. Es liegt nicht nur an die-
sen beiden Personen. 

Zu Recht wird immer wieder von der Unvergleich-
lichkeit des Holocaust gesprochen, der massenhaf-
ten, der systematischen, der geplanten Vernichtung
von Jüdinnen und Juden in ganz Europa. Es gibt
kein zweites Beispiel dafür. Und ja, die DDR war ein
Unrechtsstaat; sie ist aber nicht zu vergleichen mit
den Verbrechen, die im Dritten Reich verübt wurden.
Auch das, meine sehr verehrten Damen und Herren,
muss sehr deutlich gesagt werden. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN. - Zuruf.)

Hören Sie einfach bitte zu, ich sage das in aller Ru-
he. - Ich zitiere mal aus einem Koalitionsvertrag,
nämlich dem Koalitionsvertrag der letzten rot-rot-
grünen Regierung in Thüringen. Da steht: Für Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN und die SPD als Parteien, die
in und aus der Bürgerrechtsbewegung der DDR her-
vorgegangen sind, ebenso wie für die Partei DIE
LINKE ist die Aufarbeitung der SED-Diktatur in all ih-
ren Facetten weder überflüssig noch rückwärtsge-
wandt. Dabei geht es um eine demokratische Kultur
von morgen. Für eine Aufarbeitung in die Gesell-
schaft hinein ist es von Bedeutung festzuhalten: Die
DDR war eine Diktatur, kein Rechtsstaat. Weil durch
unfreie Wahlen bereits die strukturelle demokrati-
sche Legitimation staatlichen Handelns fehlte, weil
jedes Recht und jede Gerechtigkeit in der DDR ein
Ende haben konnte, wenn einer der kleinen oder
großen Mächtigen es so wollte, weil jedes Recht und
jede Gerechtigkeit für diejenigen verloren waren, die
sich nicht systemkonform verhielten, war die DDR in
der Konsequenz ein Unrechtsstaat.“ Das sei all den-
jenigen auch mal gesagt, die das immer wieder ein-
fordern. 

Dieses Bekenntnis ist klar im damaligen Koalitions-
vertrag festgehalten worden und wird später auch
noch mal aufgegriffen bei den Grundsätzen der Zu-
sammenarbeit: „Wir verständigen uns darauf, nicht
mit Organisationen, die das DDR-Unrecht relativie-
ren, zusammenzuarbeiten. Die Koalition zwischen
den Parteien DIE LINKE, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird keine Personen,
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die direkt oder indirekt mit dem Sicherheitssystem
der DDR zusammengearbeitet haben, in Positionen
dieser Regierung entsenden. Ebenso sollen Men-
schen, die leugnen, dass die DDR kein Rechtsstaat
war, keine Verantwortung in der gemeinsamen politi-
schen Arbeit für Thüringen wahrnehmen.“

Da hat es einen Lernprozess gegeben, den ich ganz
eindeutig bei anderen, im rechten Spektrum dieses
Landes, nicht sehe. Dort ist der Weg ein völlig ande-
rer, er geht in die völlig andere Richtung. Und, meine
sehr verehrten Damen und Herren, ich halte diesen
Lernprozess für glaubwürdig. Das gilt im Übrigen
auch für die ehemaligen Blockparteien in der Natio-
nalen Front. 

(Beifall von der LINKEN.)

Die CDU-Landesverbände in Ostdeutschland sind
auch mit DDR-Unrechtsvermögen der damaligen
CDU aufgebaut worden. Auch das gehört zur histori-
schen Wahrheit. 

(Beifall von der LINKEN.)

Deswegen werde ich niemanden ausgrenzen, der
heute noch in der CDU ist und es damals schon war.
Wenn sie geläutert sind, wenn sie daraus gelernt ha-
ben, ist das in Ordnung. Im Übrigen: Nach dem
Zweiten Weltkrieg haben wir, alle demokratischen
Parteien, dafür gesorgt, dass ehemalige NSDAP-
Mitglieder wieder in diese Gesellschaft integriert
werden konnten. Es geht nicht darum, Einzelne aus-
zugrenzen, es geht nicht darum, an dieser Stelle zu
sagen, wir vergleichen das eine mit dem anderen.
Es ist ein fundamentaler Unterschied zwischen dem,
was in der Geschichte nach der DDR-Zeit in Ost-
deutschland passiert ist, und dem, was die neuen
und alten Nazis in unserem Land machen, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Da bitte ich wirk-
lich alle, in sich zu gehen und zu überlegen, ob die-
se Äquidistanz-Diskussion wirklich hilfreich ist. Sie
schadet letztlich unserem demokratischen Gemein-
wesen. 

(Beifall von der SPD und der LINKEN.)

Es ist falsch, einfach von einer „Mitte“ zu sprechen,
die irgendwo zwischen links und rechts definiert
wird. Das ist historisch falsch, es ist auch rein geo-
grafisch falsch. Es gibt diese Topografie überhaupt
nicht. Der Antisemitismus, der Rassismus ist leider
auch in der Mitte unserer Gesellschaft angekom-
men! Das ist die bittere Wahrheit, über die wir reden
müssen, meine sehr verehrten Damen und Herren.
Und genau deswegen ist es notwendig, dass wir uns
nicht nur um die Jungen kümmern, denn es sind gar
nicht die unter 25-Jährigen, die besonders gefährdet
sind, es sind im Übrigen auch nicht die über 70-Jäh-

rigen. Den meisten Zuspruch haben die rechtspopu-
listischen Parteien in anderen Altersgruppen. Des-
wegen können wir die Arbeit nicht nur auf Schülerin-
nen und Schüler beschränken, sondern wir sind
selbst alle, jeder für sich, auch ich, gefordert, an die-
ser Stelle jeden Tag darauf zu achten, dass das nie
wieder passiert!

Es gibt drei klare Unterscheidungen: erstens glaub-
würdiges Eintreten für die Stärkung unserer Demo-
kratie, zweitens ein klares Bekenntnis zur Unver-
gleichlichkeit des Holocaust, der Shoah als
schlimmstes Verbrechen der Menschheit, und drit-
tens der Schutz von Minderheiten. Das sind drei har-
te Kriterien, an denen wir alle messen können, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren. - Ich danke
Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall von der SPD und der LINKEN,
Beifall bei der CDU.)

Präsident Toscani:

Nächster Redner ist der Fraktionsvorsitzende der
AfD, Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Rede, diesem Antrag beizutreten, die diesen Antrag
empfiehlt, hat der ehemalige verdienstvolle Minister-
präsident Oskar Lafontaine gehalten. Die Antragstel-
ler haben dieses wichtige Anliegen dazu benutzt -
man könnte auch missbraucht sagen -, genau das
zu machen, was sie anklagen, nämlich sie haben
ausgegrenzt und sie haben Schuldige gesucht, wo
sie nicht zu finden sein können. Es kann doch nicht
behauptet werden, dass die AfD eine nationalsozia-
listische Partei ist. Das ist doch einfach Unfug! Ich
bin hier Landesvorsitzender im Saarland. Wir haben
solche Leute nicht in unseren Reihen. 

(Lachen. - Unruhe. - Sprechen.)

Es ist hier von Zeitzeugen geredet worden. Ich bin
noch ein solcher Zeitzeuge. Erlauben Sie mir, dass
ich Ihnen acht Namen mit Geburts- und Todesdaten
vorlese. Gerd Trinkaus, 25. Mai 1935, gestorben am
29.09.1944, Werner Trinkaus, 17.11.1938, gestorben
am 29.09.1944, Günter Scherer, 06.08.1938, gestor-
ben am 29.09.1944, Herbert Eigner, 13.08.1938, ge-
storben am 29.09.1944 - die drei Letzten sind aus
meinem Jahrgang -, Siegfried Fuchs, 05.06.1939,
gestorben am 29.09.1944, Maria Schröder, geboren
am 05.10.1939, Inge Hoffmann, geboren am
11.08.1942 und Kurt Hoffmann, geboren am
13.12.1943, alle gestorben am 29.09.1944.
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Es fällt auf, sie sind alle am selben Tag gestorben.
Ich kann Ihnen versichern, sie sind alle in derselben
Minute gestorben. Sie sind bei einem US-Bomben-
angriff auf meinen Heimatort Wemmetsweiler umge-
kommen. Insgesamt gab es 22 Tote. 17 Häuser wur-
den ganz zerstört, 18 Häuser wurden schwer be-
schädigt. Für diese unschuldigen Toten ist auf dem
Friedhof in meinem Heimatdorf Wemmetsweiler eine
Gedenkstätte errichtet worden. 

Ich habe diesen Bombenangriff erlebt. Ich habe ihn
überlebt. Ich bin lediglich durch den Luftdruck gegen
die Kellerwand gedrückt worden, ebenso meine
Großmutter und meine Mutter. Mein Großvater ist,
nachdem die Scheibe eingedrückt wurde, durch den
Luftdruck auf den Boden gefallen. Uns ist nichts
passiert. Nach dem Angriff war das halbe Dorf in
Rauch gehüllt. Noch Jahre bin ich an diesen zerstör-
ten Häusern vorbei in die Schule gegangen. Hier in
Saarbrücken gab es beim Fliegerangriff vom 05. auf
den 06. Oktober 1944, den wir von der Ferne aus
durch den erleuchteten Himmel gesehen haben, 361
Tote, 5.882 Häuser wurden zerstört, 1.141 wurden
teilweise zerstört und 45.000 Menschen wurden ob-
dachlos. 

Im Saarland sind insgesamt mehrere Tausend Men-
schen bei Bombenangriffen ums Leben gekommen.
Bei den unschuldigen Opfern von Gewaltherrschaft
und Krieg darf es keine Klassengesellschaft geben.
Jedes Opfer überall in der Welt und zu allen Zeiten
ist ein Opfer zu viel. Das gilt auch für unsere Zeit
hier. Das hat einer meiner Vorredner deutlich ge-
sagt, wir sind dafür verantwortlich, dafür zu sorgen,
dass dieses Morden in der Welt, das täglich stattfin-
det und wogegen wir schon fast abgehärtet sind,
endlich endet. 

Sie mahnen, uns für Frieden in unserem Land, aber
auch für Frieden in der Welt einzusetzen. Von einer
starken Demokratie zu reden, das allein schafft kei-
ne starke Demokratie. Man muss sie leben. Da ist
vielleicht auch Thüringen ein Beispiel, über das man
einmal nachdenken sollte. - Danke schön.

(Beifall von der AfD. - Abg. Renner (SPD): Un-
glaublich!)

Präsident Toscani:

Das Wort hat noch einmal der Vorsitzende der CDU-
Landtagsfraktion Alexander Funk. 

Abg. Funk (CDU):

Herr Kollege Lafontaine, ich will noch ganz kurz und
ganz schnell auf Ihren Vorwurf oder die Frage der
Schuld und der drei Finger, die auf einen zurückzei-

gen, eingehen, aber auch auf das, was Sie,
Herr Commerçon, gesagt haben, dass ich die Nazi-
Zeit mit der DDR in einem Atemzug nennen würde.
Ich sage ganz klar, das habe ich nicht getan, son-
dern ich habe von den drei Dimensionen der Erinne-
rungskultur gesprochen. Die stehen für sich. Auch
daran müssen wir erinnern. Selbstverständlich wa-
ren auch nach dem Zweiten Weltkrieg viele Nazis in
einer Partei, auch in der CDU. Das bestreitet nie-
mand, aber der entscheidende Punkt ist, dass die
CDU Deutschlands sich klipp und klar von Nazis,
von der Vergangenheit, distanziert und Fehler auch
eingestanden hat. Das will ich an dieser Stelle klar
betonen. 

(Beifall von der CDU.) 

Wenn ich sage, für die CDU gibt es keine Zusam-
menarbeit mit Extremisten von links oder rechts, hat
das nichts mit der Vergleichbarkeit von Nazi-
Deutschland und der DDR zu tun. Aber es hat damit
etwas zu tun, für was die LINKE steht, auch in Thü-
ringen. 

(Zurufe aus der LINKEN.)

Auch die Landesvorsitzende der LINKEN in Thürin-
gen gehört der Antikapitalistischen Linken an, einer
Plattform der LINKEN, die für den grundlegenden
Systemwechsel einstehen, die den Bruch mit den
kapitalistischen Eigentumsstrukturen fordern. An
dieser Stelle sagen wir, da kann es keine inhaltliche
Zusammenarbeit geben unabhängig von Fragen zu
NATO, Russland oder der Marktwirtschaft allgemein.
Deshalb keine Zusammenarbeit mit links oder
rechts. 

(Beifall von der CDU.)

Präsident Toscani:

Nächster Redner ist der Abgeordnete Rudolf Müller
für die AfD-Landtagsfraktion. Ich weise darauf hin,
dass noch eine Redezeit von 3 Minuten zur Verfü-
gung steht. 

Abg. Müller (AfD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist viel
Richtiges gesagt worden. Insbesondere das, was
Herr Lafontaine heute Morgen gesagt hat, hat mich
berührt und beeindruckt. Am 27. Januar jährte sich
die Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz
zum 75. Mal. Dieses Jahrestages wurde auch hier
im saarländischen Landtag auf würdige Art und Wei-
se gedacht. Ihr heutiger Antrag ist insofern richtig,
als darin die immer wieder notwendige Vermittlung
geschichtlichen Wissens an unseren Schulen gefor-
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dert wird. Richtig ist auch, dass die damit zusam-
menhängende moralische Wertung eine wesentliche
Rolle zu spielen hat. Damit aber rennt man offene
Türen ein, sowohl bei den heutigen Jugendlichen als
auch bei den Jugendlichen aller Generationen, die
wir überblicken können. 

Allerdings muss dieses finsterste Kapitel deutscher
Geschichte in den Zusammenhang des Davor und
des Danach gestellt werden. Zum Davor gehören
ein Weltkrieg mit unglaublicher Verrohung auf allen
Seiten, ein ausbeuterischer Versailler Vertrag und ei-
ne Weltwirtschaftskrise mit Not und Elend und politi-
scher Radikalisierung. Aber insbesondere das Da-
nach gehört zur Erinnerungsarbeit und ist eine Er-
folgsgeschichte. Der Wiederaufbau aus Ruinen, im
Osten unter erschwerten Bedingungen, der Wieder-
aufbau einer diesmal funktionierenden Demokratie,
die Eingliederung von 12 Millionen vertriebenen
Deutschen aus den verlorenen deutschen Ostgebie-
ten, die kleine Wiedervereinigung mit dem Saarland,
die erfolgreiche Revolution gegen die antifreiheitli-
che sozialistische Diktatur der DDR und die Über-
windung der Teilung, der ehrliche Versuch der Wie-
dergutmachung soweit irgend möglich, das alles
sind Dinge, die es den heutigen und kommenden
Jugendlichen ermöglichen, einen Stolz auf die guten
Seiten unserer Nation zu entwickeln. 

Das ist es auch, was gebraucht wird. Stolz auf das
Gute der eigenen Nation, damit auch den vielen Ju-
gendlichen aus ursprünglich anderen Nationen ein
positives Angebot zur Integration gemacht werden
kann. Die Wendung zum Positiven kommt in Ihrem
Antrag leider zu kurz. Auch haben Sie wieder einmal
nicht der Versuchung widerstanden, das Elend und
die unfassbare Verbrecherei der NS-Zeit für gegen-
wärtige parteipolitische Zwecke zu instrumentalisie-
ren. Der Schriftsteller Martin Walser hat dazu schon
vor gut 20 Jahren in einer viel beachteten und viel
beklatschten Rede Treffendes und Passendes ge-
sagt. Aus den genannten Gründen können wir die-
sem Antragstext nicht zustimmen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall von der AfD.) 

Präsident Toscani:

Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. -
Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung über den Antrag der Koalitionsfraktionen
Drucksache 16/1203. 

Wer für die Annahme der Drucksache 16/1203 ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer stimmt
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle

fest, dass der Antrag Drucksache 16/1203 mit Stim-
menmehrheit angenommen ist. Zugestimmt haben
die Fraktionen von CDU, SPD und DIE LINKE, da-
gegen gestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion. Ich
ergänze: Zugestimmt hat ebenfalls die fraktionslose
Abgeordnete. 

Wir kommen nun zu den Punkten 3, 4 und 5 der Ta-
gesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Land-
wirtschaft im Saarland hat Zukunft (Drucksa-
che 16/1204)

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Bäuerliche Familienbetriebe unter-
stützen - Umwelt schützen (Drucksache
16/1205 - neu)

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Mercosur stoppen - Menschen-
rechte, Umwelt, Klima und heimische Land-
wirtschaft schützen (Drucksache 16/1206)

Zu diesen Tagesordnungspunkten darf ich auf der
Tribüne Gäste aus dem Bereich der Landwirtschaft
begrüßen. Es sind der ehemalige Landwirtschafts-
kammerpräsident Richard Schreiner, der Hauptge-
schäftsführer des Bauernverbandes Saar Hans Lau-
er und der Geschäftsführer des Landjugendbundes
Alexander Welsch. Ihnen ein herzliches Willkom-
men! 

(Beifall.)

Zur Begründung des Antrags der Koalitionsfraktio-
nen erteile ich Herrn Abgeordneten Dr. Magnus
Jung das Wort.

Abg. Dr. Jung (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Ver-
treter der Landwirtschaft! Die Landwirtschaftspolitik
war in den zehn Jahren, in denen ich das interes-
sante Amt des landwirtschaftspolitischen Sprechers
meiner Fraktion ausfüllen darf, über lange Zeit eher
selten ein Thema in diesem Hohen Hause. Das hat
sicherlich damit zu tun, dass das Saarland Montan-
land, Autoland, Industrieland und auch Tourismus-
land ist. Agrarpolitik stand lange Zeit nicht so im Fo-
kus von Politik und Öffentlichkeit. Das hat sich aber
in den letzten Jahren Schritt für Schritt geändert. Wir
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haben auch in diesem Hause in den letzten Jahren
begonnen, regelmäßiger über Landwirtschaftspolitik
zu diskutieren, zuletzt im Herbst 2019. Heute ist die
Landwirtschaftspolitik zum ersten Mal Schwerpunkt-
thema, prominent an den Vormittag des Landtags-
plenums gesetzt. Dafür, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, gibt es eine ganze Reihe von Gründen.

Da ist zum Ersten die sich seit Jahren zuspitzende
Existenzkrise der Betriebe in ganz Deutschland zu
nennen, eine Krise, die wir auch im Saarland fest-
stellen und die sich dadurch auszeichnet, dass viele
Landwirte einfach aufgeben müssen, dass die Zahl
der Hofinhaber kontinuierlich zurückgeht und dass
diejenigen, die weiterkämpfen, häufig gezwungen
sind, sich erheblichen Umstellungsbemühungen zu
unterziehen. Vor vielen Jahren wurde noch in die ei-
ne Richtung investiert, heute aufgrund zum Beispiel
von schlechten Milchpreisen ist man wieder auf dem
Weg in eine andere Richtung.

Das Interesse an der Landwirtschaftspolitik hat aber
auch zu tun mit der Tierwohldebatte bei uns im Lan-
de und mit dem gestiegenen Bewusstsein der Bür-
gerinnen und Bürger dafür, wie Tiere in der Landwirt-
schaft gehalten werden - Tiere, die sie nachher ver-
zehren wollen und welche Ansprüche sie an die
Tierhaltung haben.

Es hat etwas zu tun mit der Debatte um die Themen
Naturschutz und Artensterben und den Umgang mit
Pestiziden. Das gestiegene Interesse hat auch et-
was damit zu tun, dass wir merken, dass die Land-
wirtschaft selbst mit den Auswirkungen des Klima-
wandels zu kämpfen hat. Das konnte man im letzten
und vorletzten Sommer besonders sehen, im Saar-
land war es Gott sei Dank weniger dramatisch als in
anderen Teilen der Republik. Aktuell ist es die De-
batte um die Düngemittelverordnung, die viele Land-
wirte auf die Straße führt, um zu protestieren, um
auf ihre Situation aufmerksam zu machen und um
Respekt und Anerkennung für ihre Arbeit zu finden,
die sie in der Gesellschaft nicht mehr ausreichend
gewürdigt sehen.

Meine Damen und Herren, es ist nicht einfach, auf
all diese Fragen leichte Antworten zu geben. Die so-
genannte Bauernmilliarde, die vor Kurzem in Berlin
beschlossen worden ist, haben viele Landwirte ei-
gentlich als Verhöhnung verstanden. Sie kommen
mit ihren Problemen und kriegen als Antwort Geld.
Dass sie das als deutlich zu wenig verstanden ha-
ben, ist eine Aufforderung an uns in der Politik, und
auch hier im Landtag mit diesen Themen gründlich
und gewissenhaft auseinanderzusetzen. Deshalb
sage ich, wir brauchen eine Grundsatzdebatte in Po-
litik und Gesellschaft über folgende Fragen: Welche

Landwirtschaft wollen wir eigentlich in diesem Land?
Was soll diese Landwirtschaft für diese Gesellschaft
leisten? Wie sollen die Betriebe von dem, was sie
leisten sollen, wirtschaftlich leben können? Wie
kommen wir bei alldem zu einem besseren Tier-
wohl? Wie werden die Belastungen für die Umwelt
reduziert? Wie passen wir die Landwirtschaft an die
Herausforderungen des Klimawandels an?

Ich möchte im Folgenden versuchen, zumindest ei-
nige Hinweise zu geben, wie diese Fragen beant-
wortet werden können. Welche Landwirtschaft wol-
len wir? Was soll sie für die Gesellschaft leisten? -
Nach wie vor ist die wichtigste Aufgabe der Land-
wirtschaft die Versorgung der Menschen mit guten
und bezahlbaren Lebensmitteln. Das war schon im-
mer eine zentrale Zielsetzung der Landwirtschafts-
politik, auch der europäischen Landwirtschaftspolitik.
Deshalb ist die Gemeinsame Europäische Agrarpoli-
tik schon seit der Zeit nach dem Krieg bis heute ein
Kernbereich der EU-Politik. Deshalb ist die Europäi-
sche Union nicht nur als Montanunion gegründet
worden, sondern sie ist eigentlich auch eine Agrar-
union. Deshalb sage ich, wir brauchen mit Blick auf
die Landwirtschaftspolitik in Zukunft nicht weniger
Europa, sondern mehr Europa. Das heißt ganz kon-
kret, keine Kürzungen im EU-Agrarhaushalt und im
gesamten EU-Haushalt. Das wäre ein wichtiges Sig-
nal der heutigen Debatte. 

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Die Landwirtschaft ist, auch wenn viele das auf den
ersten Blick nicht sehen, nach wie vor auch bei uns
im Land ein wichtiger Wirtschaftszweig, wenn man
die Zahl der Arbeitsplätze und die Wertschöpfung
betrachtet. Dabei muss man nicht nur die Produktion
im engeren Sinne in Augenschein nehmen, sondern
auch den vor- und nachgelagerten Bereich. Das gro-
ße Problem der Landwirtschaft ist aus meiner Sicht,
dass die EU-Agrarordnung in erster Linie am Welt-
markt und am Wettbewerb ausgerichtet ist und nicht
an dem, was die Menschen vor Ort an Lebensmit-
teln benötigen. Wettbewerb bedeutet nämlich, dass
derjenige, der billiger und besser ist - vor allem aber
derjenige, der billiger ist -, sich durchsetzt. Wer sich
im Wettbewerb nicht durchsetzt, scheidet eben ir-
gendwann aus dem Markt aus und gibt auf. Wenn
wir diesen Wettbewerbsgedanken in der Agrarpolitik
konsequent zu Ende denken, dann besteht am Ende
die Gefahr, dass sich die Landwirtschaft gerade in
den Gebieten zurückziehen könnte, die wir als be-
nachteiligte Gebiete bezeichnen, wo es also sowie-
so schwieriger ist, im Wettbewerb mit anderen mit-
zuhalten. Das hat sie in vielen Teilen auch schon ge-
tan. Das Thema regionale Versorgung ist wün-
schenswert und schön, aber in weiten Teilen besten-
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falls ein frommer Wunsch, denn bei vielen Nah-
rungsmitteln, die wir gebrauchen, liegt der Versor-
gungsgrad zum Beispiel bei uns im Saarland bei
deutlich unter 10 Prozent.

Unser wichtigstes Ziel mit Blick auf die Gefahren
dieses Wettbewerbs muss es deshalb sein, die
Landwirtschaft flächendeckend auch im Saarland zu
erhalten. Wir müssen dafür sorgen, dass die Betrie-
be in Zukunft wieder verstärkt von ihrer Arbeit leben
können. Wir brauchen deshalb weiterhin Direktzah-
lungen aus dem EU-Haushalt. Wir brauchen eine
besondere Förderung für die benachteiligten Gebie-
te. Das sind immerhin rund 93 Prozent der landwirt-
schaftlichen Fläche im Saarland. Wir brauchen ver-
stärkt einen Schutz der Betriebe in Europa und in
Deutschland vor den Auswirkungen des internatio-
nalen Freihandels. Wir brauchen eine Stärkung der
Marktmacht der Erzeuger gegenüber dem Lebens-
mitteleinzelhandel und der Branche der Weiterverar-
beiter.

Dabei muss aus meiner Sicht auch in Zukunft gel-
ten, dass es schon per Gesetz nicht möglich sein
darf, Lebensmittel unter dem Erzeugerpreis zu ver-
kaufen. Das, was wir im Arbeitsmarkt als Mindest-
lohn haben, brauchen wir in Zukunft in der Landwirt-
schaft als Mindestpreis für die Landwirtschaft. - Ich
hätte mir an dieser Stelle ein bisschen Applaus ge-
wünscht. Aber gut, man kann vielleicht darüber
nachdenken.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir brauchen in jedem Fall stärkere regionale Liefer-
ketten. Wir müssen vorsichtiger sein beim Thema
Konzentration im Lebensmitteleinzelhandel. Dass
wir in den Dörfern keine oder weniger Bäcker haben
und dass wir in vielen Dörfern keine Metzger mehr
haben, dass wir im Saarland keine Molkerei für den
konventionellen Bereich mehr haben, hat alles mit
Konzentrationsprozessen zu tun. All das sind die
Prozesse, die es am Ende den Bauern schwieriger
machen, ihr Geld am Markt zu verdienen. All das ge-
hört zusammen. All das muss geändert werden,
wenn sich die Situation für die Landwirtschaft ver-
bessern soll.

Dafür brauchen wir am Ende ein anderes Bewusst-
sein der Verbraucherinnen und Verbraucher. Der Ap-
pell an diese ist wichtig. Das betrifft die Wertschät-
zung der Lebensmittel. Aber der Appell ist nicht aus-
reichend, denn wir kommen an dieser Stelle in ein
Dilemma. Viele sagen gerne allgemein, dass Land-
wirtschaft und Produktion von Lebensmitteln natür-
lich geschätzt werden müssen, aber wenn es an die
Kasse oder an das Supermarktregal geht, dann ent-
scheiden viele eben doch in erster Linie nach dem

Preis. Das kann man zumindest vielen Bürgerinnen
und Bürgern auch nicht unbedingt verübeln, denn in
vielen Geldbeuteln ist nicht so viel drin, dass man
sich die tollen Sachen mit dem besten Bewusstsein
kaufen kann.

Hier müssen wir einen guten Weg finden, beispiels-
weise in Kantinen, bei der Verpflegung in Kitas und
in den Schulen. Diese Debatte müssen wir führen.
Sicherlich, nicht alle können sich alles leisten, aber
viele könnten sich auch in diesem Bereich mehr leis-
ten, wenn sie es denn wollten. Ich glaube, deshalb
ist das Thema Ernährungsbildung wichtig. Ich bin
froh, dass das saarländische Umweltministerium in
diesem Bereich sozusagen aufgerüstet und die Ar-
beit deutlich ausgeweitet hat, um dem gerecht zu
werden. 

Wenn wir an das Tierwohl denken, dann können wir
sagen, das Problem haben wir im Saarland ein gu-
tes Stück weit ausgelagert, denn das Fleisch, das
wir bei uns im Land verzehren, wird ganz überwie-
gend gar nicht im Saarland produziert. Dennoch ent-
scheiden wir darüber mit, wie es auf der Bundesebe-
ne bei der Tierwohl-Kennzeichnung weitergeht. Ich
wünsche mir, dass es auch national ein entspre-
chendes verpflichtendes Label gibt. Selbstverständ-
lich wollen wir die Betriebe, die umstellen, bei den
Veränderungen finanziell unterstützen. Ich persön-
lich finde das Aussteigerprogramm in den Niederlan-
den interessant. Das ist keine Notwendigkeit für uns
im Saarland, aber es ist sicherlich in anderen Teilen
der Republik von Interesse. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass hier von der Bundeslandwirtschafts-
ministerin in Zukunft noch mehr kommen muss.

Die Marktorientierung der Landwirtschaft bedeutet
aber nicht nur mit Blick auf die Tierhaltung, sondern
auch bezüglich der Bearbeitung der Fläche, dass
ständig optimiert und verbessert werden muss und
dass konzentrierter gearbeitet werden muss. Das
hatte in der Vergangenheit durchaus Konsequenzen
für die Umwelt. Wir sehen den Anteil am Insek-
tensterben, den Rückgang des Niederwildes und die
Entwicklung bei der Biodiversität. 

Deshalb bin ich froh, dass es beim Pflanzenschutz
eine deutlich gewachsene Sensibilität gibt und dass
wir in Zukunft sicherlich eine Landwirtschaft ohne
Glyphosat haben werden. Aber all das hat seinen
Preis. Wenn man das nicht mehr so benutzen kann,
dann sinkt die Produktivität. Dann dürfen diejenigen,
die das produzieren, nicht damit alleine gelassen
werden. Vielmehr müssen damit auch die Kosten -
das sind am Ende auch gesellschaftliche Kosten -
zu einem guten Stück verteilt werden. 
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Die Digitalisierung ist im Übrigen eine Chance, auch
in diesem Bereich Landwirtschaft noch stärker natur-
verträglich umzusetzen. Das betrifft natürlich vor al-
len Dingen den Ausbau der Bioschiene. Wir sind als
Saarland Spitzenreiter in Deutschland. Wir werden
demnächst eine Quote von 20 Prozent Biolandwirt-
schaft haben, in fünf Jahren 25 Prozent. Deutsch-
landweit möchte man im Jahr 2030 das erreicht ha-
ben, was wir vielleicht schon im nächsten Jahr er-
reicht haben werden. 

Im Übrigen sei mir ein Hinweis erlaubt, auch wenn
die GRÜNEN hier im Haus nicht mehr vertreten
sind. Gerade dort, wo sie in den Ländern Verantwor-
tung tragen, wie zum Beispiel in Schleswig-Holstein,
sieht es ganz besonders schlecht aus bei der Bio-
quote. Da müsste man stärker hinschauen, wie An-
spruch und Wirklichkeit miteinander in Einklang ge-
bracht werden. Ich bin auf jeden Fall sicher, dass bei
den Anstrengungen, die wir insgesamt übernehmen
wollen, möglicherweise zusätzliche Mittel vonseiten
des Bundes zur Verfügung gestellt werden müssen. 

Beim Klimawandel braucht es möglicherweise in Zu-
kunft verstärkt finanzielle Hilfen in besonderen Kri-
senjahren. Es braucht mehr Investitionen in die For-
schung und in die Beratung. Ich möchte unserer
Landwirtschaftskammer ganz herzlich danken, die in
diesem Bereich schon dabei ist, die Betriebe im
Saarland zu unterstützen.

Zum Thema Düngemittelverordnung, das ich heute
nicht aussparen will, will ich nur sagen, das Pro-
blem, das wir heute haben, ist hausgemacht. Der
Trinkwasserschutz muss natürlich die höchste Priori-
tät haben. Aber über viele Jahre ist das Thema nicht
ausreichend angegangen worden. Das trifft sowohl
die Landwirtschaftsminister der letzten Jahre als
auch zum Teil die Verbände. Jetzt ist Matthäi am
Letzten; jetzt lässt uns die EU-Kommission keine
Luft mehr. Jetzt muss eben gehandelt werden. Die
Versäumnisse der Vergangenheit holen uns ein.
Zum Glück sind wir im Saarland nur mit 2,5 Prozent
der Fläche betroffen, ganz anders als in anderen
Bundesländern. Ich bin sehr froh, dass Reinhold
Jost als Umweltminister sehr intensiv den Dialog ge-
sucht hat und weiterhin zur Verfügung steht, um
pragmatische Wege zu suchen, damit die Umset-
zung im Saarland gemeinsam mit den Landwirten
geschehen kann.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

All das, was ich genannt habe, sind Ziele, die man
begrüßen kann, die aber nur schwer zu erreichen
sind, denn was wir dafür brauchen, ist eine grundle-
gende Agrarwende in der EU. Ich glaube, mit einem
„Weiter so!“ werden wir die Ziele verfehlen, zum

Nachteil der Tiere, der Umwelt und der Verbraucher,
aber vor allem auch zum Nachteil der Landwirte.

Wir brauchen also eine grundsätzliche Debatte über
die Frage, wie Landwirtschaft organisiert werden
soll. Es gibt Bereiche wie zum Beispiel die Daseins-
vorsorge oder die Sozialwirtschaft, wo man sagt,
das ist nicht nur Marktwirtschaft, sondern da müssen
auch andere Überlegungen eine Rolle spielen. Ich
glaube, eine solche Debatte brauchen wir auch rund
um das Thema Landwirtschaft.

Das werden wir nicht in kurzer Zeit erreichen. Wir
sind jetzt aber in einer Phase, in der wichtige Wei-
chen gestellt werden müssen, weil es um die nächs-
te Förderperiode auf EU-Ebene geht. Das Saarland
wird dabei eine wichtige Rolle spielen. Reinhold Jost
hat in diesem Jahr den Vorsitz der Agrarministerkon-
ferenz. Deutschland hat im zweiten Halbjahr die EU-
Ratspräsidentschaft. Diese Zeit können und werden
wir nutzen, um die Landwirtschaftspolitik in Deutsch-
land und in Europa in die richtige Richtung zu verän-
dern. Der Antrag der Koalitionsfraktionen soll eine
klare Unterstützung der Politik von Reinhold Jost
sein.

Ich möchte noch einige Sätze zu den beiden Anträ-
gen der LINKEN sagen. Der Antrag zum Thema
bäuerliche Landwirtschaft geht sicherlich grundsätz-
lich in die richtige Richtung, aber er ist doch deutlich
unterkomplex. Das ist ein bisschen kurz gesprun-
gen; deshalb können wir ihm nicht zustimmen. Et-
was komplexer ist es beim Thema Mercosur. 

Wir teilen die Bedenken, die Sie formulieren hin-
sichtlich der Auswirkungen auf Natur und Menschen
in Lateinamerika, aber auch auf die Marktverwerfun-
gen, die in Europa daraus erwachsen können. Die
Frage ist, ob die Standards, die im Vertrag festge-
schrieben sind, eingehalten werden. Dafür müssen
wir uns einsetzen. Im Grundsatz ist es durchaus
schwierig zu sagen, wir öffnen unserer Agrarmärkte
dafür, dass wir andere Industrieprodukte sonst wo in
der Welt verkaufen können. Dennoch - und das ist
der Unterschied zwischen Ihrem Antrag und unserer
Position - sind wir der Auffassung, dass wir Handels-
abkommen am Ende brauchen. Deshalb ist es für
uns wichtig, diese weiter zu verhandeln und vor al-
len Dingen Mechanismen zu finden, damit das, was
abgesprochen worden ist, am Ende auch umgesetzt
wird. 

Ich nenne ein Beispiel: Im Konflikt mit einem brasi-
lianischen Staatspräsidenten, der sich nicht darum
kümmert, wenn der Regenwald brennt, ist es mir lie-
ber, wir verhandeln mit ihm über Mercosur und ha-
ben Instrumente, mit denen wir dort einwirken kön-
nen, als dass wir sagen, es gibt kein Handelsabkom-
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men. Dann haben wir keine Möglichkeit mehr, dort
einzugreifen.

Deshalb an dieser Stelle auch die Ablehnung Ihres
Antrages. Ich bitte herzlich um Zustimmung für den
Antrag der Koalitionsfraktionen. - Vielen Dank!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:

Zur Begründung der beiden Anträge der DIE LINKE-
Landtagsfraktion erteile ich deren Fraktionsvorsit-
zendem, Herrn Oskar Lafontaine, das Wort.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Da wir nicht so viele Expertinnen und Exper-
ten in unserer Fraktion haben wie Sie als Große Ko-
alition, will ich nur ein Mal unsere Anträge hier be-
gründen. Zunächst einmal sind die Fragestellungen,
die Sie aufgeworfen haben, natürlich richtig. Wir
brauchen eine Grundsatzdebatte über unsere Land-
wirtschaft. Welche wollen wir haben, was soll sie
leisten, wie können die Landwirte auskömmlich le-
ben? Wie halten wir es mit dem Tierwohl, wie halten
wir es mit der Umwelt?

Zum Thema Umwelt möchte ich etwas sagen. Ich
bedaure es, dass sich die Debatte in den letzten
Jahren so sehr auf den Begriff Klimaschutz verlagert
hat, auf das Wort Klima, weil es mir lieber wäre, das
Wort Umweltschutz käme etwas häufiger vor. Dann
würde man auch sehen, dass man nicht nur das Kli-
ma im Auge haben muss, sondern beispielsweise
auch die Bäume, die sterben, wenn man meint, et-
was fürs Klima zu tun, oder auch die Umwelt, die
zerstört wird. Auf jeden Fall ist mir das Wort Umwelt-
schutz weitaus sympathischer. Wir müssten auch
Umweltschutz betreiben, wenn es die Klimafrage
nicht gäbe, um das in aller Kürze einmal anzuspre-
chen.

In der Fragestellung stimmen wir also überein. Wir
stimmen auch in dem einen oder anderen Punkt
überein, aber zunächst einmal will ich die Ausgangs-
lage deutlich machen, die durch die Diskussionen
der letzten Zeit klar geworden ist. Die Bundesland-
wirtschaftsministerin sagte oder wiederholt es immer
wieder bei ihren Reden, dass sie es unanständig fin-
det, wenn Hähnchenschenkel 20 Cent pro 100 g
kosten. Der Vorsitzende der GRÜNEN Habeck sagte
kürzlich, er sei wütend auf die Dumpingpreise im Su-
permarkt. Das ist alles in Ordnung, ich will das gar
nicht polemisch angreifen.

Wir haben einen anderen Ausgangspunkt, deshalb
möchte ich ihn formulieren: Wir sind eben wütend
auf die Entwicklung der Löhne, Renten und sozialen
Leistungen in Deutschland. Das ist unser Ausgangs-
punkt.

(Beifall von der LINKEN.)

Auch im Hinblick auf die Landwirtschaft entwickeln
wir unsere Positionen. Ich habe ja auch vor den
Landwirten gesagt, die hier vor dem Landtag stan-
den, dass ich in vielem übereinstimme, was sie vor-
getragen haben, aber nicht darin, dass wir über
Preisanhebungen in den Supermärkten oder wo
auch immer die Probleme lösen. Das will ich in aller
Deutlichkeit sagen. Wir sind hier gehalten, den Leu-
ten nicht immer nur nach dem Munde zu reden, das
können wir nicht. 

Wir haben eine andere Ausgangsposition, wir sind
der Auffassung, dass alle über ein auskömmliches
Einkommen verfügen müssen, auch die Landwirte,
aber auch die anderen. Daher müssen wir, bevor wir
überhaupt an Preissteuerungen denken, die die
Preise erhöhen, in erster Linie zunächst dafür sor-
gen, dass die Löhne, die Renten und die sozialen
Leistungen besser werden.

(Beifall von der LINKEN.)

Das ist und bleibt unsere Überzeugung und deshalb
gehen wir zunächst einmal von dieser Frage aus.
Ich wiederhole das hier noch einmal im Hinblick auf
die Armutsrenten, die zu erwarten sind, wenn sich
nichts ändert, daran wird auch die Grundrente nicht
viel ändern, denn das ist ja keine üppige Rente. Um
die ganze Fehlentwicklung deutlich zu machen, es
war am Sonntag in der FAZ mal wieder ein großer
Artikel, wo das jeder studieren konnte: Wenn die
Rentnerinnen und Rentner bei uns im Schnitt - da
war es sogar ein höherer Betrag - 800 Euro im Mo-
nat weniger haben als in Österreich, dann müsste
das eigentlich einen Aufstand in den deutschen Par-
lamenten geben. Ich stehe aber fassungslos davor,
es rührt sich niemand, es tut sich nichts. Und selbst
diese Grundrente kommt nicht von der Stelle, viel-
leicht erleben wir es irgendwann ja einmal. 

Ich will eines deutlich sagen: So sehr das auch eine
kleinere Verbesserung ist, die natürlich jeder begrü-
ßen muss, der sich um das Schicksal dieser Men-
schen sorgt, das reicht nicht aus, um die Renten in
Zukunft sicher zu machen. Da muss viel mehr ge-
schehen.

(Beifall von der LINKEN.)

Vor diesem Hintergrund sind wir für die Förderung
des bäuerlichen Familienbetriebs, das sage ich hier
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seit Jahrzehnten. Das heißt eben auch, dass man
nicht im gleichen Umfang für die Förderung des bäu-
erlichen Familienbetriebs sein kann wie für die
Großbetriebe. In der Landwirtschaft geht die Ent-
wicklung leider hin zu den Großbetrieben, nicht zu-
letzt, weil auch die Fördermechanismen dahin füh-
ren. Wir haben zwar eine vernünftige Umstellung in
der EU in den letzten Jahren gehabt, die darin be-
stand, dass man eben nicht mehr auf die produzierte
Menge gefördert hat. Das war ja selbstverständlich
ein Anreiz, immer mehr zu produzieren. So entstan-
den die berühmten Berge. 

Jetzt fördert man auf den Hektar bezogen. Ich halte
es nicht für richtig, das will ich deutlich sagen - das
ist nicht unbedingt die Position der Gesamtpartei, ich
kenne die überhaupt nicht -, wenn der kleine Famili-
enbetrieb dieselbe Hektarförderung bekommt wie
die Großbetriebe etwa in Mecklenburg-Vorpommern.
Ich halte das alleine deshalb schon nicht für richtig,
weil das teilweise GmbHs und Kapitalgesellschaften
sind, die dort mittlerweile tätig sind.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Ist es ja auch nicht.)

Bitte? 

(Abg. Dr. Jung (SPD): Die ersten Hektar werden
höher gefördert.)

Deshalb halte ich es für richtig, diese Förderungen
eben deutlicher zu differenzieren. Vielen Dank für
den Einwurf. Wenn ich höre - um Ihren Einwurf zu
beantworten, Herr Jung -, dass diese Betriebe in im-
mer größerem Umfang andere Flächen aufkaufen
können, weil die kleinen nicht mehr mitkommen, bin
ich für eine deutlich stärkere Förderung der kleinen
Betriebe, um eine Bemerkung an Ihre Adresse zu
machen. Das ist unsere Position.

(Beifall von der LINKEN. - Vizepräsidentin Spani-
ol übernimmt den Vorsitz.)

Wir dürfen ja nicht nur diese Entwicklung sehen, wir
müssen ja auch sehen, dass zusätzliche Dinge kom-
men, die sich wiederum ungleich in der Landwirt-
schaft auswirken. Wenn ich vorhin von der allzu
niedrigen Entwicklung der Löhne, Renten und sozia-
len Leistungen geredet habe, weise ich jetzt darauf
hin, dass wir viel zu hohe Strompreise haben. Derje-
nige zum Beispiel, der Biomasse produziert, ist an-
ders gestellt als derjenige, der das nicht tut. Die Ver-
braucherinnen und Verbraucher, die jetzt Angst ha-
ben, dass auch die Fleischpreise erhöht werden, sa-
gen: „Um Himmels willen, wir haben schon die er-
höhten Strompreise!“ 

Ein zentrales Thema in unserer Debatte - nicht so
sehr hier im Saarland, aber in den großen Städten -

ist die Mietpreisentwicklung. Auch an die denken wir
natürlich, wenn wir an die Entwicklung der Lebens-
mittelpreise denken. Also höhere Strompreise, höhe-
re Lebensmittelpreise und auf der anderen Seite ein
Trend zu einer stärkeren Konzentration in der Land-
wirtschaft. Das sind Entwicklungen, die wir für falsch
halten. Deshalb sind wir dafür, nach Wegen zu su-
chen - sicherlich hat niemand ein Patentrezept -, um
den kleinen bäuerlichen Familienbetrieb zu fördern. 

Diese Forderung schließt natürlich wieder auf zur
ökologischen Landwirtschaft. Wir haben ja in den
Achtzigerjahren damit begonnen, die ökologische
Landwirtschaft hier an der Saar systematisch zu för-
dern. Es kommen, wenn ich das richtig entnommen
habe - ich erhebe hier gar nicht den Anspruch, ein
Experte zu sein -, etwa 6 Prozent der Lebensmittel
aus ökologischem Anbau. Zumindest steht das in
verschiedensten Berichten, die ich gelesen habe.
Das ist ein immer noch geringer Betrag, das ist wohl
die Zahl für Gesamtdeutschland, und deshalb müs-
sen wir einiges tun, um den ökologischen Landbau
zu fördern. 

Das setzt aber wiederum voraus, dass alle Verbrau-
cherinnen und Verbraucher in der Lage sind, sich
solche Produkte zu kaufen. Auch hier haben wir wie-
der eine Spaltung in der Gesellschaft. Denken Sie
an die Entwicklung der Lebenszeiten. Der arme
Mann stirbt 10 Jahre früher, ich sage es einmal ganz
einfach. Das kann uns ja auch nicht völlig egal sein.
Das liegt nicht zuletzt auch an den Verbraucherge-
wohnheiten und den Essgewohnheiten, das ist auch
bekannt, das kann niemand bestreiten. Deshalb ist
es unser Anliegen, dass möglichst viele Menschen
die Möglichkeit haben, sich auch gesunde Produkte
aus ökologischer Landwirtschaft zu kaufen.

(Beifall von der LINKEN.)

Jetzt sehen Sie wieder, wie eines vom anderen ab-
hängt. Und natürlich ist bei der Frage des ökologi-
schen Landbaus eben auch das Tierwohl ein großes
Thema. Hier kann ich von einer persönlichen Erfah-
rung berichten: Ich war einmal - da war ich noch Mi-
nisterpräsident - auf dem Gau spazieren und kam an
einem Stall vorbei und habe mir das angesehen. Da
sah ich, wie dort die Schweine gehalten wurden. Ich
war sprachlos, ich kannte das nicht. Das Schwein
konnte gerade so in der Box stehen. Ich war ver-
sucht, einen Bruch des Eigentumsrechts dieses
Bauern zu begehen und diesen Stall aufzureißen,
das muss ich einmal sagen. Das war mein erstes
persönliches Erleben, dass ich gedacht habe, das
kann ja nicht sein. Wenn ich heute einkaufe, schiele
ich immer auf die Produkte, die dort in den Super-
märkten angeboten werden. Natürlich steht da im-
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mer Stallhaltung und dann stelle ich mir vor, was im
Einzelnen unter Stallhaltung zu verstehen ist.

Man kann meiner Meinung nach beobachten, dass
diejenigen, die zu Tieren gut sind, auch zu Men-
schen gut sind. So sagen es auch die einfachen
Leute. Darüber sollten wir vielleicht einmal nachden-
ken. Ich bin der Auffassung, dass wir das Tierwohl
noch stärker in den Vordergrund rücken müssen.
Das bedeutet, dass wir in die gegenwärtigen Pro-
duktionsbedingungen eingreifen müssen. Das setzt
unter Berücksichtigung der jetzigen Einkommens-
strukturen aber voraus, dass die Fleischpreise nicht
stark nach oben schnellen. Ich habe das deutlich ge-
sagt.

Dasselbe gilt richtigerweise für Glyphosat oder an-
dere Mittel, die eingesetzt werden, um die Hektar-
produktion zu erhöhen. Solange die Produktion die
Grundlage der Bezuschussung war, war das natür-
lich ein Anreiz, die Produktion zu maximieren. Jetzt
ist das etwas anders, aber gleichwohl kennen wir die
heftigen Debatten um den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln. Immer wenn erkannt wird, dass er-
hebliche Gesundheitsgefahr besteht, muss es mög-
lich sein, zu anderen Produktionsmethoden und not-
falls auch zu Verboten zu greifen. „Verbot“ ist ja
auch so ein wunderbares Wort, das wir jetzt in der
Debatte haben. Es wird gesagt: „Ich bin gegen Ver-
botskultur!“ oder Ähnliches. Es ist leider so - zumin-
dest gilt das für mich -, dass, wenn es beispielswei-
se im Verkehrswesen keine Verbote gäbe, ich auf
den Pinsel drücken und die Geschwindigkeitsbe-
grenzung nicht beachten würde. Ich weiß, hier sitzen
nur edle Menschen, aber ich bin weniger edel, des-
wegen bin ich der Meinung, dass es Verbote geben
muss, um die Menschen davon abzuhalten, Fehler
zu machen. Das ist meine Meinung.

(Beifall von der LINKEN und des Abgeordneten
Dr. Jung (SPD).)

Dann kommen wir noch zu der regionalen Vermark-
tung. Herr Kollege Jung, auch dazu haben Sie ja et-
was gesagt, nämlich dass der Anteil der regionalen
Vermarktung hier prozentual gesehen noch gering
ist. Gleichwohl bin ich der Meinung, dass es wichtig
ist, die regionale Vermarktung hier an der Saar wei-
ter zu fördern und den Landwirten somit auch die
Möglichkeit zu geben, ihre dann immer besser wer-
denden Produkte an die Verbraucher zu bringen. Ich
denke beispielsweise an Bemühungen in der Eifel.
In diesem Punkt könnten wir uns durchaus weiter
anstrengen. Nicht, dass es jetzt wieder jemand so
auslegt, als ob gar nichts getan werde, aber wir
könnten uns eben weiter anstrengen, denn die re-
gionale Vermarktung hat durchaus ihren Reiz. Wenn

ich selbst einkaufe und die Gelegenheit habe, direkt
beim Erzeuger zu kaufen, tue ich das. Und ich weiß,
dass das auch viele andere tun, denn man begegnet
solchen Menschen ja.

Insofern sollten wir versuchen, die regionale Ver-
marktung weiter zu unterstützen, denn die Landwirt-
schaft ist ja ein typischer Wirtschaftsbereich, in dem
wir mit Marktwirtschaft alleine nicht zurechtkommen.
Würden wir nur mit Marktwirtschaft argumentieren,
würde der Konzentrationsprozess seine Entwicklung
nehmen und es würde so weitergehen. Das stört
mich. Deswegen haben wir Mercosur eingebracht
und da haben mich Ihre Argumente nun wirklich
nicht überzeugt. Allerdings kann beziehungsweise
will ich das aus Zeitgründen auch nicht ausweiten.

Wir haben gelesen, dass die Weltmarktfähigkeit und
Weltmarktorientierung der Landwirtschaft das Ent-
scheidende sei und man die Landwirtschaft, die Pro-
duktion weltmarktfähig machen müsse. In diese
Richtung zielt ja auch das Mercosur-Abkommen. Ich
glaube aber, dass sich das nicht unbedingt mit den
Interessen der Mehrheit der Bevölkerung deckt. Bei
den Gesprächen, die ich führe, auch wenn sie nicht
repräsentativ sind, sagen die Menschen zu mir, dass
es einfach Quatsch sei, beispielsweise Fleisch aus
Südamerika hierher zu importieren. Man könne das
hier doch selbst herstellen und das Fleisch der eige-
nen Hersteller abnehmen. Ich halte das für richtig.
Der Kollege Heinrich hat mich auf der Landtagstrep-
pe belehrt, dass ja auch Milch von hier aus nach
Südamerika exportiert werden könnte. Herr Kollege
Heinrich, in aller Sachlichkeit und Kollegialität, Sie
mögen das für richtig halten, wir halten das für
falsch. Wir sind der Meinung, dass das Fleisch in
Südamerika bleiben sollte und die Milch, die hier ge-
trunken wird, hier produziert werden sollte. Das ist
unsere Position.

(Beifall von der LINKEN. - Abg. Heinrich (CDU):
Die Autos, die wir produzieren, bleiben auch bei
uns?)

Sie haben völlig recht, auch da will ich Ihnen antwor-
ten. Es ist richtig, dass Mercosur natürlich im Inter-
esse der Automobilwirtschaft liegt, weil die Automo-
bilwirtschaft möchte, dass die eigenen Autos auch in
Südamerika verkauft werden können. Aber die Fra-
ge ist ja, inwieweit man die eigene Automobilwirt-
schaft denn fördert. Denken Sie auch an die Diskus-
sion über die Produktion in China. Die Automobilin-
dustrie geht immer stärker dazu über, dort ihre Pro-
duktionsstätten aufzubauen. Darum geht es teilwei-
se nämlich auch. Konfrontiert mit Ihrem Argument,
das ja wirklich ein Argument ist, sage ich dennoch
ganz klar, dass ich mich eben entscheiden muss.
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Wenn hier jetzt IG-Metaller sitzen würden - außer ei-
nem, den ich jetzt direkt sehe, ist ansonsten, glaube
ich, niemand Mitglied -, dann würde ich denen auch
sagen, dass ich die Arbeitsplatzsicherung im Metall-
bereich selbstverständlich unterstütze, dass ich aber
nicht so weit gehe, zu sagen, dass wir argentini-
sches Fleisch, Sojabohnen, Ethanol et cetera impor-
tieren müssen, damit die Automobilwirtschaft besse-
re Konditionen in Südamerika hat.

Im Übrigen ist die Exportorientierung der Kollegin-
nen und Kollegen im Gewerkschaftsbereich nicht
unbedingt eine Orientierung, die ich als langjähriges
Gewerkschaftsmitglied für richtig halte. Ich halte es
für richtig, schwerpunktmäßig den Binnenmarkt ins
Auge zu fassen. Damit haben Sie meine - und jetzt
ganz knappe - Begründung dafür, warum wir solche
Handelsabkommen nicht abschließen sollten. Vor al-
len Dingen sind wir doch ökologisch unglaubwürdig,
wenn wir wie gesagt Fleisch hierher transportieren
und Milch dorthin transportieren. Insofern sollte man
dann konsequent sagen, dass ökonomische Interes-
sen vorrangig und ökologische Interessen sekundär
sind. Das können Sie so sehen. Dann muss man
aber eben konsequent zugeben, dass der Prozess
der Umweltzerstörung auch immer weitergehen
wird.

Ich sage Ihnen noch etwas, um Sie vielleicht zu
überzeugen, dass auch ganz andere Grundeinsich-
ten vorhanden sind. Ich halte die jetzige Wirtschafts-
und Sozialordnung, die am Wachstum orientiert ist
und darauf abzielt, den Verbrauch und den Gewinn
zu steigern - das sind die entscheidenden Elemen-
te ‑, bei steigendem Bevölkerungswachstum nicht
dafür geeignet, die Umwelt zu schützen oder das
Klima zu retten. Das ist meine Überzeugung. Sie
mögen das anders sehen. Ich sage das hier und ich
sage das auch auf vielen öffentlichen Veranstaltun-
gen.

Es ist auch nicht so, dass die jetzige Wirtschafts-
und Sozialordnung Gott gegeben und nicht verän-
derbar ist, auch nicht die Eigentumsordnung. Da will
ich nicht mit der Bibel kommen. Es würde Sie ja rich-
tig erschrecken, was da für Eigentumsordnungen
gepriesen worden sind. Das würde Sie erschrecken
und zweifeln lassen, ob Sie noch im richtigen Glau-
ben sind. Damit will ich nicht kommen, aber als von
Preisen die Rede war, habe ich beispielsweise wie-
der gehört „Preissteuerung - um Himmels Willen,
welch eine Todsünde!“. In den Siebzigerjahren war
das überhaupt kein Thema. Ein gewisser Nixon, der
nicht auf dem linkesten Flügel der US-Politik ange-
siedelt war, hat die Preissteuerung dort eingeführt.
Wissen Sie warum? - Weil er den Lohnstopp wollte
und ohne den Preisstopp hat er sich natürlich nicht

getraut, einen Lohnstopp zu verhängen. Ich will Ih-
nen damit nur zeigen, wie sich die Dinge verändern.

Und was die Eigentumsordnung angeht, die ja kurz
angesprochen worden ist, stellt sich eben die alte
Frage, wie Eigentum entsteht. Darüber will ich jetzt
keinen Vortrag halten, aber diese Frage wird in un-
serer jetzigen Gesellschaft für mich falsch beantwor-
tet. Ich bin eben ein Anhänger der Aufklärung. Ich
denke, dass Eigentum durch Arbeit entsteht und
nicht dadurch, dass man Tausende oder Zehntau-
sende für sich arbeiten lässt. Das kann man so oder
so sehen, aber ich bin dieser Auffassung.

(Beifall von der LINKEN.)

Aber nun zu unserem Thema. Es ist richtig, dass die
Preise problematisiert und thematisiert werden, aber
- und damit möchte ich dann schließen, da ich ja
kein Experte bin und noch viele Experten zum Pult
drängen - wir können keine Preissteuerung ins Auge
fassen, die zur Folge hat, dass bei den jetzigen Ein-
kommensstrukturen die Preise steigen. Das halte ich
für grundfalsch. Dann würde man - um ein klassi-
sches Bild zu bemühen - das Pferd von hinten auf-
zäumen. Das Bild passt dann ja zur Landwirtschaft.
Nein, man muss das Pferd richtig aufzäumen. Das
heißt, dass wir, wenn wir bessere Qualität wollen,
die zu höheren Preisen führt, eine andere Entwick-
lung der Löhne, der Renten und der sozialen Leis-
tungen in Angriff nehmen müssen. Das ist möglich.
Mein ständig wiederholter Vergleich mit Österreich
zeigt ja, dass wir hier erhebliche Fehlentscheidun-
gen getroffen haben. Ich will gar nicht von der
Schweiz reden, die im Übrigen eine Exportnation ist,
in der das Lohngefüge ganz anders ist. Gucken Sie
sich das einmal an. Viele, die dort wohnen, arbeiten
natürlich dort, weil die Löhne deutlich höher sind.
Von Luxembourg will ich auch nicht reden, das hat
andere Voraussetzungen, aber Österreich ist auf je-
den Fall vergleichbar. 

Solange wir also nicht eine andere Verteilung des
Primäreinkommens haben, solange wir die breiten
Massen nicht stärker an dem gemeinsam erarbeite-
ten Wohlstand beteiligen, sind die Ziele, die wir alle
hier - soweit ich das überblicke - teilen, wie bessere
Produkte und ökologische Produktion in der Land-
wirtschaft nicht zu erreichen. Wir müssen also die
Voraussetzungen schaffen. Wir sollten den Weg der
ökologischen Landwirtschaft, der regionalen Land-
wirtschaft und der regionalen Vermarktung gehen.

(Beifall bei der LINKEN.)
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Vizepräsidentin Spaniol:

Vielen Dank, Herr Fraktionsvorsitzender. - Ich eröff-
ne die Aussprache und erteile dem Kollegen Günter
Heinrich für die CDU-Fraktion das Wort.

Abg. Heinrich (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich versuche mal, die Begründung für unseren An-
trag und für den Antrag der Fraktion DIE LINKE zu
liefern und zu erläutern, warum wir heute das The-
ma Landwirtschaft so exklusiv in die Chronologie der
heutigen Tagesordnung aufgenommen haben.

Die Bauern protestieren gegen verschwenderische
Lebensmittelpreise, Einkommenseinbußen und
überbordende Bürokratie. Sie fühlen sich öffentlich
an den Pranger gestellt als der Verursacher der
Grundwasserbelastung, dies nicht zuletzt mit der
derzeit im Entwurf befindlichen Düngerverordnung.
Landwirtschaftliche Betriebe, insbesondere solche,
die von jungen Familien mit großem Enthusiasmus
geführt werden, fürchten um ihre Existenz auch auf-
grund der Vorgaben der Entwurfsfassung der Dün-
gerverordnung, nach denen beispielsweise durch
vorgegebenen minimalen Nährstoffeintrag Qualitäts-
getreide nicht mehr geerntet werden kann. Letztend-
lich fühlen sie sich durch „Bauern-Bashing“ im Zu-
sammenhang mit der öffentlich proklamierten Um-
weltverschmutzung und der Klimakatastrophe in ih-
rem öffentlichen Ansehen herabgesetzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sage das Fol-
gende auch in Richtung der Vertreter des Bauern-
verbandes und der Initiative „Land schafft Verbin-
dung“: Landwirtschaft ist Wirtschaft. Die Politik die-
ser Koalition ist darauf ausgerichtet, Rahmenbedin-
gungen zu setzen und - wie heute - Initiativen zu er-
greifen, damit Unternehmen unter veränderten ge-
sellschaftlichen Bedingungen und Forderungen am
Markt bestehen können.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das tun
wir nicht nur für die Stahlindustrie, das tun wir mit
gleichem Enthusiasmus auch für die Landwirtschaft.
Deshalb haben die Koalitionsfraktionen im Land-
tagspräsidium beantragt, Landwirtschaft im Saarland
zum Schwerpunkt der heutigen Parlamentsdebatte
zu machen.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Gemeinsam mit der
LINKEN.)

Es gibt nämlich in dieser Landesregierung ein glas-
klares Bekenntnis zu der Landwirtschaft, zu den
Bauern und ihren Familien im Saarland. Es ent-

spricht der Verantwortung und unserer Landeszu-
ständigkeit, dass wir gemeinsam mit den Bauern er-
folgreich Landwirtschaftspolitik im Saarland gestal-
ten wollen. Dieses Bekenntnis gibt es nicht erst seit
heute und auch nicht erst seit den Bauernprotesten.
Ich sage dies auch im Hinblick auf die durchaus ver-
ständlichen Proteste und die aufgeheizte Stimmung
bei der Protestveranstaltung vor dem saarländisch-
en Landtag. Unser Antrag und seine Begründung,
aber auch das konkrete Handeln in der Vergangen-
heit sind alles andere als Worthülsen oder leere Lip-
penbekenntnisse.

(Beifall bei der CDU.)

Aber die Welt dreht sich weiter und es gibt neue gro-
ße gesellschaftliche Veränderungen und eine wach-
sende Weltbevölkerung mit zurzeit circa 7,6 Milliar-
den Menschen. Wir wachsen weiter in Richtung
10 Milliarden. Jeder dieser Menschen will ernährt
sein. Bevölkerungszuwachs ist mit Flächenver-
brauch verbunden, weitestgehend durch die Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen. Wir
in Europa und insbesondere hier in der Republik le-
ben auf einem verdammt hohen Wohlstandsniveau
mit hohen Ansprüchen an die Qualität von Lebens-
mitteln, mit dem Anspruch, die gesamte Verede-
lungskette landwirtschaftlicher Produkte nachvollzie-
hen zu können, mit dem Anspruch auf Produkte frei
von gentechnologischen Eingriffen, mit dem An-
spruch auf Fleisch aus artgerechter Tierhaltung an
der Ladentheke zu erhalten. Tierwohl spielt in der öf-
fentlichen Betrachtung eine ganz besondere Rolle.
Dies alles soll Landwirtschaft leisten und das zu
Tiefstpreisen.

Meine Damen und Herren, wenn man sich diese
Fakten vor Augen hält, ist unschwer zu erkennen,
dass das alles so nicht zusammenpasst. Deshalb
muss der Landwirtschaft dort geholfen werden, wo
ein hohes öffentliches, gesellschaftliches Interesse
an einer Landnutzung besteht, die den Wünschen
und Forderungen der Verbraucher entspricht und an
Sozialnormen der EU gebunden ist. Bei allem, was
gesagt worden ist, gehört auch zur Wahrheit - das
nehme ich insbesondere für die Landwirtschaftspoli-
tik an der Saar in Anspruch -, dass wir die Landwirt-
schaft zu keiner Zeit bei all ihren Problemen im Re-
gen stehen lassen. Wir haben mit der Landwirtschaft
immer einen fairen Dialog geführt und bei zum Teil
auch gegensätzlichen Standpunkten ist es immer
gelungen, einen Konsens in diesem Land zu erzie-
len.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich weise darauf hin, dass mit den Direktzahlungen
aus den Mitteln der Gemeinsamen Agrarpolitik als
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Kernelement der EU-Agrarförderung nicht nur ein
Beitrag zur Einkommens- und Risikoabsicherung
landwirtschaftlicher Betriebe erfolgt. Sie dienen auch
als finanzieller Ausgleich, Herr Kollege Lafontaine,
für hohe Standards, denn die Landwirte hier wirt-
schaften unter höheren Umwelt-, Tierschutz- und
Verbraucherschutzstandards, als dies Landwirte au-
ßerhalb der EU tun. Wir haben bei der Aufteilung der
Mittel aus der Gemeinsamen Agrarpolitik die zweite
Säule gestärkt. 6 Prozent der ersten Säule sind in
die zweite gegangen. Die Umschichtung von Direkt-
zahlungsmitteln von der ersten in die zweite Säule
ist eine Maßnahme, von der insbesondere die Land-
wirtschaft im Saarland profitiert. Sie stärken unser
gesellschaftspolitisches Ziel einer nachhaltigen
Landwirtschaft, weil damit ein größerer Raum für
Förderungen gewährt wird - und zwar für Förderun-
gen von Grünlandstandorten, Agrar-, Umwelt- und
Klimaschutzmaßnahmen, tiergerechte Haltung, öko-
logischer Landbau und die Ausgleichszulage.

Die Bundesrepublik hat im zweiten Halbjahr 2020
den EU-Ratsvorsitz und das Saarland das ganze
Jahr den Vorsitz der Agrarministerkonferenz. Des-
halb ist es uns wichtig, darauf hinzuwirken, dass Mit-
tel der Direktzahlungen in der Gemeinsamen Agrar-
politik nicht infrage gestellt werden und Initiativen
zur beabsichtigten Mittelkürzungen abgewendet
werden. Wir haben das Phänomen des Brexit. Mit
dem Brexit scheidet ein Nettozahler aus der EU aus.
Der Kuchen, der zu verteilen ist, wird damit geringer,
gleichwohl werden die Ansprüche an die Landwirt-
schaft, insbesondere an umwelt-, natur- und klima-
politische Maßnahmen, immer größer. Deshalb ist
bei unserer Forderung auch darauf zu achten, dass
bei der Neuverteilung der Mittel aus der Gemeinsa-
men Agrarpolitik dies mitberücksichtigt wird und die
Mittel nicht gekürzt werden. Es sollte versucht wer-
den, einen weiteren Aufschlag zu haben, damit die
Maßnahmen, die im Gemeinwohlinteresse erfolgen,
letztendlich auch bezahlt werden können.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Uns ist in diesem Zusammenhang wichtig, dass die
Mittel für die Zahlung der Ausgleichszulage weiter-
hin bestehen bleiben, um die Benachteiligung bei
der Bewirtschaftung von ertragsschwachen Böden
abfedern zu können. Landwirtschaftliche Nutzfläche
im Saarland gehört fast in Gänze zu den Ungunst-
standorten. Dass die Ausgleichszulage für Betriebe
mit ertragsschwachen Böden gezahlt wird, ist der
ausschließliche Erfolg dieser Landesregierung. Da-
mit stellen wir den Erhalt unserer Kulturlandschaft
und die Landschaftspflege hier in diesem Land si-
cher. Auskömmliche Einkommen und Planungssi-
cherheit für die Bauernfamilien als Gegenleistung für

die von der Gesellschaft gewünschten Gemeinwohl-
leistungen wie Umweltschutz, Tierwohl und Land-
schaftspflege müssen gesichert werden. Das ist eine
faire Landwirtschaftspolitik, die hier im Saarland be-
trieben wird.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Wir fordern bei der Vergabe der Mittel aus der Ge-
meinsamen Agrarpolitik: Die bäuerliche Landwirt-
schaft muss bei der Förderkulisse Vorrang vor in-
dustriell betriebener landwirtschaftlicher Flächennut-
zung haben. Unser Ziel soll sein, die bäuerliche Fa-
milienlandwirtschaft zu fördern. Das sind in der Re-
gel im Saarland Betriebe mit einer Fläche von 50 bis
70 ha bis zu 500 ha. Das sind die Betriebe, die in die
Förderkulisse aus unserer Sicht eine tragende Rolle
spielen müssen. Darauf muss die Förderkulisse in
der Gemeinsamen Agrarpolitik ausgerichtet sein.

Wir fordern die Abschaffung des Jährlichkeitsprin-
zips. Die Bauern sind ja heute teilweise bis zu 40
Prozent ihrer Arbeitszeit damit beschäftigt, die Büro-
kratie zu erledigen. Durch das Jährlichkeitsprinzip
gehen dabei Mittel aus der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik verloren. Im Jahr 2018 waren es 400.000 Euro,
die vom Land zurückgegeben werden mussten, weil
die entsprechenden Maßnahmen nicht rechtzeitig
durchgeführt werden konnten. 

Das Kaufverhalten der Verbraucher ist bei landwirt-
schaftlichen Produkten zunehmend auch von der
Tierhaltungsqualität bestimmt. Die damit verbundene
Forderung auf der Verbraucherseite stellt auch eine
große Chance für die Erzeugerseite dar. Das ist
durchaus eine große Herausforderung für die land-
wirtschaftlichen Betriebe, aber derjenige, der damit
werben kann, kann auch neue Märkte und neues
Kundenpotenzial erschließen. Zur Landwirtschaft
gehört die Tierhaltung, und unser Ziel ist es, die Tier-
haltung im Land zu erhalten, und zwar in einer für
die Landwirte wirtschaftlich auskömmlichen und von
der Gesellschaft akzeptierten Art und Weise. 

Genau darum geht es beim Tierwohlkennzeichen.
Dieses Kennzeichen gibt den Verbrauchern die
Möglichkeit zu zeigen, was ihnen das Tierwohl wert
ist. Und den Tierhaltern gibt es die Möglichkeit, ei-
nen Vermarktungsweg für Fleisch mit einem Mehr
an Tierwohl zu eröffnen. Genau das ist auch der
Wunsch vieler Junglandwirte: Landwirtschaft so zu
betreiben, dass sie akzeptiert ist.

Die Entscheidung für das Tierwohl-Label soll nach
unserer Auffassung freiwillig sein. Insoweit unter-
scheiden wir uns vom Antrag der DIE LINKE-Land-
tagsfraktion: Sie wollen das Tierwohl-Label verpflich-
tend einführen. Unser Ansatz hingegen ist, dass das
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freiwillig geschehen muss. Nichtsdestotrotz hat sich
die Kennzeichnung mit dem Tierwohl-Label an ver-
pflichtenden Kriterien zu orientieren, die festzulegen
sind.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es wurde
schon angesprochen, dass der Klimaschutz eine
zentrale politische und gesellschaftliche Rolle im Be-
reich der Energiewirtschaft, beim Verkehr, bei der In-
dustrie und eben natürlich auch in der Landwirt-
schaft spielt. Von der Landwirtschaft wird gefordert,
bis zum Jahr 2030 mit einer Minderung der CO2-
Werte von 31 bis 34 Prozent gegenüber dem Stand
von 1990 zur Zielerreichung beizutragen. Dazu sol-
len Lachgasemissionen und die Düngung deutlich
reduziert werden.

Wir werden uns konsequent und gemeinsam mit der
Bundesregierung dafür einsetzen, dass sich die EU-
Agrarsubventionen auch an den klimapolitischen Be-
schlüssen der EU orientieren. In der Landwirtschaft
sind die Potenziale für weitere CO2-Einsparungen
grundsätzlich beschränkt. Wir verlangen von der
Bundesregierung, im Rahmen der vollständigen Um-
setzung und dem Vollzug der Düngeverordnung und
der dazu geplanten Rechtsverordnung zur guten
fachlichen Praxis zum Umgang mit Nährstoffen in
Betrieben einen Maßnahmenkatalog mit der Land-
wirtschaft abzustimmen, sodass der Zielwert der
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie von 70 Kilo-
gramm Stickstoff je Hektar zwischen 2028 und 2032
erreicht werden kann.

Der Klimaschutz ist eine Herausforderung, der sich
alle gesellschaftlichen Gruppierungen stellen müs-
sen, damit auch die Landwirtschaft. Hierbei darf
aber nicht unberücksichtigt bleiben, dass weit mehr
als die Hälfte der landwirtschaftlichen Fläche im
Saarland als Grünland bewirtschaftet wird. Damit
sind die landwirtschaftliche Fläche ebenso wie der
hohe Waldanteil von fast 40 Prozent der Landesflä-
che ideale CO2‑Senken. Im Ergebnis bedeutet das,
dass gerade aus dem Bereich der Landwirtschaft im
Saarland große Vorleistungen in Bezug auf klima-
schutzrelevante Leistungen erbracht werden. Das
sind Maßnahmen, die getroffen wurden nicht zuletzt
aufgrund eines guten und fairen Dialogs zwischen
den Landwirtschaftsverbänden und der Landesre-
gierung.

Das Bundeslandwirtschaftsministerium hat ein Kli-
mapaket für die Landwirtschaft aufgelegt. Wesentli-
che Teile dieses Klimapakets der Bundesregierung
werden hier im Saarland bereits umgesetzt. Ich erin-
nere an die Nutzung energetischer Wirtschaftsdün-
ger in Biogasanlagen. Ich erinnere an den Ausbau
der Öko-Landwirtschaft; wir werden bald die 20-Pro-

zent-Grenze erreichen, im Koalitionsvertrag ist das
Ziel von 25 Prozent vereinbart. Ich erinnere an die
Emissionsminderungen in der Tierhaltung. Wir ha-
ben im Land eine Tierhaltung auf der landwirtschaft-
lichen Fläche von 0,8 Großvieheinheiten pro Hektar;
das ist über die gesamte Bundesrepublik hinweg be-
trachtet ein vorbildlicher Wert. Die Erhaltung des
Dauergrünlands ist im Saarland geübte Praxis. Es
gibt die Initiative zur Vermeidung von Lebensmittel-
abfällen, hier in diesem Saal, in diesem Plenum, ge-
startet. Auch der Wald spielt eine besondere Rolle;
ich habe es erwähnt: Der Waldanteil des Landes
umfasst 40 Prozent der Landesfläche, das ist eine
ideale CO2-Senke.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ausrei-
chende landwirtschaftliche Produktionsflächen, die
der Ernährung einer explodierenden Weltbevölke-
rung dienen, werden letztlich ohne den Einsatz von
Herbiziden und Insektiziden nicht darstellbar sein.
Auch das gehört zur Wahrheit beim Diskurs zum
Thema Insektenschutz, beim Diskurs zur Forderung
nach landwirtschaftlichen Produkten und Lebensmit-
teln mit einem hohen Qualitätsanspruch. Man muss
allerdings auch sagen, dass der pauschale Einsatz
von Insektiziden, der in der Vergangenheit stattge-
funden hat, bereits aufgehört hat. Er hat nicht nur
aufgehört, weil das mit einem hohen finanziellen
Einsatz aufseiten der Landwirtschaft verbunden ist,
er hat auch aufgehört, weil bei der Landwirtschaft
ein ganz anderes Bewusstsein in Bezug auf die
Ökologie, in Bezug auf den Umwelt- und Natur-
schutz Einzug gehalten hat. Wir haben mit den neu-
en Technologien, insbesondere mit der Digitalisie-
rung, die Möglichkeit, sowohl Insektizide als auch
Düngung passgenau im gerade benötigten Verhält-
nis einzubringen. Es gibt die Initiative der Landesre-
gierung, im Umweltministerium, wonach die Leitlinie
Insektenschutz abgestimmt wird mit der Landwirt-
schaftskammer, mit den Verbänden der Landwirt-
schaft, mit dem BUND und mit dem NABU. Ich glau-
be, das ist hier im Saarland ein vorbildliches ge-
meinschaftliches Vorgehen, um den Einsatz von In-
sektiziden und Herbiziden so weit wie möglich zu-
rückzudrängen, allerdings auch die Möglichkeit zu
belassen, dort, wo das erforderlich ist, die Mittel
noch einzusetzen.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Ich komme noch einmal auf die Düngeverordnung
zu sprechen, weil diese Düngeverordnung bei den
Protestveranstaltungen der Landwirte eine wesentli-
che Rolle gespielt hat. Die Bauern haben protestiert,
weil zum einen nicht nachvollziehbar ist, wie die ro-
ten Gebiete ausgewiesen werden, und zum anderen
nicht glaubhaft dargelegt werden kann, wie die
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Messstellen ausgewählt werden. Dieser Protest hat
zumindest ein Stück weit Früchte getragen, denn es
ist beabsichtigt, den Entwurf der Düngeverordnung,
wie er im Bundesministerium vorgelegen hat, leicht
zu überarbeiten. Dies geschieht in Abstimmung mit
der Kommission, die daran festhält, dass die Dünge-
verordnung in Kraft treten muss, um die Nitratwerte
zu senken. 

Es ist beabsichtigt, zur Ausweisung von nitratbelas-
teten Gebieten eine einheitliche Verwaltungsvor-
schrift mit den notwendigen technischen Regeln auf
der Bundesebene zu erlassen. Das ist dann eine
Verwaltungsvorschrift der Bundesregierung, die der
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die Landesre-
gierungen haben demnach die Ausweisung der ro-
ten Gebiete zu überprüfen und innerhalb eines hal-
ben Jahres nach Inkrafttreten der Verordnung die er-
forderlichen Veränderungen vorzunehmen. Ziel sind
die Transparenz und die Aktualisierung des Mess-
stellennetzes sowie ein verursachergerechtes Vor-
gehen. Ich glaube, damit ist auch den vorgetragenen
Belangen der Landwirtschaft zumindest ein Stück
weit entsprochen worden. Festzustellen bleibt, Kolle-
ge Dr. Jung hat es eben vorgetragen, dass wir nach
der EU-Wasserrahmenrichtlinie gehalten sind, die
Nitratwerte zu senken, weil das Grundwasser bei
uns zentraler Bestandteil unserer Wassergewinnung
ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möch-
te nun noch auf den Antrag zum Mercosur-Abkom-
men eingehen. Herr Kollege Lafontaine, Sie haben
heute Morgen zum Thema Erinnerungskultur eine
bemerkenswerte, ehrliche, glaubhafte Rede gehal-
ten. Ich hätte mir gewünscht, dass Sie, als die Bau-
ern hier vor der Tür gestanden haben, mit der glei-
chen Ernsthaftigkeit vorgegangen wären. Sie haben
das Mercosur-Abkommen in Grund und Boden argu-
mentiert, Sie haben es dargestellt, als sei es der
größte Nachteil für die saarländische Landwirtschaft,
insbesondere für die Bauern. Sie haben versucht,
den Bauern eine Sicherheit zu suggerieren, die Sie
zu geben gar nicht in der Lage sind. Ich sage Ihnen
bezüglich Ihres Antrags: Das, was Sie dazu vortra-
gen, ist Populismus pur. Das Mercosur-Abkommen
ist ja noch kein Abkommen, das bereits unterschrie-
ben wäre. Es ist ein Abkommen, das noch in der Be-
arbeitung ist. 

Ein solches Abkommen basiert aber doch auf einer
Gegenseitigkeit. Gerade der Bereich der Landwirt-
schaft wird durch dieses Abkommen sehr detailliert
geschützt. So ist nur beabsichtigt, dass die Merco-
sur-Staaten insgesamt nur 99.000 Tonnen Rind-
fleisch in die EU exportieren dürfen. Das beträgt ge-
rade einmal 1,2 Prozent des Umfangs der Rind-

fleischproduktion in der EU. Ich darf auch daran er-
innern, dass wir in der Bundesrepublik beim Rind-
fleisch einen Selbstversorgungsgrad von 99 Prozent
haben. Selbst diese 1,2 Prozent an Importen aus
Mercosur-Staaten wären für die Bauern in unserem
Land völlig unschädlich. Das Abkommen sieht aber
auch vor, dass 50.000 Tonnen an Milchprodukten
aus der EU in die Mercosur-Staaten exportiert wer-
den können. Hält man sich vor Augen, wie die saar-
ländische Landwirtschaft strukturiert ist, wird klar,
dass sich hier eine Möglichkeit für die saarländisch-
en Bauern eröffnet, von diesem Abkommen zu profi-
tieren.

Ich sage Ihnen auch: Hätten die Stahlarbeiter oder
die Autobauer vor der Tür gestanden, weil ihre Ar-
beitsplätze gefährdet sind, weil Stahl aus Dillingen
oder Autos aus Saarlouis nicht mehr exportiert wer-
den können, hätten Sie sich vor diese Arbeiter ge-
stellt und sich dafür eingesetzt, dass die Exportbe-
stimmungen gelockert werden, dass nach außen ex-
portiert werden kann. Ich finde es unsäglich, ich fin-
de es unredlich von Ihnen, hier den Eindruck zu er-
wecken, als stünde der Untergang des Abendlandes
für die saarländischen Bauern beziehungsweise
auch für die Bauern in der Bundesrepublik insge-
samt vor der Tür, weil das Mercosur-Abkommen im
Raum steht. 

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Jetzt übertreiben
Sie aber maßlos!)

Das war unredlich von Ihnen, das war Populismus in
Reinform. Deshalb darf ich Sie bitten, zukünftig von
diesen Dingen Abstand zu nehmen und sich zu der
Ehrlichkeit und Ernsthaftigkeit zu bekennen, die Sie
heute Morgen beim Thema Erinnerungskultur an
den Tag gelegt haben. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Kollege. - Das Wort hat nun für die AfD-
Fraktion Herr Fraktionsvorsitzender Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! „Die Worte hör ich wohl,
allein mir fehlt der Glaube.“ Sie haben von Konsens
gesprochen. Aber wenn ich weiß, dass die Landwir-
te sehr erzürnt sind und sogar hier zum Landtag
kommen, um ihre Sorgen und Bedürfnisse vorzutra-
gen, kann von einem Konsens keine Rede sein. Es
ist ein schwieriges Thema, da muss man offen und
ehrlich miteinander umgehen. Ein Konsens besteht
nicht.
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Es ist sehr viel von Fachleuten hier gesagt worden;
ich versuche, mich kurz zu fassen. Zu den wichtigen
Aufgaben der Landwirtschaft gehören die Versor-
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und die
Pflege der Kulturlandschaft. Früher bildete die Land-
wirtschaft praktisch die Basis der gesamten Volks-
wirtschaft. Durch die weltweite Wirtschaft ist das
heute scheinbar nicht mehr so; ich sage „scheinbar“,
nicht „anscheinend“, denn wenn mal eine Krise auf-
taucht, wie wir sie in der Vergangenheit schon hat-
ten und sonst wo auf der Erde auch dauernd haben,
dann wird man sich wieder bewusst, wie wichtig die
Landwirtschaft ist.

Die deutsche Landwirtschaft ist im weltweiten Ver-
gleich benachteiligt, das ist einfach schon klimatisch
so. Wir sind nicht so mit Sonne gesegnet wie die
Franzosen, Italiener oder Spanier, und auch die Ge-
biete sind nicht so günstig. Der Weinbau an den
Hängen von Mosel, Saar und Rhein ist sicherlich et-
was schwieriger als in der Ebene von Bordeaux, wo
man bei ständig schönem Wetter mit den Traktoren
durch die Felder rattern kann. Da gibt es ein Un-
gleichgewicht, wir sind in Deutschland benachteiligt,
und wir im Saarland sind wiederum in Deutschland
ein benachteiligtes Gebiet. Wenn man weiß, dass 96
Prozent unserer landwirtschaftlich genutzten Fläche
offiziell als benachteiligte Gebiete anerkannt sind,
dann weiß man schon, worum es geht. Was heißt
hier benachteiligt? - Das sind steinige Böden, Äcker
an Hängen, manchmal auch versumpfte Gebiete. Es
ist eben schwierig.

Was muss also geschehen? Es muss der saarländi-
schen Landwirtschaft geholfen werden. Dabei ist
das Machbare ein wichtiger Aspekt. Dazu gehört,
dass man von der Landwirtschaft nicht träumen darf.
Wenn man das Wort „Landwirtschaft“ hört, stellt man
sich das immer so vor, wie das früher mal war, vor
60 oder 70 Jahren. Ich habe mir aufgeschrieben:
Man darf sich die Landschaft nicht träumen bei-
spielsweise in Stereotypen einer Bäuerin in Gummi-
stiefeln, die auf dem Weg zum Gemüsegarten eben
noch die Hühner füttert, im Hintergrund die Kühe auf
der Weide und die Schweine im Koben, daneben die
fein säuberlich aufgestellten Getreidegarben. So et-
was gibt es schon ewig nicht mehr, das ist nicht die
moderne Landwirtschaft.

(Sprechen.)

Dies mag es irgendwo geben, aber es trifft mit Si-
cherheit nicht das Gros unserer Betriebe. So ist
auch die Eigenvermarktung im Hofladen nur für ei-
nen Teil der Betriebe zu leisten, sei es aus Mangel
an Mitarbeitern, sei es aufgrund zu hoher Auflagen

oder sei es aufgrund des Produktes. Niemand kauft
einen Sack Brotweizen im Hofladen. 

Also hier spielt auch wieder die Bürokratie hinein,
und da muss man den Landwirten einfach Recht ge-
ben, das haben sie nicht selbst verursacht, das hat
auch nicht die Natur verursacht, sondern die Büro-
kratie wird von den Politikern verursacht! Das sind
wir, und hauptsächlich die unter uns, die das Sagen
haben, die also Mehrheiten stellen, die die Regeln
aufstellen, die machen Bürokratie. Wenn ich dann
hier höre, dass ein Landwirt 40 Prozent seiner Zeit
damit verbringt, seine bürokratischen Aufgaben zu
lösen, dann ist das schon wirklich bedenklich.

Landwirtschaft im Saarland ist differenziert und soll
es auch bleiben. Dabei muss der Dialog mit den
Landwirten im Vordergrund stehen und man darf
sich nicht nur auf wenige Aspekte wie Ökolandbau
und Eigenvermarktung beschränken.

Also aus meiner persönlichen beruflichen Tätigkeit -
nicht als Landwirt; ich habe nur Ziegen gehütet als
Junge - weiß ich, dass es immer gut ist, wenn man
mit den Leuten spricht, die es angeht. Die wissen
meistens auch am besten Bescheid. Natürlich ist
dann immer auch ein Stück Egoismus dabei, aber
ohne das geht es ja auch nicht. Aber man muss mit
den Leuten vor Ort reden. Das sind bei uns zu die-
sem Thema eben die Landwirte. Es gibt ja den
Spruch: „Sie säen nicht und sie ernten nicht, sie wis-
sen aber alles besser“ - damit sind die Politiker ge-
meint. Das ist, wie gesagt, noch mal ein Appell, dass
wir die Bürokratie möglichst abbauen.

Was können wir hier im Saarland tun? Wir können
zunächst einmal direkt im Land die Bürokratie ab-
bauen, was unsere Landwirte betrifft, und wir müs-
sen die Landwirtschaft zunächst einmal so sehen,
wie sie ist. Das gilt zum Beispiel auch für unsere
Schulen. Wenn in der Schule von Landwirtschaft die
Rede ist, dürfen nicht die Bilder von vor 70 Jahren in
den Büchern auftauchen, sondern die Bilder des
modernen Landwirts; das gilt auch für Lehrfilme und
so weiter. Das ist ein Punkt.

Bei dem anderen Punkt sind alle, die hier sitzen, di-
rekt gefordert. Wir müssen sowohl beim Bund als
auch in Brüssel unsere Interessen energisch vertre-
ten! Das sind im wesentlichen finanzielle Interessen,

(Abg. Funk (CDU): Und was ist mit dem Trink-
wasser?)

Es geht aber auch um Bürokratieabbau. Das ist un-
sere Aufgabe, das müssen wir machen. - Danke
schön. 
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(Beifall von der AfD.) 

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Fraktionsvorsitzender. - Ich erteile nun
das Wort dem Herrn Minister für Umwelt und Ver-
braucherschutz.

Minister Jost:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Prä-
sidentin! Ich will versuchen mit Blick auf die zugrun-
deliegenden Anträge und die bisher geführte Debat-
te ein paar Punkte zu ergänzen und dort, wo es not-
wendig ist, vielleicht auch zu korrigieren. Ich will mit
zwei Dingen beginnen. Das Erste ist: Egal, um wel-
ches Thema es geht, am Ende ist bei den Beiträgen
des Fraktionsvorsitzenden Lafontaine immer das
Thema Sozialpolitik das bestimmende; es überlagert
dann den eigentlich zugrundeliegenden Sachverhalt.
Und es dauert beim Kollegen Dörr nicht lange, bis
man beim Thema Bildungspolitik angekommen ist.

Ich will zum Kollegen Lafontaine sagen: Man muss
das Thema Lebensmittelpreise in der Tat mit einer
sozialen Herangehensweise betrachten. Aber ich
fände es fatal, wenn wir es zulassen würden, dass
wir Sozialpolitik betreiben mit möglichst geringen Le-
bensmittelpreisen. Das wäre aus meiner Sicht der
völlig falsche Weg, weil es dann auch noch die mit in
den Abgrund ziehen würde, die bisher davon ausge-
hen konnten, dass die Leistungen, die sie erbringen,
nämlich gesunde und hochwertige Lebensmittel zu
produzieren, wertgeschätzt werden. Ich bin der fes-
ten Überzeugung, das eine hat mit dem anderen nur
indirekt zu tun. Ich gebe Ihnen dabei recht, dass
man mit Blick auf Mindestrente, Mindestlohn und an-
dere auskömmliche Löhne dafür sorgen muss, dass
auch auskömmliche Preise für die Produkte gezahlt
werden. Das hat nämlich auch etwas mit der Wert-
schätzung nicht nur gegenüber den Produkten, son-
dern auch gegenüber den Produzenten zu tun, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will das an einem anderen Beispiel deutlich ma-
chen, das immer angeführt wird als Beispiel dafür,
dass es eine verfehlte Sozialpolitik gibt: die Tafeln.
Ich will daran erinnern, dass die Tafeln damals auf
den Weg gebracht worden sind, um der Lebensmit-
telverschwendung entgegenzuwirken. Das, was wir
daraus haben werden lassen - es geht um die Not-
wendigkeit, die Sinnhaftigkeit und die Unterstüt-
zungsfunktion der Tafeln -, ist etwas anderes. Aber
daraus dann einen Umkehrschluss zu machen, um
aus dem Thema der Landwirtschaftspolitik und der

Produkte, die dort erzielt werden, eine in erster Linie
sozialpolitische Frage zu machen, das sehe ich als
grundverkehrt und vor allen Dingen auch am Ende
zulasten der Landwirte gehend, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will versuchen, aus dem Thema der Gemeinsa-
men Agrarpolitik ein paar Punkte herauszuziehen,
die uns in unserer Arbeit bestärken, und wo ich auch
sehr dankbar bin. Da habe ich auch nichts anderes
gehört, insbesondere auch nicht vom Kollegen La-
fontaine, was die Linksfraktion angeht. Die Gemein-
same Agrarpolitik ist in ihrer Ausrichtung und in ihrer
Funktion im Moment relativ unsicher. Wir wissen im
Grunde genommen nur, dass ab dem kommenden
Jahr ein neuer Förderzeitraum beginnt. Wie er aus-
gestaltet sein wird, welche Schwerpunkte, welche fi-
nanziellen Mittel dafür zur Verfügung stehen, das
wissen wir leider nicht. Dabei ist aber klar, dass die-
se Gemeinsame Agrarpolitik für uns und insbeson-
dere für den ländlichen Raum eine ganz elementare
Funktion einnimmt. 

Das sind nicht nur, wenn man den Förderzeitraum
von sieben Jahren zugrunde legt, den man noch in
diesem Jahr hat, 140 Millionen Euro Direktzahlun-
gen, also die Hektarprämien für saarländische Land-
wirtinnen und Landwirte, das sind auch über 30 Mil-
lionen Euro, die wir in der zweiten Säule für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums nicht nur, aber auch
für die saarländische Landwirtschaft zum Ausdruck
bringen können. Deswegen sage ich mit Blick auf
die laufende Förderperiode, das war eine sehr gute
Bilanz, das war auch eine sehr gute Arbeit, die wir
damit haben umsetzen können, was man an Bei-
spielen der LEADER-Regionen des Ökolandbaus
der Natura-2000-Gebiete oder der Dorfentwicklung
ablesen kann, aber auch noch an vielen anderen
Bereichen, Agrarinvestitionsförderungen und so wei-
ter. 

Wir haben die Möglichkeiten genutzt, die wir bisher
hatten. Ich hoffe, dass die Rahmenbedingungen für
die Inanspruchnahme der kommenden Förderperi-
ode nicht schlechter sind als das, was wir jetzt ha-
ben, weil wir damit nicht nur der Landwirtschaftspoli-
tik, sondern dem ländlichen Raum insgesamt Rech-
nung tragen können zum Wohle der Bürgerinnen
und Bürger, aber vor allen Dingen auch zur Wert-
schätzung und der Wertschöpfung gegenüber den
Landwirtinnen und Landwirten in unserem Land,
meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Es geht dabei auch um den gesamtgesellschaftli-
chen Gestaltungsanspruch und die Erwartungshal-
tung. Da geht es um Klimaschutz, um Landwirtschaft
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und um Kulturlandschaftspflege. Da geht es um
Wertschätzung und Wertschöpfung. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, da kommt vieles zusam-
men. Die Landwirtschaft soll klimaschonend und ge-
wässerschonend sein. Es soll natürlich eine Tier-
wohlgarantie geben, die Lebensmittel sollen selbst-
verständlich gesund sein, möglichst wenig bis gar
kein Pestizideinsatz und am Ende steht natürlich
auch die hehre Haltung der Verbraucherinnen und
Verbraucher, dass der Landwirt von dem, was er
dort an Einnahmen erzielt, auch gut leben kann. 

Die Realität sieht aber insbesondere mit Blick auf
die Preisbildung und das, was abgebildet und am
Ende auch an Wertschätzung gegenüber den Pro-
dukten zum Ausdruck gebracht wird, um es einmal
vorsichtig zu sagen, etwas anders aus. Der An-
spruch und die Wirklichkeit divergieren. Ich sage das
auch ganz bewusst mit Blick auf die Marktmacht ei-
niger weniger großer Einzelhandelskonzerne, aber
auch der lebensmittelverarbeitenden Industrie. Das,
was dort zum Ausdruck gebracht wird, hat nichts mit
Wertschätzung gegenüber den Produzenten zu tun,
das ist Geringschätzung, da wird erpresserische
Marktmacht ausgeübt. 

Ich habe das schon mit großer Verwunderung und
ungläubigem Staunen zur Kenntnis nehmen müs-
sen, was bei diesem sogenannten Lebensmittelgip-
fel bei der Kanzlerin herausgekommen ist. Das war
aus Sicht der beigeladenen Konzerne nichts ande-
res als Heuchelei und die Leute veräppelt. Ich sage
ganz bewusst, wer mit Slogans wie „Wir lieben Le-
bensmittel.“ wirbt und einen Liter Milch für unter 50
Cent verramscht, der veräppelt die Leute und ver-
höhnt diejenigen, die diese Milch hergestellt haben,
nämlich die Landwirtinnen und Landwirte. Das kann
so nicht weitergehen, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Deswegen sage ich auch ganz klar, wir müssen uns
darüber Gedanken machen, ob und inwieweit man
dieser Entwicklung der Dumpingpreise auch einen
Riegel vorschiebt. Ich habe überhaupt keine Proble-
me damit, auch darüber nachzudenken, entspre-
chende Dumpingwerbeverbote wie in anderen Län-
dern Europas auszusprechen. Das, was man an
Grundnahrungsmitteln hat, braucht auch einen
Grundpreis. 

Deswegen bin ich auch für ein verschärftes Eingrei-
fen der Kartellbehörden. Es gibt die Möglichkeiten,
beispielsweise über das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, das Verbot von Verkäufen
unter dem Einstandspreis nicht nur vorzuschreiben,
sondern es auch zu kontrollieren und durchzuset-

zen. Ich bin der festen Überzeugung, es ist nicht nur
unmoralisch und es ist vor allen Dingen eine Gering-
schätzung gegenüber den Produzenten und gegen-
über dem Produkt, wenn man beispielsweise Pro-
dukte unter dem Einstands- und dem Gestehungs-
preis dann anbietet und die entsprechende Preis-
spanne auch noch beim Produzenten herausge-
presst hat. 

Das kann und das darf so nicht weitergehen. Die
Landwirtschaft hat einen anderen Umgang verdient.
Das geht zuallererst durch eine Wertschätzung für
das Produkt. Es kann nicht so bleiben, wie es zurzeit
ist, meine sehr geehrten Damen und Herren. Die
Produzenten muss man in der Wertschöpfungskette
stärken. Das geht in erster Linie über den Preis. Da-
bei sage ich aber auch, dass wir in diesem Zusam-
menhang aufpassen müssen, nicht die Schraube zu
weit zu drehen. Diese Diskussion haben wir ja auch
mit Blick auf andere Erwartungshaltungen, auch mit
Blick auf vergleichbare Mechanismen. 

Nehmen wir das Beispiel der Stahlindustrie. Wir sind
stolz darauf, dass wir mit Blick auf die Produktions-
bedingungen eigentlich die fortschrittlichste und sau-
berste Stahlproduktion weltweit in Deutschland und
insbesondere im Saarland haben. Die Erwartungs-
haltung geht aber weiter mit der Folge, dass man die
entsprechende Schraube immer weiter dreht. Wenn
man die Schraube zu weit dreht - das sage ich jetzt
einmal als gelernter Schlosser -, dann bricht sie ir-
gendwann ab. Das ist auch aus meiner Sicht die Ge-
fahr, die sich für die Landwirtschaft ergibt. 

Ich sage ganz bewusst, wenn wir unsere Standards
hier in Deutschland höher schrauben - das ist in der
Stahlindustrie genauso wie bei dem Thema Land-
wirtschaft -, dann muss das im Verbund mit zumin-
dest EU-weiten Standard-Anhebungen einhergehen
bis hin zu Weltstandards, die man dann hat. Dort,
wo in anderen Bereichen unter Standard produziert
wird, muss man dann auch mit Blick auf Zölle und
andere Mechanismen dafür sorgen, dass die dazu
gebracht werden, unsere Standards entweder einzu-
halten oder aber, dass sie erschwerte Marktzu-
gangsbedingungen haben. 

Deswegen bin ich der festen Überzeugung, wenn
wir hier in Deutschland - wie beispielsweise jetzt -
über das Thema Tierwohl reden, dann darf das nicht
nur in Deutschland der Maßstab sein, dann muss
das im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der
Maßstab für Europa sein, weil wir ansonsten Gefahr
laufen, die Schraube zu überdrehen und unserer
Landwirtschaft am Ende das Licht ausdrehen, meine
sehr geehrten Damen und Herren. Es ist meine fes-
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te Überzeugung, dass wir das nur verpflichtend
europaweit auf den Weg bringen können. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das ist beim Thema Tierwohl exemplarisch darstell-
bar. Es geht da um Verlässlichkeit. Es geht um Pla-
nungssicherheit. Es kann nicht sein - Entschuldi-
gung, Frau Präsidentin, wenn ich das Sprachbild
nutze -, dass alle fünf Jahre eine neue Sau durch
den Hof getrieben wird, was Haltungsbedingungen
angeht. Wenn man jetzt definiert, was mit Blick auf
das Thema Tierwohl vorgesehen ist, was für 20 Jah-
re dann auch Planungssicherheit zum Ausdruck
bringt, dann muss das auch 20 Jahre gelten. 

Deswegen ist das auch eine Frage der Planungssi-
cherheit. Es ist, wie ich eben gesagt habe, der ver-
pflichtende Standard nicht nur in Deutschland, son-
dern EU-weit und weltweit zu sehen. Es ist eine
ganz entscheidende Frage, dass das Geld, das man
dafür aktivieren will, auch dort ankommt, wo es hin-
gehört. Da habe ich mit Blick auf die Vorschläge
auch von Greenpeace vor nicht allzu langer Zeit ge-
nauso wie mit Blick auf die Borchert-Kommission,
was die einzelnen Vorschläge angeht, schon meine
Für- und Wider-Argumentation. 

So nett und angenehm und verlässlich der saarlän-
dische Finanzminister Peter Strobel ist, ich habe
zum Beispiel bei dem Thema der Anhebung der
Mehrwertsteuer von 7 auf 19 Prozent so meine Be-
fürchtungen, dass das Geld, das an Mehreinnahmen
da ist, am Ende nicht da ankommt, wo es hingehört,
nämlich beispielsweise in der Landwirtschaft, weil
der Finanzminister in seiner Ideenfindung und Krea-
tivität vielleicht der Auffassung ist, dass man damit
auch etwas anderes machen kann, vielleicht nicht
bei uns im Saarland - es ist ja eine rühmliche Aus-
nahme -, aber es gibt ja auch noch ein paar andere
Finanzminister. Ich will darauf hinweisen, dass das
Thema der Tierwohlabgabe genauso wie das Thema
Umschichtung von vorhandenen Mitteln der GAP
oder allgemeine Steuermittel auch ihre Tücken hat. 

Am Ende des Weges ist einer Finanzierung nur
dann zuzustimmen, wenn die höchstmögliche Ge-
wissheit vorhanden ist, dass sie nicht irgendwie un-
terbrochen und fehlgelenkt wird. Das war, ist und
bleibt meine Überzeugung. Deswegen habe ich
auch mit Herrn Borchert und mit Kollegen von
Greenpeace Kontakt aufgenommen, um mit ihnen in
meiner Funktion als Vorsitzender der Agrarminister-
konferenz darüber zu sprechen. Am Beispiel Tier-
wohl kann man das am besten verdeutlichen: Es
geht um Verlässlichkeit. Wenn man solche Rahmen
vorgibt, muss sich jeder darauf verlassen können,
insbesondere die Landwirtinnen und Landwirte.

Auch darauf kommt es in der Politik an, meine sehr
geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich sage in dem Zusammenhang auch, dass wir im
Saarland mit unseren Handlungsmaximen die bishe-
rige Überzeugung beibehalten und in diese Richtung
weitergehen wollen. Es geht dabei um Transparenz,
Dialogorientierung, Sachverstand und Praxisorien-
tierung, Nachhaltigkeit, vor allem aber um Wert-
schätzung und Wertschöpfung. Ich will an einigen
wenigen Beispielen verdeutlichen, dass wir das nicht
irgendwie dahersagen oder als Klischee verwenden,
sondern dass es konkrete Politik ist.

Beim Thema Düngeverordnung haben wir in den
vergangenen Wochen und Monaten eine ganze Rei-
he, fast ein halbes Dutzend von Informationsveran-
staltungen sowohl mit dem Bauernverband, als auch
mit betroffenen Bauern und Ortsbauernverbänden,
aktuell gestern noch in Eft durchgeführt. Nächste
Woche findet eine Veranstaltung in Schwarzenholz
statt. Wir haben das Thema, wenn ich es richtig in
Erinnerung habe, drei Mal im Ausschuss für Umwelt
und Verbraucherschutz bis ins Detail vorgetragen
und erläutert. Ich betone, wir haben das nicht aus
„Neimerderei“ getan, um irgendjemanden zu ärgern,
sondern weil wir das Schutzgut Wasser eben nicht
genug berücksichtigt hatten. Aufgrund eines Ver-
tragsverletzungsverfahrens und feststehenden Ur-
teils der EU waren wir dazu verpflichtet. Wir haben
das im Rahmen unserer Möglichkeiten und mit mög-
lichst wenig Auswirkungen auf die Fläche getan.
Eben wurde es bereits gesagt, bei uns sind es 3,5
Prozent, 2.700 Hektar, die wir ausweisen mussten.
Es gilt mein Versprechen: Wenn wir nachhaltig eine
Absenkung der festgestellten Werte haben, werden
wir - das ist im Ministerratsbeschluss ausdrücklich
festgehalten - die Restriktionen zurücknehmen. Wir
müssen die Flächen aber ausweisen, weil wir an-
sonsten Gefahr laufen, in Haftung genommen zu
werden - und das wird teuer. Ich sage ganz bewusst,
wir haben nach einem genormten Verfahren gemes-
sen, das überprüfbar ist, wir haben es getan, weil wir
es mussten, und wir haben im Interesse der Land-
wirte so wenig wie gerade nötig getan. Wir scheuen
diese Diskussion nicht, wir gehen sie im Gegenteil
ganz offen an. Ich will dies in Zukunft als Maßstab
meiner Politik sehen. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir tun dies auch beim Aktionsprogramm Insekten-
schutz. Auch das wurde vom Kollegen Günter Hein-
rich schon angesprochen. Wir haben kein Interesse
daran, nach dem Motto „Der eine gegen den ande-
ren“ zu handeln. Bei uns geht Landschaftsnutzung
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einher mit Naturschutz. Das ist nicht unvereinbar.
Ich möchte es an zwei Beispielen festmachen. Wir
haben es beim Thema biodiversitätssteigernde Maß-
nahmen im Wald geschafft. Zusammen mit den
Landnutzern und den Naturschützern haben wir ei-
nen Leitfaden auf den Weg gebracht. Dies tun wir
jetzt auch beim Aktionsprogramm Insektenschutz in
der Landwirtschaft. Es ging auch um das Thema
Jagd. Der eine oder andere erinnert sich noch an die
Zustände 2013/2014 bei der Verabschiedung des
Jagdgesetzes. Mittlerweile herrscht Jagdfrieden im
Land. Wir reden miteinander. Die VJS, NABU und
BUND haben die Jagddurchführungsverordnung ein-
vernehmlich auf den Weg gebracht. Das ist der saar-
ländische Weg: Miteinander statt übereinander re-
den, kein Gegeneinander stehen lassen, sondern
versuchen, die Leute zusammenzubringen. Das war,
ist und soll auch weiterhin erfolgreich sein, meine
Damen und Herren! 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das gilt auch bei der Frage, ob es Biolandbau oder
konventioneller Landbau sein soll. Ich habe über-
haupt kein Problem damit, wenn jemand sagt, dass
er seine Landbewirtschaftung konventionell fortfüh-
ren will. Er macht nichts schlechter, er macht es an-
ders. Deswegen ist für uns das Ziel in der Landwirt-
schaftspolitik nicht in erster Linie darauf ausgerich-
tet, dass wir 20 oder 25 Prozent Biolandbau haben,
sondern wir wollen möglichst viel Landwirtschaft im
Saarland, weil das landwirtschaftliche Nutzungskon-
zept nicht nur darin besteht, dass Lebensmittel pro-
duziert werden, sondern weil wir auch auf Kultur-
landschaftspflege angewiesen sind. Deswegen bin
ich froh, dass so viele Menschen im Saarland ihrer
landwirtschaftlichen Nutzung weiter nachgehen.
Meine Damen und Herren, das ist der entscheiden-
de Ansatz. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Man schaue sich die zukünftigen Möglichkeiten und
Angebote an. Diese Themen werden partnerschaft-
lich, verlässlich und vor allen Dingen konsequent mit
den handelnden Vertretern der Kammer, des Bau-
ernverbandes, von anderen Landnutzerverbänden,
aber auch von den Naturschützern weitergeführt
werden müssen. Ich will an drei Beispielen deutlich
machen, dass sich das nach dem Motto „Verspro-
chen und umgesetzt“ im Saarland durchaus sehen
lassen kann. Es ging um 5 Millionen Euro, um die
Überführung aus der ersten in die zweite Säule und
die Zusage meiner Amtsvorgängerin Anke Rehlin-
ger, dass dieses Geld genutzt wird, um eine Aus-
gleichszulage für die benachteiligten Gebiete auf
den Weg zu bringen. Es war schon ein sehr schwie-

riger Prozess, bis dies von der EU-Kommission ge-
nehmigt wurde und wir die Möglichkeit hatten, es auf
den Weg zu bringen. Wir haben es versprochen und
gemacht - und nicht nur das, wir haben auch noch
aufgestockt. Deutlich mehr als die 5 Millionen sind
aktiviert worden. Dieses Geld konnten wir am Ende
den Landwirten zukommen lassen. Wir sind stolz
darauf, denn das hat dazu beigetragen, dass Politik
glaubwürdig ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das Zweite ist die Verschärfung in der Wasserrah-
menrichtlinie, es geht um die Düngeverordnung, um
Jauch-, Gülle- und Silageanlagen. Wir haben ge-
sagt, es ist zwar eine gesetzliche Vorgabe, aber wir
sind bereit, die Landwirte dabei zu unterstützen.
Mehrere Hunderttausend Euro als Zuschüsse für
den Umbau von Jauche-, Gülle- und Silageanlagen
sind zu nennen. Auch das ist ein Beweis dafür, dass
wir nicht nur reden und versprechen, sondern dass
wir unsere Versprechen auch halten und umsetzen.

Es geht um das Thema der sozioökonomischen Be-
ratung, dafür haben wir vor Jahren im Haushalt
50.000 Euro eingestellt. Diese Gelder sollen dazu
beitragen, dass nicht nur die gute fachliche Praxis
auf dem Acker und dem Feld ermöglicht wird, son-
dern dass man auch betriebswirtschaftliche Hilfestel-
lung geben kann. Es geht um die Umstellungsförde-
rung von konventionell auf ökologisch und ebenso
um die Agrarinvestitionsförderung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht
um Wertschätzung gegenüber der Natur, den Produ-
zenten, aber vor allem gegenüber den Produkten.
Das hat im wahrsten Sinne des Wortes seinen Preis.
Wir haben in den vergangenen Jahren gezeigt, dass
man das eine mit dem anderen zusammenbringen
kann. Das war nur dank guter Unterstützung aus
dem Hause, von den Kolleginnen und Kollegen der
Landesregierung, aber vor allen Dingen im guten
Einvernehmen mit den Kolleginnen und Kollegen
aus der Landwirtschaft selbst möglich. Dafür bedan-
ke ich mich und ich verspreche, dass wir an diesem
Weg weiter arbeiten und ihn weiter gehen. - Vielen
Dank und ein herzliches Glück auf. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Vielen Dank, Herr Minister. Das Redezeitkontingent
der Landesregierung ist völlig ausgeschöpft und so-
gar um 1 Minute und 22 Sekunden überschritten.
Diese Redezeit steht nun auch den Fraktionen zur
Verfügung. Möchte eine Fraktion diese Redezeit im
Rahmen dieser Debatte in Anspruch nehmen? - Ich
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sehe, das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, dass wei-
tere Wortmeldungen nicht eingegangen sind, des-
halb schließe ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über den
Antrag der Koalitionsfraktionen Drucksache
16/1204. Wer für die Annahme dieser Drucksache
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. Danke. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache 16/1204
mit Stimmenmehrheit angenommen ist. Zugestimmt
haben die Koalitionsfraktionen sowie die Fraktion
DIE LINKE und die fraktionslose Abgeordnete. Da-
gegen gestimmt hat die AfD-Fraktion. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
LINKEN-Landtagsfraktion Drucksache 16/1205 -
neu. Wer für die Annahme dieser Drucksache ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Danke. Wer
ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest,
dass der Antrag Drucksache 16/1205 - neu - mit
Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt hat die
Fraktion DIE LINKE sowie die fraktionslose Abge-
ordnete. Dagegen gestimmt haben die Koalitions-
fraktionen sowie die AfD-Fraktion. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
LINKEN-Landtagsfraktion Drucksache 16/1206. Wer
für die Annahme dieser Drucksache ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich? - Ich stelle fest, dass dieser Antrag
Drucksache 16/1206 mit Stimmenmehrheit abge-
lehnt ist. Zugestimmt hat die Fraktion DIE LINKE so-
wie die fraktionslose Abgeordnete. Dagegen ge-
stimmt haben die Koalitionsfraktionen sowie die AfD-
Fraktion. 

Wir kommen nun zu Punkt 6 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der AfD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Gesetzes zur Änderung der
Verfassung des Saarlandes (Drucksache
16/1201)

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich
Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben einen die Ver-
fassung betreffenden Änderungsantrag gestellt. Wir
wollen dem Namen Saarland noch die Bezeichnung
Freistaat voransetzen.

Warum? Zunächst einmal ist wahrscheinlich den
meisten von Ihnen bekannt, dass das Wort Freistaat
einfach nur eine Übersetzung des Wortes Republik

ist. Man könnte auch sagen Republik Saarland. Aber
ein solches Beispiel gibt es innerhalb Deutschlands
nicht. Allerdings gibt es das Beispiel, ein Land Frei-
staat zu nennen, nämlich den Freistaat Bayern. Wer
sich in Geschichte ein wenig auskennt oder etwas
älter ist, der kann sich erinnern, dass nach dem
Krieg sogar eine Diskussion stattgefunden hat, bei
der man befürchtet hat, dass Bayern gar nicht zur
Bundesrepublik Deutschland gehören wollte und
dass es wie Österreich auch selbstständig sein woll-
te. Die Bayern haben den Begriff Freistaat genom-
men, um das auszudrücken.

Es kam nachher nicht so. Bayern wurde ein Bundes-
land in der Bundesrepublik Deutschland. Aber der
Freistaat Bayern war immer schon etwas Besonde-
res. Dieses Wort Freistaat gehört dazu. Was die Uni-
onspartei betrifft, gibt es in Bayern eine andere Uni-
onspartei, nämlich nicht die CDU, sondern die CSU.
Man hat also die Eigenständigkeit betont. 

Warum sage ich das jetzt? Bayern war nach dem
Krieg hauptsächlich ein Agrarland und war wirt-
schaftlich schwächer als das Saarland. Viele in Bay-
ern vergessen das gerne. Das Saarland hat damals
Bayern unterstützt. Aber Bayern hat durch seine Po-
litik der möglichst großen Selbstständigkeit und Ei-
genständigkeit innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland für sich als Land sehr viel - ich sage es
salopp - herausgeholt, was uns im Saarland nicht
gelungen ist. 

Nachdem Deutschland wiedervereinigt wurde, hat
man überlegt, welche Länder man in der ehemaligen
DDR gründen will. Man ist nach längerer Diskussion
zu den jetzigen sogenannten neuen Ländern ge-
kommen. Von den insgesamt fünf haben zwei die
Bezeichnung Freistaat gewählt, nämlich der Frei-
staat Sachsen und der Freistaat Thüringen. Die ha-
ben Wert darauf gelegt.

Wenn ich das Saarland nehme, so sind wir zwar das
kleinste Flächenland in Deutschland, aber wir sind
nach dem Krieg schon einmal, wenn auch zwangs-
weise, teilselbstständig gewesen. Wir haben uns
selbstständig genannt, sind allerdings nur von
Frankreich anerkannt worden. Aber auf anderen
Ebenen, zum Beispiel im Sport, waren wir weltweit
als selbstständiges Land anerkannt. Deshalb haben
wir auch bei der Fußballweltmeisterschaft 1954 mit-
gemacht, waren in derselben Gruppe wie Deutsch-
land und haben auch nur gegen Deutschland, den
späteren Weltmeister, verloren. Wir waren an den
beiden Olympiaden in Helsinki und Melbourne betei-
ligt. Da hat die Therese Zenz, die leider vor nicht all-
zu langer Zeit verstorben ist, eine Silbermedaille ge-
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wonnen. Das Saarland war ein Begriff. Wir haben ei-
ne gewisse Selbstständigkeit gehabt. 

Wir sind freiwillig aus dieser uns aufgezwungenen
Selbstständigkeit ausgeschieden, indem wir uns
beim Referendum 1955 klar zu Deutschland bekannt
haben und seit dem 01. Januar 1957 auch ein deut-
sches Bundesland sind. Aber wir stellen fest, dass
wir in den letzten Jahren oder Jahrzehnten von ei-
nem Strukturwandel in den anderen taumeln und
man uns in der Bundesrepublik Deutschland nicht
die verdiente Anerkennung zukommen lässt. Des-
halb denkt die AfD-Fraktion, dass es an der Zeit wä-
re, zumindest in einem Bereich, der uns nichts kos-
tet und der auch nicht rechtsverbindlich ist, ein Zei-
chen zu setzen, indem wir uns Freistaat Saarland
nennen.

Damit wird natürlich ein gewisser Nachdruck darauf
gelegt, mehr Demokratie zu wagen, wie Willy Brandt
einmal gesagt hat. Zur Demokratie gehört nämlich
nicht nur die horizontale Demokratie, sondern auch
die vertikale oder senkrechte Demokratie, also von
oben nach unten. Wir stellen seit Jahren oder Jahr-
zehnten fest - abgesehen davon, dass der Bund Ge-
setze macht, deren Folge nachher die Länder und
die Gemeinden bezahlen müssen -, dass man stän-
dig danach strebt, bei jedem Zugeständnis für Län-
der und Gemeinden wieder Kompetenzen von den
Ländern in den Bund zu heben. Das jüngste Beispiel
ist die Geschichte, dass man das mit den Autobah-
nen selbst organisiert. 

Diese Bestrebungen sind immer da. Es sind unge-
sunde Bestrebungen, die jeder - ich übertreibe jetzt
nicht; beobachten Sie es einmal - totalitäre Staat so-
fort macht. Nazideutschland hat sofort die Länder
mehr oder weniger entmachtet und abgeschafft. Es
ist ein wichtiger Punkt für die Demokratie, dass man
diese vorhandenen demokratischen Einrichtungen
stärkt. Da wäre für uns ein Zeichen gesetzt: Frei-
staat Saarland. Das klingt auch ganz gut. Man muss
für das Land werben und es kostet nichts.

Uns kommt man immer mit dem Vergleich, es gibt in
Deutschland Landkreise, die größer sind als das
Saarland. Natürlich gibt es Landkreise in Deutsch-
land, die größer als das Saarland sind. Sie sind
auch bedeutend größer als Luxemburg. Aber Lu-
xemburg ist ein selbstständiger Staat und ist in der
Welt als selbstständiger Staat anerkannt. Es ist in
der Europäischen Gemeinschaft mit einem großen
Gewicht vertreten. Der vorherige Kommissionspräsi-
dent war ein Luxemburger. 

Wenn wir in der Nachkriegszeit vergleichen, welchen
Weg Luxemburg und welchen Weg das Saarland
gegangen ist und geht, dann stellen wir fest: Luxem-

burg hat gewonnen. Nach dem Krieg hatten sie
350.000 Einwohner. Im Saarland war es eine Million.
In der Zwischenzeit hatten wir schon einmal 1,1 Mil-
lionen gehabt. Inzwischen geht Luxemburg auf
600.000 Einwohner zu und das Saarland ist schon
unter 1 Million gefallen. Die Tendenzen sind noch da
und nicht gestoppt. Das heißt, dass die Selbststän-
digkeit Luxemburg weitergebracht hat.

(Zuruf.)

Ja, natürlich. Sie kommt aber nur dann, wenn eine
Wirtschaft blüht. Dann kommt die Einwanderung.
Das ist der zweite Schritt. Die Wirtschaft blüht wei-
ter. Das war bei uns dasselbe. Solange die Wirt-
schaft bei uns geblüht hat, hatten wir Einwanderung
gehabt, zuerst aus Italien und nachher aus der Tür-
kei. Das ist ein Zeichen von Wohlstand. Das ist in
Luxemburg jetzt so. Das hält auch an. Das kann uns
ein Beispiel sein.

Wir müssen nicht nur mehr Demokratie wagen. Wir
müssen auch mehr Selbstständigkeit wagen. Das ist
ein Zeichen, dass wir das wollen. Deshalb ist unser
Antrag: Freistaat Saarland. - Herzlichen Dank.

(Beifall von der AfD. - Zuruf: Alleh hopp.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Fraktionsvorsitzender. Ich eröffne die
Aussprache. - Das Wort für die CDU-Fraktion hat die
Kollegin Dagmar Heib.

(Zuruf: Fürstentum Saarland.)

Abg. Heib (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und
Herren! Wir haben gerade eine recht verworrene Be-
gründung für den uns vorliegenden Gesetzentwurf
gehört. In ihm geht es darum, den Artikel 60 Abs. 1
der Verfassung des Saarlandes zu erweitern um den
Satz: Das Saarland ist ein Freistaat.

Das ist der Gesetzentwurf, der uns vorliegt, über
den wir jetzt im Moment debattieren sollten. In der
Begründung gab es unterschiedliche Stränge, die
herangezogen wurden, die auch nicht unbedingt bei
diesem Tagesordnungspunkt liegen. Ich will sagen,
das war wirklich verworren und nicht unbedingt
schlüssig für mich. Lassen Sie mich nur zwei, drei
Argumente ansprechen, warum dieser Gesetzent-
wurf, wie Sie ihn einbringen, für uns abzulehnen ist.

Sie haben es richtig gesagt, der Begriff Freistaat ist
die deutsche Bezeichnung für einen Staat, der von
keinem Monarchen regiert wird, den sogenannten
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freien Staat. Sie haben selbst zitiert, Sie haben
auch, davon gehe ich aus, Art. 60 Abs. 1 der saar-
ländischen Verfassung im Vorfeld Ihres Gesetzesän-
derungsantrages gelesen, dort steht: „Das Saarland
ist eine freiheitliche Demokratie und ein sozialer
Rechtsstaat in der Bundesrepublik Deutschland.“
Das sagt eindeutig aus, dass der republikanische
Charakter eines freien Staates bereits derzeit in der
Verfassung des Saarlandes aufgenommen ist und
dass auch wirklich zum Ausdruck kommt, was das
Wort sagt. Damit ist die zusätzliche Charakterisie-
rung eines Freistaats, wie Sie das sagen, meines
Erachtens auch gar nicht erforderlich.

Es gibt auch - das sehen Sie meines Erachtens
falsch - keinen Unterschied zwischen den 16 Bun-
desländern, egal, ob ein Bundesland den Zusatz
Freistaat oder Freie Hansestadt trägt oder Ähnli-
ches. Jedes Bundesland ist gleich. Wir haben keine
unterschiedlichen Kategorien von Bundesländern,
nur weil man in der Bezeichnung etwas Weiteres
führt. Die Bezeichnung ist historisch, das haben Sie
ja auch angesprochen, und hat keinerlei tatsächliche
Bedeutung.

Sie haben den Freistaat Bayern angesprochen, dar-
über hinaus gibt es Sachsen, Thüringen und auch
die Freie Hansestadt Hamburg, all dies liegt in die-
ser Tradition, ist aus der Geschichte geboren, und
zwar aus der speziellen Geschichte eines jeden
Landes. Deshalb wird der Freistaat als Begriff zu-
sätzlich geführt. Ich darf auch erinnern, Sie haben
selbst Bayern angesprochen, Bayern wurde am En-
de des Ersten Weltkriegs in der Nacht vom 07. auf
den 08. November 1918 von dem Sozialisten Kurt
Eisner in München als Freistaat Bayern ausgerufen.
Später wurde er dann von den Arbeiter- und Solda-
tenräten zum Ministerpräsidenten bestimmt. 

Wir wissen auch, am 09.11.1918 wurde in Berlin
Deutschland als Republik ausgerufen. Aus dieser
Historie heraus haben sich diese Republiken den
Namen Freistaat dazugegeben. Das ist auch ein ein-
deutiger Beleg dafür, dass der Begriff Freistaat aus-
schließlich im republikanischen Begriffskontext zu
verwenden ist und auch nichts mit Demokratie staat-
licher Strukturen und Ähnlichem in diesem Bereich
zu tun hat. 

Gleichzeitig, und das ist für mich noch ganz wichtig
am Schluss meiner Ausführungen, habe ich gesagt,
der Freistaat wurde gewählt aus der speziellen His-
torie der jeweiligen Länder. Wir haben vor dem letz-
ten Plenum hier im Hohen Haus „100 Jahre Saar-
land“ debattiert. Es war auch richtig, dass dieser
Rahmen eingeräumt wurde. Sie selbst sind ja da-
mals noch mit anderen Vorschlägen gekommen, um

diesem herausgehobenen Datum entgegenzukom-
men. 

Dadurch, dass Sie jetzt den Freistaat wollen, wollen
Sie eigentlich dem Saarland das Bild einer Ge-
schichte auflegen, die unser Land einfach nicht hat.
Von daher werden hier falsche Signale gegeben und
auch falsche Bilder von unserem Saarland geschaf-
fen. 

Ich gehe noch einen Schritt weiter: Dadurch, dass
Sie das machen wollen, schaffen Sie nicht nur ein
falsches Bild, Sie negieren die Geschichte des Saar-
landes - Sie wollen sie eigentlich totschweigen - die-
se 100 Jahre Saarland, die uns wichtig sind, wo wir
mehrmals die Zugehörigkeit gewechselt haben, Grö-
ße und Zuschnitte sich geändert haben. Daraus ist
unsere Identität gewachsen, viele Menschen sind
darauf stolz. 

Ich erinnere auch daran, viele Menschen haben in
diesen 100 Jahren ein Schicksal erlebt, für das es
heute noch ein Bedauern gibt. Das sollten wir auch
genau mit unserer Geschichte aufrechterhalten und
auch genau dazu stehen. Dazu passt ein Freistaat
als Begriff in unserer Verfassung nicht. Von daher
lehnen wir diesen Gesetzentwurf ab. - Vielen Dank!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat nun für
die Fraktion DIE LINKE der Kollege Dennis Lander.

Abg. Lander (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Bundeszentrale für politische Bildung erklärt ge-
nau zu diesem Thema, ich zitiere: Die 16 Bundes-
länder der Bundesrepublik Deutschland sind alle
gleichberechtigt. Trotzdem bezeichnen sich drei
Länder als Freistaat: Bayern, Sachsen und Thürin-
gen. Das heißt aber keineswegs, dass die Men-
schen dort freier sind als in den anderen Bundeslän-
dern. - Ich denke, damit ist eigentlich so gut wie al-
les gesagt. 

Nein, im Freistaat sind die Menschen nicht freier,
nein, im Freistaat gibt es nicht mehr Demokratie
oder Rechtsstaatlichkeit. Wer wirklich ein Bekenntnis
für Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und
Demokratie abgeben will, der muss deutlich mehr
tun, liebe Kolleginnen und Kollegen. Der muss kon-
kret etwas verändern. Da gibt es ja verschiedene
Möglichkeiten, was sich verändern lässt. Der könnte
ja zum Beispiel die hohen Hürden für ein Volksbe-
gehren senken. Der könnte, bevor er Privatisierun-
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gen durchführt, die Bevölkerung fragen. Der darf kei-
ne Parteibuchwirtschaft beim Landgericht oder bei
der Medienaufsicht unterstützen. Aber der Freistaat
Saarland ändert für die Menschen im Saarland
nichts. 

Den Menschen hier wäre mehr geholfen, wenn wir
endlich gleichwertige Lebensverhältnisse schaffen
würden, wenn wir Brücken, Krankenhäuser und
Schulen nicht verrotten lassen würden und wenn wir
endlich etwas gegen die wachsende Armut und Un-
gleichheit in unserem Land tun würden.

Da die AfD ja anscheinend weder in Geschichte
noch Latein wirklich fit ist, muss ich Ihnen sagen,
Republik kommt vom lateinischen res publica, also
die öffentliche Angelegenheit. Was hier stimmt: Das
„Frei“ in Freistaat kommt natürlich von der freien
Herrschaft aus der Monarchie. Aber wir haben im
Saarland schon lange keine Monarchie mehr und
deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. - Herzlichen
Dank!

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat nun die
Kollegin Petra Berg für die SPD-Fraktion.

Abg. Berg (SPD):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Bayern
hat sich von einem Königreich befreit, Thüringen
und Sachsen aus der SED-Diktatur. Es stellt sich
heute die Frage, wovon sich das Saarland befreien
soll. Ich werde Ihnen gleich einen Vorschlag ma-
chen.

Dieser Antrag folgt einem antidemokratischen Geist.
Das Saarland ist ein freies, offenes, pluralistisches
Land, und es ist ein föderales Land. Dieser Antrag
ist sehr perfide nach den Geschehnissen in Thürin-
gen. Ich habe den Eindruck, damit wird das Saar-
land, seine Bevölkerung von der AfD verspottet. In
Thüringen haben sich nämlich gerade in der letzten
Woche die Feinde der Demokratie gezeigt. Der Kan-
didat der sogenannten Alternative hat null Stimmen
bekommen, null!

Das ist eine ernste Lage, weil ein Täuschungsmanö-
ver der einen und die fehlende Haltung der anderen
dieses Wahlverhalten entschieden haben. Das führ-
te zu einer Wahl, die unsere demokratische Bundes-
republik erschüttert hat, und das bislang für unmög-
lich Gehaltene wurde durch die Unterstützung eines
Faschisten plötzlich möglich. Eines Faschisten, liebe

Kolleginnen und Kollegen, mit dem der Vorsitzende
der AfD im Saarland in Chemnitz Seite an Seite
marschiert ist und das Symbol der weißen Rose in
unerträglicher Weise verunglimpft hat. Auch daran
muss man einmal erinnern.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

Dabei wurde in Thüringen in Kauf genommen, dass
das vergiftete Angebot für die angeblich bürgerliche
Mitte - ich darf zitieren, Frau Präsidentin - der nicht
auf ihre Demokratie-Abrissbirnen gefallenen AfDlern
feixend angenommen wurde. Es war perfide. Demo-
kratie-Abrissbirnen erkennen wir auch in unserem
Land.

Kolleginnen und Kollegen, die offene, freie Demo-
kratie ist verwundbar, sie ist aber nicht hilflos. Nach
dem Dammbruch in Thüringen, gilt es, die Löcher im
Damm zu stopfen und diesen Damm höher zu bau-
en. Und das haben wir getan.

Viele von uns waren am Freitag bei der Demo „Bunt
statt Braun“ in Saarbrücken dabei. Ich bin sehr stolz
und sage ganz herzlichen Dank an die Organisato-
ren, die diese Demo, diese Spontandemo, ermög-
licht haben und ermöglicht haben, dass 700 Leute in
so kurzer Zeit auf die Straße gegangen sind. Es war
sehr beeindruckend. Hier im saarländischen Land-
tag stehen wir gemeinsam als Bollwerk gegen diese
Antidemokraten. Diesen perfiden Geist von Anträ-
gen wie dem vorliegenden werden wir immer entlar-
ven, dies tun wir sehr laut und sehr deutlich. Also,
liebe Kolleginnen und Kollegen, wovon soll sich das
Saarland befreien? - Von diesen Antidemokraten.
Ich glaube, das ist die einzig richtige Antwort. - Vie-
len Dank!

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat nun
noch einmal Herr Fraktionsvorsitzender Josef Dörr
für die AfD-Fraktion.

Abg. Dörr (AfD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wenn uns in der AfD et-
was Gutes einfällt, wissen wir, dass es abgelehnt
wird. Der Antrag hätte ja auch von den Koalitions-
fraktionen kommen können. Dann wäre ihm zuge-
stimmt und zugejubelt worden.
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(Sprechen. - Zuruf des Abgeordneten Scharf
(CDU). - Unmutsbekundungen bei den Regie-
rungsfraktionen.)

Es ist immer interessant, mit welchen nicht zur Sa-
che gehörenden oder fadenscheinigen Begründun-
gen das abgelehnt wird. Heute muss man allerdings
feststellen, dass, egal welches Thema hier auf-
kommt, das Wort Thüringen auftaucht. Die sind jetzt
auch ein Freistaat, aber Thüringen taucht auf und
wird sofort benutzt, um eine Kampagne gegen die
AfD einzuleiten. Ich muss jetzt doch einmal sagen,
dass Thüringen einige Politiker doch sehr tief getrof-
fen zu haben scheint. Der Stachel sitzt tief.

Was ist denn in Thüringen geschehen? - In Thürin-
gen stand eine Ministerpräsidentenwahl an. Herr
Ramelow hat im Grunde seine Mehrheit eingebüßt.
Das war Volkswille. Allerdings hat er ja das Recht,
eine Minderheitsregierung zu führen und sich auch
von einer Minderheit wählen zu lassen. Das wird
niemand bestreiten. Das hat er versucht, aber das
hat nicht geklappt. Es ist ein anderer gewählt wor-
den, nämlich ein FDP-Kandidat. Die Ausschlussma-
nie all dieser so überzeugten Demokraten ist in Be-
zug auf Thüringen ja absurd. Mit den beiden stärks-
ten Parteien kann man ja nicht. Da ist das Problem
ja schon vorprogrammiert. Jetzt wird ein Kandidat ei-
ner unbescholtenen Partei, ein unbescholtener
Mensch zum Ministerpräsidenten gewählt und schon
ist eine Sensation passiert. Jetzt ist das ganz
schlimm. Jetzt ist das ein unverzeihlicher Fehler. Auf
den Mann wird Druck ausgeübt, damit er sein Amt
niederlegt und so weiter und so fort.

Was ist die Gefahr für die Demokratie? - Ist die Ge-
fahr, dass eine Mehrheit, die ja da war, Herrn Kem-
merich gewählt hat? Oder ist die Gefahr für die De-
mokratie die Art und Weise, wie man auf eine solche
Sache reagiert? - Ich selbst bin für Subsidiarität, al-
so größtmögliche Selbstständigkeit.

Vizepräsidentin Spaniol:

Herr Fraktionsvorsitzender, ich muss Sie noch ein-
mal darauf hinweisen, dass Sie zum Tagesord-
nungspunkt sprechen müssen.

Abg. Dörr (AfD):

Das ist der Tagesordnungspunkt. Ich antworte auf
das, was Frau Berg zum selben Tagesordnungs-
punkt gesagt hat. Darauf antworte ich. Das gehört
dann auch zur Tagesordnung. Dann hätten Sie Frau
Berg auch unterbrechen müssen.

Jedenfalls ist es so, dass hier die Ebenen vertauscht
beziehungsweise nicht eingehalten worden sind. In

Frankreich ist es eine Todsünde, wenn ein französi-
scher Staatsmann im Ausland Innenpolitik macht.
Unsere Bundeskanzlerin hat das gemacht, indem
sie von einem unverzeihlichen Fehler gesprochen
hat.

(Abg. Renner (SPD): Da hat sie aber recht ge-
habt.)

Dass die Bundesebene ständig auf die Landesebe-
ne einwirkt und auch Druck ausübt, ist ein dauernd
geübtes Fehlverhalten, das unsere Demokratie be-
schädigt. Das darf nicht sein. Deshalb kommt der
Fehler, der da passiert oder passiert ist, nicht von
denen, die Herrn Kemmerich gewählt haben. Es war
übrigens eine geheime Wahl. Man weiß ja gar nicht
so genau, wer wen gewählt hat.

(Sprechen. - Unruhe.)

Das sollte man eigentlich nicht wissen.

(Zuruf: Null Stimmen.)

Ja, das mit den null Stimmen, das ist geheuchelte
Anteilnahme. Wenn die Person, die null Stimmen
bekommen hat, davon nicht betroffen ist,

(Abg. Renner (SPD): Der einzige Heuchler sind
Sie hier!)

da frage ich mich, wieso Sie, die damit gar nichts zu
tun haben, betroffen sind. Ich persönlich bin davon
überhaupt nicht betroffen. Und ein offenes Wort: Ich
halte es sogar für möglich - so sage ich das ein-
mal ‑, dass das vorher vereinbart war. Warum kann
das nicht sein? - Es werden doch überall Vereinba-
rungen getroffen. Wie war es denn einen Tag vor-
her?

Vizepräsidentin Spaniol:

Herr Fraktionsvorsitzender, Ihre Redezeit ist zu En-
de.

Abg. Dörr (AfD):

Ja, ich komme zum Ende.

(Abg. Renner (SPD): Nein, Sie sind am Ende! -
Lachen.)

War das nicht ein Fehler, dass da drei Leute geses-
sen haben, die schon einen Vertrag unterschrieben
haben mit dem zu wählenden Ministerpräsidenten?
Da konnte man nicht einen oder zwei Tage warten.
Das hat man vorher gemacht. Das ist alles nicht be-
kömmlich für die Demokratie. - Herzlichen Dank!

(Beifall von der AfD.)
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Vizepräsidentin Spaniol:

Das Wort hat nun für die CDU-Fraktion die Kollegin
Dagmar Heib.

Abg. Heib (CDU):

Es geht mir eigentlich nur um eine Sache. Mich erin-
nert das Ganze im Moment ein bisschen an die Ge-
schichte von dem Biologiestudenten, der über den
Rüssel des Elefanten zum Regenbogen kam. Ich
wollte Ihnen nur Folgendes sagen, Herr Kollege
Dörr: Lesen Sie sich doch nachher am besten noch
einmal das Protokoll durch. Dann sehen Sie meine
Rede noch einmal und dann sehen Sie, um welche
inhaltliche Auseinandersetzung es in Ihrem Antrag
ging. Auch Sie sollten sich an I h r e n Gesetzesan-
trag halten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Vielen Dank, Frau Kollegin Heib. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, weitere Wortmeldungen sind nicht ein-
gegangen. Ich schließe die Aussprache. Es wird vor-
geschlagen, den Gesetzentwurf zur weiteren Bera-
tung an den Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und
Rechtsfragen sowie Wahlprüfung zu überweisen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf der AfD-Landtagsfraktion, Drucksache
16/1201. Wer für die Annahme dieses Gesetzent-
wurfes in Erster Lesung unter gleichzeitiger Über-
weisung an den Ausschuss für Justiz, Verfassungs-
und Rechtsfragen sowie Wahlprüfung ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich? - Ich stelle fest, dass der Gesetzent-
wurf Drucksache 16/1201 mit Stimmenmehrheit ab-
gelehnt ist. Zugestimmt hat die AfD-Fraktion, dage-
gen gestimmt haben alle anderen Fraktionen im Ho-
hen Hause sowie die fraktionslose Abgeordnete. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden vor der
Mittagspause noch Tagesordnungspunkt 7 behan-
deln. Das hängt mit der Anwesenheit des Ministers
Strobel zusammen, der Minister Bouillon hier vertritt
und den Gesetzentwurf einbringt. Er ist terminlich
unter Druck. Dem wollen wir hier gerecht werden. 

Wir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Neuregelung der poli-
zeilichen Datenverarbeitung im Saarland
(Drucksache 16/1180)

Zur Begründung des Entwurfes erteile ich Herrn Mi-
nister Peter Strobel das Wort.

Minister Strobel:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zuerst ein-
mal vielen Dank, dass wir das jetzt noch machen
können. Ich habe tatsächlich gleich einen Termin,
bringe den Gesetzentwurf aber gerne noch ein.

Die Regierung des Saarlandes bringt heute das Ge-
setz zur Neuregelung der polizeilichen Datenverar-
beitung im Saarland in dieses Hohe Haus ein. Ich
tue dies wie gesagt in Vertretung des Innenminis-
ters. Gestatten Sie mir einige erläuternde Sätze zu
diesem umfangreichen Gesetzentwurf.

Das Gesetz weist mehrere Schwerpunkte auf. Ers-
tens die Änderung des Saarländischen Polizeige-
setzes, zweitens die Umsetzung der EU-Richtlinie
680 aus dem Jahre 2016, auch JI-Richtlinie ge-
nannt. Es ist das Gegenstück zur Datenschutz-
grundverordnung, was die Datenverarbeitung im Be-
reich der Justiz und der Polizei betrifft. Drittens die
Umsetzung zwingender Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichtes und viertens die Umsetzung des
gesetzgeberischen Handlungsbedarfs als Reaktion
auf die gestiegenen Anforderungen an die Vollzugs-
polizei, insbesondere durch terroristische und extre-
mistische Bestrebungen.

Zur Umsetzung wird in Art. 1 des Gesetzes das
Saarländische Polizeigesetz geändert, wobei dort
die §§ 26 bis 40, welche die Verarbeitung personen-
bezogener Daten regelten, gestrichen werden. Sie
werden nicht etwa gestrichen, weil wir sie nicht mehr
brauchen. Im Gegenteil, sie fließen sehr viel um-
fangreicher in das Gesetzeswerk in Art. 2 ein. Dort
finden Sie das Saarländische Gesetz über die Verar-
beitung personenbezogener Daten durch die Polizei,
SPolDVG. Die Landesregierung hat es sich mit die-
sem Gesetzentwurf nicht einfach gemacht. Eine völ-
lig neue Systematik bedeutet einen hohen Umstel-
lungsbedarf für die Gesetzesanwender und -anwen-
derinnen. Jedoch hätte auch alleine schon die zwin-
gende Umsetzung europarechtlicher Vorgaben den
bisherigen Rahmen des Polizeigesetzes gesprengt.
Vorher waren wir bei 15 Paragrafen, jetzt sind es 67.
Die JI-Richtlinie ist eben ein sperriges Stück Recht,
wie Sie bereits bei den Beratungen des jüngst in
Kraft getretenen Justizvollzugsdatenschutzgesetzes
erfahren durften. Ähnlich wie bei der Datenschutz-
Grundverordnung musste vieles davon erst einmal
in unser Rechtssystem übersetzt werden.
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Die Richtlinie, welche den Großteil der Neurege-
lungen bestimmt, stellt jedoch nur einen Teilaspekt
des gesetzgeberischen Handlungsbedarfs dar. Die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
BKA-Gesetz erkannte Defizite im Hinblick auf poli-
zeiliche Befugnisse und Forderungen aus der Praxis
sowie des Unabhängigen Datenschutzzentrums stel-
len das Spannungsfeld dar, innerhalb dessen die po-
lizeiliche Datenverarbeitung neu zu regeln war. Wir
mussten uns deshalb auch an dem orientieren, was
die anderen Länder und der Bund regelten. Dies
schlägt sich an vielen Stellen des Gesetzentwurfs
nieder, wo Regelungen des Bundes, sei es des Bun-
desdatenschutzgesetzes oder des Bundeskriminal-
amtsgesetzes, materiell oder gar im Wortlaut über-
nommen wurden, um so eine gewisse Einheitlichkeit
bei den zum Teil sehr weitreichenden Eingriffsbefug-
nissen zu erreichen.

Generell gilt, dass das Polizeirecht als das klassi-
sche Gefahrenabwehrrecht stets wegen seiner Ein-
griffsbefugnisse unter besonderer Beachtung steht.
Hier gilt es, einen Ausgleich zwischen persönlichen
Rechten und öffentlicher Sicherheit zu schaffen.
Letztlich geht es vereinfacht darum, ob Normen wir-
kungsvolle Befugnisse regeln, die zugleich auch ver-
hältnismäßig sind. Für den vorgelegten Gesetzent-
wurf gilt dies im besonderen Maße. Wir führen zum
Schutz der Bevölkerung neue Eingriffsbefugnisse
ein wie etwa die elektronische Fußfessel, automati-
sche Kennzeichnungs- und Analysesysteme, die
Quellen-TKÜ, sinnvoll erweiterte Befugnisse zur Vi-
deoüberwachung und Datenabfragen nach dem Te-
lemediengesetz. Diese Maßnahmen sind aus-
schließlich der Vollzugspolizei vorbehalten. Sie kom-
men nur unter engen Voraussetzungen zur Anwen-
dung, viele von ihnen stehen unter richterlichen Vor-
behalt. Gerichtlich überprüfbar sind sie ohnehin.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, lassen Sie mich auf eine
Neuerung eingehen, die im Vorfeld stark diskutiert
wurde und die ich bislang noch nicht angesprochen
habe: den Einsatz von Bodycams in Wohnungen.
Wie Sie alle wissen, ist der Schutz der Einsatz- und
Rettungskräfte ein Herzensanliegen der Landesre-
gierung. Wie oft hören und lesen wir von Übergriffen
auf Feuerwehr, Rettungskräfte oder Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte vor Ort? - Gerade in Fällen
von häuslicher Gewalt ist die Gefahr besonders
groß. Wenn die Polizei gerufen wird, zu Hilfe eilt und
in den Wohnungen körperlich angegriffen wird, dann
ist das nicht hinnehmbar. Hier müssen wir die schüt-
zen, die uns schützen. Nach den guten Erfahrungen
mit der Bodycam, die schon in der Öffentlichkeit ein-
gesetzt werden darf, haben wir geprüft, wie und

wann dieses wirkungsvolle technische Mittel auch in
Wohnungen zum Schutz der Polizeibeamtinnen und
Beamten eingesetzt werden kann. Auch hier haben
wir uns die Sache nicht leicht gemacht. Die Unver-
letzlichkeit der Wohnung aus Art. 13 des Grundge-
setzes ist ein enorm wichtiges Schutzgut, das nur
unter sehr engen Voraussetzungen eingeschränkt
werden darf. 

Wir haben dem Rechnung getragen und hierzu ein
Gutachten in Auftrag gegeben. Zwei renommierte
Polizeirechtler, die an der Deutschen Hochschule
der Polizei lehren, haben sich mit dieser Frage be-
fasst und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass es
auch verfassungsrechtlich zulässig ist, Bodycams in
Wohnungen einzusetzen, natürlich ausschließlich
zum Schutz der Polizeibeamtinnen und -beamten
vor Gefahren für deren Leib oder Leben. Jede weite-
re Verwendung steht zwingend unter Richtervorbe-
halt. Dies haben wir eins zu eins umgesetzt. Es ist
aus unserer Sicht gleichermaßen verfassungsfest
wie praktikabel. 

Damit erschöpft sich der Gesetzentwurf jedoch bei
Weitem nicht. Die Vielzahl der vorgesehenen Ände-
rungen wird mit Sicherheit Gegenstand ausführlicher
Beratungen sein. Ich möchte deshalb alle, die auf ei-
ne aus ihrer Sicht zu starke Betonung der Sicher-
heitsaspekte abzielen, auf § 67 hinweisen. Dort sind
mannigfaltige Berichtspflichten der Landesregierung
geregelt. Sie dienen der Transparenz polizeilichen
Handelns und der Kontrolle der Exekutive durch die
Legislative.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte
Sie diesen Gesetzentwurf in Erster Lesung anzu-
nehmen und zur weiteren Beratung an den Aus-
schuss für Inneres und Sport zu überweisen. - Vie-
len Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Ich danke dem Herrn Minister. Ich eröffne die Aus-
sprache. - Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE
der Kollege Dennis Lander.

Abg. Lander (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Heute ist erst die Erste Lesung dieses Gesetzes und
die Expertenanhörung steht noch aus, deshalb will
ich mich kurzfassen. Leider verbirgt sich hinter dem
harmlos klingenden Namen „Neuregelungen der po-
lizeilichen Datenverarbeitung im Saarland“ mehr als
nur die Neuerungen der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften. Vielmehr geht es darum, der Polizei mehr
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Befugnisse in Bewachungs- und Zwangsmaßnah-
men zu geben. Bisher galt dabei der Grundsatz,
dass die Polizei eingreifen kann, sofern eine konkre-
te Gefahr vorliegt, also wenn eine Person sich so
verhält, dass man davon ausgehen kann, dass sie
gleich Gewalt ausüben wird. Jetzt ist bereits eine
nicht konkret erfassbare Gefahr ausreichend. 

DIE LINKE hält das für einen völlig falschen Ansatz.
So sehen die geplanten Änderungen des § 12 Poli-
zeigesetz oder die geplanten neuen § 31 und § 32
zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch
die Polizei vor. Künftig soll es schon ausreichen -
und ich zitiere -, „dass bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine Person innerhalb ei-
nes übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ih-
rer Art nach konkretisierte Weise eine Straftat bege-
hen wird oder das individuelle Verhalten dieser Per-
sonen die konkrete Wahrscheinlichkeit dafür begrün-
det, dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeit-
raums eine Straftat begehen wird.“

Wer wird diese Wahrscheinlichkeit überprüfen? Und
vor allen Dingen, wie wird er sie überprüfen? Was ist
denn „eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte
Weise“? Warum stützt man sich hier nicht auf bereits
vorhandene Rechtsbegriffe wie die konkrete Gefahr,
die vorhanden und etabliert ist? - Je ungenauer ein
Gesetz gefasst ist, umso größer ist die Rechtsunsi-
cherheit für die Bürgerinnen und Bürger, umso mehr
ist unklar, wann das Handeln der Polizei auf Grund-
lage welcher Alternativen überhaupt zulässig ist und
umso mehr Spielraum gibt man natürlich auch, diese
Gesetze auszulegen. Dies ist umso bedenklicher im
Hinblick auf das dem Rechtsstaatsprinzip folgende
Bestimmtheitsgebot, also dass man Normen so klar
für die Bürgerinnen und Bürger definieren muss,
dass sie wissen, wie sie sich zu verhalten haben.
Hier werden gravierende Maßnahmen durchgeführt
wie Aufenthaltsverbote, Platzverweise und Überwa-
chungsmaßnahmen, wenn es nur die Vermutung
gibt, dass eine Person eventuell eines Tages etwas
anstellen wird. Dabei verlagern wir die Deutungsho-
heit auf die subjektive Einschätzung der Einsatzkräf-
te vor Ort.

Eine solche Gesetzesverschärfung gibt es bereits in
Nordrhein-Westfalen und auch in Niedersachsen.
Maria Scharlau, Expertin für Polizei und Menschen-
rechte, von Amnesty International warnt, dass sol-
che Polizeigesetze - ich zitiere - „quasi zur Wahrsa-
gerei auf Seiten der Polizei ermutigen.“ - Es geht ja
um eine Wahrscheinlichkeit in - wie Sie in Ihrem Ge-
setzesentwurf sagen - überschaubarer Zukunft. Was
soll das denn heißen? Sind das Tage, sind das Wo-
chen, sind das Monate, sind das Jahre? - Maria
Scharlau meint dazu: „Das Problem ist, dass die va-

gen Voraussetzungen für solche Annahmen wirklich
mit allem und nichts gefüllt werden können. Und die-
se sehr vagen Anhaltspunkte können zu tiefgreifen-
den Maßnahmen führen. Wir haben die Sorge, dass
die Teilnahme an einer Versammlung, die Mitglied-
schaft in einem Verein oder die Meinungsäußerung
im Netz schon ausreichen könnte - Verhalten, das
unter besonderem menschenrechtlichen Schutz
steht.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind sehr ge-
spannt auf die Expertenanhörung im Ausschuss. Wir
werden das ganze natürlich kritisch begleiten, aber
dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf können wir
natürlich so nicht zustimmen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Abgeordneter. - Ich erteile nun für die
CDU-Fraktion der Kollegin Ruth Meyer das Wort.

Abg. Meyer (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen Abgeordnete! Meine Damen und Her-
ren! Minister Strobel hat uns eben die vorgesehenen
Änderungen im Polizeirecht vorgestellt. Mit diesen
Änderungen geben wir unserer Polizei wichtige neue
Ermittlungsmöglichkeiten und passen die polizeili-
chen Rechtsgrundlagen an das aktuelle Daten-
schutzrecht an. Gleichzeitig wird die Gesetzessys-
tematik so verändert, dass alle datenbezogenen
Rechtsgrundlagen der Polizeiarbeit aus dem beste-
henden SPolG herausgezogen und ergänzt durch
die neuen datenschutzrelevanten Eingriffsbefugnis-
se im neuen Gesetz über die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch die Polizei zusammen-
gefasst werden.

Das sieht nicht nur sehr umfangreich aus, dahinter
steckt auch sehr viel Arbeit. Daher darf ich allen, die
im Innenministerium an diesem Gesetzesvorhaben
mitgewirkt haben, dafür danken, dass sie trotz der
Vielzahl an Vorschriften ein übersichtliches, lesbares
und durchdachtes Gesetz vorgelegt haben. 

(Beifall von der CDU.)

Es wird Sie nicht verwundern, dass ich als Vertrete-
rin einer Partei und einer Fraktion, die seit jeher für
einen starken Rechtsstaat stehen, die für den Ge-
danken eintreten, dass nur derjenige, der sicher ist,
auch frei sein kann, die deshalb für eine handlungs-
fähige Polizei eintreten, dass ich als CDU-Abgeord-
nete und innenpolitische Sprecherin meiner Fraktion
dieses Gesetz außerordentlich begrüße und für die-
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ses Gesetz werbe. Ebenso wenig verwundert der
Reflex der LINKEN, dieses Gesetz als Teufelszeug
abzutun. Wir sind aber doch nicht gewählt, um hier
unseren Reflexen nachzugehen. Wir haben vielmehr
eine vernünftige Politik für unser Land zu machen.

(Beifall von der CDU.)

Ich will Ihnen nun gar nicht im Detail darlegen, wes-
halb ich zutiefst davon überzeugt bin, dass Body-
cams unsere Polizeibeamtinnen und -beamten auch
dort schützen müssen, wo sie am stärksten bedroht
sind, nämlich in privaten Wohnungen. Nicht zuletzt
die Erläuterungen in der letzten Sitzung des Innen-
ausschusses über die zunehmende Zahl an Wider-
standshandlungen mit der Folge von Dienstunfähig-
keit sprechen quasi für die Zwangsläufigkeit dieser
Maßnahme.

Natürlich bin ich auch davon überzeugt, dass wir un-
serer Polizei die Überwachung von und die Fahn-
dung nach schweren Straftätern mit sinnvoller Tech-
nologie erleichtern müssen, sei es, dass eine elek-
tronische Fußfessel statt eine große Zahl von Beam-
ten kontrolliert, ob sich ein Krimineller einem Opfer
nähert, sei es, dass eine automatische Kennzei-
chenerfassung die Polizei auf die Spur eines flüchti-
gen Gewalttäters bringt, sei es, dass mittels Quel-
len-TKÜ Verbrechen aufgeklärt oder vereitelt werden
können.

In der Anhörung werden wir ausreichend Gelegen-
heit haben, Juristen, die Polizei, Gewerkschaften
und auch die Datenschutzbeauftragte, die auch heu-
te hier zugegen ist, zu befragen, wie wir diesen neu-
en Techniken effizient und rechtssicher einsetzen
können.

Ich möchte Sie heute stattdessen einladen, mir bei
ein paar philosophischen Überlegungen zu folgen,
Überlegungen zum Thema „Vertrauen und Vertrau-
enswürdigkeit“. Das ist die vielleicht wichtigste Frage
für eine funktionsfähige Demokratie. Gerade in die-
sen Tagen und gerade in den Fällen, in denen es um
Sonderrechte geht oder um automatisierte Verfahren
und digitale Prozesse, sind wir auf Vertrauen ange-
wiesen. Wir in der Politik müssen alles daransetzen,
dieses Vertrauen zu rechtfertigen. 

Wenn wir im Alltag Zweifel hegen, ob wir vertrauen
können, verfahren wir oft nach dem Grundsatz „Ver-
trauen ist gut, Kontrolle ist besser“. Wie aber können
wir im Falle automatisierter, digitaler Verfahren die
Demokratie wahren, wenn wir gar nicht wissen, wer
genau hinter den Prozessen steckt und wer sie steu-
ert? Onora O’Neill, Philosophin und parteiloses Mit-
glied im britischen House of Lords, dem Oberhaus,
hat dazu interessante Überlegungen angestellt. Wer

sich dafür interessiert, kann dazu zum Beispiel in ih-
rem Buch „Gerechtigkeit über Grenzen“ nachlesen.
Ihre These lautet, dass man nur dort vertrauen kann,
wo Vertrauenswürdigkeit besteht. 

Nichtsdestotrotz schenken wir auch im Alltag regel-
mäßig Vertrauen und geben einen Vertrauensvor-
schuss, obwohl wir Menschen gar nicht kennen und
nicht wissen, ob sie vertrauenswürdig sind, obwohl
wir wissen, dass der Mensch gar nicht immer nur gut
ist. Wir sind darauf angewiesen, uns auch ohne die-
se Kenntnis auf andere zu verlassen. O’Neill nennt
dafür ein schönes Beispiel; schade, dass Bernd
Wegner gerade nicht im Saal ist: Sie nennt das Bei-
spiel des Schuhmachers. Ihm geben wir auch ein
sehr teures Paar Schuhe, damit er die Flecken hin-
ten wechselt, und gehen dabei selbstverständlich
davon aus, dass er die Schuhe, wenn wir sie in einer
Woche abholen wollen, nicht verkauft hat. Das ist
ein Beispiel für Vertrauen; auch ohne, dass wir ihn
kennen, verlassen wir uns auf seine Kompetenz und
seine Ehrlichkeit. 

Sich auf Kompetenz und Ehrlichkeit zu verlassen,
fällt aber sehr viel schwerer, wenn es nicht um das
Vertrauen von Mensch zu Mensch geht, sondern um
das Vertrauen in Institutionen, in weltweite Prozesse
oder in komplexe Technologien und Datenströme.
Hinzu kommt, dass der Schaden, der hierbei durch
Missbrauch zugefügt werden kann, oft nur schwer
absehbar ist. Deshalb reichen Vertrauensapelle
nicht aus, deshalb müssen wir die Vertrauenswür-
digkeit transparent machen, müssen Kontroll- und
Revisionsmöglichkeiten gezielt einbauen. O’Neill
spricht diesbezüglich von intelligentem statt blindem
Vertrauen. Sie meint damit, dass man auf Kompe-
tenz, Ehrlichkeit und Verlässlichkeit nie ganz und ge-
nerell vertrauen kann, sondern nur aus der gemach-
ten Erfahrung heraus. So wissen wir aus der Erfah-
rung heraus, dass, wenn wir am Herd am Knopf dre-
hen, die Platte warm wird. Auch wenn wir dahinters-
tehende Technologie nicht begreifen, verlassen wir
uns darauf. Ein anderes Beispiel ist, dass wir man-
che Dinge nur in einem bestimmten Kontext nutzen:
Ein Fahrrad ist nicht generell ein gutes Transportmit-
tel, wenn der Weg sehr steil ist oder wir viel zu trans-
portieren haben, ist es nicht geeignet. In bestimmten
Kontexten, in bestimmten Situationen, erfüllt es aber
seinen Zweck. 

Was hat das nun mit unserem Gesetz zu tun? Diese
Erkenntnisse verlangen uns in der Politik ab, regel-
mäßig zu prüfen, ob und unter welchen Bedingun-
gen die von uns eingesetzten Systeme auch tat-
sächlich funktionieren und helfen, und daraus einen
situativ reflektierten Einsatz abzuleiten. Ebenso ist
es essenziell, dass wir uns darum bemühen, Trans-
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parenz zu schaffen, sei es durch Berichtspflichten im
Ausschuss oder durch die Arbeit unserer Enquete-
kommission. 

Ist ein solches Grundvertrauen aber erst einmal ge-
wachsen, sind Menschen bereit, auch einen Vertrau-
ensvorschuss zu geben, selbst wenn sie in Einzelfäl-
len schlechte Erfahrungen gemacht haben. So ver-
traut man als Eltern einem Kind immer wieder, selbst
wenn man weiß, dass es einen Fehler gemacht hat. 

Wir von der CDU haben ein Grundvertrauen, wir ha-
ben dieses Urvertrauen in unsere Polizei. Wir geben
der Polizei, der Staatsgewalt, grundsätzlich einen
Vertrauensüberschuss und stehen daher vollständig
hinter den neuen Eingriffsmöglichkeiten. Dennoch
bleiben wir kritisch: Wir hinterfragen und kontrollie-
ren bekannte oder absehbare Schwachstellen. Alle
diese Grundsätze sehen wir mit dem uns vorliegen-
den Gesetzentwurf umgesetzt. Es finden sich die
notwendigen Vorgaben im Sinne eines reflektierten
Einsatzes der neuen Verfahren, zu Einsatzvoraus-
setzungen, zu Löschfristen und Kontrollelementen.
Daher ist das Vertrauen in die Verwendung der per-
sonenbezogenen Daten gerechtfertigt. 

Die „Alternative“, die Sie, Herr Lander, anbieten, ist
meines Erachtens keine Alternative. Ihr grundsätzli-
ches Misstrauen in unsere Polizei verhindert, dass
die Polizei besser und effektiver arbeiten kann. 

Meine Damen und Herren, so, wie sich auch die Me-
dizin-Ethik wandelt und wir heute Dinge zulassen
und sogar Hilfe erwarten, gegen deren Einsatz wir
uns vielleicht vor einem Jahrzehnt noch verwahrt
hätten, wandelt sich auch die Sicherheitstechnik. Es
ist gut und wichtig, diesbezüglich sorgsam vorzuge-
hen und offen zu diskutieren. 

Die CDU-Landtagsfraktion ist der festen Überzeu-
gung, dass wir mit diesen neuen Eingriffsmöglichkei-
ten ein Mehr an Sicherheit für unsere Bevölkerung
bieten und die Arbeit unserer Polizei qualitativ ver-
bessern und erleichtern. Dieses Gesetz stärkt die
Polizei und ist gut für unser aller Sicherheit. Deshalb
bitte ich Sie um Ihr Vertrauen und um Zustimmung
zum Gesetzentwurf in Erster Lesung. 

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat nun
für die AfD-Fraktion der Kollege Lutz Hecker. 

Abg. Hecker (AfD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Die Landesregierung

bringt ein Gesetz zur Neuregelung der polizeilichen
Datenverarbeitung im Saarland ein. Damit wird die
EU-Richtlinie 2016/680 in Landesrecht umgesetzt.
Kern des Entwurfs ist das Gesetz über die Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch die Polizei.
Entsprechende Anpassungen im Saarländischen
Polizeigesetz werden vorgenommen.

Insgesamt bewegt sich das Gesetz im Spannungs-
feld zwischen Informationsfreiheit, Datenschutz und
effizienter Strafverfolgung. Viele Regelungen des
bisherigen Saarländischen Polizeigesetzes tauchen
im Gesetz über die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch die Polizei wieder auf. Weitere Re-
gelungen sind aus anderen Gesetzen, auch Bundes-
gesetzen, übernommen, zum Beispiel aus dem Bun-
deskriminalamtsgesetz. § 32 regelt zum Beispiel
Bild- und Tonaufzeichnungen und greift dabei Rege-
lungen aus dem alten Polizeigesetz auf beziehungs-
weise modifiziert diese. Auch wird hier der Einsatz
von Bodycams innerhalb von Wohnungen erstmals
geregelt.

Neu ist die Möglichkeit der vollzugspolizeilichen Be-
fugnis, sogenannte Kriminalitätsbrennpunkte mittels
Bildaufzeichnungstechnik nunmehr auch ohne kon-
kreten Anlass zu überwachen. Das ist ein Punkt,
den wir ausdrücklich mittragen.

Im Weiteren wird die Erhebung, Überwachung und
Speicherung aller Arten von Daten geregelt, ange-
fangen von Sprechfunk und Telekommunikation über
die elektronische Aufenthaltsüberwachung bis hin
zur anlassbezogenen automatischen Kennzeichen-
überwachung und polizeilichen Beobachtung. Die
Teile 4 und 5 schließlich befassen sich mit der Über-
mittlung und besonderen Regeln für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten.

Beim Durcharbeiten des Gesetzes ist mir aufgefal-
len, dass mehrfach Regelungen aus anderen Bun-
desländern übernommen wurden, die bereits einer
höchstrichterlichen Überprüfung standgehalten ha-
ben.

Die Notwendigkeit dieser Neuregelung erscheint
plausibel. Letztlich ist auch die erweiterte Berichts-
pflicht der Landesregierung zu begrüßen. Die AfD-
Fraktion stimmt der Überweisung in den Innenaus-
schuss zu. 

(Beifall von der AfD.) 

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat nun für
die SPD-Fraktion der Kollege Stefan Pauluhn.
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Abg. Pauluhn (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Obwohl Intention wie Notwendigkeit der vorlie-
genden Änderung der saarländischen Polizeige-
setze schon angesprochen wurde, erscheint es mir
dennoch wichtig, insbesondere zwei Aspekte noch-
mals zu unterstreichen und auch auf drei Knack-
punkte in der Debatte einzugehen.

Die Datenschutzgrundverordnung sowie die soge-
nannte JI-Richtlinie der Europäischen Union und vor
allem das Urteil des Bundesverfassungsgerichts
zum BKA-Gesetz erfordern zwingend den größten
Teil dieser Novellierung im Saarländischen Polizei-
gesetz. Es war darum folgerichtig, dass auch weite-
re Erwägungen im Zusammenhang einer Fortent-
wicklung der saarländischen Polizeigesetzgebung
Eingang in den vorliegenden Gesetzentwurf gefun-
den haben. Grundlagen dafür waren die Vereinba-
rungen des Koalitionsvertrages, erkannte Defizite im
Hinblick auf polizeiliche Befugnisse, Forderungen
aus der polizeilichen Praxis sowie die Umsetzung
des Programms 2020 der sogenannten Saarbrücker
IT-Agenda.

Ich will in aller gebotenen Kürze auch die aus Sicht
der SPD-Fraktion beinhalteten drei Knackpunkte
dieser Vorlage beleuchten. Ich will es in aller Kürze
tun, weil sicherlich die folgende Debatte im Innen-
ausschuss dazu noch weitere Erkenntnisse liefern
wird, die dann auszuwerten sind und möglicherwei-
se in den Entwurf einfließen werden. Es sind dies
erstens die generelle Systematik des Gesetzes,
zweitens Gesichtspunkte berechtigter Interessen
des Datenschutzes und drittens natürlich, das wurde
von allen Rednern angesprochen, die Ausweitung
des Einsatzspektrums der Bodycam.

Zur Gesetzessystematik. Der Gesetzentwurf sieht
vor, dass die Normen des Saarländischen Polizeige-
setzes - SPolG -, die die Datenverarbeitung regeln,
aus dem SPolG herausgelöst werden und sich zu-
sammen mit der Anpassung an die JI-Richtlinie so-
wie anderen Neuerungen in einem neuen Gesetz
zur polizeilichen Datenverarbeitung, dem SPolDVG,
verdichten. Das heißt, wir haben zukünftig in unse-
rem Land zwei umfassende gesetzliche Regelwerke,
die Befugnisse, Handlungsoptionen, Rahmen und
Schranken polizeilicher Eingriffsmöglichkeiten re-
geln, beschreiben, erlauben und beschränken. Es
gibt dann also zwei wichtige saarländische Polizei-
gesetze, die somit auch einiges an Querverweisen
beinhalten und die Komplexität der Anwendung des
gesetzlichen Rahmens nochmals vergrößern. Die
Alternative wäre die Einarbeitung in das bestehende

SPolG gewesen. Die Entscheidung für den gesplitte-
ten Weg fiel im Ministerium nach intensiver Debatte
und wurde mit allen Fachabteilungen sowie in inter-
ner und externer ministerieller Anhörung abgewo-
gen. Man wird aber genau dieser Entscheidung, zu-
künftig noch ein zusätzliches Gesetzeswerk zu ha-
ben - ich will ihr gar nicht widersprechen -, im Ver-
fahren nochmals Aufmerksamkeit schenken müs-
sen.

Auf jeden Fall - so oder so - wird auch ein zusätzli-
cher und anspruchsvollerer Fortbildungsbedarf für
unsere Polizeibeamtinnen und -beamten entstehen.
Es wird sicherlich noch einmal eindrucksvoll unter-
strichen, dass der Beruf des Polizisten und der Poli-
zistin ohnehin mit einem enorm hohen Anspruch an
Ausbildung und Tätigkeit sowohl für die aktuellen
Vollzugsbeamten als auch für zukünftige PVB ver-
bunden ist. Insofern ist dieses Gesetz sicher auch
ein Statement für hohe Ausbildungsvoraussetzun-
gen, einen hohen Ausbildungsgrad und ein an-
spruchsvolles Studium im Polizeiberuf, um Polizist/
Polizistin zu werden. Es ist ein Statement für einen
ohnehin nicht vergleichbaren Beruf, den Beruf des
Polizisten/der Polizistin. Das ist eine Aufgabe, die
sich täglich dem Spannungsfeld zwischen Begeg-
nung und Abwehr von Gewalt und Gefahren, der
ständig notwendigen Abwägung der Einsatzmittel
und damit der permanenten Abwägung von Verhält-
nismäßigkeitsgrundsätzen ausgesetzt sieht. Das
geht einfach nicht mit billig! Das geht nur mit gut! 

Das Gesetz ist damit, wie ich finde, auch ein State-
ment für die Notwendigkeit der Ausbildung im geho-
benen Dienst. Zumindest sehen wir als SPD-Frakti-
on das so. Deshalb weisen wir an dieser Stelle noch
mal darauf hin: Die Anforderungen an den Polizis-
ten/die Polizistin von heute sind in den letzten Jahr-
zehnten so enorm gewachsen, dass, wer eine gute
Polizei möchte, wer für ein sicheres Land und die
Durchsetzung von Recht und Gesetz ist, auf den
höchsten Standard an Ausbildung setzen muss.
Deshalb war es, wie ich finde, eine gute Entschei-
dung der Vergangenheit, die zweigeteilte Laufbahn
auch im Saarland einzuführen. 

(Beifall von der SPD.)

Polizist/Polizistin bedeutet Verantwortung, jeden
Tag, jede Stunde, ja beinahe in jeder Minute der Ver-
wendung. Wenn wir bei der Verwendung sind, sind
wir auch schon bei den Einsatzmitteln und damit
auch der Frage, wann und wo darf, kann und soll die
Bodycam eingesetzt werden. Die Koalitionsfraktio-
nen haben sich bereits 2017 in der Grundlagen-
schaffung ihrer Zusammenarbeit, im Koalitionsver-
trag, darauf verständigt, eine Erweiterung des An-
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wendungsbereichs zu prüfen. Diese Einsatzmöglich-
keit und damit eine Befugniserweiterung entsprach
sowohl dem Wunsch der betroffenen Beamtinnen
und Beamten aus dem Einsatzgeschehen heraus
als auch der Forderung aller Polizeigewerkschaften.
Im vorliegenden Gesetzentwurf ist nun eine Grund-
lage für einen entsprechenden Einsatz in § 32 Abs.
3 vorgesehen. 

Im Saarland haben wir schon einmal im Jahr 2015
über den Einsatz von Bodycams im öffentlichen
Raum diskutiert. Der Hintergrund war, dass die Zahl
der Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten gestie-
gen war und man sich allein schon durch das Tra-
gen einer solchen Bodycam eine deeskalierende
Wirkung erhoffte und damit Straftaten gegen Beam-
tinnen und Beamte prophylaktisch begegnen wollte.
Mittlerweile wissen wir nach Auswertung des Ab-
schlussberichtes zum Einsatz von Bodycams, dass
die Anzahl der Angriffe auf Polizistinnen und Polizis-
ten tatsächlich gesunken ist. Das Tragen wirkt, das
zeigen Untersuchungen nicht nur bei uns, sondern
auch in allen anderen Bundesländern, in denen sol-
che Untersuchungen stattgefunden haben. Es ist al-
so ein eindeutiges Bild in der gesamten Republik. 

Es stellt sich die Frage, ob man mit diesem Einsatz-
mittel nun auch in dem hochsensiblen Bereich der
Privatsphäre einwirken kann, darf und soll, und was
möglicherweise dort eine vertretbare Gesetzes-
schwelle wäre. Dazu setzt die höchstrichterliche
Rechtsprechung enge Grenzen. Gleichwohl wiesen
unsere Beamtinnen und Beamten darauf hin, dass
gerade im Einsatzgeschehen in privaten Wohnungs-
räumen die Verdichtung von Gefahrenpotenzialen
und aggressivem Handeln enorm ausgeprägt ist und
permanent besteht. Damit war sicher nicht der Ruf
zu einer nächtlichen Ruhestörung gemeint, aber Ein-
sätze bei bekannter Waffenaffinität, bekannter Ge-
waltbereitschaft oder bereits klar analysierter und
möglicherweise bereits stattgefundener Gewaltan-
wendung machen klar, die Polizei kann auch hier
von diesem Einsatzmittel profitieren, prophylaktisch
alleine durch das Tragen, abwehrend und deeskalie-
rend durch die sichtbare Beweisführung und schließ-
lich auch mit der Dokumentation verübter schwerer
Straftaten. 

100-prozentigen Schutz gibt die Bodycam nicht. Das
ist klar. Viel wichtiger sind ordentliche Personalisie-
rung und Ausbildung, Einsatztraining und Schulung
gewaltdeeskalierender Einsatztaktiken. Aber sie
kann in engem Rahmen Hilfe sein. Dies sollten wir
unserer Polizei auch im Einsatz nicht verweigern.
Die Polizei hat in ihrem täglichen Einsatz im Grunde
jedes Hilfsmittel dringend nötig, das wir gesetzlich
für diesen Einsatz vertreten können. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dennoch, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist aus
Sicht der SPD-Fraktion die Unverletzlichkeit der
Wohnung eine große Errungenschaft, die völlig zu
Recht in Artikel 13 des Grundgesetzes ihren Ein-
gang gefunden hat. Eingriffe in die Unverletzlichkeit
der Wohnung sind daher nur unter Berücksichtigung
anderer hochrangiger Grundrechte rechtens. Wir
müssen uns darüber im Klaren sein, dass durch den
Einsatz von Bodycams in Wohnungen ein zusätzli-
cher Eingriff in die Unverletzlichkeit dieser Wohnung
stattfindet. Alleine der rechtmäßige Zutritt in eine
Wohnung rechtfertigt es nicht, darin Aufzeichnungen
zu machen, nicht einmal zum Schutz. Dabei handelt
es sich um eine schwierige, aber auch um eine
wichtige verfassungsrechtliche Frage. 

Darum ist § 32 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzentwurfs
nach unserer Auffassung nun so formuliert, dass der
Einsatz von Bodycams in Wohnungen nur in äußerst
schwerwiegenden Fällen, nämlich zur Abwehr einer
dringenden Gefahr für Leib und Leben der Polizistin-
nen und Polizisten rechtens ist. Ich finde, diese hohe
Eingriffsschwelle ist wichtig im Gesamtkontext, aber
sie rechtfertigt am Schluss auch den Einsatz dort,
wo es um Leben, um Gefahr für unsere Beamtinnen
und Beamte geht, die das Recht schützen, die uns
schützen, die dort Tag für Tag sozusagen durchs
Feuer gehen. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wenn wir von Polizeirecht reden, reden wir immer
auch von Bürgerrechten. Das ist nun einmal so. Bei
allem berechtigten Interesse der Strafverfolgungsbe-
hörden, Lagen möglichst frühzeitig zu erkennen und
zu verhindern, müssen wir die Rechte der Bürgerin-
nen und Bürger, in die eingegriffen wird, immer mit-
denken und auch immer mit abwägen. Ich denke,
das ist mit dieser Eingriffsschwelle passiert. Insofern
können wir damit auch leben. Man wird das sicher-
lich jetzt in der Anhörung auch noch einmal hinter-
fragen dürfen und noch einmal genauer untersu-
chen. Das wird man dann sehen. 

Der dritte Knackpunkt des umfassenden Gesetzes-
werkes ist in der Tat auch noch einmal der Daten-
schutz insgesamt. Im vorliegenden Gesetzentwurf
geht es ganz allgemein um die Verarbeitung von Da-
ten durch die Polizei. Außerdem wird das Zusam-
menspiel zwischen der Polizei und dem Unabhängi-
gen Datenschutzzentrum als Aufsicht über die Ein-
haltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen gere-
gelt. Im parlamentarischen Verfahren werden wir ein
besonderes Augenmerk darauf legen, ob die Kom-
petenzen des Unabhängigen Datenschutzzentrums,
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dessen Arbeit wir sehr schätzen, entsprechend dem
EU-Recht gewahrt sind und gewahrt bleiben. 

Es gab in den letzten Tagen, eigentlich müsste ich
sagen, vor ein paar Stunden, den Zuruf an mich,
dass im Gesamtverfahren - das ist jetzt gar kein Vor-
wurf; das liegt wahrscheinlich in der Natur der Sa-
che, der Komplexität - auch noch einmal Verände-
rungen seitens des Ministeriums im Gesetzentwurf
eingeflossen sind und die Stellungnahmen der Da-
tenschützer vorgelagert waren. Insofern muss, glau-
be ich, an der einen oder anderen Stelle auch noch
einmal neu eingefordert werden, wie die letztendli-
che Bewertung des jetzt in das Verfahren gegange-
nen Entwurfs durch das Datenschutzzentrum ist.
Darauf werden wir im Verfahren sicherlich achten.
Dazu bekommt das Datenschutzzentrum natürlich
auch während der Anhörung ausreichend Gelegen-
heit. 

Für uns bleibt in Anbetracht dieses Gesetzentwurfs
eines klar: Unsere Polizistinnen und Polizisten müs-
sen hervorragend ausgebildet sein. Innerhalb kür-
zester Zeit müssen sie in ernsten Situationen
schwerwiegende Entscheidungen treffen, die ihre
körperliche Unversehrtheit, die ihrer Kolleginnen und
Kollegen und die der Bürgerinnen und Bürger beein-
trächtigen können. Angesichts des qualitativen und
quantitativen Zuwachses an Aufgaben für die Polizei
brauchen wir die bestmöglichste Ausbildung für die
Polizistinnen und Polizisten. Wir brauchen eine
hochmotivierte Polizei, wir brauchen insbesondere
eine Polizei, die sich sicher sein kann, dass die Par-
lamentarier dieses Landes und das Parlament in
Gänze auch hinter ihnen steht. Auch dafür will ich
werben. Deshalb finde ich, dass in der Summe der
Gesetzentwurf ein guter ist und seine Zustimmung
auch in Erster Lesung eingefordert werden darf. -
Vielen Dank. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Abgeordneter. Kolleginnen und Kolle-
gen, weitere Wortmeldungen sind nicht eingegan-
gen. Ich schließe die Aussprache. Es wird vorge-
schlagen, den Gesetzentwurf zur weiteren Beratung
an den Ausschuss für Inneres und Sport zu überwei-
sen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/1180. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfs in Erster Lesung unter gleichzeitiger
Ausschussüberweisung ist, den bitte ich, eine Hand
zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? -
Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache

16/1180 mit Stimmenmehrheit angenommen ist und
zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Inneres
und Sport überwiesen ist. Zugestimmt haben die Ko-
alitionsfraktionen sowie die AfD-Fraktion, dagegen
gestimmt hat die Fraktion die LINKE sowie die frakti-
onslose Abgeordnete. 

Kolleginnen und Kollegen, wir treten nun in die Mit-
tagspause ein und ich unterbreche die Sitzung bis
14.10 Uhr. Ich wünsche einen guten Appetit!

(Die Sitzung wird von 13.09 Uhr bis 14.10 Uhr
unterbrochen.) 

Vizepräsidentin Spaniol:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen unsere
Sitzung nach der Mittagspause fort.

Wir kommen zu Punkt 8 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Sicherstellung der
hausärztlichen Versorgung in Bereichen be-
sonderen öffentlichen Bedarfs des Saarlan-
des (Landarztgesetz Saarland) (Drucksache
16/1173)

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich Frau
Ministerin Monika Bachmann das Wort.

Ministerin Bachmann:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir be-
schreiten im Saarland mit dem Landarztquotenge-
setz als eines der ersten Bundesländer einen ganz
neuen Weg. Es ist ein neuer Weg, jungen Menschen
die Tätigkeit als Landarzt oder Landärztin zu ermög-
lichen und so auch im ländlichen Raum in den vor
uns liegenden Jahren gute medizinische Versorgung
sicherzustellen. Meine Damen und Herren, das ist
wahrlich kein Thema, das etwas mit Romantik und
mit Bergdoktor-Idylle zu tun hat. Wer das glaubt oder
schreibt, hat den Ernst der Lage absolut nicht ver-
standen. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Hier geht es nämlich um wohnortnahe medizinische
Versorgung und darum, dass man schon heute et-
was tun kann, um morgen eine tragfähige und gute
nachhaltige Lösung zu haben. Ich bin dankbar, dass
mein Haus - ich mit dem Staatssekretär und mit al-
len Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - sich auf den
Weg gemacht hat. Derzeit existiert im Saarland eine
gute Versorgung mit niedergelassenen Haus- und
Fachärzten, insbesondere was das Verhältnis eines
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niedergelassenen Arztes pro 1.000 Einwohner be-
trifft. Da sind wir bundesweit im guten Mittelfeld. Von
einem aktuellen Mangel an niedergelassenen Ärztin-
nen und Ärzten könnte also im Saarland eigentlich
nicht gesprochen werden. 

Während im Facharztbereich teilweise eine Überver-
sorgung besteht, so wird es uns mitgeteilt, gibt es je-
doch Gemeinden, in denen nicht alle Hausarztsitze
besetzt sind. Der Landesausschuss für Ärzte hat
uns mitgeteilt, dass für den Mittelbereich von Wa-
dern eine Unterversorgung vorliegt und im Bereich
Lebach eine drohende Unterversorgung. Für die
nächsten Jahre wird die Gefahr gesehen, dass wir
nicht mehr in dem Umfang eine solch gute Versor-
gungslage an niedergelassenen Hausärzten haben
wie heute. Viele Ärztinnen und Ärzte sind älter als 55
Jahre, sodass heute schon klar und deutlich ist,
dass wir junge Leute und Nachwuchs in den Praxen
brauchen. 

Um einer Unterversorgung im ländlichen Raum vor-
zubeugen, ist es der Landesregierung ein großes
Anliegen, die hausärztliche Versorgung sicherzustel-
len und damit einhergehend den drohenden Ärzte-
mangel insbesondere im ländlichen Raum zu be-
kämpfen. Auch wenn die Sicherstellung der ambu-
lanten medizinischen Versorgung gesetzliche Aufga-
be der Kassenärztlichen Vereinigung ist, müssen wir
doch als Landesregierung alles tun, um die haus-
ärztliche Versorgung auf dem Land langfristig zu si-
chern. Hierzu wurden bereits im Jahr 2017 das
Landarztförderprogramm und das Stipendienpro-
gramm initiiert. Beides wird auch gut angenommen,
es könnte noch besser sein, aber es wird gut ange-
nommen. Das Stipendienprogramm ist für Medizin-
studierende, die bereit sind, sich nach Abschluss
des Studiums und der erforderlichen allgemeinmedi-
zinischen Weiterbildung als Hausarzt oder Hausärz-
tin niederzulassen. Weiterhin bietet die Kassenärztli-
che Vereinigung Saarland Förderungen für Studie-
rende, die ihre Praktika in hausärztlichen Praxen ab-
leisten, um so das Interesse zu wecken. Es geht
darum, dass die jungen Menschen sehen, dass man
dort gute Arbeit machen und sein Geld verdienen
kann.

Die Landesregierung ergreift flankierend dazu Maß-
nahmen, die einem drohenden Hausarztmangel ent-
gegenwirken. Dabei bedarf es neben den bereits in-
itiierten Maßnahmen, die wir und die KV ergriffen ha-
ben, weiterer Förderinstrumente, um die hausärztli-
che Versorgung nicht nur mittelfristig sicherzustellen,
sondern für viele Jahre. Mit dem Masterplan Medi-
zinstudium 2020 wird es den Ländern jetzt ermög-
licht, einen weiteren Anreiz für eine hausärztliche
Niederlassung im ländlichen Raum mittels Einfüh-

rung einer sogenannten Landarztquote zu schaffen.
Im Rahmen dieser Landarztquote kann das Saar-
land bis zu 10 Prozent der Medizinstudienplätze vor-
ab an junge Bewerberinnen und Bewerber verge-
ben, die sich verpflichten, nach Abschluss des Studi-
ums und der fachlichen Weiterbildung in der Allge-
meinmedizin für bis zu zehn Jahre in der hausärztli-
chen Versorgung im unterversorgten beziehungs-
weise von Unterversorgung bedrohten ländlichen
Raum tätig zu werden. Voraussetzung für die Ein-
führung dieser Vorabquote bei der Vergabe der Me-
dizinstudienplätze ist ein entsprechender öffentlicher
Bedarf, der prognostisch zu ermitteln ist.

Wir haben in unserem Haus die notwendigen Daten
für die Prognose identifiziert und von der Kassen-
ärztlichen Vereinigung die erforderlichen Daten auf-
bereiten lassen. Von den rund 660 niedergelasse-
nen Hausärztinnen und Hausärzten haben fast 38
Prozent das 60. Lebensjahr überschritten. Landes-
weit arbeiten knapp 19 Prozent der Mediziner über
das 65. Lebensjahr hinaus. Im vergangenen Jahr
sind 23 Hausärzte in den Ruhestand gegangen,
aber nur 16 neue Zulassungen hinzugekommen.
Das Ergebnis der Datenauswertung zeigt, dass sich
die Versorgungslage mittelfristig prognostiziert so
gestaltet, dass eine Landarztquote zur Vermeidung
von Versorgungsengpässen als geeignetes Instru-
ment erscheint. Um eine Verbesserung der Versor-
gungssituation zu erreichen, ist daher, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, eine Maßnahme im Rahmen
des Medizinstudiums sinnvoll und aus meiner Sicht
auch erforderlich. 

Auch wenn sich das Studium der Humanmedizin
großer Beliebtheit erfreut, entscheiden sich nur we-
nige für eine Weiterbildung in der hausärztlichen
Versorgung. Gleichzeitig gibt es mit Blick auf die Al-
tersstruktur der derzeit tätigen Ärzteschaft steigen-
den Bedarf an jungen Ärztinnen und Ärzten, insbe-
sondere im ambulanten Bereich im ländlichen
Raum. Bereits zu Beginn des Studiums, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sind hausärztlich interessierte
Bewerberinnen und Bewerber durch die Bereitstel-
lung von ausreichenden Studienplätzen entspre-
chend zu fördern. Mit der Einführung der Landarzt-
quote stehen dann im Jahr 2031 die ersten Absol-
ventinnen und Absolventen dieses Programms zur
Verfügung. Aus diesem Grund gilt es, jetzt zu han-
deln.

Die vorgesehene Landarztquote zur Vorabvergabe
der Studienplätze in Höhe von 7,8 Prozent wird da-
bei nicht im Landarztgesetz selbst, sondern in der
saarländischen Verordnung über die Studienplatz-
vergabe geregelt werden. Im Koalitionsvertrag ist für
die 16. Legislaturperiode des Landtages vereinbart,
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dass die Koalitionspartner die Umsetzung des Mas-
terplans Medizinstudium 2020 aktiv begleiten. Zur
Umsetzung dieses Vorhabens darf ich Sie, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, daher um Zustimmung zu
dem Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf bitten. 

Auf die wesentlichen Inhalte dieses Entwurfs will ich
jetzt in aller Kürze eingehen. Zu Beginn des Winter-
semesters 2020/2021 soll diese Quote für Bewerbe-
rinnen und Bewerber des Studiums Humanmedizin
eingeführt werden, die sich durch Abschluss eines
öffentlich-rechtlichen Vertrages verpflichten, nach
Abschluss des Studiums und der fachärztlichen Wei-
terbildung in der Allgemeinmedizin in der hausärztli-
chen Versorgung in den unterversorgten oder von
Unterversorgung bedrohten ländlichen Regionen
des Saarlandes tätig zu sein. Diese Verpflichtung er-
streckt sich auf eine Dauer von zehn Jahren. Die
Einhaltung dieser Verpflichtung wird mit einer Ver-
tragsstrafe in Höhe von bis zu 250.000 Euro abgesi-
chert. Der spätere Niederlassungsort wird zum Zeit-
punkt der Aufnahme der vertragsärztlichen Tätigkeit
- also nach Abschluss der hausärztlichen Weiterbil-
dung - anhand der getroffenen Feststellungen zu
den Regionen und Bereichen bestimmt, in denen ei-
ne Unterversorgung herrscht oder - wie eben gesagt
- eine Unterversorgung droht. 

Der Gesetzentwurf sieht dabei vor, dass dieser be-
sondere öffentliche Bedarf unter Berücksichtigung
der Prognoseberechnungen der Kassenärztlichen
Vereinigung jeweils zum Ende des Sommersemes-
ters durch das für Gesundheit zuständige Ministeri-
um festzustellen ist. Anzumerken ist in verfahrens-
technischer Hinsicht, dass im Falle einer Überschrei-
tung der Anzahl der Bewerberinnen und Bewerber
der für die Landarztquote reservierten Anzahl von
Studienplätzen ein Auswahlverfahren erfolgt, in wel-
chem die fachliche und persönliche Eignung zur
hausärztlichen Tätigkeit festgestellt wird. 

In das Auswahlverfahren einbezogen werden die
Durchschnittsnote des Abiturzeugnisses, das Ergeb-
nis eines fachspezifischen Studierfähigkeitstests, die
Art und Dauer einer einschlägigen Berufsausbil-
dung, Berufstätigkeit oder praktischen Tätigkeit so-
wie ein strukturiertes Auswahlgespräch. Das Nähere
zur Verpflichtung der Bewerberinnen und Bewerber,
der Bedarfsfeststellung, der Vertragsstrafe ein-
schließlich ihrer Durchsetzung soll durch Rechtsver-
ordnung erfolgen, deren Ermächtigungsgrundlage
zum späteren Erlass in dem Gesetz verankert ist.
Hierin sind auch das Bewerbungsverfahren, das
Auswahlverfahren sowie die Bestimmung der dafür
zuständigen Stelle zu regeln. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte ganz herz-
lich um Zustimmung zum Gesetzentwurf, der für die-
ses Land und die Zukunft wichtig ist. Wie ich am An-
fang gesagt habe, ist in der Tat überhaupt kein Platz
für Romantik und auch nicht für Bergdoktor-Idylle.
Insoweit Thema verfehlt. Deshalb muss man es den
Leuten, die das so schreiben, deutlich ins Gebet-
buch schreiben. - Ich danke Ihnen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Ich danke der Frau Ministerin und eröffne die Aus-
sprache. - Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE
die Kollegin Astrid Schramm.

Abg. Schramm (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es ist eben gesagt worden, fast
38 Prozent unserer Hausärztinnen und Hausärzte
haben das 60. Lebensjahr überschritten, knapp je-
der Fünfte ist älter als 65 Jahre. Schon jetzt gehen
mehr Allgemeinmediziner in den Ruhestand als
neue Mediziner anfangen. Die Altersstruktur unserer
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte lässt erah-
nen, dass sich dieses Ungleichgewicht noch ver-
schlimmern wird, und das, obwohl sich das Medizin-
studium nach wie vor größter Beliebtheit erfreut. Es
bewerben sich immer noch wesentlich mehr junge
Menschen um einen Studienplatz in der Humanme-
dizin, als Plätze an den Universitäten frei sind. Auch
an der Universität des Saarlandes beginnen jedes
Jahr zum Wintersemester etwa 275 Medizinstuden-
tinnen und Medizinstudenten ihr Studium, aber nur
die wenigsten unter ihnen entscheiden sich am En-
de für eine Weiterbildung in der Allgemeinmedizin. 

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung stellt fest,
dass das Fach Imageprobleme habe, und folgert in
erster Konsequenz, dass die Allgemeinmedizin stär-
ker beworben werden müsse. Uns liegt heute ein
Gesetzentwurf vor, der auf Antrag Interessentinnen
und Interessenten generieren möchte. 

Die Landesregierung möchte 7,8 Prozent der zur
Verfügung stehenden Studienplätze an Menschen
vergeben, die sich bereit erklären, im Anschluss an
ihr Studium und die Facharztausbildung für zehn
Jahre als niedergelassene Allgemeinmediziner als
sogenannte Landärztin beziehungsweise Landarzt in
einer unterversorgten Region des Saarlandes tätig
zu sein. Dafür ist man bereit, die Zugangsvorausset-
zungen für diese Studienplätze abzuändern, denn
für diese Plätze soll die Abiturnote künftig nur noch
eine nebengeordnete Rolle spielen. Neben dem No-
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tendurchschnitt sollen in einem Bewerberverfahren
auch die fachliche und persönliche Eignung der Be-
werberinnen und Bewerber, ihre Berufsausbildung
und Berufserfahrung sowie ihre Ergebnisse in einem
fachspezifischen Fähigkeitstest und in einem Aus-
wahlgespräch über die Vergabe der vorgehaltenen
Studienplätze entscheiden.

Wir begrüßen diese Abkehr von der Fixierung auf
die Abiturnote ausdrücklich. Für uns bleibt nicht
nachvollziehbar, warum jungen, interessierten Men-
schen der Weg zum Medizinstudium nur deswegen
verwehrt wird, weil sie zum Teil nicht ausreichende
Leistungen in Schulfächern erbracht haben, die we-
der etwas mit Medizin noch mit ihrer sozialen Kom-
petenz für Gesundheitsberufe zu tun haben. Man
muss kein guter Schüler in Musik, Erdkunde oder
Religion gewesen sein, um ein guter Arzt sein zu
können. Daher muss aus unserer Sicht der Numerus
clausus generell fallen, nicht nur für angehende
Landärztinnen und Landärzte.

Zurück zum vorliegenden Antrag. Wir werden die-
sem Antrag zustimmen, weil wir ihn als einen Bau-
stein zur Sicherung der hausärztlichen Versorgung
anerkennen. Aber alleine wird es die Landarztquote
wahrscheinlich auch nicht richten. Wir müssen mit-
telfristig und langfristig deutlich mehr Studienplätze
vorhalten und die Aus- und Weiterbildung in der Me-
dizin reformieren. 

Wir müssen uns auch fragen, warum seit 2017 erst
17 Mediziner das Förderprogramm der Landesregie-
rung für Praxisübernahmen und Neuzulassungen in
Anspruch genommen haben. Eventuell muss an die-
sem Programm etwas nachjustiert werden, damit es
mehr angehende Ärztinnen und Ärzte anspricht und
somit stärker in die Bevölkerung hineinwirken kann.

Zu guter Letzt müssen wir auch etwas für die Attrak-
tivität in unseren ländlichen Regionen tun, wenn wir
wollen, dass sich junge Ärztinnen und Ärzte hier nie-
derlassen. Das fängt bei der Nahversorgung und der
Verkehrsinfrastruktur an und setzt sich bei Fragen
der Krippen-, Kindergarten- und Schulplätze fort.
Wenn wir beobachten, dass junge Menschen die für
sie unattraktiven Regionen unseres Landes schon
jetzt verlassen, weil sie sich dort abgehängt fühlen,
dann können wir nicht erwarten, dass sich angehen-
de Medizinstudenten mit 18 oder 19 Jahren für eine
zehnjährige Tätigkeit dort verpflichten. Es bleibt also
noch viel zu tun, wenn wir eine flächendeckende
und wohnortnahe Versorgung sicherstellen wollen.

Wir warten die Anhörung ab und werden uns dann
entsprechend äußern. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Frau Abgeordnete. - Das Wort für die CDU-
Fraktion hat nun der Kollege Raphael Schäfer.

Abg. Schäfer (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst
einmal gibt es von mir ein herzliches Wort des Dan-
kes an die Gesundheitsministerin. Ich glaube, der
heutige Gesetzentwurf, der soeben von der Regie-
rung eingebracht wurde, zeigt, dass die Gesundheit
das wichtigste Gut ist, das wir alle haben. Deswegen
kann ich die Ministerin in ihrer Kritik, die sie soeben
an dem einen oder anderen Journalisten, der dieses
Vorgehen mit Romantik bezeichnet, geübt hat, mit
den gleichen Worten unterstützen. Gesundheit ist
das wichtigste, was wir alle haben. Deswegen steht
die Gesundheitspolitik an oberster Stelle.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich habe den aktuellen Versorgungsbericht der Kas-
senärztlichen Vereinigung mitgebracht. Dort wird
ganz klar ausgeführt, dass die fachärztliche und ins-
besondere die hausärztliche ambulante medizini-
sche Versorgung eine der zentralen Zukunftsaufga-
ben für uns alle in diesem Land sein wird. Ich glau-
be, wenn uns eine Sache in diesem Hohen Hause
eint, dann ist es der Umstand, dass wir uns alle eine
bestmögliche, wohnortnahe und natürlich ambulante
medizinische Versorgung wünschen.

Wenn man den Blick auf die Zuständigkeiten wirft,
dann ist es in der Tat so, dass der Sicherstellungs-
auftrag eben nicht bei der Landesregierung liegt,
sondern bei der Kassenärztlichen Vereinigung. Aber
ich habe es eben schon angedeutet, wir sitzen bei
diesem wichtigen Thema doch alle in einem Boot:
wir als Landesparlament, die Landesregierung und
eben auch die Kassenärztliche Vereinigung. Ich
glaube, deswegen müssen wir losgelöst von irgend-
welchen formaljuristischen Betrachtungsweisen an
einem Strang ziehen. Ich hoffe, dass wir das mit
dem heutigen Gesetzentwurf - ich darf sozusagen
schon im Vorfeld um Zustimmung bitten - gemein-
sam tun werden.

Die aktuelle Versorgungslage - die Ministerin ist
auch schon ausführlich darauf eingegangen, ich re-
kurriere noch einmal auf den entsprechenden Ver-
sorgungsbericht der KV - stellt sich wie folgt dar: Wir
haben landesweit über 2.000 Fachärztinnen und
Fachärzte, die im ambulanten Bereich die Versor-
gung sicherstellen. Davon sind über 608 als Haus-
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ärzte zugelassen. Wenn man das damit vergleicht,
wie es fünf Jahre vorher ausgesehen hat, also in
dem Fall im Jahr 2013, sieht man, dass es noch 55
Hausärzte mehr gab. 

Die Ministerin ist auch auf die demografische Ent-
wicklung eingegangen, aktuell stellt sich die Situati-
on wie folgt dar: Der Altersdurchschnitt liegt jetzt
schon bei über 55 Jahren bei allen Hausärztinnen
und Hausärzten. Ein weiterer Umstand ist, dass be-
reits fast 40 Prozent das 60. Lebensjahr überschrit-
ten haben. Insoweit zeigt diese statistische Betrach-
tungsweise noch einmal, vor welchen großen He-
rausforderungen wir tatsächlich in Zukunft stehen
und welche gemeinsamen Kraftanstrengungen erfor-
derlich sind, um diese Problemlage zu lösen.

Von einer Unterversorgung spricht man ab einem
Versorgungsgrad von 75 Prozent. Wenn man den
aktuellen Blick in einzelne Bereiche wirft, sieht man,
dass es tatsächlich so ist, dass wir im Bereich Le-
bach, also in meinem Heimatlandkreis, bereits jetzt
schon von einer akuten Unterversorgung bedroht
sind. Dort beträgt der Versorgungsgrad 85 Prozent.
Wenn man den Blick Richtung Wadern wirft, erkennt
man, dass es dort leider noch schlechter aussieht.

Deswegen, Frau Ministerin, möchte ich Ihnen auch
ein herzliches Wort des Dankes sagen für die Maß-
nahmen, die Sie bisher getroffen haben. Das ist eine
ganze Reihe, das sind Maßnahmen, die haben Sie
als Landesregierung getroffen, die wurden aber
auch gemeinsam mit oder flankierend von der Kas-
senärztlichen Vereinigung getroffen.

Ich will nur einige wenige noch einmal nennen, bei-
spielsweise die finanzielle Förderung von Praxis-
übernahmen oder auch Neuzulassungen, die mit bis
zu 20.000 Euro von der Regierung gefördert wer-
den, aber natürlich auch flankierend von der KV mit,
glaube ich, bis zu 60.000 Euro. Ein Stipendienpro-
gramm wurde von der Landesregierung aufgelegt.
Junge Studenten erhalten 300 Euro pro Monat, ge-
deckelt auf maximal vier Jahre, wenn sie sich im
Nachgang verpflichten, fünf Jahre als Hausarzt tätig
zu sein. Es wurde auch gemeinsam mit der KV ein
Kompetenzzentrum Weiterbildung für die Allgemein-
medizin eingerichtet. All das sind ganz wichtige Bau-
steine - die Kollegin Schramm ist auch darauf einge-
gangen -, um die Problematik zu entschärfen bezie-
hungsweise Verbesserungen herbeizuführen.

All das reicht natürlich noch nicht. Deswegen ist der
heutige Tag ein guter Tag für die ambulante Versor-
gung in unserem Land, denn das Landarztgesetz
setzt ja genau dort an. Die Ministerin ist auf die Ein-
zelheiten schon eingegangen, deshalb nur in aller
Kürze: 7,8 Prozent aller Studienplätze im Saarland

werden im Rahmen einer Vorabquote für Bewerbe-
rinnen und Bewerber zur Verfügung stehen, die sich
eben für die Dauer von zehn Jahren verpflichten, in
unterversorgten oder von Unterversorgung bedroh-
ten Bereichen als Hausarzt tätig zu sein. Das Ganze
muss natürlich auch in einen rechtlichen Rahmen
gerückt werden, deswegen muss ein öffentlich-recht-
licher Vertrag zwischen dem einzelnen Bewerber,
der einzelnen Bewerberin und dem Land abge-
schlossen werden. Ganz klar ist natürlich auch, dass
am Ende der ärztlichen Ausbildung auch der erfolg-
reiche Abschluss der Weiterbildung im hausärztli-
chen Bereich stehen muss. 

Dass das Ganze auch mit Sanktionen bewehrt sein
muss, liegt auf der Hand. Jungen Menschen wird es
ermöglicht, losgelöst von einem Numerus clausus
diesen Beruf zu ergreifen. Ich glaube, es ist richtig,
wenn die Regierung dort einen gewissen Rahmen
festsetzt. Wenn auf der Zeitachse der eine oder an-
dere vertragsbrüchig werden sollte, dann muss das
auch entsprechend sanktioniert werden. Die Ver-
tragsstrafe in Höhe von 250.000 Euro ist da ein rich-
tiger Ansatzpunkt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist die eine Sei-
te für mich. Die andere Seite der Landarztquote ist
für mich aber auch die sozialpolitische Betrach-
tungsweise. Ich glaube, und die Ministerin ist auch
darauf eingegangen, dass es wirklich eine sinnvolle
Maßnahme für ganz viele junge Bewerberinnen und
Bewerber darstellt, die diesen Beruf ergreifen möch-
ten, denen es aber bisher verwehrt gewesen ist, weil
sie eben kein Top-Abitur abgelegt haben, weil sie
eben den Numerus clausus nicht erfüllt haben. Inso-
weit kann man es aus sozialpolitischer Betrach-
tungsweise nur absolut begrüßen, dass bis zu 22
Studienplätze von den insgesamt 280 eben künftig
jungen Menschen zur Verfügung stehen, die sich
durch andere Fähigkeiten, durch andere Qualifikatio-
nen in ihrem bisherigen Leben ausgezeichnet haben
und von denen ich sicher bin, dass sie am Ende
wirklich sehr gute Hausärztinnen und Hausärzte sein
werden und eine Bereicherung für die Versorgungs-
struktur in diesem Land darstellen werden.

(Beifall von der CDU.)

Insoweit darf ich auch jetzt schon um Ihre Zustim-
mung zu diesem Gesetzentwurf bitten und natürlich
um die Überweisung in den zuständigen Ausschuss.

Ich möchte die heutige Sitzung aber auch nutzen,
ein paar Worte zur stationären medizinischen Ver-
sorgung sagen zu dürfen. Ich glaube, in den vergan-
genen Wochen sind da ja die einen oder anderen
Ideen, so möchte ich es einmal nennen, unterbreitet
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worden, der Öffentlichkeit vorgestellt worden, unter
anderem ein Vorschlag des Kollegen Dr. Magnus
Jung und der Kollegin Martina Holzner. Der dortige
Vorschlag sieht vor, dass die beiden Landkreise, in
dem Fall Merzig-Wadern und St. Wendel, den Bau
einer Nordsaarland-Klinik realisieren sollen. Hinter-
grund ist, dass von den Kollegen wohl das Engage-
ment eines privaten Betreibers infrage gestellt bezie-
hungsweise negiert wird. Deswegen möchte ich da-
zu ein paar Bemerkungen machen. 

Erstens. Das Interessenbekundungsverfahren, das
im Auftrag unseres Ministerpräsidenten durch die
Gesundheitsministerin initiiert wurde, ist der absolut
richtige Weg. Es ist richtig, mit einer Vielzahl poten-
zieller Interessenten, mit einer Vielzahl potenzieller
Träger dort das Gespräch zu suchen. 

Zweitens. Für uns als CDU und auch für mich per-
sönlich ist es ganz wichtig, dass wir die stationäre
medizinische Versorgung im Nordsaarland si-
cherstellen. Sicherlich wünschenswert ist es, dass
dort ein freigemeinnütziger oder ein caritativer Trä-
ger analog zu unserer bestehenden Trägerstruktur
hier im Saarland den Zuschlag erhalten wird. Aber
sollte sich kein Träger oder keine Trägergemein-
schaft finden, darf natürlich auch kein privater Träger
ausgeschlossen werden. Das wäre der falsche Weg.
Unser Ziel muss es sein, die medizinische Versor-
gung dort stationär sicherzustellen.

Drittens. Die Standortfrage. Diese muss natürlich of-
fen bleiben, ganz klar. Als Saarlouiser Abgeordneter
sage ich, es ist für mich inakzeptabel, dass ein
Standort wie Lebach im Vorfeld einer etwaigen Ent-
scheidung infrage gestellt wird. Deswegen möchte
ich noch einmal in aller Klarheit für meine Person als
Abgeordneter aus dem Landkreis Saarlouis sagen,
dort gilt es, insgesamt die stationäre medizinische
Versorgung im Landkreis Saarlouis flächendeckend
sicherzustellen.

Viertens. Wenn man sich die aktuelle Gesetzeslage
ansieht und in § 3 des Krankenhausgesetzes schaut
- ich zitiere: „Sie“, also die Landkreise, „müssen die
Pflichtaufgabe“, Errichtung eines Krankenhauses,
„nur dann erfüllen, soweit sich kein freigemeinnützi-
ger, privater oder anderer geeigneter öffentlicher
Krankenhausträger findet“. Das muss insoweit erst
einmal abgewartet werden. Die zweite Vorausset-
zung: „und ohne die Übernahme eine bedarfsge-
rechte Krankenhausversorgung gefährdet wäre.“ In-
soweit ist klar, dass der gemachte Vorschlag abzu-
lehnen ist und dass vielmehr das Interessenbekun-
dungsverfahren der richtige Weg ist. Das muss man
abwarten. Dabei wünschen wir der Ministerin viel
Fortune in unser aller Interesse, vor allem im Inter-

esse der Menschen im Nordsaarland, damit dort die
medizinische Versorgung auch in Zukunft sicherge-
stellt ist. - Vielen Dank!

(Beifall von der CDU.)

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke schön, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat
nun der Kollege Magnus Jung für die SPD-Fraktion.

Abg. Dr. Jung (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich erinnere noch einmal daran, dass wir
heute gefordert sind, zum Thema Landarztquote zu
sprechen. Darauf will ich mich zunächst einmal kon-
zentrieren. Das Thema Hausarzt ist für alle Bürge-
rinnen und Bürger in diesem Land sicher ein sehr
wichtiges, nicht nur, was die medizinische Versor-
gung als solche betrifft, sondern auch, was das Ver-
trauen in das Gesundheitswesen und in die Ärzte-
schaft an sich betrifft. Der Hausarzt ist für die meis-
ten Menschen im Saarland die wichtigste Bezugs-
person, wenn es darum geht, wie es um die eigene
Gesundheit bestellt ist, oder wenn man Hilfe und Rat
braucht, wenn man gesundheitliche Probleme hat.

Deshalb ist es sehr, sehr wichtig, dass alle Bürgerin-
nen und Bürger in diesem Land in ihrer Wohnortnä-
he einen Hausarzt haben und dieser Hausarzt nicht
so viele Menschen betreuen muss, dass er für den
einzelnen keine Zeit mehr hat. Bis dato können wir
fast überall im Saarland davon ausgehen, dass die-
se Betreuung gewährleistet ist. Wir haben aber - wie
schon gesagt - bereits eine Region mit einer Unter-
versorgung und eine weitere Region mit einer dro-
henden Unterversorgung. Wenn wir uns das Durch-
schnittsalter der Ärzteschaft im Saarland anschau-
en, wissen wir, dass sich diese Situation in den
nächsten 10 bis 15 Jahren dramatisch verschärfen
könnte. Deshalb müssen wir als Politik ganz deutlich
sagen, dass die medizinische Versorgung der Bevöl-
kerung überall im Saarland, also auch im ländlichen
Raum, eine Pflichtaufgabe ist, für die wir als Politik
gemeinsam mit der Ärzteschaft die Verantwortung
tragen. An diesem Ziel lassen wir nicht rütteln.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wie kommt es aber dazu, dass wir uns heute ernst-
haft Sorgen darüber machen müssen, dass die Ver-
sorgung in Zukunft möglicherweise nicht mehr ge-
währleistet sein könnte? - In der Tat fangen in jedem
Jahr fast 280 Studierende im Saarland ein Medizin-
studium an. Damit bilden wir eigentlich deutlich über
den Bedarf des Saarlandes hinaus aus. Es handelt
sich auch um einen sehr teuren Studiengang, den
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wir hier anbieten. Wir bilden also deutlich über Be-
darf aus. Trotzdem fehlen uns in Zukunft die Ärzte
dort, wo wir sie brauchen, im Übrigen vielleicht nicht
nur in den Hausarzt- und Facharztpraxen, sondern
möglicherweise auch in den Krankenhäusern.

Ich glaube, es ist schon richtig, zu hinterfragen, ob
die Kriterien, nach denen wir die Studierenden aus-
suchen, tatsächlich die richtigen sind. In der Vergan-
genheit hat man quasi ausschließlich nach dem Nu-
merus clausus ausgesucht. Da haben wir wahr-
scheinlich die Schlauesten gefunden oder zumindest
die, die bei den Testmethoden der Schulen die bes-
ten Ergebnisse erzielt haben. Ob das aber die bes-
ten Ärztinnen und Ärzte sein müssen, dahinter ma-
che ich doch ein Fragezeichen. Es gibt wahrschein-
lich wenige Berufe, bei denen die Berufung so wich-
tig und bedeutsam für die Ausübung des Berufes ist
wie bei dem Berufsbild des Arztes. Empathie, eine
entsprechende Persönlichkeit, Leidenschaft und
Leistungsbereitschaft, die über das Normale hinaus-
gehen, sind wichtige Voraussetzungen. Es ist übri-
gens vergleichbar mit den vielen Krankenschwes-
tern und -pflegern, die sich mit ihrer ganzen Persön-
lichkeit in ihren Dienst einbringen. So wünschen und
erwarten wir es natürlich auch von den Ärztinnen
und Ärzten. Wir sehen auch bei ganz, ganz vielen,
dass sie in dieser Art zu ihrem Beruf stehen.

Die Auswahlkriterien, die in der Vergangenheit ange-
wandt wurden, waren aus unserer Sicht also
durchaus nicht ausschließlich die richtigen. Sie sind
verbesserungswürdig. Das ist das eine Problem.
Das zweite Problem ist, dass offensichtlich eine
mangelnde Attraktivität des Hausarztberufes festzu-
stellen ist. Woran liegt das? - Es liegt einerseits dar-
an - die Klagen hören und kennen wir ja alle ‑, dass
dieser Beruf mit sehr viel Arbeit verbunden ist. Es
bedeutet, dass man morgens früh in der Praxis ist,
meist schon vor 08.00 Uhr, dass man abends spät
noch in der Praxis ist, häufig bis 20.00 Uhr, dass
man an den Wochenenden hin und wieder Bereit-
schaftsdienste hat, dass man in jedem Fall auch
Verwaltungsarbeiten hat, denn eine Arztpraxis ist ein
kleines Unternehmen, das geführt werden muss, mit
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. Es bedeutet Ver-
waltungs- und Abrechnungsaufwand. Man muss mit
Post zum Finanzamt und zum Steuerberater. Alles
drum herum gehört eben auch zur hausärztlichen
Verantwortung. Es handelt sich um eine sehr ar-
beitsintensive Tätigkeit.

Außerdem stellt natürlich die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie eine große Herausforderung dar. Diese
beantworten Ärztinnen und Ärzte heute anders, als
das noch vor 30 oder 40 Jahren der Fall war.
Schließlich stellt auch das unternehmerische Risiko

oder zumindest die Verantwortung, eine eigene Pra-
xis zu führen, für mehr Leute, als es früher der Fall
war, einen Hemmschuh dar, diese Entscheidung tat-
sächlich zu treffen. Vor diesem Hintergrund ist der
Gesetzentwurf, den wir heute in Erster Lesung bera-
ten und der Schritten folgt, die auch einige andere
Bundesländer schon gegangen sind beziehungswei-
se zu gehen begonnen haben, ein guter und richti-
ger Baustein, um die hausärztliche Versorgung in
Zukunft zu sichern. Aber - und das hat auch die Mi-
nisterin schon gesagt - es wird sicherlich mindestens
zehn Jahre und möglicherweise noch länger dauern,
bis die Ersten, bei denen dieses Auswahlkriterium,
also die Verabredung, greift, auch tatsächlich in der
Praxis ankommen. Dennoch - auch wenn es lange
dauert - muss der erste Schritt irgendwann gegan-
gen werden. Dafür ist heute ein guter Tag. Es gibt
keinen Grund, noch länger damit zu warten.

Wir wollen heute also diesen ersten Schritt gehen.
Wir wollen dieses Gesetz zügig beraten. Ganz per-
sönlich will ich mir bei der Anhörung noch einmal die
Sache mit der Strafzahlung anschauen, weil es
schon ein bisschen schwierig ist, sich vorzustellen,
eine Verpflichtung einzugehen, bei der es zu einer
Strafzahlung von 250.000 Euro kommt - was ja eine
beträchtliche Summe ist -, wenn man es nicht fertig
macht oder sich verändert. Allerdings haben andere
Länder das auch so gemacht. Da müssen wir uns,
glaube ich, im Rahmen der Anhörung einfach einmal
genau anschauen, was es an Argumenten gibt. Es
geht darum, es machbar und zumutbar für diejeni-
gen zu machen, die wir in das Programm aufneh-
men können.

Wichtig zu erwähnen ist aber auf jeden Fall, dass
schon jetzt weitere Maßnahmen getroffen worden
sind. Die Förderprogramme durch das Land sind an-
gesprochen worden. Die Förderung durch die Kas-
senärztliche Vereinigung ist angesprochen worden,
ebenso das Kompetenzzentrum Weiterbildung Allge-
meinmedizin Saarland. Das heißt, wir gehen heute
einen Schritt, aber nicht den ersten Schritt. Es sind
bereits einige Schritte im Saarland gegangen wor-
den, um in diesem Bereich in Zukunft Versorgungs-
sicherheit zu ermöglichen.

Ich will darüber hinaus daran erinnern, dass auch
andere hier noch etwas tun können. Beispielsweise
können sich die Kommunen gerade in den Berei-
chen, in denen eine Unterversorgung droht, zumin-
dest moderierend einbringen, um für Ärzte attraktive
Plätze zu schaffen, um attraktive Verbünde mit an-
deren Ärzten, Apotheken und Dienstleistern aus der
Gesundheitswirtschaft zustande zu bringen und me-
dizinische Versorgungszentren sozusagen zu orga-
nisieren. Auch da sehe ich eine kommunale Mitver-
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antwortung, wobei ich auch deutlich sagen will, dass
ich die Kommunen nicht in der Verantwortung sehe,
die Sicherstellung zu garantieren. Das haben in der
Vergangenheit auch schon einige diskutiert. Da soll-
te es bei den bisherigen Verantwortlichkeiten blei-
ben. Wir sollten die Kommunen nicht in die Pflicht
nehmen, dass sie dort, wo keine Versorgung ge-
währleistet ist, auch finanziell dafür sorgen müssten,
eine entsprechende Versorgung sicherzustellen.
Das wäre der falsche Ansatz.

Wir müssen uns sicherlich auch noch stärker darum
kümmern, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf -
gerade im haus- und fachärztlichen Bereich - sicher-
zustellen. Ich glaube, dass größere Gemeinschafts-
praxen oder Praxen, in denen man möglicherweise
in Teilzeit angestellt sein kann, gute Lösungen sein
könnten. Das sind Modelle, die gemeinsam mit der
Ärzteschaft und ihren Organisationen entwickelt
werden müssen.

Ich will am Ende sagen - und damit komme ich noch
einmal auf das Thema Berufung zurück -, dass nicht
jede Erwartung an das Leben und das Einkommen
eines Arztes in der Form, wie sie geäußert wird, im-
mer nachvollziehbar für mich ist. Ich denke jetzt an
manche Äußerungen bezüglich Attraktivität von
Wohnumfeld und Äußerungen darüber, was man als
Arzt gerne alles so hätte. Das war heute ja auch in
der Zeitung nachzulesen. Das sind Wünsche, die
man haben kann, die aber auch andere in der Ge-
sellschaft haben können. Eine derartige Privilegie-
rung, dass Ärzte es einfach immer besser haben
müssen als andere, sehe ich an dieser Stelle eben
auch nicht. Man kann von denjenigen, die den Arzt-
beruf wählen, schon erwarten, dass sie auch bereit
sind, ein Stückchen mehr zu leisten. Es wird am En-
de ja immer noch gut vergütet.

Kollegin Schramm, wenn ich das eben richtig ver-
standen habe, haben Sie die Befürchtung geäußert,
dass es im Hochwald möglicherweise nicht attraktiv
genug zum Leben sei. Ich lade Sie gerne einmal ein,
es ist eine der schönsten Regionen des Saarlandes.
Ich kann allen Ärzten im Saarland nur empfehlen, in
diesem schönen Teil des Saarlandes zu leben. Die
Lebensqualität ist außerordentlich hoch. Die Men-
schen sind sehr, sehr freundlich.

(Ministerin Rehlinger: Immer weiter, immer weiter.
Sie sind hübsch, sie sind freundlich, sie leben
lange. - Heiterkeit.)

Man sieht, dass man dort in jeder Hinsicht gut leben
kann.

(Ministerin Rehlinger: Applaus! - Beifall von der
SPD und bei der CDU.)

Dann möchte ich noch eine Bemerkung zum Kolle-
gen Schäfer machen, der heute das Thema Nord-
saarlandklinik angesprochen hat. Ich glaube, Sie ha-
ben es heute zweimal geschafft, weite Teile des Ple-
nums zum Kopfschütteln zu bringen. Einmal war es
heute Morgen, als Sie den Raum verlassen haben,
und einmal heute Mittag, als Sie zum Thema Nord-
saarlandklinik gesprochen haben. Die Landkreise St.
Wendel und Merzig-Wadern sind im Übrigen diejeni-
gen, die zunächst gefordert sind. Sie werden wis-
sen, was sie zu tun haben. Auf Ihren Rat sind sie
nicht angewiesen.

Vizepräsidentin Spaniol:

Danke, Herr Abgeordneter. Weitere Wortmeldungen
sind nicht eingegangen. Ich schließe die Ausspra-
che. Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf zur
weiteren Beratung an den Ausschuss für Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/1173. Wer für die Annahme die-
ses Gesetzentwurfs in Erster Lesung unter gleich-
zeitiger Überweisung an den Ausschuss ist, den bit-
te ich, eine Hand zu erheben. - Danke schön. Wer
ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich
stelle fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache
16/1173 einstimmig unter Zustimmung aller Fraktio-
nen dieses Hohen Hauses und der fraktionslosen
Abgeordneten angenommen und zur weiteren Bera-
tung an den Ausschuss für Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie überwiesen ist. 

Wir kommen nun zu Punkt 9 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Änderung des Unter-
bringungsgesetzes (Drucksache 16/1174)

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich Frau
Ministerin Monika Bachmann das Wort.

Ministerin Bachmann:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Ih-
nen die Änderungen des Saarländischen Unterbrin-
gungsgesetzes vorstellen. Der Umgang, die Betreu-
ung und Behandlung psychisch kranker Menschen
stellt nicht nur für die Betroffenen selbst, sondern
auch für die Menschen in ihrem persönlichen Um-
feld, Behörden, Gerichte und die Polizei eine Her-
ausforderung dar.

(Vizepräsident Heinrich übernimmt den Vorsitz.)
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Letztendlich verfolgen aber alle an diesem Verfahren
Beteiligte ein Ziel: Im Sinne des kranken Menschen
soll dessen optimale Betreuung und Heilbehandlung
sichergestellt werden, wenn Gefahren für ihn selbst
oder für Dritte drohen. Dazu kann auch eine statio-
näre Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus oder in einer psychosomatischen Abteilung
eines Krankenhauses durchaus notwendig sein.
Hierfür bietet das geltende Saarländische Unterbrin-
gungsgesetz eine gute Grundlage. 

Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings die
Verfassungswidrigkeit von Teilen des bayerischen
Unterbringungsgesetzes und des baden-württem-
bergischen Gesetzes über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen bei psychischen Krankheiten festgestellt.
Dort waren keine ausreichenden Rechtsgrundlagen
zur Durchführung besonderer Sicherungsmaßnah-
men, insbesondere von Fixierungen während der
Unterbringung, normiert. Auch wenn dieses Urteil
des Bundesverfassungsgerichts primär nur die vor-
genannten Gesetze Bayerns und Baden-Württem-
bergs betrifft, erwächst daraus auch gegenüber den
übrigen Bundesländern gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf, ihre Landesgesetze entsprechend ma-
teriell-rechtlich anzupassen. Dies soll nunmehr mit
der vorgelegten Änderung des Unterbringungsge-
setzes erfolgen, um auch für die Anordnung beson-
derer Sicherungsmaßnahmen während der Unter-
bringung eine ausreichende Rechtsgrundlage und
damit Rechtssicherheit zu schaffen. 

Gestatten Sie mir, dass ich Ihnen deshalb die ele-
mentaren Änderungen kurz erläutere: Erstens. Nor-
mierung der zulässigen besonderen Sicherungs-
maßnahmen: Bei einer von einer untergebrachten
Person ausgehenden gegenwärtigen erheblichen
Gefahr für Leben oder Gesundheit der unterge-
brachten Person oder Dritter können besondere Si-
cherungsmaßnahmen angeordnet werden, soweit
diese Gefahr nicht anders abgewendet werden
kann. Es sind dann zulässig: Die ständige Beobach-
tung der untergebrachten Person, auch durch tech-
nische Hilfsmittel, wenn sichergestellt ist, dass nur
befugte Personen den Überwachungsbildschirm ein-
sehen können, die Unterbringung in einem beson-
ders gesicherten Raum ohne gefährdende Gegen-
stände, Fixierungsmaßnahmen durch die die Bewe-
gungsfreiheit der untergebrachten Person vollstän-
dig aufgehoben wird oder die sonstige Einschrän-
kung der Bewegungsfreiheit durch eine mechani-
sche Vorrichtung.

Da all diese Sicherungsmaßnahmen einen nicht un-
erheblichen Eingriff in die Selbstbestimmungs- und
Freiheitsrechte der untergebrachten Personen dar-
stellen, wurde dem im Gesetz durch weitergehende

Normierungen zum Schutz der Rechte der unterge-
brachten Person Rechnung getragen. Die Maßnah-
men sind des Weiteren hinsichtlich ihrer Anordnung,
Begründung, Durchsetzung, Dauer sowie Überwa-
chung je nach Zuständigkeit durch einen Arzt oder
eine Ärztin oder das Pflegepersonal der behandeln-
den Einrichtung zu dokumentieren. Gleichfalls zu
dokumentieren sind die Nachbesprechung und der
Hinweis auf die gerichtliche Überprüfbarkeit. Damit
wird sowohl für den betroffenen Menschen als auch
für die behandelnden Ärzte Rechtssicherheit ge-
schaffen. 

Zweitens. Normierung der Sicherungsmaßnahmen
beim Risiko des Entweichens: Es kann notwendig
sein, eine untergebrachte Person während eines
Transports zu fixieren. Etwa bei der Fahrt zu einer
gerichtlichen Verhandlung, zu einer medizinischen
Untersuchung oder in eine andere Einrichtung. Hier-
für enthält die neue Normierung einen erweiterten
Eingriffstatbestand für den Transport der unterge-
brachten Person. Ohne die Schaffung einer gesetzli-
chen Grundlage wären entsprechende Maßnahmen
unzulässig. Ein Richtervorbehalt ist für solche Maß-
nahmen nicht erforderlich, da der mit der kurzfristi-
gen Fesselung einhergehende Grundrechtseingriff
noch von der richterlichen Unterbringungsanordnung
gedeckt ist. Derartige Maßnahmen dürfen weder
über einen längeren Zeitraum noch regelmäßig er-
folgen.

Drittens. Normierung des unmittelbaren Zwangs: Es
wird der behandelnden Einrichtung mit dieser Vor-
schrift eine Möglichkeit zur Hand gegeben, die be-
sonderen Sicherungsmaßnahmen in den Fällen um-
zusetzen, in denen die Bereitschaft und Mitwirkung
der untergebrachten Person zur Befolgung von An-
ordnungen nicht vorliegen. Auch bei solchen Maß-
nahmen ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
streng zu beachten. Die Regelungen zur Androhung
erfolgen in Anlehnung an die entsprechende Vor-
schrift des Saarländischen Polizeigesetzes.

Viertens. Normierung ärztlicher Zwangsmaßnahmen
bei Gefahr in Verzug: Zur Durchführung ärztlicher
Heilmaßnahmen oder Untersuchungen gegen den
Willen des Patienten ist grundsätzlich eine vorherige
richterliche Anordnung erforderlich. Es gibt aber Fäl-
le, dass in den Einrichtungen beispielsweise wutent-
fesselte Patienten nicht in der Lage sind, den Nut-
zen einer ärztlichen Heilbehandlung zu erkennen.
Vielleicht erst am nächsten Morgen können sie er-
kennen, dass es notwendig war. Um dem Patienten
dann aber die für ihn in diesem Zeitpunkt indizierte
dringend notwendige ärztliche Versorgung zukom-
men lassen zu können, ist es erforderlich, eine
Rechtsgrundlage für medizinisches Handeln bei-
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spielsweise Medikamentengabe zur Beruhigung des
Patienten zu schaffen. Kann eine richterliche Anord-
nung wegen Eilbedürftigkeit nicht vorher eingeholt
werden, ist eine nachträgliche Genehmigung des
Gerichts zu beantragen. Die betroffene unterge-
brachte Person ist, sobald ihr Gesundheitszustand
es wieder zulässt, im Nachhinein auch über die Er-
forderlichkeit der Eilmaßnahme aufzuklären. Bereits
bestellte Betreuer oder Verfahrenspfleger bezie-
hungsweise sonstige Personensorgeberechtigte
sind gleichfalls über diese Eilmaßnahme zu infor-
mieren. Hierüber ist von dem zuständigen Arzt na-
türlich auch eine Dokumentation zu führen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wie aus dem Vorgesagten folgt, soll
mit dem Ihnen vorgelegten Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Saarländischen Unterbringungsgesetzes
eine für alle an der Durchführung der Unterbringung
beteiligten Personen, insbesondere für die von einer
besonderen Sicherungsmaßnahme betroffenen Pati-
entinnen und Patienten, eine rechtsklare Gesetzes-
normierung geschaffen werden. 

Oberstes Ziel dabei war und ist, die bestmögliche
Versorgung der Patientinnen und Patienten in einer
psychiatrischen Einrichtung zu erreichen und die
Grundrechte der Patientinnen und Patienten, insbe-
sondere ihre Freiheitsrechte, bestmöglich zu achten.
Aus der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts erwächst dem Saarland ein entsprechender
Gesetzesauftrag, diesem Erfordernis wollen wir heu-
te nachkommen. Ich darf Sie deshalb um Ihre Zu-
stimmung zum vorliegenden Gesetzentwurf zur Än-
derung des Saarländischen Unterbringungsgesetzes
und um Verweisung in den Ausschuss für Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie bitten. - Ich danke
Ihnen ganz herzlich. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke der Frau Ministerin und eröffne die Aus-
sprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegangen.
Ich schließe die Aussprache. Es ist vorgeschlagen,
den Gesetzentwurf zur weiteren Beratung an den
Ausschuss für Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/1174. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfes Drucksache 16/1174 in Erster Le-
sung unter gleichzeitiger Überweisung an den Aus-
schuss für Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie ist, den bitte ich eine Hand zu erheben. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Ich stelle fest, dass der

Gesetzentwurf Drucksache 16/1174 mit den Stim-
men aller Mitglieder dieses Hohen Hauses einstim-
mig angenommen worden ist. 

Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der AfD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Gesetzes zur Änderung des
Schulpflichtgesetzes (Drucksache 16/1202)

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich
Herrn Fraktionsvorsitzendem Josef Dörr das Wort. 

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Verehrte Gäste! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Zeitung wurde heute ja schon ein-
mal zitiert, ich bin dabei heute Morgen auch erwähnt
worden. Es wurde geäußert, mein Steckenpferd sei
die Bildungspolitik. Das muss ich richtigstellen: Mein
Steckenpferd ist das Skat-Spiel. Aber die Bildungs-
politik bewegt mich tatsächlich seit meiner Kindheit,
und ich habe beruflich - „beruflich“, darin steckt das
Wort Berufung, so habe ich das auch empfunden -
45 Jahre in der Bildungspolitik gearbeitet. Auch in
meiner politischen Tätigkeit als Amateurpolitiker war
die Bildungspolitik natürlich immer ein wichtiger
Punkt. Seit ich dieses Thema kenne, wird immer
wieder betont, die Bildungspolitik sei äußerst wichtig
und unsere Zukunft, die Zukunft unserer Kinder hän-
ge davon ab. Es wird betont, dass das außerordent-
lich wichtig sei. Hinzu kommt, dass das Land in der
Bildungspolitik die Hoheit hat, also sein Schicksal
diesbezüglich selbst in die Hand nehmen kann. 

Allerdings war auch ein Weiteres in der Bericht-
erstattung nicht zutreffend: dass die AfD-Fraktion
diesem sogenannten Steckenpferd fröne und dem-
entsprechend nur bildungspolitische Anträge einbrin-
ge. Tatsächlich haben wir zu allen Gebieten der Poli-
tik schon Anträge eingebracht, auch heute sind wir
zu mehreren Themenfeldern hervorgetreten. Uns ist
die Bildungspolitik schon wichtig, aber auch die an-
deren Felder sind uns sehr, sehr wichtig. Ich denke
zum Beispiel an das, was Herr Müller zum Thema
Stahlindustrie und zum Thema Verbrennungsmotor
gesagt hat. Und unser Kollege Hecker ist auf die En-
ergiepolitik eingegangen.

Nun aber zurück zum aktuellen Tagesordnungs-
punkt. Kein Mensch würde gern immer nur ein Auto
aus dem Jahr 1938 fahren. Als Oldtimer kann man
das einmal haben, im täglichen Gebrauch aber doch
wahrscheinlich eher nicht.

(Zuruf des Abgeordneten Kurtz (SPD).)
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Tatsächlich haben wir aber aktuell ein Schulpflicht-
gesetz, das auf dem Reichsschulpflichtgesetz aus
dem Jahr 1938 basiert. Insgesamt ist unsere Schule
auch nicht viel anders ausgestaltet, als sie das in
dieser Zeit war.

(Lachen bei den Regierungsfraktionen. - Abg.
Spaniol (DIE LINKE): Die Rohrstockpädagogik ist
vorbei! - Abg. Dr. Jung (SPD): Du warst wohl
schon lange nicht mehr dort?)

Das können Sie nicht wissen: Ich war intensivst dort
und habe mich auch in der kürzeren Vergangenheit
noch intensiv um Schule gekümmert, weil mir das
am Herzen liegt. Und ich kann Ihnen versichern: Im
Großen und Ganzen hat sich nicht viel verändert,
außer zum Schlechteren.

(Lachen des Abgeordneten Renner (SPD).)

Die Organisation ist ungefähr immer noch die glei-
che, wie sie früher schon war. Es wird aber heute in
der Schule nicht mehr so gut organisiert wie früher.
Deshalb denken die Leute, wenn sie an Schule den-
ken, meist an nichts sehr Erfreuliches. Vor allem die
Eltern verknüpfen mit der Schule meist Sorgen. Des-
halb habe ich, ich habe Ihnen das Heftchen auch
schon einmal gezeigt, vor 35 Jahren die Broschüre
„Schule - ja bitte!“ geschrieben, da damals auch
schon das „Schule - nein danke!“ vorherrschend
war.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Hast du es noch einmal
mitgebracht? - Abg. Renner (SPD): Zeig es doch
noch einmal!)

Eine große Rolle spielt dabei die Überreglementie-
rung und das den Schulen übergestülpte Korsett.
Als AfD-Fraktion können wir hier nicht ein Gesamt-
konzept vorlegen, in den uns zur Verfügung stehen-
den 8 Minuten Redezeit ohnehin nicht. Deshalb ver-
suchen wir immer, mit einzelnen Punkten, die uns
bei der Schulpolitik wichtig sind, ein Zeichen zu set-
zen. Heute geht es daher um das Schulpflichtge-
setz, genauer: um das Einschulungsdatum. Das hat
sich durchaus im Laufe der Zeit geändert und man
hat zu verschiedenen Zeitpunkten an unterschiedli-
che Altersstufen in Sachen Schulreife geglaubt. Da-
für gibt es hinreichend Beispiele. So bin ich zum Bei-
spiel in einem Jahr in die Schule gekommen, in dem
man gemeint hat, die Zeitspanne vom 01. Januar bis
zum 31. Dezember wäre geeignet. Heute ist es vom
30. Juni bis zum 01. Juli des folgenden Jahres. Die-
se Dinge ändern sich also.

Was sich aber nicht geändert hat und was jetzt für
viele Leute ein Problem ist - die sich wohl nicht an
die Frau Berg wenden, weil die ja Juristin ist, son-
dern an Leute, die von der Schule ein bisschen Ah-

nung haben und dort auch einige Zeit verbracht ha-
ben -, ist die große Sorge zum Beispiel bei der Ein-
schulung: Schule ich mein Kind jetzt ein, lasse ich
es einschulen - ja oder nein -, da es doch im Zeit-
raum vom 02. Juli bis zum 31. Dezember geboren
ist? Das ist ja immerhin ein halbes Jahr. Es ist nicht
so, als ginge es nur um drei Monate; das war auch
schon mal der Fall. Es ist jetzt aber ein halbes Jahr. 

Die Eltern überlegen lange und beraten sich mit
Freunden, sie beraten sich mit den Lehrern. Am
Schluss müssen sie aber eine Entscheidung treffen,
das Kind einzuschulen oder eben nicht. Lassen sie
es einschulen und dies erweist sich als Fehlent-
scheidung, weil das Kind damit zu früh eingeschult
worden ist, hat das Kind die ganze Schulzeit darun-
ter zu leiden. Warten die Eltern aber zu lange, kann
sich auch das für das Kind als nachteilig erweisen.
Das Kind langweilt sich im Kindergarten und lang-
weilt sich anschließend in der Schule. Und es nimmt
dabei Verhaltensweisen an, die es normalerweise
nicht annehmen würde, wenn es normal gefordert
und gefördert wäre. Das ist also durchaus ein Pro-
blem. 

Wie kann man nun diesem Problem entgehen? Man
könnte zum Beispiel die Einschulung individualisie-
ren, das ist auch unser Vorschlag. So, wie man beim
Erwachsenen sagt, dass er mit 18 Jahren volljährig
ist, könnte man sagen: Das Kind ist mit sechs Jah-
ren schulpflichtig. Nun kommt der Staat immer als
derjenige auf die Bürger zu, der die Leute zu etwas
zwingt. Man könnte daraus aber auch eine Freiwillig-
keitsgeschichte machen, dann wäre das nicht nur
ein Schulpflichtgesetz, sondern auch ein Schulrecht-
gesetz. Man könnte also sagen, mit der Vollendung
des fünften Lebensjahres hat das Kind ein Recht,
eingeschult zu werden. 

Die jetzige Regelung mit allem, was nachfolgt - Un-
tersuchung durch Ärzte und so weiter, das ist ja
auch alles sinnvoll -, hat einen großen Nachteil: Wir
haben jetzt zwar eine Jahrgangsklasse, das ist aber
nur eine fiktive Jahrgangsklasse. Es finden sich dar-
in Kinder, die sehr weit voraus sind. In der ersten
Klasse finden wir Kinder, die schon lange lesen kön-
nen, die auch schon schreiben und rechnen können.
Wir haben aber auch Kinder in den ersten Klassen,
die weder lesen noch schreiben noch rechnen kön-
nen. Sie können eigentlich noch gar nichts, können
noch nicht einmal die Farben bezeichnen. Alle diese
Kinder finden sich in einer ersten Klasse. 

Angesichts dessen wäre es doch gar nicht so
schlecht, dass ein Kind, das fünf Jahre alt ist, das
schulreif ist und auch gerne in die Schule gehen
möchte, auch in die Schule gehen könnte. Und ein
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Kind, das sechs Jahre alt ist, soll oder muss auch in
diesem Moment in die Schule eintreten. Das ist also
der Sinn dieser Geschichte. Ich glaube, dass da vie-
le Sorgen von den Leuten genommen werden könn-
ten, wenn man das so machen würde. Deshalb bitte
ich um Ihre Zustimmung. 

(Beifall von der AfD.) 

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke dem Fraktionsvorsitzenden und eröffne
die Aussprache. - Ich erteile das Wort für die
SPD‑Landtagsfraktion Frau Abgeordneter Martina
Holzner.

Abg. Holzner (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine Damen und Herren! Ja, Herr Dörr,
es gibt Unterschiede bei Kindern in der Schule. Ob
Sie es glauben oder nicht, ich bin oft in Schulen und
mein Kind besucht auch die Grundschule. Es hat tat-
sächlich auch Spaß in der Schule, auch das können
Sie glauben oder nicht.

Zu Ihrem Antrag. Wir diskutieren heute über das
Schulpflichtgesetz. Sie schlagen vor, § 2 des Schul-
pflichtgesetzes betreffend den Beginn der allgemei-
nen Vollzeitschulpflicht zu ändern, Abs. 1 Satz 1 soll
gestrichen werden. Ich lese das jetzt mal vor, er lau-
tet: „Für alle Kinder, die bis zum 30. Juni eines Ka-
lenderjahres das sechste Lebensjahr vollenden, be-
ginnt die Schulpflicht mit dem Anfang des Schuljah-
res in diesem Kalenderjahr.“ Diese Regelung soll
laut Ihrem Antrag durch folgenden Text ersetzt wer-
den: „Für alle Kinder beginnt mit dem Tag der Voll-
endung des sechsten Lebensjahres die allgemeine
Schulpflicht.“ Der nächste Satz: „Für alle Kinder be-
ginnt mit dem Tag der Vollendung des fünften Le-
bensjahres das Recht, eine öffentliche Schule zu be-
suchen.“ - Aha. 

Zur Erklärung. Die Schulpflicht besteht im Gegen-
satz zu den meisten Ländern Europas in Deutsch-
land seit 1919. Die Regulierung der Schulpflicht ob-
liegt den Ländern, das heißt, jedes Bundesland hat
eine eigene Regelung darüber, ab welchem Alter ein
Kind die Schulpflicht erreicht; das ist die sogenannte
Stichtagsregelung, Sie haben sie eben erwähnt. Im
Saarland beginnt die Schulpflicht für alle Kinder, die
bis zum 30.06. sechs Jahre alt sind, ab dem 01. Au-
gust - das sind die sogenannten Muss-Kinder. Sie
gehen dann im Sommer des gleichen Jahres in die
Schule. Kinder, die bis dahin noch nicht sechs Jahre
alt sind, aber im laufenden oder folgenden Kalender-
jahr sechs Jahre alt werden - die sogenannten

Kann-Kinder -, können auf Antrag der Eltern schon
ein Jahr früher in die Schule aufgenommen werden.
Die Entscheidung darüber trifft die Schulleitung auf
der Grundlage einer Untersuchung durch den Schul-
oder Amtsarzt beziehungsweise die -ärztin, und na-
türlich geben auch die Erzieherinnen und Erzieher
des Kindes eine entsprechende Empfehlung. Wenn
notwendig kann auch ein Schulpsychologe oder eine
-psychologin herangezogen werden. Weiterhin führt
die Schulleitung ein Gespräch mit den Eltern. Bei
Kindern, die erst im folgenden Kalenderjahr das
sechste Lebensjahr vollenden, ist die Hinzuziehung
eines Schulpsychologen oder einer Schulpsycholo-
gin verpflichtend.

Es ist also ganz klar geregelt, welche Kinder frühzei-
tig in die Schule gehen können und unter welchen
Umständen, nämlich nur diejenigen, die bereits fünf
Jahre sind und bei denen durch die Untersuchung
die Schulbefähigung festgestellt wird. Gehen Kinder
schon mit fünf Jahren in die Schule, beginnt ab die-
sem Zeitpunkt für sie die Schulpflicht und damit
eben auch das Recht auf einen Schulbesuch. Denn
Schulpflicht bedeutet nicht nur, dass die Kinder zur
Schule gehen müssen, es bedeutet auch, dass alle
Kinder das Recht haben, die Schule zu besuchen.
Festgelegt ist das in der Kinderrechtskonvention der
Vereinten Nationen. Das Recht auf Bildung gehört
zu den Kinderrechten. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Allerdings würde ein vorbehaltloses Schulbesuchs-
recht aller fünfjährigen Kinder den Regelungen in
Abs. 2 des Gesetzes entgegenstehen; Ihr Antrag ist
also nicht durchdacht, mal wieder. Viel schlimmer:
Die Regelung, die Sie hier vorschlagen, würde das
Kindeswohl gefährden und steht der individuellen
Entwicklung eines jeden Kindes entgegen. Für uns
steht immer das Kind an erster Stelle. Nicht alle Kin-
der entwickeln sich im gleichen Tempo. Deswegen
müssen wir uns die Frage stellen, wie das Schulsys-
tem jedem Kind gerecht werden kann; das ist doch
die Frage, die wir debattieren und beantworten müs-
sen! Und hier wird in der Praxis gerade bei den
Kann-Kindern sehr genau hingeschaut und differen-
ziert, ob ein Kind die kognitiven, aber auch sozialen
Stärken besitzt, die es in der Schule braucht. Auch
was passiert, wenn ein Kind noch nicht schulreif ist
und zurückgestellt wird, kommt in Ihrem Antrag nicht
zur Sprache.

Fazit: Wir haben hier im Saarland gute Abläufe und
Verfahren festgelegt, um eine ganzheitliche Progno-
se für das einzelne Kind treffen zu können. Daher
lehnen wir Ihren Antrag ab. - Vielen Dank. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Vizepräsident Heinrich:

Ich danke der Frau Abgeordneten und rufe auf für
die DIE LINKE-Landtagsfraktion Frau Abgeordnete
Barbara Spaniol.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Bedeutung der Bildungspolitik wird nicht dadurch an-
gehoben, dass man immer wieder die gleichen The-
men in einer Plenarsitzung auf die Tagesordnung
setzt. Ich glaube, das ist fast allen hier im Hause
klar, aber wir warten ab, was im nächsten Monat von
der AfD-Fraktion wieder auf die Tagesordnung
kommt. Vor fast genau einem Monat haben Sie
schon einmal das Schulpflichtgesetz ändern wollen;
wir haben das ausführlich und ernsthaft in der Ple-
narsitzung diskutiert. Sie wollten damals einen Pas-
sus streichen und damit die Schulpflicht für ausländi-
sche Kinder, Jugendliche und Heranwachsende ein-
schränken. Das ging natürlich schief, denn das ist
aus der Zeit gefallen, weil jedes Kind schon ganz
lange ein Recht auf Bildung hat - zum Glück! -, ganz
gleich, wo es lebt und mit welchem Aufenthaltssta-
tus. So ist das.

Es ist heute unbestritten, dass die allgemeine Schul-
pflicht das beste Mittel ist, das Recht auf Bildung
durchzusetzen. Wir wollen aber heute nicht mehr al-
le Argumente der letzten Plenarsitzung wiederholen.
Wir sind zwar fast schon in dem Modus, weil sich
das ja fast jeden Monat so abspielt, aber trotzdem,
wir werden das abkürzen. 

Es gibt ja heute einen neuen Anlauf zur Änderung
der Regelung im Saarland. Die AfD will, dass für alle
Kinder die Schulpflicht mit dem Tag der Vollendung
des sechsten Lebensjahres beginnt, die Kollegin hat
das eben ausgeführt. Das heißt also, die Kleinen
sollen sofort nach der Feier des sechsten Kinderge-
burtstages in die Schule gehen, mitten im Schuljahr!
Und wenn nicht, was passiert dann? Verstoßen die
Eltern dann gegen die Schulpflicht? Wie soll das
umgesetzt werden? Diese Fragen sind ja eben
schon aufgeworfen worden.

Aber Sie wollen ja auch noch mehr, das sagte die
Kollegin eben auch. Sie wollen ja grundsätzlich allen
Kindern schon mit fünf Jahren das Recht geben, ei-
ne allgemeine Schule zu besuchen! Da frage ich
Sie, Herr Dörr: Wollen wir wirklich die Ecole Mater-
nelle in der strengen Ausprägung, wie sie ja wirklich
ist, wenn man sich das in Frankreich anschaut? Soll
bei der Einschulung der Leitsatz gelten: Je früher
desto besser? Ist das wirklich kindgerecht? Vielmehr
geht es doch um ganz andere Fragen, auch das hat

die Kollegin gesagt. Sie hat die Schule genannt und
die Herausforderungen, darauf komme ich auch
noch kurz. 

Es geht aber eben auch um unsere Kitas, um den
Bereich der frühkindlichen Bildung, darum, die viel,
viel stärker als bisher in die Lage zu versetzen, für
die Kinder den sanften Übergang vom frühkindlichen
Bereich in den Schulalltag zu ebnen. Gute Kitas för-
dern die Kinder in der Sprachentwicklung, in der
Welt der Zahlen, all das ist doch bekannt. Ich glau-
be, wenn wir anfangen, so zu argumentieren, so hof-
fe ich zumindest, merken Sie selbst, wie viele Fra-
gen sich sofort ergeben, wenn man Ihre Änderungen
zum Schulpflichtgesetz genauer unter die Lupe
nimmt.

Ich wage einmal die Vermutung - Sie haben das
eben in der Begründung des Gesetzentwurfs nicht
so klar ausgedrückt -, dass Sie die sogenannte
Stichtagsregelung umgehen wollen. Wann ein Kind
schulpflichtig ist, wird ja von dieser Regelung be-
stimmt, hat die Kollegin Holzner vorhin ausgeführt,
das muss ich nicht wiederholen. Über diese Stich-
tagsregelung - da bin ich schon irgendwo bei Ihnen -
kann man durchaus mit geschultem pädagogischen
Blick diskutieren, ja man muss es sogar immer wie-
der. Insofern würde ich Ihnen recht geben. Liest man
dann aber die Begründung zu Ihrem Änderungsent-
wurf, heißt es dort sogar noch ausdrücklich: „Die
Schulpflicht sollte an das tatsächliche Geburtsdatum
des Kindes gebunden werden.“ Sie bleiben damit
aus unserer Sicht bei dem starren Blick auf den Ein-
schulungszeitpunkt, wann ein Kind also reif für die
Schule beziehungsweise schulfähig sein soll. 

Ich finde, es muss in diesen Debatten viel, viel mehr
als bisher um die Frage gehen, wie die Schule für
die Kinder reif und fit wird und nicht umgekehrt! Das
sind nämlich die Herausforderungen für die Schule
von heute. Das ist eben auch zu Recht gesagt wor-
den, neue vielfältige Formen des Lernens werden
gebraucht, um der wachsenden Heterogenität der
Kinder gerecht zu werden. Es ist doch auch völlig
klar, die kindliche Entwicklung hält sich nicht bei je-
dem Kind an den gleichen Zeitplan. Es geht dar-
um, dem Kind genügend Zeit zu geben, und zwar in
der frühkindlichen Bildung, in der Schuleingangs-
phase, mit entsprechendem Personal und Ressour-
cen. All das gehört in den Vordergrund dieser Debat-
ten. 

Die Schulfähigkeit hat viele Facetten. Viele, auch wir
Eltern - man nimmt ja sich selbst gar nicht aus - er-
liegen oft der Versuchung, die intellektuelle Reife bei
Kindern viel höher zu bewerten als die sonstige Ent-
wicklung. Das ist ja auch ein Problem. Ein sprachbe-
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gabtes, wissbegieriges Kind kann emotional und so-
zial zum Beispiel durchaus nicht schulfähig sein.
Auch das ist ein Aspekt, den man nicht aus den Au-
gen verlieren darf. 

Hinzu kommt, dass schulpsychologische Erfahrun-
gen und Studien belegen, dass die jüngeren Kinder
eines Schuljahrgangs oft näher an der Leistungs-
grenze arbeiten als ältere. Soziale Reife, Kraft und
Ausdauer können nicht immer Schritt halten. Das
muss man eben zur Kenntnis nehmen. Aber ich
glaube, zusammenfassend sind wir uns zumindest
einig, wir wollen unseren Kindern noch ihre Kindheit
lassen, und zwar möglichst unbeschwert. Deshalb
zusammenfassend aus meiner Sicht: Eine frühere
Einschulung der Kinder ist heute schon relativ pro-
blemlos möglich. Das hat die Kollegin Holzner eben
auch gesagt. Bei nur wenigen Wochen Unterschied
rund um den Stichtag reicht oft ein formloser Antrag
der Eltern. Ist der Unterschied größer, kommt dann
ein Gutachten über die Schulreife, aber auch hier
entscheidet ja meistens die Schulleitung über den
Antrag. Das läuft eigentlich alles immer relativ gut. 

Größer sind doch vielmehr die Hürden, wenn es dar-
um geht, ein Kind „zurückzustellen“. So wird das ge-
nannt. Das ist eigentlich sehr despektierlich, weil es
oft darum geht, dass ein Kind einfach mehr Zeit
braucht, trotz anstehender Schulpflicht. Es braucht
mehr Zeit, um sich entwickeln zu können. Um es
ganz kurz, einfach und verständlich auszudrücken:
Wenn Lisa mit 5 in die Schule kommt, muss ihr
Freund Paul aus dem Haus gegenüber das noch
lange nicht. 

Die Entscheidung sollte individuell getroffen werden.
Die Eltern und die Erzieherinnen und Erzieher sind
kompetent, können das am besten einschätzen,
denn jedes Kind ist wirklich einzigartig. Es lohnt sich
immer darüber zu diskutieren, was hier das Beste
ist, und auch über Änderungen nachzudenken. Aber
der vorliegende Abänderungsantrag, die Gesetzes-
änderung, trägt alledem in keiner Weise Rechnung.
Deshalb muss man das ablehnen. - Danke schön. 

(Beifall von der LINKEN und des Abgeordneten
Commerçon (SPD).)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke und rufe noch einmal für die AfD-Land-
tagsfraktion Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr auf.

(Abg. Renner (SPD): Oh nein!)

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Frau ist eine gute Köchin und manchmal trifft
sie sich auch mit ihren Freundinnen. Gelegentlich
höre ich ein bisschen etwas mit, wenn sie von der
Küche reden. 

(Aufseufzen der Abgeordneten Ensch-Engel
(fraktionslos).)

Aber ich würde mich eigentlich nicht wagen, ihnen
Vorschläge zu machen oder zu sagen, das ist ganz
falsch, das ist unsinnig und so weiter. Aber hier in
diesem Hohen Hause stelle ich fest, dass man auch
mit eigentlich verhältnismäßig wenig Erfahrung aus
dem Schulbereich meint, man wüsste alles besser.
Ich würde zu den beiden Vorrednerinnen sagen:
Thema verfehlt.

(Lachen der Abgeordneten Spaniol (DIE LINKE).
- Abg. Renner (SPD): Dann geht es ja nicht nur
mir so.)

Es geht zuerst einmal um eine Berichtigung, Barba-
ra. Ich habe beim letzten Mal nicht dafür plädiert,
das Schulrecht einzuschränken, sondern im Gegen-
teil, ich war dafür, habe dafür plädiert, dass man die
Aufzählungen weglässt, denn man könnte jemanden
vergessen, zum Beispiel die Staatenlosen. 

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Sie sind drin!)

Die waren vergessen. Weil dann jemand auf die
Idee kommen könnte zu sagen, sie dürfen nicht be-
schult werden, waren wir von der AfD-Fraktion dafür,
dass man diesen Passus streicht. Das heißt also,
dass alle Kinder in die Schule gehen dürfen, das
Recht haben, in die Schule zu gehen. Das war der
Grund, nicht eine Einschränkung. 

Der Grund für diesen Antrag ist einzig und allein,
dass es wirklich ein Problem ist. Schauen Sie doch
bitte einmal in Ihrem Bekannten- und Verwandten-
kreis um nach Kindern, die jetzt im Herbst einge-
schult werden sollen. Es ist für die Menschen ein rie-
siges Problem, dass sie für ein ganzes Jahr ent-
scheiden müssen. Sie müssen entscheiden, entwe-
der jetzt im Herbst oder nächstes Jahr im Herbst.
Wenn man das von diesem Stichtag wegnimmt,
wenn man das abkoppelt, kann man ‑ ‑

(Zuruf der Abgeordneten Spaniol (DIE LINKE).)

Ich habe eigentlich auf andere Einwürfe gewartet.
Ich habe gewartet, dass man vielleicht gesagt hätte,
das ist sehr schwierig zu organisieren. Es ist lächer-
lich einfach, so etwas zu organisieren. Da wird man
ja auch nicht jeden Tag ein Kind aufnehmen. Da gibt
es viele Möglichkeiten, aber diese Entscheidung, in
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diesem Jahr oder im nächsten Jahr, ein ganzes Jahr
dazwischen, könnte den Eltern abgenommen wer-
den und den Kindern sehr viel Leid. Das war der
Grund unseres Antrags, nichts anderes. 

(Beifall von den AfD.)

Vizepräsident Heinrich:

Für die CDU-Landtagsfraktion rufe ich den Abgeord-
neten Frank Wagner auf. 

Abg. Wagner (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ver-
suche dann einmal den dritten Anlauf und hoffe,
nicht am Thema vorbeizusprechen, wie es eben so
süffisant gesagt wurde. Ich glaube, dass sich die
Vorredner sehr wohl mit dem Gesetzentwurf be-
schäftigt haben und auch sehr deutlich zum Aus-
druck gebracht haben, dass das, was wir aktuell an
Gesetzgebung zum Thema Schulpflicht im Saarland
haben, zeitgemäß und vor allem auch sehr klar for-
muliert ist.

Wir haben uns in der vergangenen Plenarsitzung
ebenfalls schon mit dem Schulpflichtgesetz beschäf-
tigt. Dort ging es, wie eben geschildert, um das The-
ma Schülerinnen und Schüler, die sich in einem
Asylverfahren befinden. Auch da haben wir klarge-
stellt, dass es sehr wohl wichtig ist, dass es diese
einzelnen Aufzählungen gibt, um Rechtssicherheit
zu haben und vor allem den Schülerinnen und Schü-
lern verbindlich das Recht zu gewähren, dass sie
am Schulbetrieb im Saarland teilnehmen können.
Dabei bleiben wir auch heute. 

Zum Thema von heute, Vollzeitschulpflicht zu Be-
ginn. Wann soll diese ansetzen? Da haben wir eben
bereits gehört, dass diese Stichtagsregelung hier in-
frage gestellt wird. Es wird immer wieder von Ihnen
gesagt, dass wir Bürokratie abbauen müssen, dass
wir Dinge vereinfachen müssen. Aber gerade das,
was Sie eben geäußert haben, würde da zu einer
großen Unsicherheit und vor allem dazu führen,
dass die Eltern verunsichert wären. Von daher muss
ich mich klar davon abgrenzen, was Sie gerade
eben dazu gesagt haben, dass die Eltern sehr lange
im Unklaren bleiben müssen. 

Ich denke, mit dieser klaren Regelung 30. Juni wis-
sen die Eltern, woran sie sind. Auch die Abläufe im
gesamten Schuljahr zeigen, dass wir hier auf dem
richtigen Weg sind und die Eltern und vor allem auch
die Kinder entsprechend unterstützt werden. Ich ha-
be hier auf meinem Manuskript eine Frage stehen,
die ich gestellt hätte: Wann soll denn jetzt genau ein-

geschult werden? Aber Sie haben sie eben beant-
wortet. Da muss ich ehrlich sagen, ich bin ge-
schockt, wenn Sie mit Ihrer Erfahrung - ich kann
nachvollziehen, wie lange Sie die Tätigkeit ausgeübt
haben; von daher glaube ich auch, dass Sie sich mit
Sicherheit mit dem Organisationsablauf in einer
Schule auskennen - jetzt behaupten, dass es kein
Problem wäre, Woche für Woche Schülerinnen und
Schüler einzuschulen. 

Ich glaube, ist es wirklich doch schon sehr lange her,
dass Sie einmal den Blick in die Praxis gewagt ha-
ben. Von daher auch heute wieder die Empfehlung,
wirklich einmal vor Ort zu gehen und sich anzu-
schauen, was unsere Schulleiterinnen und Schullei-
ter vor Ort leisten. An der Stelle herzlichen Dank für
eure Arbeit, ihr macht einen großartigen Job! 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Kurzum: Organisatorisch ist dies nicht machbar. Ich
denke an das Wohl des Kindes. Jede Woche wieder
auch die Lehrkräfte damit zu konfrontieren und das
Kind zu verunsichern - es gibt doch nichts Tolleres,
als mit den Kameradinnen und Kameraden aus dem
Kindergarten gemeinsam eingeschult zu werden, die
Abläufe zu kennen, sich auf den ersten Schultag zu
freuen -, das soll jetzt sukzessiv Woche für Woche
oder Monat für Monat stattfinden? Auch wenn man
drei oder vier Einschulungsdaten nehmen würde, es
ist Unsinn. Es macht überhaupt keinen Sinn. 

Von daher grenzen wir uns von diesem Vorhaben
definitiv ab. Eines ist aber noch viel wichtiger. Eben
wurde das Thema Übergänge angesprochen, Über-
gang von der Kita in die Grundschule. Wir haben
hervorragende Mechanismen in unseren Kitas, die
Kinder werden darauf vorbereitet, was es heißt,
nachher Schulneuling zu sein, auch gerade das Ko-
operationsprojekt Kindergarten-Grundschule, das
flächendeckend im Saarland umgesetzt wird, sam-
melt hier eine Menge Erfahrungswerte. Die Erziehe-
rinnen und Erzieher und die Lehrkräfte setzen sich
zusammen, tauschen sich aus, sammeln die Erfah-
rungen, um zu sagen, ob das Kind jetzt wirklich so
weit ist, um eingeschult zu werden. 

Es gibt, wie eben bereits geschildert, frühzeitig die
Einschulungsuntersuchungen. Bis zum 15. Novem-
ber führen die Gesundheitsämter hier entsprechen-
de Tests und Begutachtungen durch, geben dies
auch an die Schulen weiter. Die Schulen sprechen
sich mit den Kitas und natürlich auch mit den Eltern
ab. Ist ein Kind ein Kann-Kind, also nach dem
01. Juli des Einschulungsjahres geboren, werden
die Eltern an die Hand genommen, beraten und es
besteht die zweite Möglichkeit, die eigentlich immer
gewählt wird, nämlich im Frühjahr ein zweites Ge-
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spräch und eine Nachtestung durchzuführen bezie-
hungsweise ein Gespräch mit den Eltern und dem
Kind zu führen, sodass die Eltern sich einige Monate
vor Einschulungsbeginn sicher sein können, dass
dies der richtige Weg ist.

Noch zweifelhafter sehe ich die Komponente, ein
vorbehaltloses Schulbesuchsrecht mit fünf Jahren
einzuräumen. Das macht überhaupt keinen Sinn.
Den Eltern diese Entscheidung aufzuerlegen, dies
ohne die Beratungsmechanismen mit dem Amtsarzt
und dem Schulpsychologischen Dienst, die wir jetzt
schon haben und die ineinandergreifen, die gut ver-
zahnt sind und ein gutes Netzwerk haben, ist verant-
wortungslos. Ich denke, das möchten die Eltern
auch nicht. Ich kann mir nicht vorstellen, dass es im
Sinne eines Kindes ist, dass es schnell frühzeitig
eingeschult werden kann. Wir sollten definitiv an
dem festhalten, was wir im Saarland haben.

Ich möchte noch auf einen Punkt eingehen, der mir
sehr wichtig ist. Es ist die Frage, in welchem Zu-
stand und mit welchem Reifegrad die Kinder heute
eingeschult werden. Da gibt es leider Gottes viele
Veränderungen. Eine Erhebung der Gesundheitsäm-
ter der großen Kommunen, die vor Kurzem er-
schienen ist, besagt, dass 25 Prozent der Schulneu-
linge mit erheblichen Defiziten eingeschult werden.
Man könnte jetzt lange darüber diskutieren, woher
das kommt, aber es ist nun einmal so. Es gibt
sprachliche und sozial-emotionale Probleme oder
ein schwieriges Umfeld. Da müssen wir reagieren
und ansetzen. Im Saarland haben wir seit einigen
Jahren die flexible Schuleingangsphase, eine gute
Stellschraube, an der es sich lohnt, anzusetzen, um
den Kinder die Möglichkeit zu geben, sich zu entfal-
ten, und um jedem Kind die Zeit zu lassen, die es
braucht. Kommt man zu dem Ergebnis, dass der
Reifeprozess noch mehr Zeit braucht, das Kind nach
heutiger Gesetzgebung aber eingeschult werden
muss, wenn es sechs Jahre alt ist und es keine me-
dizinischen Gründe zur Zurückstellung gibt, dann
müssen auch andere Mechanismen greifen.

Ich möchte betonen, wie froh wir sind, dass wir im
Saarland seit eineinhalb Jahren die Sprachförder-
klassen haben, die Kindern mit schweren Sprachde-
fiziten in der Schuleingangsphase zwei Jahre die
Chance geben, gefestigt zu werden, um dann in ei-
nem dritten Schuljahr gut und gestärkt als Grund-
schulkind in der Regelklasse anzukommen. Diesen
Weg werden wir konsequent weiterverfolgen. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Abschließend ist anzumerken, dass sich die Stich-
tagsregelung bewährt hat. Sie macht auch Sinn. Es
gibt genügend Zwischenschritte, bei denen die El-

tern, vor allem aber die Kinder begleitet werden und
bei denen man ihnen genügend Unterstützung an
die Hand gibt. Auch die schulpsychologischen
Dienste leisten wertvolle Arbeit, ebenso die Fachbe-
ratungen. Von daher halten wir guten Gewissens an
dieser klaren Regelung fest und lehnen den vorlie-
genden Gesetzentwurf ab. - Vielen Dank. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke dem Abgeordneten und rufe für die AfD-
Landtagsfraktion nochmals Herrn Fraktionsvorsit-
zenden Josef Dörr auf. Ich verweise auf eine Restre-
dezeit von 2 Minuten und 38 Sekunden.

Abg. Dörr (AfD):

Das wird mir auch genügen.

(Zuruf von den Regierungsfraktionen: Uns auch!)

Die Behauptung, dass es organisatorisch nicht zu
machen ist, Schüler zu bestimmten Zeiten während
des ganzen Jahres aufzunehmen, ist einfach theore-
tisch, weil man es bisher nicht anders gemacht hat.
Ich kann aus der Praxis berichten. Bei uns war es so
- und es ist wahrscheinlich immer noch so -, dass
Kinder, die behindert zu sein schienen, zu einem be-
stimmten Zeitpunkt gemeldet wurden. Es gab ein
längeres Verfahren, sie wurden überprüft und es gab
eine Entscheidung. Dann mussten die Kinder war-
ten. Wenn die Schule im Herbst beginnen sollte,
mussten sie warten, wenn festgestellt war, dass sie
in eine Förderschule kommen. Manche haben dann
gesagt: Wieso muss ich bis zum Herbst warten,
wenn jetzt Februar ist und ich weiß, dass ich nicht in
die Schule gehöre, in der ich jetzt bin, weil ich in ei-
ner anderen Schule besser gefördert werde? Wieso
muss ich dann bis zum Herbst warten?

Die Meldetermine konnten ebenfalls nicht eingehal-
ten werden, weil man eine Behinderung oder eine
vermutete Behinderung nicht automatisch bemerkt. -
Es würde jetzt aber zu lange dauern, dies darzustel-
len. Ich habe das in meiner Schule praktiziert, ich
habe die Schulaufsicht überzeugt und durfte deshalb
von Anfang bis Ende des Schuljahres jeden Tag auf-
nehmen, wenn festgestellt worden ist, dass das Kind
in unsere Schule gehört. Dann habe ich die Kinder
aufgenommen. Es hat niemals auch nur das ge-
ringste Problem oder die geringste Beanstandung
gegeben.

(Zuruf des Abgeordneten Wagner (CDU).)

In der Grundschule muss man ja nicht jeden Tag
aufnehmen, man könnte es bündeln und sagen, wir

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 36. Sitzung am 12. Februar 2020

(Abg. Wagner (CDU))

2580



nehmen alle zwei Monate auf, im Quartal oder wie
auch immer, wenn man mit den anderen organisato-
rischen Problemen nicht fertig wird, weil einem die
Fantasie fehlt. Unsere Regelungen ersetzen nämlich
in der Regel unsere Fantasie. Dann sind wir gebun-
den und können uns daran festhalten. Dann fühlen
wir uns alle wohl und glücklich, aber fragen nicht, ob
es denen gut geht, für die wir da sind.

(Zuruf des Abgeordneten Commerçon (SPD).)

Herr Commerçon, Sie hätten da auch einiges tun
können außer den Faxen, die Sie jetzt hier machen.

(Unmutsbekundungen bei den Regierungsfraktio-
nen. - Zurufe von der SPD.)

Sie haben gerade dem Versammlungsleiter mit einer
Handbewegung gezeigt, was er machen soll. Ich
weiß selbst, dass die Zeit gleich vorbei ist. - Danke
schön.

(Beifall von der AfD. - Abg. Commerçon (SPD):
Ihre Zeit ist schon lange vorbei!)

Vizepräsident Heinrich:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. - Ich schließe die Ausspra-
che. Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf zur
weiteren Beratung an den Ausschuss für Bildung,
Kultur und Medien zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der AfD-Landtagsfraktion Drucksache 16/1202.
Wer für die Annahme des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 16/1202 in Erster Lesung unter gleichzeitiger
Überweisung an den Ausschuss für Bildung, Kultur
und Medien ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
- Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Ich stelle fest,
dass der Gesetzentwurf Drucksache 16/1202 mit
Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt haben
die Mitglieder der AfD-Fraktion, abgelehnt haben die
Mitglieder der Koalitionsfraktionen, die DIE LINKE-
Landtagsfraktion und die fraktionslose Abgeordnete.

Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung:

Verordnung zum Verfahren der Konjunkturbe-
reinigung im Rahmen der landeseigenen
Schuldenbremse (Drucksache 16/1178)

Zur Begründung erteile ich Herrn Minister Peter
Strobel das Wort.

Minister Strobel:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ihnen liegt
der Entwurf einer Verordnung der Landesregierung
zum Verfahren der Konjunkturbereinigung nach § 4
Abs. 2 des Haushaltsstabilisierungsgesetzes vor,
den ich heute für die Landesregierung gerne einbrin-
gen möchte. Das ist, sowohl was das parlamentari-
sche Verfahren als auch den Inhalt der Verordnung
angeht, tatsächlich etwas Besonderes und Außerge-
wöhnliches. Erstens ist es nicht alltäglich, dass eine
Verordnung der Zustimmung des Landtages bedarf,
zweitens vollendet diese Verordnung die Umsetzung
der Schuldenbremse in saarländisches Landesrecht,
indem sie den finanziellen Spielraum definiert, den
das Land wegen konjunktureller Schwankung zu-
künftig hat. Dazu will ich ein paar Anmerkungen ma-
chen.

Hintergrund der Verordnung ist das Gesetz zur Um-
setzung der grundgesetzlichen Schuldenbremse und
zur Haushaltsstabilisierung im Saarland. Dieses hat
der Landtag im vergangenen Jahr verabschiedet. Es
ist am 01. Januar dieses Jahres in Kraft getreten.
Damit hat der Landtag den Weg geebnet, dass wir
von den grundgesetzlich vorgesehenen Möglichkei-
ten einer atmenden Schuldenbremse bei konjunktu-
rellen Schwankungen und in Notsituationen Ge-
brauch machen können. Dem Verfahren der Kon-
junkturbereinigung kommt dabei eine besondere Be-
deutung zu, denn dieses Verfahren bestimmt letzt-
lich, wie groß der Verschuldungsspielraum in einer
konjunkturellen Schwächephase und wie groß die
Tilgungsverpflichtung bei einer positiven konjunktu-
rellen Entwicklung, also in der Erholungsphase,
sind. 

Die Anhörung zum Gesetz hat herausgearbeitet - so
war es auch ein berechtigtes Anliegen des Landta-
ges -, dass diese Verordnung der Zustimmung des
Landtages bedarf. Aus diesem Grund und auf den
ausdrücklichen parlamentarischen Wunsch hin sieht
das saarländische Gesetz zur Umsetzung der Schul-
denbremse in Landesrecht vor, dass Näheres zum
Konjunkturbereinigungsverfahren eine Verordnung
regelt, die der Zustimmung des Landtages bedarf. In
der Verordnung gibt es dazu eine Ex-ante-Berech-
nung, eine Ex-post-Berechnung, die Bestimmung
der Steuerabweichungskomponente sowie eine Be-
rechnung der Konjunktureffekte auf die Verbund-
masse im kommunalen Finanzausgleich, diese wie-
derum auch ex post und ex ante.

Der Ministerrat hat dem Entwurf der Verordnung in
seiner 67. ordentlichen Sitzung vom 03.12.2019 zu-
gestimmt. Der Entwurf wurde in den Sitzungen des
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Ausschusses für Finanzen und Haushaltsfragen
vom 11.12.2019 und 22.01.2020 ausführlich vorge-
stellt und beraten. Im Ausschuss sind keine Beden-
ken hinsichtlich der Ausgestaltung der Konjunkturbe-
reinigung vorgetragen worden.

Mit der Zustimmung zum vorgelegten Verfahren der
Konjunkturbereinigung schließen wir die Beratungen
der landeseigenen Schuldenbremse ab und schaf-
fen die Voraussetzungen für eine atmende saarlän-
dische Schuldenbremse. Ohne eine landesgesetzli-
che Regelung zur Umsetzung der grundgesetzlichen
Schuldenbremse würden die Vorgaben des Grund-
gesetzes unmittelbar und starr gelten. Die Möglich-
keit, bei einer ungünstigen konjunkturellen Entwick-
lung oder bei Naturkatastrophen oder außergewöhn-
lichen Notsituationen vorübergehend den Haushalts-
ausgleich auch über Kredite zu erreichen, wäre
dann damit nicht gegeben.

Die Konjunkturbereinigung ist sozusagen das letzte
fehlende Teil des Puzzles. Der Entwurf der Verord-
nung hat dem Bundesministerium der Finanzen vor-
gelegen und wurde mit diesem verabredet; dort ist
es zustimmend zur Kenntnis genommen worden.
Ebenso haben wir es mit dem Rechnungshof bera-
ten. Auch der Rechnungshof hat keine Änderungs-
wünsche geäußert. Vor diesem Hintergrund bitte ich
Sie um Ihre Zustimmung zum vorgelegten Verfahren
der Konjunkturbereinigung. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke dem Herrn Minister und eröffne die Aus-
sprache. - Das Wort hat der Vorsitzende des Aus-
schusses für Finanzen und Haushaltsfragen, Herr
Abgeordneter Jochen Flackus.

Abg. Flackus (DIE LINKE):

Vielen Dank, Herr Präsident. Wir haben schon heute
Morgen gehört, dass wir angespannte Zeitbudgets
haben. Deshalb werde ich mich darauf beschränken,
die Empfehlung des Haushaltsausschusses vorzule-
sen und den Rest zu Protokoll zu geben. Ich hoffe,
Sie sind mit diesem Verfahren einverstanden.

(Vereinzelt Beifall. - Die Berichterstattung ist dem
Protokoll als Anlage 1 beigefügt.)

Danke. - Der Ausschuss für Finanzen und Haus-
haltsfragen hat den Verordnungsentwurf in seinen
Sitzungen am 11.12.2019 und am 22.01.2020 bera-
ten; Sie haben es schon erwähnt. Auf die Durchfüh-
rung einer Anhörung wurde verzichtet. Der Aus-

schuss empfiehlt dem Plenum einstimmig die Zu-
stimmung zur Verordnung. - Vielen Dank.

(Beifall.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung über die Drucksache 16/1178. Wer für die
Annahme der Drucksache 16/1178 ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Ich stelle fest, dass die Drucksache
16/1178 einstimmig mit den Stimmen aller Abgeord-
neten angenommen ist. 

Wir kommen zu Punkt 12 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des Gesetzes zur Änderung
des Kommunalabgabengesetzes und des
Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (Abän-
derungsantrag: Drucksache 16/1179) (Druck-
sache 16/865)

Zur Berichterstattung erteile ich der Vorsitzenden
des Ausschusses für Inneres, Bauen und Sport,
Frau Abgeordneter Petra Berg, das Wort.

Abg. Berg (SPD), Berichterstatterin:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Der Landtag hat den von den
Koalitionsfraktionen eingebrachten Gesetzentwurf in
seiner 29. Sitzung am 19.06.2019 in Erster Lesung
angenommen und an den Ausschuss für Inneres
und Sport überwiesen.

Der Gesetzesänderung liegen folgende Erwägungen
zugrunde. Das kommunale Straßen- und Wegenetz
bedarf einer laufenden Unterhaltung und Instandset-
zung. Reichen diese Maßnahmen nicht mehr aus
und werden grundlegende Investitionsmaßnahmen
erforderlich, sind die Gemeinden nach Maßgabe des
§ 83 Abs. 2 des Kommunalselbstverwaltungsge-
setzes verpflichtet, den hierdurch entstehenden Aus-
bauaufwand anteilig auf die Anlieger der ausgebau-
ten Verkehrsanlage umzulegen. Das ist die Beitrags-
erhebungspflicht. 

Durch Gesetz vom 24.01.2001 wurden die Fahrbah-
nen der öffentlichen Straßen von der Beitragserhe-
bungspflicht ausgenommen und gleichzeitig das
neue Instrument der wiederkehrenden Beiträge für
den Ausbau von Verkehrsanlagen eingeführt. Im Un-
terschied zu den sogenannten einmaligen Ausbau-
beiträgen, die je nach Handhabung in der Praxis zu
einer hohen Einmalbelastung der Abgabenpflichti-
gen führen können, ermöglichen wiederkehrende
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Beiträge eine kontinuierliche und besser verträgliche
Abgabenbelastung der Beitragszahler. 

Die Änderungen zur Erhebung von Ausbaubeiträgen
ermöglichen es den Gemeinden nunmehr, Einnah-
men zur anteiligen Deckung ihrer Investitionskosten
zu erzielen, insoweit den Finanzbedarf aus allgemei-
nen Steuermitteln zu vermindern und mehr Hand-
lungsspielraum zur Bewältigung der übrigen kommu-
nalen Aufgaben zu erlangen. Die Erleichterung der
Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen dient der
Umsetzung eines Ziels des Koalitionsvertrags.
Durch eine Erweiterung der Regelungen zur Fest-
setzung und Erhebung der Realsteuern wird der zu-
nehmende Bedarf an interkommunalen Kooperatio-
nen berücksichtigt.

Der Koalitionsvertrag für die laufende Legislaturperi-
ode sieht außerdem vor, dass die Landesregierung
auf der Grundlage der Tourismuskonzeption Saar-
land 2025 zusätzliche Finanzierungsinstrumente für
kommunale Tourismusaufwendungen ermöglichen
wird. Mit einer Änderung des Kommunalabgabenge-
setzes werden die Gemeinden, die sich in diesem
Bereich weiter engagieren möchten, in die Lage ver-
setzt, zusätzliche Mittel einzunehmen.

Den Gemeinden des Saarlandes stehen im Bundes-
vergleich unterdurchschnittliche finanzielle Mittel für
touristisch bedingte Aufwendungen zur Verfügung.
Insbesondere für touristische Infrastrukturen mit ho-
hem Unterhaltungsaufwand, zum Beispiel das tou-
ristische Radwegenetz SaarRadland und die Premi-
umwanderwege, benötigen die Gemeinden finanziel-
le Mittel, um die erforderliche Qualität aufrechtzuer-
halten. Die touristische Entwicklung in den Gemein-
den, die entsprechende Potenziale aufweisen, muss
weiterhin gefördert werden. Eine Pflicht zur Einfüh-
rung dieser Abgabe beziehungsweise des Beitrages
besteht nicht. Die Regelung orientiert sich dabei we-
gen des engen Sachzusammenhangs an den be-
reits bestehenden Bestimmungen zu Kurabgaben
und Kurbeiträgen. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Ausschuss gelesen,
der eine Anhörung unter anderem unter Beteiligung
des Saarländischen Städte- und Gemeindetages,
der Industrie- und Handelskammer, der Handwerks-
kammer und der Arbeitskammer des Saarlandes so-
wie des saarländischen Handelsverbandes und des
DEHOGA durchgeführt hat. 

Die Koalitionsfraktionen haben zu dem Gesetzent-
wurf einen Abänderungsantrag eingebracht, der Ih-
nen als Drucksache 16/1179 vorliegt. 

Die LINKE-Landtagsfraktion hat einen eigenen Ab-
änderungsantrag in den Ausschuss eingebracht, der

mehrheitlich abgelehnt wurde. Der Abänderungsan-
trag der Koalitionsfraktionen wurde mehrheitlich an-
genommen.

Der Ausschuss für Inneres und Sport empfiehlt da-
her dem Plenum die Annahme des Gesetzes unter
Berücksichtigung des angenommenen Abände-
rungsantrags in Zweiter und letzter Lesung. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke der Berichterstatterin und eröffne die Aus-
sprache. - Ich erteile das Wort für die Fraktion DIE
LINKE Herrn Abgeordneten Ralf Georgi.

Abg. Georgi (DIE LINKE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Ich habe schon in der
letzten Sitzung gesagt, leider hat die Landesregie-
rung hier zwei ganz unterschiedliche Punkte in ei-
nem Gesetzentwurf zusammengepackt, ansonsten
hätten wir einem Teil sogar zustimmen können,
nämlich der Tourismusabgabe. Das ist eine alte For-
derung von uns LINKEN - seit fast zehn Jahren. Ja,
Städte und Gemeinden sollten die Möglichkeit ha-
ben, eine Abgabe auf Hotelübernachtungen einzu-
führen, um so etwas von dem Geld, das die Städte
und Gemeinden für ihre Infrastruktur ausgeben, er-
stattet zu bekommen.

Die Bundesregierung hat bekanntlich noch unter
Schwarz-Gelb den Steuersatz für Hoteliers um
12 Prozent gesenkt - Stichwort Mövenpick-Steuer.
Unser leider verstorbener Landesvorsitzender Rolf
Linsler hat darum für eine Bettensteuer gekämpft.
Ich zitiere ihn: Wir wollen nur einen Teil der Steuer-
geschenke der schwarz-gelben Bundesregierung
zurückfordern, denn schließlich kommt die Stadt - al-
so wir alle - etwa für Straßenbau und Sanierungen,
für Infrastruktur, Freizeit und Kulturangebote auf, die
wiederum Hotelgäste anlocken.

Nach also fast zehn Jahren wurde das, was im
Saarland maßgeblich von Rolf Linsler angestoßen
wurde, auf den Weg gebracht; es wird jetzt endlich
Realität. Das hat zwar lange gedauert, aber es ist
ein Erfolg. Es ist ganz egal, ob man das nun Betten-
steuer, Beherbergungsabgabe oder Tourismusabga-
be nennt. Das grundsätzliche Ziel teilen wir. Deshalb
würden wir diesem Teil zustimmen.

Den zweiten Teil des Gesetzentwurfes lehnen wir
aber ab - die berühmte Straßenausbausatzung.
CDU und SPD wollen, dass die Städte und Gemein-
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den wiederkehrende Abgaben dafür verlangen, ganz
unabhängig von Bauvorhaben.

(Sprechen.)

Das halten wir für grundfalsch. Für den Straßenbau
und andere Infrastrukturprojekte gibt es Steuern.
Das hat auch die Arbeitskammer in der Anhörung im
Innenausschuss klargestellt. Ich zitiere: Die Finan-
zierung von öffentlichen Dienstleistungen sowie der
Infrastruktur als Teil der Aufgabe allgemeiner Da-
seinsvorsorge ist über Steuern der Allgemeinheit zu
gewährleisten und damit nach finanzieller Leistungs-
fähigkeit der Bürger. Insgesamt ist die Steuereinnah-
mekraft der saarländischen Kommunen als besorg-
niserregend zu bezeichnen. Dies hat direkte Auswir-
kungen auf die Investitionsfähigkeit.

Ein zentrales Problem der Straßenausbaubeiträge
ist die ungünstige Verteilungswirkung. Die Lasten al-
leine auf die Anlieger zu beschränken, unabhängig
davon, wie deren soziale Lage sich darstellt, ihre
Einkommenssituation oder ihr Mobilitätsverhalten,
lehnt die Arbeitskammer ab. Das können wir,
DIE LINKE, nur unterschreiben. 

Man muss es immer wieder klarmachen: Seit dem
Jahr 2000 haben die saarländischen Städte und Ge-
meinden rund 240 Millionen Euro jährlich durch
Steuergeschenke für Reiche, Großkonzerne und
Millionenerben verloren. 240 Millionen jährlich.
Wenn dieses Geld den Städten und Gemeinden wie-
der zur Verfügung stünde, müssten Straßen, Brü-
cken und Kanäle nicht verrotten. Aber statt Millionä-
re, Millionenerben und Großkonzerne stärker zur
Verantwortung zu ziehen, soll lieber den einfachen
Bürgerinnen und Bürgern in die Tasche gegriffen
werden. Das ist ungerecht und das lehnen wir ab,
meine Damen und Herren! 

CDU und SPD im Saarland sind in dieser Frage
auch bundesweit isoliert. In Baden-Württemberg gab
es die Straßenausbaubeiträge noch nie, in Berlin,
Hamburg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Thüringen werden sie abgeschafft. In
Hessen und in Schleswig-Holstein wurde aus einer
verpflichtenden Soll- eine Kannregelung gemacht, 

(Abg. Dr. Jung (SPD): Und was haben wir?)

mit dem Erfolg, dass in 80 Prozent der Städte und
Gemeinden in Schleswig-Holstein gar keine Abga-
ben mehr fällig sind.

Kolleginnen und Kollegen - Sie können ja gleich et-
was dazu sagen -, mit den wiederkehrenden Beiträ-
gen beschreiten CDU und SPD im Saarland einen
Sonderweg, der die Bürgerinnen und Bürger mehr
belastet und die Reichen wieder einmal schont.

Nicht mit uns, diesen Punkt lehnen wir ab! - Vielen
Dank!

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich rufe als weiteren Redner auf für die CDU-Land-
tagsfraktion den Abgeordneten Alwin Theobald.

Abg. Theobald (CDU):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrte Damen und Herren! Kluge Politik ist
immer eine Politik, die abwägt. Eine Politik, die auf
der einen Seite Herausforderungen klar benennt, die
auf der anderen Seite aber auch Lösungen anbietet,
Lösungen, die nachvollziehbar, die transparent und
im besten Falle auch möglichst nachhaltig in ihrer
Wirkung sind. Ich bin fest davon überzeugt, dass der
vorliegende Gesetzentwurf diese Ansprüche an eine
kluge, an eine vorausschauende Politik zum Wohle
unserer Kommunen voll und ganz erfüllt, und zwar
ohne, dass wir unseren Städten und Gemeinden ein
Korsett überstülpen, das sie allzu sehr einengt. Das
Gegenteil ist der Fall!

(Beifall von der CDU.)

Uns als CDU-Landtagsfraktion ist die kommunale
Selbstverwaltung eminent wichtig. Sie zählt histo-
risch gesehen zu den wesentlichen Grundlagen für
die Entwicklung unseres demokratischen Staatswe-
sens in Deutschland. Die kommunale Selbstverwal-
tung, so wie wir sie verstehen, umfasst dabei nicht
nur das Recht, örtliche Angelegenheiten selbst zu
entscheiden, sondern auch, eigene Finanzierungs-
quellen zu erschließen. Das Grundgesetz garantiert
den Gemeinden das Recht, alle Angelegenheiten
der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze
in eigener Verantwortung zu regeln. Ein Recht, das
auch in unserer saarländischen Landesverfassung
verankert ist und dem wir auch heute wieder Rech-
nung tragen.

Parallel zu den Erleichterungen, die der Saarland-
Pakt und die Übernahme eines großen Batzens
kommunaler Kassenkredite für unsere Städte und
Gemeinden mit sich bringt, geben wir deshalb unse-
ren Stadt- und Gemeinderäten und unseren Bürger-
meistern mit den Änderungen im Kommunalabga-
bengesetz und im Kommunalselbstverwaltungsge-
setz weitere Werkzeuge an die Hand, mit denen sie
gut arbeiten und den Verhältnissen vor Ort punktge-
nau gerecht werden können. 

Bei der Vorbereitung auf diesen Tagesordnungs-
punkt habe ich mich natürlich auch intensiv damit

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 36. Sitzung am 12. Februar 2020

(Abg. Georgi (DIE LINKE))

2584



beschäftigt, was die Opposition bei der Ersten Le-
sung des Gesetzentwurfes hier in diesem Hause an-
gemerkt hat. Vielleicht hätte sich ja, wenn schon
nicht der Stein der Weisen, so doch wenigstens der
eine oder andere Aspekt gefunden, der bedenkens-
wert gewesen wäre. Der geschätzte Kollege Georgi
ist leider im Moment nicht im Saal, ich hätte ihm
sonst gesagt: Fehlanzeige! Denn ebenso wie heute
hat er schon damals bedauerlicherweise nicht mehr
gesagt als eine bloße Umverteilungsrethorik, und er
hat gezeigt, wie grundlegend letztlich doch die Un-
terschiede zwischen unseren politischen Grundan-
sätzen sind.

Sie waren und sind auch heute als LINKE bedauerli-
cherweise meilenweit davon entfernt, den Menschen
in unserem Land reinen Wein zum Thema Steuern
und Abgaben einzuschenken und ihnen ehrlich zu
sagen, dass notwendige staatliche Ausgaben - wo-
für auch immer - letztlich immer von der Allgemein-
heit, von uns allen getragen werden müssen. Ob die
Kosten aus dem Steuersäckel des Bundes oder des
Landes beglichen werden oder aus den Haushalten
unserer Städte und Gemeinden vor Ort, das Geld
muss erst einmal eingenommen werden. Und wenn
das nicht über akute Einzelbescheide oder die konti-
nuierlichen Beiträge passiert, dann eben über Steu-
ern, wie Sie es gerade wieder gefordert haben.
Aber, ob letztere dann wieder so vor Ort ankommen,
wie es notwendig wäre, um eben genau die „kaputt
Stroß in da Habach“ oder in Saarlouis-Roden oder in
„Baldaschwilla“ oder in „Owerdal“ wieder in einen
guten Zustand zu versetzen, stünde in den Sternen.

Die Zuständigkeit für die Sanierung unserer Ge-
meindestraßen liegt vor Ort in unseren Kommunen.
Deshalb sind die Möglichkeiten, die wir als Große
Koalition mit dem vorliegenden Gesetzentwurf im
Hinblick auf die Straßenausbaugebühren schaffen,
die wir präzisieren und verbessern, wichtig und rich-
tig.

Wir wollen, dass die Finanzverantwortung und die
Zuständigkeit für gute Straßen in unseren Dörfern
und Stadtteilen in einer Hand liegen, und zwar auf
der kommunalen Ebene. Dort, liebe Kolleginnen und
Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren, wo un-
sere Bürgerinnen und Bürger unmittelbar sehen und
erleben können, was mit ihrem Geld gemacht wird
und wie sich durch kosteneffizientes kommunales
Engagement das eigene Wohnumfeld verbessert.

(Beifall von der CDU.)

Wir wollen als CDU aber auch, dass die Komplettsa-
nierung einer Straße, so schön und so neu sie auch
hinterher aussehen mag, nicht zu einer bösen, finan-
ziell schmerzhaften Überraschung für die Anwohner

wird. Einmalige Ausbaubeiträge können - die Fälle
kennen wir - zu einer zuvor unkalkulierbaren Einmal-
belastung führen, die möglicherweise manche
Grundstückseigentümer finanziell völlig überfordert
oder zumindest an ihre Grenzen bringt. 

Nehmen wir hier noch einmal das bundesweit in den
Medienberichten bereits des Öfteren widergespie-
gelte Beispiel einer Witwe mit einer geringen Rente.
Nachdem sie und ihre Familie ein Leben lang für ihr
eigenes Haus gearbeitet haben, muss sie bei einma-
ligen Ausbaubeiträgen damit rechnen, je nach Grö-
ße des Grundstücks, der Beschaffenheit und dem
Ausbaustandard der Straße, mit zwischen 3.000 und
12.000 Euro zur Kasse gebeten zu werden. 

Indem wir hingegen den Kommunen die Einführung
wiederkehrender Beiträge erleichtern, machen wir
eine kontinuierliche und besser verträgliche Abga-
benbelastung für Familien, Bürgerinnen und Bürger
und auch für die als Beispiel genannte Witwe in die-
sem Beispiel möglich.

(Beifall von der CDU.)

Unsere Gesetzesänderung in Bezug auf Straßen-
ausbaugebühren beseitigen, wenn wir sie heute be-
schließen, genau die Rechtsunsicherheiten, die bis-
her viele saarländische Kommunen vor der Einfüh-
rung wiederkehrender Beiträge zurückschrecken
ließ. Die Gesetzesänderung ist durchdacht und sie
wird den Menschen vor Ort helfen. Das Damokles-
schwert in Form von bis zu fünfstelligen Eurobeträ-
gen, die im Einzelfall für Anlieger einer grundsanier-
ten Straße fällig werden können, kann mit Ihrer Zu-
stimmung verschwinden. 

Zustimmen können Sie ohne Mehraufwand auch
dem zweiten Punkt, den wir im Rahmen der Ände-
rungen im Kommunalabgaben- und Kommunal-
selbstverwaltungsgesetz umsetzen wollen. Ich habe
bereits erwähnt, dass die kommunale Selbstverwal-
tung, wie wir sie verstehen, eben nicht nur das
Recht umfasst, örtliche Angelegenheiten selbst zu
entscheiden, sondern auch, eigene Finanzierungs-
quellen zu erschließen, zielorientiert, zukunftsorien-
tiert und einem klaren Leitbild folgend.

Mit den Erlösen, die beispielsweise durch eine Tou-
rismusabgabe erzielt werden können, könnten unse-
re saarländischen Kommunen beim Ausbau ihrer
touristischen Infrastruktur einen großen Schritt ma-
chen. Nicht ohne guten Grund sieht der Koalitions-
vertrag unserer Regierungskoalition aus CDU und
SPD für die laufende Legislaturperiode vor, dass die
Landesregierung - die Kollegin Berg hat es schon
gesagt - auf der Grundlage der Tourismuskonzeption
2025 im Saarland zusätzliche Finanzierungsinstru-
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mente für kommunale Tourismusaufwendungen er-
möglichen wird.

Die Zahlen der letzten Jahre zeigen das eindrucks-
voll. Das Saarland ist ein attraktives Reiseziel und
es wird zunehmend beliebter. 2018 kamen weit über
1 Million Gäste ins Saarland, mehr als 3 Millionen
Übernachtungen wurden verzeichnet und es deutet
sich an, dass sich der positive Trend auch 2019 fort-
gesetzt hat.

Der Tourismus hat sich zu einem wirklich stabilen
Standbein der saarländischen Wirtschaft entwickelt
und auch zu einem Jobmotor. Investitionen in den
Tourismus sind deshalb aktive Wirtschaftsförderung,
die unsere Region insgesamt stärken. Dies gilt umso
mehr, als auch im Saarland die Betriebe, die vom
Tourismus profitieren, kleine und mittlere Unterneh-
men mit standortgebunden Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen sind. Gerade für unsere Kommunen,
für die Wertschöpfung vor Ort gewinnt der Fremden-
verkehr immer mehr an Bedeutung. Er erhöht aber
auch die Anforderungen an die touristische Infra-
struktur, gerade auch im ländlichen Raum. Mit der
heutigen Änderung des Kommunalabgabengesetzes
können wir als saarländischer Landtag die Gemein-
den, die sich in diesem Bereich verstärkt profilieren
und engagieren möchten, in die Lage versetzen, zu-
sätzliche Mittel einzunehmen, ohne dass wir ihnen
ein Korsett überstülpen, das sie allzu sehr einengt.
Eine Pflicht zur Einführung dieser Abgabe bezie-
hungsweises dieses Beitrages wird nicht bestehen.
Die Regelungen orientieren sich aufgrund des en-
gen Sachzusammenhangs an den jeweils bestehen-
den Bestimmungen zu Kurabgaben und Kurbeiträ-
gen.

Allerdings werden Menschen, die sich beispielswei-
se nur als Mitarbeiter im Saarland aufhalten, selbst-
verständlich nicht belastet. Der Änderungsantrag,
der Ihnen vorliegt, macht das deutlich. So soll der
Satz „Abhängig Beschäftigte sind von der Abgaben-
pflicht ausgenommen.“ in den entsprechenden Para-
grafen eingefügt werden. Investitionen in die touristi-
sche Infrastruktur, in Mobilitätsangebote, in die Ge-
staltung der Ortskerne und in vieles andere sind
Kernkompetenzen unserer Städte und Gemeinden.
Es sind Kompetenzen, die durch die Tourismusab-
gabe einen Turbo-Boost erhalten können, und zwar
mit Ihrer Stimme, liebe Kolleginnen und Kollegen,
hier und heute. - Vielen Dank!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke und rufe für die AfD-Landtagsfraktion den
Abgeordneten Lutz Hecker auf.

Abg. Hecker (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Das vorliegende Artikel-
gesetz der Regierung des Saarlandes hatte ja be-
reits im Vorfeld für kontroverse Diskussionen ge-
sorgt. Beginnen möchte ich mit der Einführung einer
sogenannten Tourismusabgabe. Bereits im vergan-
genen Juni hatte ich die Sicht meiner Fraktion in Be-
zug auf die Einführung einer solchen Abgabe klar
dargelegt. In Zeiten stetig steigender Steuern und
der Erfindung neuer Steuern für die Weltklimaret-
tung, in Zeiten stetig steigender Gebühren, Abgaben
und Energiepreise visiert man nun eine neue Ein-
nahmequelle an, eine sogenannte Tourismusabga-
be. Da machen wir nicht mit.

Sind wir doch an dieser Stelle einmal ehrlich: In der
Anhörung wurde doch sehr deutlich, dass alle Be-
troffenen die Einführung einer solchen Abgabe ab-
lehnen oder ihr zumindest sehr kritisch gegenübers-
tehen. Da geht es in erster Linie nicht nur darum,
dass man für sich selbst mit höheren Kosten rech-
net. Die Sorge, dass die ohnehin weitgehend sta-
gnierenden Umsatzzahlen in der Tourismussparte
mit der Einführung einer solchen Abgabe noch stär-
ker in Mitleidenschaft gezogen werden, ist ja nicht
von der Hand zu weisen. Auch dass diverse Konkur-
renzsituationen unter den Städten und Gemeinden
entstehen könnten und vermutlich auch werden, die
vermeidbar wären, spricht nicht gerade für die Ein-
führung einer solchen Abgabe.

Während wir hier darüber debattieren, ob eine Tou-
rismusabgabe sinnvoll ist oder nicht, um die Grund-
lagen des Tourismus im Saarland zu fördern, besser
auszugestalten und somit auch mehr Touristen ins
Saarland zu locken, liegt einer unserer Publikums-
magnete seit Mitte 2019 quasi brach. Das Weltkul-
turerbe Völklinger Hütte gehört unbestreitbar zu den
kulturellen und touristischen Leuchttürmen im Saar-
land und wurde in den vergangenen 20 Jahren maß-
geblich durch Meinrad Maria Grewenig kontinuierlich
weiterentwickelt und gestaltet. Dennoch wurde Herr
Grewenig vom damaligen Kultusminister abgesägt,
in letzter Konsequenz wohl eine rein politische Ent-
scheidung.

(Zuruf des Abgeordneten Renner (SPD).)

Herr Grewenig machte eben nicht alles mit, was aus
dem Ministerium gewünscht gewesen wäre. Er hielt
sich eher an Fakten und Geschichte, anstatt die ge-
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wünschte sogenannte Erinnerungskultur linker Kräf-
te zu zelebrieren. Wie auch immer, wir haben nun
Februar 2020, ein Nachfolger für Herrn Grewenig ist
nach wie vor nicht in Sicht und das Auswahlverfah-
ren wird sich wohl auch noch eine ganze Weile hin-
ziehen. Das ist ein weiterer Schildbürgerstreich aus
dem Bundesland, in dem Großes immer im Kleinen
entsteht, leider auch großer Unsinn.

In der Anhörung fand der Geschäftsführer der Indus-
trie- und Handelskammer, Herr Dr. Meier, sehr deut-
liche Worte in Bezug auf die Einführung einer Touris-
musabgabe. Er sprach an diesem Tag auch im Na-
men der Handwerkskammer und der Vereinigung
der Saarländischen Unternehmensverbände. Mit Ih-
rer Erlaubnis, Herr Präsident, zitiere ich: „Der Touris-
musbeitrag verringert die Chancen auf Ansiedlungen
neuer Betriebe, er schwächt die Investitionskraft be-
stehender Unternehmen und er belastet deren Wett-
bewerbsfähigkeit.“ Er wies außerdem zu Recht dar-
auf hin, dass das Saarland bereits heute ein Hoch-
steuerland ist und die finanzielle Belastung der Un-
ternehmen durch Beiträge und Steuern im Bundes-
vergleich überdurchschnittlich ist.

Herr Genth, Hauptgeschäftsführer des Handelsver-
bands Saarland, wies zu Recht darauf hin, dass es -
lapidar gesagt - ein Unding sei, eine Abgabe von ei-
nem bestimmten Wirtschaftszweig nur dafür zu ver-
langen, dass er entstanden ist. Er sagte es sehr tref-
fend. Ich zitiere - nochmals mit Ihrer Erlaubnis, Herr
Präsident -: „Ich habe noch nie von einer Gewerbe-
gebietsabgabe gehört oder davon, dass man von ei-
nem neuen Gewerbegebiet verlangt, eine Abgabe
zu zahlen dafür, dass es entstanden ist.“ Ich denke,
dass damit letzten Endes nicht alles, aber vieles ge-
sagt ist.

Für die AfD-Fraktion in diesem Haus hat der Touris-
mus im Saarland einen hohen Stellenwert. Wir hel-
fen Ihnen nicht dabei, Umsatzsituationen des Touris-
mus im Saarland zu verschärfen, indem man neue
finanzielle Belastungen für Touristen und Unterneh-
men schafft und darüber hinaus auch noch mehr Bü-
rokratie. Weitere finanzielle Belastungen wird es mit
uns nicht geben. Am Ende sei die Frage erlaubt,
warum Sie nicht einfach einmal auf die Experten aus
Wirtschaft und Handel hören, die diese Abgabe strikt
ablehnen. Diese Leute stehen an der täglichen Tou-
rismusfront. Sie sind diejenigen, die wissen, wo der
Schuh wirklich drückt. Letzten Endes sind sie dieje-
nigen, die das ausbaden müssen, was die Politik
wieder einmal besser zu wissen glaubt als diejeni-
gen, die tagtäglich damit als Unternehmer zu tun ha-
ben.

Das Thema der finanziellen Belastungen bringt mich
dann auch direkt zu Ihrem zweiten Anliegen, das Sie
uns heute zur Abstimmung vorlegen. Nach eigener
Definition möchten Sie das Recht der wiederkehren-
den Straßenausbaubeiträge im Saarland fortentwi-
ckeln. Also ehrlich gesagt schrillen bei mir immer die
Alarmglocken, wenn die Politik auf der Beitragsseite,
also der Einnahmeseite, etwas fortentwickeln möch-
te. In aller Regel heißt das nicht anderes, als dass
man die Einnahmeseite verbessern wird und der
Bürger somit tiefer in die Tasche greifen darf.

Wiederkehrende Beiträge werden derzeit immer wie-
der als ein kleines Allheilmittel dargestellt: Auf der
einen Seite gäben sie den Kommunen Planungssi-
cherheit, da die Einnahmeseite der Kommunen ver-
meintlich planbar wäre - was größtenteils sicherlich
zutreffend ist. Andererseits würden die Bürger ent-
lastet, da sie anstatt mit zum Teil horrenden Einmal-
zahlungen zukünftig mit einem moderaten regelmä-
ßigen Beitrag belastet würden. Auch das ist punktu-
ell zutreffend, es lenkt allerdings nicht von der we-
sentlichen Tatsache ab. Am Ende - und da funktio-
nieren meine Alarmglocken dann doch ganz gut -
greift man dem Bürger wieder ein Stückchen tiefer in
die Tasche, denn nun schafft man die Möglichkeit,
nahezu von allen Bürgern Beiträge zu verlangen und
nicht nur von denen, die durch eine Ausbaumaßnah-
me einen vermeintlichen Vorteil haben. Doch egal,
ob Einmalbeiträge oder wiederkehrende Beiträge,
wir als AfD hatten von Beginn an eine klare Position
in dieser Frage: Das Instandhalten der Infrastruktur
ist die Aufgabe der öffentlichen Hand, Straßenaus-
baubeiträge müssen abgeschafft werden. Daran än-
dert auch der eingereichte Abänderungsantrag
nichts, dem wir aus diesem Grunde ebenfalls nicht
zustimmen werden.

Die Bürger generell, die Haus- und Grundstücksbe-
sitzer und insbesondere die Autofahrer werden be-
reits mehr als genug zur Kasse gebeten. Da kann
man zumindest erwarten, dass die Straße im Ort
fahrtauglich und der Bürgersteig begehbar ist. In
Zeiten noch sprudelnder Steuereinnahmen und Milli-
ardensubventionierungen allerlei Unsinns haben wir
folgende Forderung an Sie: Entlasten Sie endlich die
Bürger und hören Sie damit auf,

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Jung (SPD))

immer neue Einnahmequellen bei den Bürgern zu
suchen und zu generieren, sei es durch Abgaben,
Steuern, Gebühren oder was auch immer. Wir leh-
nen den vorliegenden Gesetzentwurf auch dieses
Mal ab.

(Beifall von der AfD. - Erneuter Zuruf des Abge-
ordneten Dr. Jung (SPD).)
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Vizepräsident Heinrich:

Ich rufe für die SPD-Landtagsfraktion Herrn Abge-
ordneten Reiner Zimmer auf.

Abg. Zimmer (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine Damen und Herren! Lieber Kollege
Hecker, in Anbetracht der Zeit sehen Sie es mir heu-
te nach, dass ich auf Sie gar nicht eingehe. Mär-
chenstunde hatten wir heute von der AfD genug. Ich
glaube, das brauchen wir zu diesem wichtigen The-
ma jetzt wirklich nicht.

(Abg. Hecker (AfD): Das bin ich gewöhnt, dass
Sie nicht auf der parlamentarischen Ebene blei-
ben.)

Darauf brauchen wir wirklich nicht noch einmal ein-
gehen. Das war allerlei Unsinn, was Sie erzählt ha-
ben. Das ist so. Sie reden selbst davon, dass die
von der öffentlichen Hand finanziert werden müssen.
Wo das Geld herkommen soll, sagen Sie allerdings
nicht. Das ist schon etwas lustig.

Im Hinblick auf den vorliegenden Gesetzesantrag
unter Einbeziehung des Änderungsantrages der Ko-
alitionsfraktionen legen wir dem Parlament hier und
heute ein rechtssicheres und umfangreiches Ge-
setzesvorhaben in Zweiter und letzter Lesung vor,
welches unseren Kommunen die Möglichkeit eröff-
net, in vielfältiger Weise ihre Einnahmesituation zu
verbessern und somit ihren Investitionsmöglichkei-
ten nachzukommen und sie zu steigern.

Wir haben uns im parlamentarischen Verfahren die
Zeit genommen, uns das Gesetz genau anzuschau-
en. Seit September 2019 haben wir die kommunalen
Spitzenverbände, Wirtschaftsverbände und andere
Sachverständige in den Innenausschuss eingela-
den, um sie zum Gesetzentwurf des Innenministeri-
ums anzuhören. Einer der Sachverständigen, die wir
benannt haben - da bin ich meinem Vorgänger in der
Funktion als kommunalpolitischer Sprecher der
SPD-Fraktion Dr. Magnus Jung sehr dankbar -, war
Dr. Gerd Thielmann vom Gemeinde- und Städte-
bund Rheinland-Pfalz.

Meine Damen und Herren, vor welchem Hintergrund
diskutieren wir die Änderungen des saarländischen
Abgabenrechts überhaupt? - Zunächst müssen wir
daher über die allgegenwärtige schlechte finanzielle
Situation der saarländischen Kommunen reden. Ne-
ben den hohen Kassenkrediten, die viele saarländi-
sche Kommunen zu stemmen haben, macht ihnen
vor allen die geringe Steuereinnahmekraft zu schaf-
fen. Laut der Arbeitskammer des Saarlandes war

das Saarland im Jahr 2018 mit durchschnittlich
1.093 Euro pro Einwohner im Ranking unter allen
Flächenländern lediglich vor den fünf ostdeutschen
Bundesländern. Der Durchschnitt aller Flächenlän-
dern liegt bei 1.219 Euro pro Einwohner an Einnah-
men. Dies wurde auch schon in einem anderen Gut-
achten festgestellt und als ein Kernbestandteil im
Rahmen der Haushaltssanierung in den Kommunen
angesehen. Schaut man gleichzeitig auf die kommu-
nalen Investitionen der saarländischen Städte und
Gemeinden, sieht das Bild noch verheerender aus.
Die Arbeitskammer stellt dabei fest, dass das Saar-
land unter den Flächenländern im Jahr 2018 - jetzt
hören Sie genau zu, Herr Hecker - den letzten Platz
belegt. Mit nur 203 Euro pro Einwohner erreichen
die saarländischen Kommunen gerade mal die Hälf-
te der Investitionstätigkeit des Länderdurchschnitts,
der bei 403 Euro liegt. 

Unter Beachtung all dieser Faktoren und der bereits
durch die Koalitionsfraktionen umgesetzten Maß-
nahmen wie den Kommunalen Entlastungsfonds
(KELF) und den Saarland-Pakt haben wir zur Entlas-
tung der saarländischen Kommunen beigetragen.
Schaut man nun auch noch einmal in die Saarländi-
sche Verfassung, findet man in Art. 119 Abs. 2 fol-
genden Wortlaut - ich zitiere -: „Das Land gewähr-
leistet den Kommunen durch seine Gesetzgebung
eine finanzielle Ausstattung, die ihnen eine ange-
messene Aufgabenerfüllung ermöglicht.“ - Hierzu
gehört es nun mal, Gesetze zu machen, in denen
die Kommunen ihre finanziellen Möglichkeiten ver-
bessern können. 

Schaut man sich genauer an, was in dieser Ge-
setzesvorlage geändert werden soll, lassen sich
zwei wesentliche Bereiche voneinander trennen.
Erstens. Einführung einer Tourismusabgabe und ei-
nes Tourismusbeitrags. Zweitens. Änderungen am
Durchführungssystem der wiederkehrenden Stra-
ßenausbaubeiträge. Ich werde daher auch getrennt
auf die beiden Punkte eingehen.

Im Bereich der touristischen Erschließung und Ver-
besserung der Infrastruktur hat die saarländische
Landesregierung - hier allen voran unsere Wirt-
schaftsministerin Anke Rehlinger - Erhebliches ge-
leistet und einen klaren Plan für die Zukunft. Wirft
man mal einen Blick auf die touristische Nachfrage,
also die Gästeankünfte und Übernachtungen, des
Jahres 2019 sieht man ein weiteres Wachstum - und
das im siebten Jahr in Folge. Bei den Gästeankünf-
ten konnten wir um 4,5 Prozent, insgesamt 1,12 Mil-
lionen, und bei den Übernachtungen um 1,8 Pro-
zent, insgesamt 3,22 Millionen, gegenüber dem Vor-
jahr zulegen. In der Tourismusstrategie Saarland
2025 haben wir es uns zum Ziel gesetzt, jährlich ein
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Wachstum von 1,2 Prozent bei den Übernachtungen
zu erreichen. Auch 2019 konnten wir dieses Ziel
wieder übertreffen und kommen dem Gesamtziel,
bis zum Jahr 2025 insgesamt 3,3 Millionen Über-
nachtungen zu erreichen, ein gutes Stück näher. 

Um den Tourismus weiterzuentwickeln, hat das Wirt-
schaftsministerium für die kommenden Jahre einen
jährlichen Zuschussbetrag aus EU- und Landesmit-
teln für den Tourismus von über 9,6 Millionen Euro,
einschließlich 2,5 Millionen Euro aus der Landeskas-
se, in den Haushaltsberatungen veranschlagt. Allein
für die touristische Infrastruktur werden ab 2020
2 Millionen Euro zusätzliche Tourismusmittel aus
dem Landeshaushalt zur Verfügung gestellt. Die ge-
werbliche Tourismusbranche unterstützt das Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr zu-
sätzlich mit 500.000 Euro pro Jahr ab dem Jahr
2020.

Meine Damen und Herren, Tourismus ist weit mehr
als ein „Nice-to-have“, mehr als ein zusätzliches
Bonbon, wenn alle Pflichtaufgaben einer Kommune
zunächst in Angriff genommen werden. Es ist ein
sehr ernstzunehmender Wirtschaftsfaktor und er
steigert die Standortqualität beispielsweise für sich
neu ansiedelnde Unternehmen und Fachkräfte. Zu-
dem profitiert insbesondere auch die einheimische
Bevölkerung von gelungener Infrastruktur des Tou-
rismus. Tourismus steigert letztendlich den Freizeit-
wert der Bewohner und bindet die Bevölkerung auf
positive Weise an die Kommune.

Grundlage für unsere Überlegungen zur weiteren
Ausrichtung des Tourismus im Saarland ist zunächst
die landesweite Tourismuskonzeption Saarland. Die-
se im Jahr 2015 veröffentlichte Konzeption, die zu-
sammen mit dem Städte- und Gemeindetag, dem
Landkreistag, IHK, DEHOGA und den Touristikern
erarbeitet wurde, bildet den Rahmen, der durch
Landkreiskonzepte beziehungsweise kommunale
Konzepte ergänzt werden sollte. Leitidee der Kon-
zeption sind die drei Aspekte Wachstum, nachhalti-
ge Wertschöpfung und Qualität. Gemeinden oder
Gemeindeverbände können für ihre Projekte daher
finanzielle Unterstützung beim Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Energie und Verkehr beantragen. Die
Fördersumme beträgt in der Regel 70 Prozent der
Investitionskosten. Neben diesen Förderprogram-
men, die direkt den Gemeinden und Gemeindever-
bänden zugutekommen, bieten wir Tourismusbetrie-
ben, in der Regel Übernachtungsbetrieben, eine
Förderung für die Errichtung, Erweiterung oder
Modernisierung von Betriebsstätten an. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe jetzt ganz
viel vorgetragen, was überhaupt nichts mit Abgaben

oder Nehmen zu tun hat, sondern was wir alles im
Grunde aus der Landeskasse holen und dorthin ge-
ben. Wir reden heute nur noch über eine flankieren-
de Maßnahme aus den Tourismusabgaben, die hier
einfließen sollen.

Den Gemeinden des Saarlandes stehen im Bundes-
vergleich unterdurchschnittliche finanzielle Mittel für
touristisch bedingte Aufwendungen zur Verfügung.
Insbesondere für touristische Infrastrukturen mit ho-
hem Unterhaltungsaufwand wie zum Beispiel für das
touristische Radwegenetz oder Premiumwanderwe-
ge benötigen die Gemeinden finanzielle Mittel, um
die erforderliche Qualität aufrecht zu erhalten. Nach
intensiven Diskussionen hat sich dann die Möglich-
keit der Einführung einer Tourismusabgabe und ei-
nes Tourismusbeitrages als zielführend herauskris-
tallisiert.

Mit der Änderung des Kommunalen Selbstverwal-
tungsgesetzes und des Kommunalabgabengesetzes
werden die Gemeinden, die sich in diesem Bereich
weiter engagieren möchten, in die Lage versetzt, zu-
sätzliche Mittel einzunehmen. Eine Pflicht zur Ein-
führung dieser Abgabe beziehungsweise des Beitra-
ges besteht allerdings nicht. Es gibt also keinen
Zwang. Erhoben werden kann eine Tourismusabga-
be von den Personen, die sich in dem Gemeindege-
biet aufhalten, ohne in ihm einen Wohnsitz zu ha-
ben, und denen die Möglichkeit geboten wird, die
Einrichtungen zu benutzen und an den Veranstaltun-
gen teilzunehmen. Ferner wird ein Tourismusbeitrag
ermöglicht, der von den Personen und Unternehmen
erhoben werden kann, denen die touristischen Ein-
richtungen und sonstigen Maßnahmen besondere
wirtschaftliche Vorteile bieten. Hier möchte ich aus-
drücklich auf das Wort „besondere“ hinweisen. Man
muss klar feststellen, dass das Unternehmen einen
deutlichen Mehrwert daraus erzielt. Der Tourismus
im Saarland bringt Wertschöpfung in die Region und
ist Jobmotor. So hängen allein in diesem Sektor mitt-
lerweile circa 33.000 Arbeitsplätze vom Tourismus
ab.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Rückblick auf
die getätigten Investitionen und im Vorausblick auf
die zukünftig benötigten Investitionen im touristi-
schen Bereich ist daher die Einführung der Möglich-
keit zur Erhebung einer Tourismusabgabe und eines
Tourismusbeitrages nur konsequent, gerecht und fol-
gerichtig. Unsere Bürgerinnen und Bürger werden
hierdurch nicht belastet. Es kommt Ihnen die daraus
resultierenden Investitionen kostenfrei zugute, auch
sie können diese Dinge mitnutzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, kommen wir nun
zum zweiten Punkt, einem Punkt, den wir im KAG
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ändern. Die Möglichkeit zur Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen war bereits im Kommunalabgaben-
gesetz geregelt. Mit der Möglichkeit für die Kommu-
nen, nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts wiederkehrende Beiträge nun rechtssicher zu
erheben, wollen wir die Akzeptanz dieser Beiträge
bei den Bürgerinnen und Bürgern erhöhen, aber
auch bei den Kommunen insgesamt, denn sie kön-
nen einen Beitrag für wichtige Infrastrukturmaßnah-
men vor Ort leisten. Der Städte- und Gemeindetag
hat sich im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens
deshalb auch positiv über die rechtssichere Einfüh-
rung der wiederkehrenden Straßenausbaubeiträge
geäußert. 

Mithilfe der wiederkehrenden Straßenausbaubeiträ-
ge kann die kommunale Investitionstätigkeit gestärkt
werden. Denn die Einnahmesituation der saarländi-
schen Kommunen ist, wie bereits ausgeführt, oft
nicht so gut, dass sie die Kosten grundlegender
Straßenausbaumaßnahmen komplett selbst über-
nehmen können. Wichtig war den saarländischen
Städten und Gemeinden vor allem, dass sie weiter-
hin selbst entscheiden können, ob sie überhaupt
Straßenausbaubeiträge erheben - und wenn ja, ob
sie sich für einmalige oder wiederkehrende Beiträge
entscheiden. Diesem Ansinnen sind wir, die Koaliti-
onsfraktionen, mit unserem Antrag und dem Gesetz-
entwurf gerne gefolgt. Wir stärken damit auch die
kommunale Selbstverwaltung. 

Schaut man nun, meine Damen und Herren, in das
Abgabenrecht der anderen Bundesländer, stellt man
schnell fest, wie unterschiedlich die Regelungen im
bundesweiten Vergleich sind. Lediglich in Bayern,
Baden-Württemberg, Hamburg und Berlin werden
keine Straßenausbaubeiträge erhoben, also in den
großen Stadtstaaten und zwei Flächenländern, und
zwar - wen wundert’s - den beiden Ländern mit der
höchsten Steuereinnahmekraft. Und ja, in einigen
Bundesländern wird zurzeit angesichts des Urteils
des Bundesverfassungsgerichts über die Abschaf-
fung der Straßenausbaubeiträge diskutiert. Dennoch
nehmen wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, keines-
wegs eine exotische Stellung ein, durch die die Bür-
ger im Saarland besonders belastet würden. Immer-
hin schreiben manche Bundesländer ein Beitrags-
system verpflichtend vor, während andere, so das
Saarland, den Kommunen allgemein nur die Mög-
lichkeit der Erhebung ohne Systemvorgabe einräu-
men.

Uns ist es wichtig, dass grundlegende Ausbaumaß-
nahmen vor Ort zugunsten der Bürgerinnen und
Bürger weiterhin möglich sind. Mit den wiederkeh-
renden Straßenausbaubeiträgen möchten wir außer-
dem für mehr Gerechtigkeit sorgen, denn die Abga-

be wird für die Anlieger vorhersehbar und fällt nicht
mehr auf einen Schlag an. 

Außerdem wird es weiterhin so sein, dass die Bür-
gerinnen und Bürger nicht für jede Maßnahme zur
Kasse gebeten werden. Auch das wird, um es deut-
lich zu sagen, in der Öffentlichkeit oftmals falsch
dargestellt. Nur bei grundlegenden und grundhaften
Ausbaumaßnahmen, das heißt bei einer Komplett-
sanierung des Straßenkörpers, können die Kommu-
nen überhaupt einen Beitrag der Anlieger einfordern.
Des Weiteren muss ein Vorteil für die Anlieger gege-
ben sein. Das muss hier klar gesagt werden: Man
kann das nicht grundsätzlich stets bei jedem einfor-
dern. 

Herr Präsident, ich zitiere, mit Ihrer Erlaubnis, aus
dem Gesetzentwurf: „Beim wiederkehrenden Beitrag
ergibt sich der Vorteil dadurch, dass den in einem
Abrechnungsgebiet gelegenen Grundstücken durch
das Vorhalten bzw. Bereitstellen des Straßennetzes
in diesem Abrechnungsgebiet die Chance der Inan-
spruchnahme geboten wird. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts kommt ein
Beitrag für den Ausbau einer öffentlichen Straße als
Teil einer öffentlichen Verkehrsanlage nur für diejeni-
gen Grundstücke in Betracht, die von der Verkehrs-
anlage einen jedenfalls potenziellen Gebrauchsvor-
teil haben, bei denen sich also die Möglichkeit der
Nutzung der ausgebauten Straßen als Lagevorteil
auf den Gebrauchswert des Grundstücks auswirkt.“
Auch das sollte nicht außer Acht bleiben: Bei guten
Straßen ist der Wert einer Wohnlage deutlich höher,
sodass der Bürger, der vielleicht einen kleinen Bei-
trag zahlen muss, davon profitiert. 

Ich frage Sie, insbesondere Sie, liebe Kolleginnen
und Kollegen der Fraktion DIE LINKE: Warum soll-
ten wir unter diesen Umständen, auch angesichts
der engen finanziellen Handlungsspielräume des
Landes, darauf verzichten, den Kommunen das In-
strument der Erhebung der wiederkehrenden Stra-
ßenausbaubeiträge an die Hand zu geben? Wir
müssen doch so pragmatisch sein, das geltende
Steuerrecht und die sich daraus ergebenden Ein-
nahmen bei unseren Entscheidungen im Landtag
zugrunde zu legen. Aus ideologischen Gründen mag
es Ihnen richtig erscheinen, die Erhebung von Stra-
ßenausbaubeiträgen abzulehnen. Das zeigt aber
auch, dass Sie in den saarländischen Kommunen
nicht in Verantwortung stehen. 

Meine Damen und Herren, die SPD ist eine Kommu-
nalpartei, und eine erfolgreiche Kommunalpolitik er-
fordert Kreativität und Pragmatismus zur Lösung der
konkreten Probleme der Bürgerinnen und Bürger vor
Ort. Über diesen Pragmatismus verfügen wir hier im
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Saarland mit den von uns gestellten Landräten,
Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeistern,
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie Orts-
vorsteherinnen und Ortsvorstehern. Auch hier, auch
in der SPD-Landtagsfraktion, ist diese Kompetenz
mit vier Ortsvorsteherinnen beziehungsweise Orts-
vorstehern sowie einer Bezirksbürgermeisterin vor-
handen. 

(Beifall von der SPD und bei der CDU und der
LINKEN. - Zuruf von der CDU: Die haben wir
auch.)

Danke. Ich habe ja auch von unserer Fraktion ge-
sprochen. - Ich selbst als langjähriger Ortsvorsteher
und als Gemeinderatmitglied weiß aus vielen Bür-
gergesprächen, dass unsere Bürgerinnen und Bür-
ger den Gedanken eines geringen wiederkehrenden
Beitrags statt eines großen einmaligen Beitrages zur
Sanierung und Herstellung guter Straßen und Geh-
wege durchaus verstehen. Gerade Sie, liebe Kolle-
gin Schramm, kennen das doch aus Ihrer Heimat-
stadt - sie ist eine von zwei Kommunen im Saarland,
die dieses vorgeben ‑

(Abg. Schramm (DIE LINKE): Deshalb bin ich ja
auch dagegen!)

und wissen daher auch, dass dies in Püttlingen auf
eine breite Akzeptanz stößt. 

(Abg. Schramm (DIE LINKE): Aber überhaupt
nicht!)

Ich konnte bis heute noch in keinem Zeitungsartikel
lesen, dass es dort eine Bürgerinitiative gegen die
Umlagegebühr gegeben hätte. 

(Abg. Schramm (DIE LINKE): Du musst einmal
nachschauen, wie das vor zehn Jahren war! -
Sprechen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und
Herren, zum Schluss meiner Ausführungen lässt
sich Folgendes feststellen: Die Landesregierung und
die Koalitionsfraktionen werden mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf unter Einbeziehung unseres Än-
derungsantrages ihrer Verantwortung gegenüber ih-
ren Städten und Gemeinden ein weiteres Mal ge-
recht. Dies geschieht unter Beibehaltung der größt-
möglichen eigenwirtschaftlichen Entscheidungsmög-
lichkeiten der kommunalen Gremien und geht somit
mit einer Stärkung der kommunalen Selbstverwal-
tung einher. 

Nicht unerwähnt lassen will ich, dass wir bei allem
unserem Handeln, auf das ich vorab ausführlich ein-
gegangen bin, eine der wichtigen Fragen betreffend
die Entschuldung unserer Städte und Gemeinden
noch nicht geklärt haben, nämlich die Herstellung

gleicher Lebensverhältnisse in ganz Deutschland.
Unsere Kommunen bedürfen der Entschuldung
durch den Bund. Liebe Kolleginnen und Kollegen
der CDU, nehmt mir das nun bitte nicht übel, lassen
Sie es mich mal so sagen: Gemeinsam haben wir im
Land in den letzten Jahren unsere Klausuren ge-
schrieben und auch bestanden. Aber leider hängen
Sie bei Ihrer Masterarbeit im Bund noch deutlich zu-
rück und kommen anscheinend nicht wirklich voran.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Hört, hört! Jetzt folgt
bald die Promotion!)

Aber wir als Koalitionskollegen sagen Ihnen auch
weiterhin unsere Unterstützung zu. Denn wir haben -
es ist, so glaube ich, jedem bekannt, was unser Fi-
nanzminister gesagt hat - unsere Masterarbeit fertig-
geschrieben, und wir wollen das auch künftig ge-
meinsam angehen, um auch den letzten Teil der
Entschuldung unserer Kommunen zu bewältigen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie daher,
der Gesetzesvorlage unter Einbeziehung unseres
Änderungsantrages und unter Ablehnung des Ände-
rungsantrages der Fraktion DIE LINKE zuzustim-
men. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der SPD und bei der CDU.)

Vizepräsident Heinrich:

Nach Abschluss dieser Masterarbeit liegen nun kei-
ne weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe
die Aussprache. Der Ausschuss für Inneres und
Sport hat mit der Drucksache 16/1179 einen Abän-
derungsantrag zu diesem Gesetzentwurf einge-
bracht.

Wir kommen zur Abstimmung über diesen Abände-
rungsantrag. Wer für die Annahme des Abände-
rungsantrags Drucksache 16/1179 ist, den bitte ich
eine Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Ich stelle fest, dass der Abänderungsan-
trag Drucksache 16/1179 mit Stimmenmehrheit an-
genommen ist. Zugestimmt haben die Koalitionsfrak-
tionen, abgelehnt hat die AfD-Landtagsfraktion, ent-
halten haben sich die DIE LINKE-Landtagsfraktion
sowie die fraktionslose Abgeordnete.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/865. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfs Drucksache 16/865 in Zweiter und
letzter Lesung unter Berücksichtigung des ange-
nommenen Abänderungsantrags ist, den bitte ich ei-
ne Hand zu erheben. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf Druck-
sache 16/865 in Zweiter und letzter Lesung mit Stim-
menmehrheit angenommen ist. Zugestimmt haben
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die Koalitionsfraktionen, abgelehnt hat die AfD-
Landtagsfraktion, enthalten haben sich die DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion und die fraktionslose Abgeord-
nete. 

Wir kommen zu Punkt 13 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des Gesetzes zur Änderung
des Saarländischen Kirchensteuergesetzes
(Drucksache 16/1136)

Zur Berichterstattung erteile ich dem Vorsitzenden
des Ausschusses für Finanzen und Haushaltsfra-
gen, Herrn Abgeordneten Jochen Flackus, das Wort.

Abg. Flackus (DIE LINKE), Berichterstatter:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich greife auf die bewährte Praxis von
eben zurück und werde kurz die Beschlussempfeh-
lung vorlesen und den Rest der Berichterstattung zu
Protokoll geben.

(Die Berichterstattung ist dem Protokoll als Anla-
ge 2 beigefügt.)

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat das Gesetz in seiner Sitzung am 22. Januar
2020 gelesen und auf die Durchführung einer Anhö-
rung verzichtet. Er empfiehlt dem Plenum einstim-
mig die Annahme des Gesetzes in Zweiter und letz-
ter Lesung. - Vielen Dank! 

(Beifall von der LINKEN und den Regierungsfrak-
tionen.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne die
Aussprache. - Wortmeldungen sind nicht eingegan-
gen. Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/1136. Wer für die Annahme die-
ses Gesetzentwurfs in Zweiter und letzter Lesung
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle
fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 16/1136 in
Zweiter und letzter Lesung einstimmig mit den Stim-
men aller Abgeordneten angenommen worden ist. 

Wir kommen zu Punkt 14 der Tagesordnung:

Zweite Lesung des Gesetzes über die staatli-
che Anerkennung akademischer Sozialberufe
(Saarländisches Gesetz über die staatliche
Anerkennung akademischer Sozialberufe -
SLASozBG) (Drucksache 16/1127)

Zur Berichterstattung erteile ich dem Vorsitzenden
des Ausschusses für Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie, Herrn Abgeordneten Dr. Magnus Jung,
das Wort.

Abg. Dr. Jung (SPD), Berichterstatter:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bitte
um Vergebung, dass ich jetzt kurz berichte, was wir
im Ausschuss dazu beraten haben.

Der Gesetzentwurf der Regierung des Saarlandes
über die staatliche Anerkennung akademischer So-
zialberufe wurde vom Plenum in seiner 35. Sitzung
am 15. Januar 2020 in Erster Lesung angenommen
und zur weiteren Beratung an den Ausschuss für
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie überwie-
sen. Durch den Entwurf soll die bisherige Ordnung
über die staatliche Anerkennung von Sozialarbeite-
rinnen/Sozialarbeitern und Sozialpädagoginnen/
Sozialpädagogen sowie von Kindheitspädagogin-
nen/Kindheitspädagogen vom 08. Dezember 2014
abgelöst werden.

Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist die Schaf-
fung der gesetzlichen Grundlage, um bei Berufsbe-
zeichnungen in den Bereichen der Sozialarbeit, So-
zialpädagogik und Kindheitspädagogik die Führung
des Zusatzes der „staatlichen Anerkennung“ zu re-
glementieren. Die neue Prüfungsordnung der htw
Saar sowie die Einführung des neuen Studiengangs
Soziale Arbeit an der Berufsakademie für Gesund-
heits- und Sozialwesen erforderten Anpassungen
der bisher geltenden Ordnung. 

Mit dem vorliegenden Entwurf soll zusätzlich gleich
in mehrfacher Hinsicht ein geregelter Maßstab eta-
bliert werden zur Sicherung einer landesübergreifen-
den Anerkennung des Abschlusses, der entspre-
chenden tariflichen Entlohnung und zur Feststellung
der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifika-
tionen; sie soll ein genereller Maßstab für den An-
tragsträger zur Prüfung der Eignung der Fachkräfte
zur Wahrnehmung hoheitlicher Tätigkeiten sein.

Inhaltlich umfasst das Gesetz folgende Kernpunkte.
Der Begriff akademische Sozialberufe wird für das
Landesrecht definiert. Das Gesetz regelt die staatli-
che Anerkennung für im Saarland akkreditierte Stu-
diengänge und für gleichwertige Abschlüsse aus
dem Ausland. Eine in anderen Bundesländern erteil-
te staatliche Anerkennung wird automatisch aner-
kannt. Die Anerkennung ausländischer Abschlüsse
richtet sich nach dem Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetz des Saarlandes in der jeweils geltenden
Fassung. Die staatliche Anerkennung wird auf
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schriftlichen Antrag hin erteilt. Mit dem Bescheid
wird eine Urkunde über die staatliche Anerkennung
ausgestellt. Der Bescheid wird mit der Auflage ver-
sehen, regelmäßig an Fort- und Weiterbildungsan-
geboten teilzunehmen. Eine Rücknahme oder ein
Widerruf der Anerkennung ist möglich, wenn die
Voraussetzungen für die Erteilung nicht vorgelegen
haben oder später weggefallen sind. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Ausschuss für Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie in seiner 65.
Sitzung am 22. Januar 2020 gelesen. Am 05. Febru-
ar 2020 hat der Ausschuss eine Anhörung unter Be-
teiligung der kommunalen Spitzenverbände, der Ge-
werkschaften, der Hochschule für Technik und Wirt-
schaft, der Berufsakademie für Gesundheits- und
Sozialwesen, des Deutschen Berufsverbands für
Soziale Arbeit und der Liga der Freien Wohlfahrts-
pflege durchgeführt. Von den Angehörten wurde der
Gesetzentwurf breit begrüßt. Eine von der Liga der
Freien Wohlfahrtspflege vorgeschlagene Änderung
betraf die Meldung der staatlichen Aberkennung an
den Anstellungsträger. Nach bisherigem Recht war
hierfür das Fachministerium zuständig, nach der
neuen Regelung ist der betroffene Mitarbeitende zu-
ständig. Die Zuständigkeit sollte, so die Anregung
der Liga, beim Ministerium verbleiben. Der Aus-
schuss entschloss sich, diese Anregung aufgrund
des organisatorischen Mehraufwands nicht aufzu-
greifen, zumal eine staatliche Aberkennung bisher
nach Aussage des Ministeriums noch nie vorgekom-
men ist.

Da darüber hinaus keine konkreten Änderungsanlie-
gen vorgetragen wurden, hat der Ausschuss das
Gesetz noch in derselben Sitzung abschließend be-
raten. Er empfiehlt dem Plenum einstimmig bei Zu-
stimmung der Koalitionsfraktionen und der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion die Annahme des Gesetzent-
wurfs Drucksache 16/1127 in Zweiter und letzter Le-
sung. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zuruf:
Bravo!)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke dem Herrn Berichterstatter und eröffne die
Aussprache. - Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/1127. Wer für die Annahme die-
ses Gesetzentwurfs in Zweiter und letzter Lesung
ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Ich stelle fest, dass der
Gesetzentwurf Drucksache 16/1127 in Zweiter und

letzter Lesung einstimmig mit den Stimmen aller Ab-
geordneten angenommen worden ist. 

Wir kommen zu Punkt 15 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: „Gendern“ der deutschen Sprache in
offiziellen Schreiben abschaffen (Drucksache
16/1194)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Frak-
tionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Gäste! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sprache als Mittel der Kommunikation in
der Gesellschaft ist natürlich dauernden Verände-
rungen unterworfen, so wie die Gesellschaft auch.
Die Bibel ist heute Morgen hier schon einmal er-
wähnt worden. In der Bibel hören wir von der Berg-
predigt, da wären 5.000 Männer anwesend gewe-
sen. Es waren natürlich auch Frauen und Kinder
dort, die sind aber damals nicht gezählt worden. Der
Weg der Frau von Überhaupt-nicht-wahrgenommen-
Werden bis heute ist ein weiter und ein schwieriger
gewesen, und er ist auch noch nicht am Ende, wenn
auch Frauen inzwischen wahlberechtigt sind, voll
geschäftsfähig und so weiter.

(Zuruf: Oh!)

Vor einigen Jahrzehnten haben in Amerika Frauen -
in der Regel waren es Frauen, es waren aber auch
Männer dabei - angefangen, sich bewusst zu wer-
den, dass die Sprache eigentlich für Männer ge-
schaffen ist, dass sie rein männlich ist und dass die
Frauen damit benachteiligt sind. Man hat nach Aus-
wegen gesucht. Das Wort für Vorsitzender heißt
„Chairman“ - das war sowieso immer ein Mann.
Später waren es dann aber auch mal Frauen, dann
hat man trotzdem noch „Chairman“ gesagt. Dann ist
es ihnen doch langsam gedämmert, dass „Chairwo-
man“ da doch besser wäre. Als allgemeiner Begriff
wurde dann „Chairperson“ gefunden. Das ist ein Bei-
spiel.

(Sprechen.)

Es gibt Dinge, da klappt das im Englischen, es gibt
Dinge, da klappt das nicht, aber dieses Bestreben
war da. Es gibt auch Empfehlungsschriften, wie man
mit diesem Problem umgehen kann.

Die russische Sprache ist noch lange nicht so weit,
das Empfinden dort ist anscheinend in dieser Frage
noch nicht so geschärft. Ich habe vor ein paar Tagen
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gelesen „… der Gynäkologe …“, und erst im zweiten
oder dritten Satz danach kam dann „sie“ vor, das
heißt, es hat sich um eine Frau gehandelt, aber ich
muss ehrlich sagen, ich habe mir da auch zuerst mal
einen Mann vorgestellt, bis dann dieses persönliche
Fürwort „sie“ aufgetaucht ist. Dann war klar, es war
eine Frau. Es gibt da also schon Bedarf.

Was machen wir im Deutschen? Wir sind uns dieser
Sache bewusst geworden. Es gibt auch sprachliche
Veränderungen. 

(Fortgesetztes Sprechen.)

Wenn Sie zuhören würden, könnten Sie vielleicht
was dazulernen.

(Mehrere Zurufe. - Abg. Renner (SPD): Die Er-
fahrungswerte sprechen dagegen! - Lachen.)

Es gibt im Deutschen die Bezeichnung „Amtmann“
und „Amtfrau“, das sagt man heute, ohne sich etwas
dabei zu denken. Vor 20 oder 30 Jahren wäre man
noch darüber gestolpert. Es gibt also sehr viele Lö-
sungen. Was aber sicher keine Lösung ist, ist, dass
man immer und überall automatisch die zwei Ge-
schlechtsformen zusammen nennt.

Es ist heute schon vom Kommunalselbstverwal-
tungsgesetz gesprochen worden. Ich lese den be-
kannten Passus vor. Ich habe auch andere gefun-
den, aber dieser hat sich so schön eingespielt: „Die
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist Dienst-
vorgesetzte oder Dienstvorgesetzter und oberste
Dienstbehörde der Gemeindebediensteten und der
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten. Ihr oder ihm
obliegt die Ernennung und Entlassung der Beamtin-
nen und Beamten sowie die Einstellung, Einstufung
und Entlassung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nach den Beschlüssen des Gemeinderats.“

„Die Anordnung der Behördenleiterin oder des Be-
hördenleiters tritt außer Kraft, wenn sie nicht binnen
drei Tagen von der Richterin oder dem Richter be-
stätigt wird. (…) Die Anordnung der übrigen Maß-
nahmen erfolgt außer bei Gefahr im Verzug durch
die Behördenleiterin oder den Behördenleiter oder
eine von ihr beauftragte Beamtin oder einen von ihr
beauftragten Beamten oder eine von ihm beauftrag-
te Beamtin oder einen von ihm beauftragten Beam-
ten.“

Das steht in dieser offiziellen Vorlage. Das ist in un-
seren Augen, den Augen der AfD-Fraktion, übertrie-
ben, um nicht zu sagen, Schwachsinn. So geht es
nicht. Ich denke, man muss nach Wegen suchen. Es
gibt auch Vorschläge, wie es gemacht werden kann.
Daran muss man auch ernsthaft arbeiten. Viele oder
einige von Ihnen wissen ja, dass ich mich auch auf

akademischem Niveau mit Plansprachen beschäfti-
ge. Ich selber habe auch eine Plansprache vervoll-
ständigt. In der ist dieses Problem gelöst. Das findet
weltweit an Universitäten Beachtung. Das ist aber in
der deutschen Sprache nicht gelöst. 

(Unruhe. - Sprechen bei der LINKEN und der
SPD.)

Deshalb schlagen wir von der AfD-Fraktion vor ‑ ‑
(Zuruf aus der SPD: Redezeit!)

Die Redezeit läuft, aber die Herrschaften von der
Regierung ‑ ‑

(Ministerin Bachmann: Ich habe nichts gesagt! -
Heiterkeit.)

Hier handelt es sich auch nicht um eine Herrschaft,
sondern um eine Damenschaft. 

(Ministerin Bachmann: Ich wollte es ja nur sagen.
- Zuruf der Abgeordneten Ensch‑Engel (fraktions-
los).)

Das ist schon richtig, ja. Die Franzosen haben natür-
lich ein ähnliches Problem wie wir. Die haben die
Notbremse gezogen. Der Staatspräsident hat ver-
fügt, dass in amtlichen Schreiben nur noch der
männliche Gebrauch angewandt wird. Wie Sie ja
wissen, höre ich auch französischen Rundfunk. Ich
höre immer genau, wie das behandelt wird. Da sagt
zum Beispiel Daniel Morin „Bonjour à tous!“. Dann
kommt seine Kollegin Léa Salamé, die sagt „Bonjour
à tous et à toutes!“. Er gebraucht es wie immer, aber
sie will schon betonen, dass sie auch den Frauen
guten Morgen sagt. In dem „tous“ sind nach der
französischen Sprache auch die Frauen drin, aber
nicht ausdrücklich. Das Problem ist also kein einfa-
ches. 

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Das hängt aber an
der Sprache.)

Diese Sätze, die ich Ihnen vorgelesen habe, sind in
all unseren Gesetzen anzutreffen und, was dazu
kommt - ich habe das auch untersucht und kann Ih-
nen das vortragen -, sie werden nicht konsequent
ausgeführt. Hier hat man es konsequent gemacht.
Da merkt man auch, wie unsinnig das ist. 

Ich will schließen. Ich freue mich, dass ich zu Ihrer
Erheiterung beigetragen habe. Aber vielleicht sind
Sie auch einmal dem Hause angemessen ein biss-
chen ernst. Für Frauen ist das ein ernstes Thema. 

(Abg. Eder-Hippler (SPD): Für Männer nicht?)

Dieser Antrag, den wir gestellt haben, ist für Frauen
auch nicht einfach zu schlucken. Das ist ganz klar.
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Ja, das ist so, dessen sind wir uns bewusst, aber
der Auftrag der Gesamtgesellschaft ‑ ‑

(Sprechen und Lachen.)

Kasperletheater. Und so etwas war Minister, das ist
unglaublich!

(Abg. Renner (SPD): Und so etwas war Schullei-
ter!)

Es ist ein Gesamtauftrag unserer Gesellschaft, hier
Lösungen zu finden, dass die Frauen vorkommen,
dass aber keine solch klobigen, unverständlichen
Texte nötig sind. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich eröffne die Aussprache und rufe für die SPD-
Landtagsfraktion Frau Christina Baltes auf.

Abg. Baltes (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine Damen und Herren! Herr Dörr, was
stört Sie an einer gendergerechten Sprache? Die
gendergerechte Sprache ist weder umständlich noch
unnötig lang, wenn die richtigen sprachlichen Strate-
gien verfolgt werden. Natürlich bedarf es der Bereit-
schaft, sich von ein paar bestehenden Formulie-
rungsgewohnheiten zu verabschieden und mit der
Sprache kreativ und bewusst umzugehen. Aber an-
scheinend fehlt es den Herren der AfD an dieser
Kreativität. Ich habe Ihnen deshalb einen Würfel mit-
gebracht. Dort können Sie dann in Zukunft, wenn
Sie möchten, auswürfeln, welche Form Sie nehmen,
neutral, beide Formen, /innen, mit Sternchen, ohne.
Ich stelle Ihnen den Würfel gerne zur Verfügung. 

Die Herren zu meiner Rechten sind löblicherweise
so konsequent im Dienste der sprachlichen Verein-
fachung, dass sie den Frauenanteil in ihrer Fraktion
auf null Prozent gehalten haben. Der Kollege Hecker
spricht von jeher uns alle nur als „liebe Kollegen“ an
und geht so konsequent einer nicht gendergerech-
ten Sprache nach. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Es gibt noch das Landesgleichstellungsgesetz. Falls
Sie davon auch noch nicht gehört haben sollten, zi-
tiere ich § 28 des Landesgleichstellungsgesetzes,
der besagt: „Die Dienststellen haben beim Erlass
von Rechtsvorschriften, bei der Gestaltung von Vor-
drucken, in amtlichen Schreiben, in der Öffentlich-
keitsarbeit, im Marketing und bei der Stellenaus-
schreibung dem Grundsatz der Gleichberechtigung
von Frauen und Männern dadurch Rechnung zu tra-

gen, dass geschlechtsneutrale Bezeichnungen ge-
wählt werden, hilfsweise die weibliche und die
männliche Form verwendet wird.“

Nicht zuletzt bedeutet gendersensible Sprache, ei-
nen Beitrag zu mehr Gleichberechtigung zu leisten,
denn Geschlecht war und ist nach wie vor eine wich-
tige Ordnungskategorie, die Hierarchien erzeugt, an
deren Aufbrechen wir aktiv mitwirken können.

Meine Damen und Herren, die Forderung nach
sprachlicher Sichtbarkeit wirkt ja nicht erst seit ein
paar Jahren, nein, diese Forderung wurde schon im
Kontext der zweiten Feminismus-Welle in den Sech-
ziger- und Siebzigerjahren laut. 

Schon in den Siebzigerjahren kritisierten feministi-
sche Sprachwissenschaftlerinnen wie Luise Pusch,
dass es sich bei der deutschen Sprache um eine
„Männersprache“ handele, und setzten sich für eine
nichtdiskriminierende Sprache ein.

Wir können nicht sagen: „Und der Gewinner ist (...)“,
ohne Assoziationen an einen Mann zu wecken. Täg-
lich hören wir Sätze wie „Fragen Sie Ihren Arzt oder
Apotheker” und stellen uns dann automatisch Män-
ner vor. Die vielen Ärztinnen und die 70 Prozent
Apothekerinnen werden automatisch ausgeblendet -
nicht aus bösem Willen, sondern weil unsere Gram-
matik Männer bevorzugt. Noch einmal zur Verdeutli-
chung: Gendersensible Sprache bedeutet Eindeutig-
keit, das heißt, Sprache ist so zu verwenden, dass
aus dem jeweiligen Text hervorgeht, wer gemeint ist,
auch Repräsentation, das bedeutet, sprachliche For-
men sind zu finden und zu verwenden, die alle Ge-
schlechter adäquat repräsentieren und durch die
sich alle angesprochen fühlen. 

Zum Schluss ist die Anti-Diskriminierung zu nennen,
was wiederum heißt, Sprache ist so einzusetzen,
dass sie nicht diskriminierend ist. Es ist naiv, Spra-
che und Realpolitik voneinander zu trennen. Spra-
che ist ein wesentlicher Bestandteil der Politik und
der Realität. Wir verändern die Sprache, damit ver-
ändern wir die Vorstellungen, die Bilder im Kopf, das
Bewusstsein und den ganzen Rest. 

Noch eine kleine Anmerkung, die bitte nicht als Kritik
zu verstehen ist. Die Besucherausweise im saarlän-
dischen Landtag sind leider auch nur in der männli-
chen Form geführt. Es wäre schön, wenn man auch
sie der gendergerechten Sprache anpassen könnte. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

Meine Damen und Herren! Man sollte aber auch
nicht hinter den gesellschaftlich anerkannten Status
quo zurückfallen, wie es dieser Antrag versucht.
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Wenn schon eine Doppelnennung unsere nationale
Identität gefährden kann, dann müsste es um unser
Land wahrlich schlecht bestellt sein. Ich darf Ihnen
als Frau versichern, Gleichberechtigung gefährdet
nicht die Kulturnation und auch nicht die Männer. -
Wir lehnen den Antrag der AfD natürlich ab. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:

Als weitere Rednerin rufe ich für die CDU-Landtags-
fraktion Frau Jutta Schmitt-Lang auf.

Abg. Schmitt-Lang (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Dörr, wissen Sie, was das Schöne in
Deutschland im Jahr 2020 ist? - Das Schöne ist, ich
muss das, was Sie vorhin erzählt haben, nicht nur
nicht schlucken, ich kann darauf erwidern und werde
es nachher ablehnen. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Es ist zwei Jahre her, da stand ich schon einmal an
dieser Stelle und habe mich mit einem AfD-Antrag
zur Abschaffung gendergerechter Sprache ausein-
andergesetzt. Wir haben den entsprechenden An-
trag in diesem Hohen Hause damals mehrheitlich
abgelehnt. Erstens ist unabhängig von der inhaltli-
chen Positionierung nach Gesetzeslage der aus-
schließliche Gebrauch der männlichen Form nicht
zulässig. Zweitens ist ein ausschließlicher Gebrauch
der männlichen Form in allen Lebenslagen und
Schriftsätzen unangemessen und würde bisweilen in
der Realität ebenso bizarre Blüten treiben, wie es
mancher übertriebene Genderstern jetzt tut. Beispie-
le dafür habe ich damals mehr als genug angeführt.
Außerdem war Ihr Antrag in sich nicht schlüssig. 

Hat sich - Stand heute - an dieser unserer Position
etwas geändert? - Nein. Haben die drei Herren An-
tragsteller in den beiden vergangenen Jahren ver-
sucht, Argumente zu dem Thema auszutauschen,
und eine klarere Positionierung erarbeitet? - Nein.
Haben Sie das Thema überhaupt einmal irgendwo in
einem Ausschuss aufgerufen, irgendeine Anfrage
gestellt über die Umsetzbarkeit bestimmter Forde-
rungen? - Nein, nicht ein einziges Mal. Haben Sie
sich einmal mit konkreten Beispielen befasst, wie
Sie das zukünftig handhaben wollen? Ich habe da-
mals einige aufgezählt. Wollen Sie zukünftig Stellen-
ausschreibungen grundsätzlich ohne die weibliche
Form formuliert sehen? 

Ihre Forderung damals wie heute bedeutet, dass wir
zukünftig in Stellenausschreibungen nur noch den
Erzieher und den Kaufmann suchen, aber nicht
mehr die Erzieherin und die Kauffrau. Achtung, ich
muss mich wiederholen: Die Beidnennung ist gen-
dergerecht. Und das würden Sie streichen. Gerade
wenn ich an den Erzieherberuf denke, der meist von
Frauen ausgeübt wird, sollte es Ihnen selbst doch
tatsächlich absurd vorkommen, nur die männliche
Form zu verwenden. Ich will aber auch den Erzieher
nicht streichen, denn ich bin andererseits sehr froh,
wenn ich für meine örtliche Kita einen männlichen
Erzieher gewinnen kann, denn gerade Männer sind
dort Mangelware. Ist diese Beidnennung für Sie so
schlimm? - Für mich ist jedenfalls nicht erkennbar,
dass Sie sich über die Handhabung Ihrer Forderung
auch nur einen einzigen Gedanken gemacht haben. 

Im Übrigen muss ich feststellen, dass Ihre Partei in
keiner Weise sprachlich eleganter vorgeht. Ich habe
das mal gegoogelt. Ihre Bundestagsfraktion sucht in
Stellenanzeigen Mediengestalter, Mitarbeiter und Ju-
risten mit dem Zusatz „gleich welchen Geschlechts“.
Wenn das dann am Ende bei Ihnen als Formulie-
rungsvorschlag rauskommt, schlägt die Begeiste-
rung sicher auch keine Wellen. Bundesweit finden
sich aber auch die Stellenangebote Ihrer Partei für
„Rechtsreferendare/-innen (m/w/d)“ und andere Be-
rufe, bei denen Sie auch nicht eleganter formulieren
als unsere Verwaltung. Herr Dörr, dazulernen kann
ich da leider nichts. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wenn es Ihnen doch um die Vereinfachung von
Amtsdeutsch geht - auch dafür habe ich damals eini-
ge Beispiele genannt -, haben Sie sich denn im
Nachgang zur Debatte damals mit den vielen The-
menfeldern beschäftigt, die die Sprache von Behör-
denbriefen verschandeln und den Lesefluss stören?
Das sind einige, aber nein, das haben Sie nicht,
denn das wäre ja auch mit Arbeit verbunden. Man
müsste konkrete Vorschläge erarbeiten. Auch wenn
das Amtsdeutsch viele Menschen nervt, stellt sich
bei diesem Thema eben nicht so schnell die von Ih-
nen kalkulierte Schnappatmung ein, die den einen
oder anderen beim Begriff des Genderns erfasst.
Denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, die
Genderdiskussion ist wie eine Schublade in Ihrem
Schreibtisch. In diese Schublade werden seit Jahren
alle absurden Sprachverschandelungen, die irgend-
jemand verbrochen hat, hineingepackt. Alles, was
unter dem Deckmantel von Gender übertrieben wur-
de, lächerlich war oder beim Lesen nervte, wird dort
hineingepackt und jedem fällt sicher irgendeine For-
mulierung ein, die in dem Bereich unpassend oder
absurd erschien.
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Ich kann auch verstehen, dass einige stöhnen, wenn
diese Schublade geöffnet und man mit Absurditäten
gequält wird. Ich habe es vor zwei Jahren klar ge-
sagt: Ich finde es auch störend, wenn sich ein Text
wie ein Minenfeld aus Gendersternchen, Unterstri-
chen, Doppelnennungen und so weiter liest. Wir tun
der Emanzipation keinen Gefallen, wenn Texte sich
nicht wertschätzend, sondern nervtötend lesen, aber
das sind die Extremfälle und diese sind nach dem,
was heute sprachlich alles möglich ist, leicht ver-
meidbar. Durch diese Extremfälle wird in der
Schreibtischschublade eine richtige und absolut
wichtige Grundvorstellung zeitweise lächerlich ge-
macht, nämlich die Grundvorstellung von einem
wertschätzenden, respektvollen Umgang mit Men-
schen in unserer Sprache, denn von nichts anderem
sprechen wir hier.

Ganz sicher ist es aber den Saarländerinnen und
Saarländern zu wenig, dass die Antragsteller Tage,
Wochen, ja genau zwei Jahre mit dem Kopf auf der
Schreibtischplatte dösen und dann kurz vor der Ple-
nardebatte hektisch die Schublade aufziehen. Das
gilt für die Gender-Schublade, die jetzt zwei Jahre
ungeöffnet war und vor sich hin staubte, die Sie jetzt
aufreißen, um einen alten Antrag herauszuziehen.
Einzige Änderung Ihrerseits: Alles, was damals noch
an Formulierung dabei war - damals war es zumin-
dest optisch ein richtiger Antrag - wurde gestrichen.
Nur eine zusammengekürzte Überschrift wurde
übernommen. Das gilt aber auch für die Schubladen
mit den Anträgen, die Sie für jede Plenarsitzung öff-
nen, um die immer gleichen Themen herauszufi-
schen. Sie arbeiten nicht an Themen, Sie setzen
sich auch nicht für Themen ein, Sie wärmen The-
men lediglich auf, und das nur ganz lau! 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und bei der
LINKEN.)

An unserer Positionierung hat sich in den letzten
beiden Jahren nichts geändert. Wenn wir über das
Thema gendergerechte Sprache diskutieren, dann
gibt es für uns als CDU-Fraktion genau zwei Grund-
anforderungen, denen es Rechnung zu tragen gilt.
Erstens: Verständlichkeit, Klarheit und Authentizität.
Zweitens: Gleichberechtigung und Wertschätzung.
Diese beiden Anforderungen sinnvoll miteinander zu
vereinbaren, ist die Aufgabe, vor der ein moderner
Sprachgebrauch steht, auch in der Verwaltung.

Probleme entstehen doch in erster Linie dort, wo
Menschen verkrampft und zwanghaft an das Thema
herangehen, sei es im vorliegenden Fall, wo zwang-
haft versucht werden soll, Formulierungen aus Publi-
kationen und der Verwaltung zu streichen, oder sei
es auf der anderen Seite, wenn Einzelne jedes Wort

auf Ungerechtigkeiten und vermeintliche Diskriminie-
rungen untersuchen oder krampfhaft versuchen, ex-
trem künstliche Formulierungen zu finden. In diesen
Fällen bedient die eine Seite nur die Vorurteile der
anderen Seite. Ich brauche keinen dogmatischen
und rein demonstrativen genderübersensiblen Ge-
brauch, noch weniger brauche ich aber eine ange-
staubte Sprachpolizei, die im Gebrauch weiblicher
Formen der deutschen Sprache grundsätzlich den
Untergang des Abendlandes sieht und gleich die
Verbotskeule auspackt. 

(Zuruf: So ist es! - Beifall von den Regierungs-
fraktionen und bei der LINKEN.)

Ich erwarte im Schriftdeutschen wie im alltäglichen
Umgang eine wertschätzende und höfliche Anspra-
che. Ich bin sicher, das kann auch Amtssprache leis-
ten, ohne dass es Verbote braucht. Auch das gilt
heute genau wie vor zwei Jahren. Ganz sicher ist es
in bewegten Zeiten wie diesen die Aufgabe von uns
allen, gerade hier im Hohen Haus, uns zu überle-
gen, wie wir mehr Achtsamkeit und Wertschätzung
in politische Diskussionen und das tägliche Mitein-
ander bringen - in unserer Wortwahl, in unserem
Tonfall, in unserem Auftreten im echten Leben und
in der virtuellen Welt. Aber das geht nicht mit dem
vereinfachenden Schubladenprinzip. Das muss man
wirklich wollen, das muss tägliche Praxis sein, das
erfordert kontinuierlichen Einsatz. Dafür will ich heu-
te hier im Landtag werben - und nur dafür. Den An-
trag lehnen wir ab. - Vielen Dank. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich rufe für die Landtagsfraktion DIE LINKE Frau Ab-
geordnete Spaniol auf.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Bitte nicht wun-
dern, ich spreche Sie gezielt nur in der weiblichen
Form an, damit manche Herren hier einmal merken,
was es bedeutet, wenn man immer nur mitgemeint
aber nie direkt mitangesprochen wird. Also: Liebe
Kolleginnen! Die Kolleginnen der AfD-Fraktion wol-
len, dass eine gendergerechte Schreibweise in öf-
fentlichen Schreiben und Veröffentlichungen saar-
ländischer Ämter und Behörden verboten wird. Vor
zwei Jahren, die Kollegin Schmitt-Lang hat das
schon angesprochen, hatten wir die Debatte in allen
witzigen Facetten schon einmal. Dort war der Antrag
noch etwas softer formuliert. Es war von einem Ver-
zicht die Rede. Jetzt muss alles verboten werden.
Die Begründung ist wieder typisch. Der Blick in die
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Vergangenheit gehört dazu. Früher ging es doch
auch so. Früher war alles besser. Früher, als Rita
Süssmuth als erste Präsidentin des Deutschen Bun-
destages noch darum kämpfen musste, dass ihr Ti-
tel Bundestagspräsidentin hieß und nicht Bundes-
tagspräsident. Oder noch früher, als es noch gar kei-
ne Frauen im Parlament gab.

Liebe Kolleginnen! Frauen machen mehr als die
Hälfte der Bevölkerung aus, in Deutschland wie im
Saarland. Da ist es doch eine absolute Selbstver-
ständlichkeit, wenn man in öffentlichen Schreiben
und Veröffentlichungen Frauen entsprechend anre-
det und nicht übergeht. Vor allen Dingen ist es eine
Errungenschaft seit ewig langer Zeit. Da muss nichts
geschluckt werden oder irgendwer hat Stress mit der
Diskussion. Diese können Sie wirklich jeden Monat
führen, wenn Sie möchten. Dieses Rad drehen Sie
uns nicht mehr zurück. Das ist wirklich peinlich.

Wenn ich in die aktuellen Diskussionen hinein-
schaue, dann möchte ich Anne Wizorek zitieren. Sie
sagt, in der Sprache finden sich dieselben Machtver-
hältnisse wieder, wie es sie immer noch in unserer
Gesellschaft gibt. Sie hat mit ihren Tweets unter
dem Hashtag Aufschrei eine Debatte über Sexismus
ausgelöst. Dort hat sie das skizziert.

Sie sagt weiter: Diese Machtverhältnisse in der
Sprache sehen wir zum Beispiel am Werk, wenn
„schwul“ und „behindert“ als Schimpfwörter benutzt
werden. Oder wenn es weitaus mehr Beleidigungen
gibt, die ganz konkret auf Frauen bezogen sind -
Stichwort „Schlampe“ - oder, wenn Männer darüber
gedemütigt werden sollen, als Mädchen bezeichnet
zu werden. Das kann Sprache anrichten. Da ist sehr
viel Sensibilität und Wertschätzung geboten, so hat
die Kollegin zu Recht gesagt.

Liebe Damen Abgeordnete! Liebe Kolleginnen! Es
wird die Damen der AfD vielleicht irritieren, aber es
ist tatsächlich kein Naturgesetz, nur männliche Be-
zeichnungen wie Schüler, Lehrer, Erzieher, Politiker,
Beamte und so weiter zu verwenden. Im Gegenteil.
Wer stets nur männliche Formen verwendet, der
gendert seine Sprache ja auch. Letztlich orientieren
Sie sich ja am Geschlecht, wenn Sie so formulieren. 

An dieser Stelle muss ich Marlies Krämer erwähnen,
sie ist eine Frauenrechtlerin, eine echte Kämpferin
seit Jahrzehnten. Sie kämpft seit Langem ganz tap-
fer gegen dieses männliche Gendern. Sie hat sich
zuletzt mit der Sparkasse angelegt. Wir alle haben
es verfolgt. Wir haben das unterstützt, weil sie als
Frau nicht männlich als Kunde angesprochen wer-
den will. Ich bin sicher, wäre es anders herum und
hätte sich ein Mann dagegen gewehrt, dass ihn sei-
ne Bank als Kundin anschreibt, dann wäre die Un-

terstützung größer, auch hier im Hause, vor allem
auf der rechten Seite.

(Beifall von der LINKEN.)

Von dem größten Dorn im Auge der Kolleginnen der
AfD - vom Gender-Sternchen, das haben wir in den
kommunalen Räten und auch schon bei mir im
Stadtrat erlebt - müssen wir hier nicht reden, da es
das Land und viele Städte und Gemeinden in öffent-
lichen Schreiben oder Veröffentlichungen nicht wirk-
lich verwenden.

Zum Schluss zitiere ich noch einen bekannten Satiri-
ker: Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau ist
nur möglich, wenn sich die Frau unterordnet. Das
müsste Ihnen so richtig gefallen. Das hat der römi-
sche Satiriker Martialis schon vor fast 2000 Jahren
gesagt. Diese Satire scheinen die Kolleginnen der
AfD tatsächlich ernst zu nehmen.

Den Antrag muss man ablehnen. - Danke schön. 

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich danke Herrn Spaniol.

(Verbreitet Lachen und Heiterkeit.)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/1194. Wer für die Annahme der
Drucksache 16/1194 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Ich
stelle fest, dass der Antrag Drucksache 16/1194 mit
Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt haben
die Mitglieder der AfD-Landtagsfraktion; abgelehnt
alle übrigen Abgeordneten. 

Wir kommen zu Punkt 16 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Öffentliche Schulen an allen Schulta-
gen beflaggen (Drucksache 16/1195)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Ab-
geordneten Rudolf Müller das Wort.

Abg. Müller (AfD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im An-
tragstext ist durch einen Druckfehler, vielleicht war
es auch eine Druckfehlerin, ein neues Ministerium
entstanden. Ich bitte das Versehen zu entschuldi-
gen.
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Zum Thema ständige Beflaggung an staatlichen
Schulen im Saarland. Flaggen sind seit Jahrhunder-
ten Symbole der Zusammengehörigkeit, der Ge-
meinsamkeit, der Identität und Ausdruck der gelten-
den Werte und Ordnungen. Auch das heutige
Deutschland, die Bundesrepublik Deutschland, hält
sich an diese ehrwürdige Tradition. Im Grundgesetz
ist festgelegt, dass die Bundesflagge schwarz-rot-
gold ist. Noch in der Weimarer Republik war das um-
stritten. Im sogenannten Flaggenstreit zwischen
schwarz-weiß-rot und schwarz-rot-gold setzten sich
zunächst die auch heute geltenden Farben durch. 

Der Bund und die Länder bekennen sich zur heraus-
ragenden Bedeutung der Bundesflagge und zu den
mit ihr verbundenen demokratischen und republika-
nischen Traditionen. An den allgemeinen Beflag-
gungstagen wird die Bundesflagge zusammen mit
der Landesflagge und der Europaflagge gehisst. An
unseren Schulen sollen neben dem notwendigen
Wissen und Können aber auch das demokratische
Miteinander gelehrt und vermittelt werden. Auch für
die weit zurückreichenden freiheitlichen Traditionen
insbesondere im deutschen Südwesten ist die
schwarz-rot-goldene Fahne ein Symbol. 

Warum aber sollten Traditionen und Farben über-
haupt noch eine Rolle spielen? Ganz einfach des-
halb, weil die damit verbundenen Freiheiten und
Freiheitsrechte niemals einfach so vom Himmel ge-
fallen sind, weil sie immer erkämpft werden muss-
ten, weil sie mehrfach wieder verloren wurden, weil
sie durch Anmaßung, Erschleichung und Veruntreu-
ung von Macht immer wieder bedroht sind.

Im heutigen Europa, von dem Deutschland immer
ein Teil war und bleiben wird, gibt es entgegen den
ursprünglich guten Absichten und Entwicklungen
seit den Fünfzigerjahren aktuell und seit etwa zehn
Jahren eine Politik des Rechtsbruchs, der Täu-
schung, der Verführung und Ausbeutung der ver-
meintlich einfältigen Völker durch vermeintliche Eli-
ten. 

Aufkommender Widerstand wird von aktuellen
Machthabern und zwangsfinanzierten Medien zuerst
ignoriert, dann diffamiert und so weit wie möglich
ausgegrenzt. Insbesondere der Unwille und die or-
ganisierte Unfähigkeit gegenüber der wilden Völker-
wanderung nach Europa hat zum Abschied Großbri-
tanniens von diesem Europa geführt. Das ist gerade
einmal knapp 14 Tage her. 

Auch innerhalb unseres Landes, in Deutschland, ist
die Veruntreuung verliehener Macht schon am ver-
ächtlichen Umgang der Regierungschefin mit den
Farben der Republik zu erkennen. An einem Wahl-
abend im Jahr 2013 auf der Bühne vor Millionen

Fernsehzuschauern entriss sie einem verdutzten Mi-
nister das freudig geschwenkte schwarz-rot-goldene
Fähnchen und schmiss es in die nächste Ecke. Viele
haben sich das gemerkt. Viele sind gerade deshalb
auch in unsere Partei eingetreten. Die hündisch er-
gebenen deutschen Medien haben diesen Skan-
dal ‑ ‑

(Sprechen.)

Die hündisch ergebenen deutschen Medien haben
diesen Skandal aber nicht ‑ ‑

Vizepräsident Heinrich:

Herr Kollege Müller, ich bitte, den parlamentarischen
Sprachgebrauch zu wahren.

(Beifall.)

Abg. Müller (AfD):

Ich reagiere damit auf einen gewissen Sprachge-
brauch, von dem ich gerade geredet habe. - Sie ha-
ben diesen Skandal nicht aufgegriffen und nicht
kommentiert und nicht zum Thema gemacht. Man
braucht sich nur auszumalen, was passiert wäre,
wenn ein französischer Premierminister, ein ameri-
kanischer Präsident oder ein russischer oder ein pol-
nischer Regierungschef so mit seinen Landesfarben
umgegangen wäre. Nach einer Schrecksekunde hät-
te der Betreffende wahrscheinlich Mühe gehabt, un-
verletzt von der Veranstaltung wegzukommen. 

Was nun die Immer-noch-Regierungschefin betrifft,
so führt eine deutliche Linie vom Umgang dieser
Person mit den Farben unserer Republik zur Politik
des „Deutschland zuletzt“. Es führt eine klare Linie
zur öffentlichen Aufforderung, eine rechtmäßig und
verfassungsmäßig zustande gekommene Wahl in ei-
nem Bundesland, so wörtlich, „rückgängig zu ma-
chen“. Eine Ungeheuerlichkeit, die ‑ ‑

Vizepräsident Heinrich:

Herr Kollege Müller, ich darf Sie bitten, bei dem ei-
gentlichen Thema des Tagesordnungspunktes zu
bleiben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN. - Abg. Flackus (DIE LINKE): Aber wirk-
lich!)

Abg. Müller (AfD):

Ich bin beim eigentlichen Thema und darauf bestehe
ich. Ich bin beim eigentlichen Thema des Umgangs
unserer Regierungschefin mit den Farben der Repu-
blik und ihrem Verhalten, das sich daraus abliest.
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Vizepräsident Heinrich:

Ich bitte Sie, sich zu dem Tagespunkt zu äußern be-
treffend: Öffentliche Schulen an Schultagen beflag-
gen, Herr Kollege Müller. Ich rufe Sie nochmals dazu
auf, sich zu dem Tagesordnungspunkt zu bekennen
und zu äußern.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Abg. Müller (AfD):

Okay, jaja. Ich bestehe aber auf meinem freien Wort,
Herr Präsident, und ich lasse es mir nicht nehmen.

(Beifall von der AfD. - Unruhe.)

Vizepräsident Heinrich:

Freie Wortwahl ist Ihnen sehr wohl gestattet, aber
Sie sollen zum Thema sprechen.

Abg. Müller (AfD):

Ich rede zu diesem Thema!

(Zuruf von den Regierungsfraktionen: Benehmen
Sie sich!)

Wir erleben in diesen Tagen die absolute Notwen-
digkeit, als Demokraten und Republikaner, Herr Prä-
sident, Farbe zu bekennen. Was da geschehen ist in
der Folge der Wahl in Thüringen, ist eine Ungeheu-
erlichkeit, die von den Versagern in den öffentlich-
rechtlichen Medien nur widerwillig und am Rande er-
wähnt wird. Merkel ist inzwischen ein Fall für den
Verfassungsschutz.

(Zuruf: Sollen wir nicht alle rausgehen? - Unru-
he.)

Vizepräsident Heinrich:

Kollege Müller, ich muss Sie nochmals aufrufen. Die
letzte Äußerung „Merkel ist ein Fall für den Verfas-
sungsschutz“ ist eine Beleidigung der Kanzlerin. Es
gehört sich nicht, das heute hier in dieser Debatte so
darzustellen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Ich bitte Sie nochmals, sich des parlamentarischen
Sprachgebrauchs zu bedienen. Ich bin nahe dabei,
Ihnen einen Ordnungsruf zu erteilen!

Abg. Müller (AfD):

Wir halten hier den Spruch „Wehret den Anfängen“
immer wieder hoch. Es werden hier Anfänge ge-
macht in dieser Republik, die schleichend zu Zu-
ständen führen können, die wir alle nicht wollen kön-
nen. Und von daher benenne ich die Dinge mit kla-
ren Worten, damit diejenigen wach werden, die an-
scheinend noch schlafen.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Unmöglich! - Einige
Abgeordnete verlassen den Raum.)

Zur Identitätsstiftung gehört die identitätsstiftende
Beflaggung an unseren Schulen, dazu gehört, dass
unsere Jugend mit der schwarz-rot-goldenen Fahne
ganz sichtbar aufwächst, dass sie die damit verbun-
denen Werte nach und nach erkennt und Angriffe je-
der Art, ich betone: jeder Art, abwehrt und die Fahne
und die Werte und Traditionen, die damit verbunden
sind, und unsere Demokratie verteidigt. - Ich danke
Ihnen für die Aufmerksamkeit!

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:

Ich eröffne die Aussprache und rufe für die SPD-
Landtagsfraktion Frau Abgeordnete Christina Baltes
auf.

Abg. Baltes (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die SPD-
Landtagsfraktion wird den vorliegenden Antrag ab-
lehnen. Herr Müller, was Sie hier von sich gegeben
haben, ist unter aller Würde und das kann man so
nicht hinnehmen. 

(Zuruf des Abgeordneten Müller (AfD).)

Jetzt spreche ich! - Der Antrag ist inakzeptabel und
seine Annahme können wir nicht ernsthaft in Erwä-
gung ziehen. In diesen Sätzen, die Sie offenbaren,
wird das nationalistische Gedankengut deutlich, da
weiß man, aus wessen Feder das stammt. Um es in
aller Deutlichkeit hier einmal zu sagen: Nationalisti-
sche Positionen wird sich dieses Haus, solange wir
hier die parlamentarische Mehrheit haben, niemals
zu eigen machen!

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Es stellt sich mir hier die Frage: Was wollen Sie
überhaupt mit Ihrem Antrag? Was wird durch Beflag-
gung an Schulen gestärkt? Wird dadurch das Natio-
nalbewusstsein gestärkt? Hat unsere Jugend das
nötig? - Definitiv nicht. 
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Meine Herren der AfD, ich darf Ihnen folgende Defi-
nition von Nationalismus an die Hand geben: „Im
Gegensatz zum Nationalbewusstsein und zum Pa-
triotismus glorifiziert der Nationalismus die eigene
Nation und setzt andere Nationen herab.“ 

(Abg. Müller (AfD): Mache ich mit keinem Wort!)

Ihr Antrag ist einzig und allein darauf gerichtet, die
eigene Nation gegenüber anderen zu überhöhen.
Mit Ihrem Antrag wollen Sie nämlich gerade nicht
nur eine gesunde Verbundenheit zu unseren Sym-
bolen erwirken. Es wäre unverantwortlich, Schülerin-
nen und Schüler einer solchen Belehrung auszuset-
zen.

(Präsident Toscani übernimmt den Vorsitz.)

Wofür stehen unsere Symbole, die der AfD so wich-
tig zu sein scheinen, noch? In der Bundesrepublik
Deutschland verbinde ich sie vor allem auch mit De-
mokratie, die gemäß unserer 70 Jahre alten Verfas-
sung, dem Grundgesetz, in allgemeinen, unmittelba-
ren, freien, gleichen und geheimen Wahlen zum
Bundestag und den Landtagen ihren Ausdruck fin-
det. 

Was macht dagegen die AfD, um ihrem so wichtigen
Anliegen im Landtag Gewicht zu verleihen? Sie ko-
piert die falsche Bezeichnung des zuständigen Mi-
nisteriums aus der Saarländischen Hoheitszeichen-
verordnung und fügt sie in ihren Antrag ein. Und uns
wollen Sie dies jetzt als Druckfehler verkaufen. Ich
helfe Ihnen aber gerne auf die Sprünge. Seit mittler-
weile drei Jahren ist die richtige Bezeichnung „Minis-
terium für Inneres, Bauen und Sport“.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich finde es re-
spektlos, wie häufig die AfD fehlerhafte Vorlagen
einreicht. Auch darin spiegelt sich die Verachtung
der AfD gegenüber unserer parlamentarischen De-
mokratie wider. Und Verachtung gegenüber unserer
parlamentarischen Demokratie steht in krassem Wi-
derspruch zu dem, was unsere Symbole ausdrü-
cken. Wer den Landtag verachtet, darf nicht die Un-
terstützung der Mehrheit seiner Mitglieder erwarten,
sondern vor allem seine entschiedensten Gegnerin-
nen und Gegner. Ich bitte um Ablehnung dieses An-
trages. - Danke!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:

Nächster Redner für die CDU-Landtagsfraktion ist
der Abgeordnete Volker Oberhausen.

Abg. Oberhausen (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehren Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben
vor wenigen Minuten einen Tiefpunkt in unseren par-
lamentarischen Beratungen erlebt. Ich stehe noch
ganz unter Schock bezüglich der Ausführungen, die
hier gemacht werden. Aber ich möchte zunächst ein-
mal zum Thema Flaggen sprechen und zu dem
dreisten Versuch von Rechtsradikalen, sich unserer
christlichen und freiheitlichen Symbole zu bemächti-
gen. Dies ist nämlich die Intention des Antrags der
AfD. Deshalb rege ich an, dass bei der laufenden
Ausstellung „Protestanten ohne Protest“, die zurzeit
in der Ludwigskirche stattfindet, das Thema Beflag-
gung stärker in den Fokus genommen wird und nicht
mehr nur das Thema Glocken. Wir müssen nämlich
in Zusammenhang mit der Beflaggung auch an die
denken, die Flagge gezeigt haben,

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

die mutigen Katholiken und Protestanten, die in der
Zeit des Nationalsozialismus die Fahne der Katholi-
schen Kirche und die Flagge des Protestantismus
hochgehalten haben. Dazu habe ich eine Begeben-
heit, die ich Ihnen kurz erzählen möchte.

1937 trug Karl Kuhn, damals 16 Jahre alt, zur Pri-
mizfeier eines Geistlichen die Fahne der katholi-
schen Kirche. Angehörige des Jungvolks der Hitler-
jugend versuchten, ihm die Fahne zu entreißen, um
sie zu zerstören. Doch die kleinen Jungs scheiter-
ten. Karl Kuhn brachte die Fahne in Sicherheit. Er
wurde daraufhin verhaftet und wegen Verstoßes ge-
gen das Reichsflaggengesetz von 1935 und wegen
Körperverletzung zu einem Jahr Gefängnis verur-
teilt. Elf Monate musste er völlig sinnlos im Kerker
verbringen. Sein bisheriges Leben war jäh unterbro-
chen wegen einer Flagge. Er zählte später zu den
Gründern der CDU in Ludwigshafen, er engagierte
sich im Pfarrgemeinderat und wurde 1989 mit den
Stimmen von CDU und SPD zum stellvertretenden
Ortsvorsteher gewählt.

Andere Katholiken, die die Fahne der Katholischen
Kirche hochhielten, hatten weniger Glück. Da wir
heute ja auch über das Vergessen sprechen, erwäh-
ne ich Pater Alfred Delp, dessen 75. Todestag am
02. Februar war. Und ich erwähne Willi Graf, der hier
in Saarbrücken aufgewachsen ist. Doch auch Pro-
testanten mit Protest hat es gegeben, Pfarrer Paul
Schneider zum Beispiel, der im Hunsrück beheima-
tet war, und Dietrich Bonhoeffer, der kurz vor Kriegs-
ende von den Nationalsozialisten ermordet wurde.
Sie haben Flagge gezeigt für den Protestantismus,
für die Freiheit eines Christenmenschen.

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 36. Sitzung am 12. Februar 2020

(Abg. Baltes (SPD))

2601



Wie sieht es heute aus? Wie weit sind wir eigentlich
gekommen, wenn die Fraktion von Herrn Dörr, der
2018 selbst zu einer rechtsradikalen Demo nach
Chemnitz reiste,

(Abg. Renner (SPD): So ist es!) 

uns heute Nachhilfeunterricht in Sachen Beflaggung
geben möchte? - Dem müssen wir auf das Schärfste
widersprechen!

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Das Szenario von Chemnitz mit den vielen verfas-
sungsfeindlichen Symbolen war beklemmend und
eine Schande für unser Land!

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Deshalb ist es Aufgabe der Schulen, den Schülern
unsere christlichen und freiheitlichen Werte zu ver-
mitteln, zum Beispiel auch in dem durch unsere Ver-
fassung garantierten Religionsunterricht. Wir haben
das Glück, in einer freiheitlichen Demokratie zu le-
ben. Nutzen wir diese Chance, um für diese Demo-
kratie Flagge zu zeigen. - Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Lang anhaltender Beifall von den Regierungs-
fraktionen und der LINKEN.)

Präsident Toscani:

Der Fraktionsvorsitzende der AfD-Landtagsfraktion
hat im Wege einer Kurzintervention um das Wort ge-
beten.

Abg. Dörr (AfD):

Ich bin heute Morgen schon einmal angesprochen
worden. Da habe ich das stehen lassen. Jetzt bin ich
von Herrn Oberhauser wieder angesprochen wor-
den.

(Zurufe: Oberhausen! - Abg. Oberhausen (CDU):
Den Namen sollte man sich vielleicht auch ein-
mal merken!)

Das kann vorkommen.

(Zuruf: Ja, wie so vieles!)

Jedenfalls ist hier behauptet worden, dass ich an ei-
nem nationalistischen - oder was auch immer - Auf-
marsch

(Abg. Oberhausen (CDU): Rechtsradikal!)

mit Rechtsradikalen, mit Symbolen und so weiter
teilgenommen hätte. Ich stelle fest, es war ein Trau-
ermarsch.

(Lachen. - Unruhe. - Zuruf: Trauerspiel!)

Herr Oberhausen, Sie waren nicht dort, aber ich war
dort.

(Zurufe. - Anhaltende Unruhe.)

Es war ein Trauermarsch und es wurde ausdrücklich
festgelegt und beachtet, dass keine Symbole getra-
gen wurden.

(Abg. Renner (SPD): Die Linie ist doch klar!)

Keine Symbole, keine Parteisymbole. Nehmen Sie
das bitte zur Kenntnis, es sind keine Symbole getra-
gen worden.

Präsident Toscani:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte darum,
den Abgeordneten sprechen zu lassen. 

Abg. Dörr (AfD):

Das war vorher ausdrücklich ausgemacht und ich
bin unter dieser Bedingung mitgegangen.

(Zuruf des Abgeordneten Scharf (CDU).)

Es ist nicht verboten, eine weiße Rose zu tragen,
Herr Scharf. Die habe ich getragen. Und Sie haben
ja nachher alle weiße Rosen getragen.

(Zurufe.)

Ich habe dort nicht bei einem Aufmarsch, sondern
einem Trauermarsch mitgemacht.

(Abg. Renner (SPD): Ja, ja.)

Es war dazu noch ein Schweigemarsch. Das ist von
den Medien falsch gebracht worden. Ein ehemaliger
Chef des Nachrichtendienstes hat das auch so ge-
sehen. Er hat das so gesagt und sein Amt dadurch
verloren. Das sind auch Dinge, die einmal klar fest-
gestellt werden müssen. Ich war dort, es war ein
Trauermarsch und ein Schweigemarsch und es gab
keine Insignien von Parteien.

(Beifall von der AfD.)

Präsident Toscani:

Für den Redner, auf den Bezug genommen wurde,
nämlich den Kollegen Volker Oberhausen, besteht
jetzt die Möglichkeit, darauf noch einmal zu reagie-
ren. Es ist nur ein Angebot. - Der Kollege möchte
das nicht. Damit stelle ich fest, dass keine weiteren
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Wortmeldungen vorliegen. Ich schließe die Ausspra-
che.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/1195. Wer für die Annahme der
Drucksache 16/1195 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich
der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag Druck-
sache 16/1195 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist.
Zugestimmt haben die Abgeordneten der AfD-Land-
tagsfraktion, dagegen gestimmt haben alle anderen
Abgeordneten des Hauses. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe Punkt 17
der Tagesordnung auf: 

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Einführung einer dritten wöchentli-
chen Sportstunde (Drucksache 16/1197)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Frak-
tionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Titel könnte auch lauten: Wiedereinführung der drit-
ten Sportstunde, denn wir hatten schon einmal die
dritte Sportstunde. Ich kann mich noch gut an die
Debatten erinnern. Das kostet ja Geld. Vorher hatte
man zwei Sportstunden, dann wurde die dritte ver-
langt und auch eingeführt. Inzwischen ist sie gestri-
chen worden. Warum sie gestrichen worden ist,
kann sich jeder vorstellen. Das Land muss sparen.
Wenn ich von drei Sportstunden eine streiche, spare
ich Geld. Wir haben diesen Antrag gestellt, weil wir
glauben, dass die Zeit inzwischen mehr als reif ist,
diese dritte Sportstunde wieder einzuführen.

Ich will jetzt keine großen Vorträge über den Sinn
von Sportunterricht halten, über den erzieherischen
und gemeinschaftlichen Sinn und vieles andere. Das
ist uns allen bekannt. Das brauche ich nicht zu sa-
gen. Es ist so. Seit die dritte Stunde abgeschafft
worden ist, sind einige gravierende Dinge in unserer
Gesellschaft geschehen, die unbedingt rechtfertigen,
dass wir wieder eine dritte Sportstunde einführen.

Zwei davon zähle ich jetzt auf. Unsere Kinder sind
leider mehr und mehr mit ihren Computern und
sonstigen Geräten zuhause beschäftigt und man
sieht kaum noch Kinder auf der Straße. Sie sind also
der Leibesertüchtigung entfernt. Ein zweiter Grund,
den ich anführen möchte, ist, dass zum Beispiel G8
dazu geführt hat, dass Kinder, die das Gymnasium
besuchen, leider sehr mit der Schule beschäftigt

sind. Manche haben ihre Mitgliedschaft im Sportver-
ein gekündigt, weil sie zu Hause an ihren Hausauf-
gaben arbeiten oder für die Schule lernen müssen.
Das ist Ihnen alles bekannt. Die Sportvereine - wie
auch andere Vereine, aber besonders die Sportver-
eine - klagen über mangelnden Nachwuchs.

Dazu kommt auch noch, dass wir an Schulen ein
steigendes Ganztagsangebot haben. Es sind keine
Sportstunden, die angefügt werden, sondern in der
Regel sind es Stunden, in denen die Kinder im bes-
ten Sinne - wenn man Glück hat - positiv betreut
werden. Sie machen die Hausaufgaben, werden
vielleicht auch beschult, aber ich glaube - vielleicht
irre ich mich -, dass der Sport da keine besondere
Rolle spielt. Unsere Kinder sind von der sportlichen
Bildung her benachteiligt, so kann man es sagen.
Ich kenne jetzt keine genauen Untersuchungen,
aber Sie brauchen sich ja nur auf der Straße umzu-
schauen: Viele Kinder sind auch nicht mehr so
schlank. Sie sind auch nicht mehr so bewegungs-
freudig, wie es vorher war. Ich denke, das ist keine
gute Sache. Das ist für die Kinder nicht gut. Aus die-
sem Grund sind wir dafür, dass die dritte Sportstun-
de wieder eingeführt wird.

(Beifall bei der AfD.)

Präsident Toscani:

Ich eröffne die Aussprache. - Erste Rednerin für die
SPD-Landtagsfraktion ist die Abgeordnete Heike Be-
cker.

Abg. Becker (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Es lebe
der Sport, er ist gesund und macht uns hart - sinn-
gemäß nach einem Song von Rainhard Fendrich.
Das würde vielleicht passen, wenn wir hier von Lei-
besübungen sprechen. Doch damit möchte ich es
mit der Polemik belassen.

Ich denke, es ist nichts Neues, wenn ich hier sage,
dass Kinder Bewegung brauchen. In der Schule
können Kinder Bewegung erfahren - und zwar im
Schulsport. Schule bietet den Kindern vielfältige
Möglichkeiten, sich zu bewegen. Wer Sport treibt,
der weiß, dass sie dabei ihre Muskeln und den
Kreislauf stärken. Also leistet der Schulsport einen
wichtigen Beitrag zur gesunden körperlichen Ent-
wicklung der Kinder. Das ist aber nicht alles. Der
Sportunterricht erfüllt auch wichtige erzieherische
und soziale Aufgaben. Er fördert faires, partner-
schaftliches Verhalten und den Abbau von Aggres-
sionen. Weiter stärkt er die Persönlichkeit und ver-
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mindert Konflikt- und Gewaltpotenzial. Meine lieben
Kolleginnen und Kollegen, der Schulsport ist ein un-
verzichtbarer Bestandteil unseres Bildungssystems.
Er ist wichtig und richtig und nicht mehr wegzuden-
ken. Deshalb sehen die Lehrpläne an den saarländi-
schen Schulen wöchentlich zwei Sportstunden vor.
Ob eine dritte Sportstunde dem Ganzen dienlich ist,
wage ich zu bezweifeln.

Über die Praxis der Schulsysteme der Nachkriegs-
zeit kann ich nichts berichten. Das liegt in der Natur
der Sache, denn ich bin erst in den Siebzigerjahren
geboren. Wenn ich allerdings auf meine aktive
Schulzeit zurückblicke, so kann ich doch feststellen,
dass sich seit den Achtzigerjahren im Bildungssys-
tem vieles verändert hat. Das ist auch gut so. Flexi-
bilität hat Einzug gehalten, denn Sport ist auch Be-
wegung und Bewegung wird heutzutage zeitgemäß
in den Unterricht integriert. Das ist meines Erach-
tens immens wichtig. Nicht nur ich bin dieser Mei-
nung, sondern auch eine anerkannte Institution, die
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung. Die DGU
sagt in diesem Zusammenhang - Herr Präsident, er-
lauben Sie mir zu zitieren -: „Über körperliche Aktivi-
tät werden Entwicklungsprozesse des Gehirns und
damit die Lernleistung und die emotionale Entwick-
lung von Kindern und Jugendlichen gefördert.“

Der enge Zusammenhang zwischen körperlicher Ak-
tivität und Lernen sollte Konsequenzen für die
Schule haben und im Sinne eines ganzheitlichen
Lernens mit allen Sinnen die strikte Trennung von
Körperübungen im Sportunterricht und Kopfübungen
im Klassenzimmer aufheben.

Was bedeutet dies in der Praxis? - Hier möchte ich
als Beispiel das „Schleichdiktat“ nennen. Dieses
wird nicht vom Lehrer vorgelesen, sondern die ein-
zelnen Wörter oder Sätze werden auf Zetteln aufge-
schrieben, die dann in der Klasse aufgehängt wer-
den. Die Schüler schleichen dann zu diesen Zetteln,
prägen sich den Satz ein, schleichen wieder zurück
zu ihrem Platz und schreiben das Gemerkte auf. 

Doch kommen wir wieder zur dritten Sportstunde.
Betrachtet man die geforderte dritte Sportstunde
realistisch, so muss man feststellen, dass davon ef-
fektiv vielleicht 20 bis 25 Minuten verbleiben. Diese
Tatsache zeigt, dass eine dritte Sportstunde obsolet
ist. 

Zudem stellt sich mir die Frage: Soll die dritte Sport-
stunde zulasten eines anderen Faches gehen oder
als eine zusätzliche Schulstunde, die die Wochen-
stundenzahl für die Schülerinnen und Schüler erhö-
hen würde? - Der Kurzantrag der AfD-Fraktion gibt
diesbezüglich keinen Aufschluss und Ihre Begrün-

dung, lieber Kollege Dörr, nach meiner Ansicht auch
nicht.

Der Sportunterricht ist aber auch noch unter einem
weiteren Aspekt zu sehen. Er dient nämlich der Ani-
mation, aktiven Sport in den Vereinen zu treiben.
Über Kooperationen zwischen Schulen und Verei-
nen werden den Kindern und Jugendlichen zusätzli-
che Bewegungsangebote für einen regelmäßigen
Ausgleich im schulischen Alltag geschaffen. Wird
dies im gebundenen Ganztag praktiziert, ist es eine
echte Win-win-Situation. Viele dieser Kooperationen
an saarländischen Schulen zeigen dies. 

Hier kann ich aus meinem regionalen Umfeld zum
Beispiel über die Kooperation zwischen der Gebun-
denen Ganztagsschule in Neunkirchen mit der Spiel-
vereinigung Elversberg berichten. Diese Kooperati-
on besteht schon seit vielen Jahren. Die Fußballför-
derung wurde kontinuierlich ausgebaut und ist von
großem Erfolg gekrönt. Im Schuljahr 2014/2015 wur-
de die GGS Neunkirchen als Eliteschule des Fuß-
balls vom Deutschen Fußballbund zertifiziert. Mittler-
weile werden mehr als 20 Schülerinnen und Schüler
der GGS allein nur im Nachwuchsleistungszentrum
der SVE betreut - Tendenz steigend.

Ihren Ausführungen zu dem mangelnden Nach-
wuchs muss ich aus gelebter Praxis ebenfalls aus
meiner Heimatstadt Neunkirchen vehement wider-
sprechen. Geht man zu unserem Verein, Borussia
Neunkirchen, so kann man feststellen, dass dort in
den beiden letzten Jahren die Jugendarbeit eine
wohlwollende Förderung erfahren hat und man die
Teilnehmerzahl von Kindern und Jugendlichen ver-
dreifacht hat. Das ist ein Beweis für sinnvolle und
nachhaltige Arbeit.

Unabhängig von einer dritten Sportstunde haben be-
reits viele Schulen zusätzliche Bewegungsanreize
und -angebote geschaffen. Ich will hier in Anbetracht
der fortgeschrittenen Zeit einige wenige nennen:
Grundschulen nutzen die Förderstunden für den
sportlichen Bereich, im Unterricht wurde bewegtes
fächerübergreifendes Lernen eingeführt, die Pausen
werden zu angeleiteter oder freier Bewegung ge-
nutzt, auf den Schulhöfen wird vielfältiges Spielma-
terial zur Verfügung gestellt und vieles mehr. Nicht
zu vergessen ist das bewegte Schulleben durch
Schulsport-AGs, die Durchführung von Spiel- und
Sportfesten, sportorientierte Wandertage sowie
Klassenfahrten und insbesondere die Teilnahme an
den Schulsportwettkämpfen. Hier möchte ich nur auf
die 120-seitige Broschüre des Bildungsministeriums
hinweisen mit einer Vielzahl an schulsportlichen
Wettbewerben nicht nur in den klassischen Sportar-
ten wie Fußball, Handball, Turnen und Leichtathletik,
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sondern auch in vielen Trendsportarten wie Klettern,
Triathlon und Beachvolleyball. Zu nennen sind da
auch Jugend trainiert für Olympia und die Paralym-
pics.

Werte Kolleginnen und Kollegen, wie Sie meinen
Ausführungen entnehmen können, ist eine dritte
Sportstunde weder notwendig noch zeitgemäß. Zu-
dem würden bei der dritten Sportstunde zusätzliche
Ressourcen benötigt werden. Der Kosten-Nutzung-
Faktor steht bei einer zu erwartenden effektiven
Sporteinheit von 20 bis 25 Minuten in keinem ver-
tretbaren Verhältnis. Darüber hinaus bietet die der-
zeitige Gestaltungsweise den Schülerinnen und
Schülern ein größeres Potenzial.

Die Kooperationen mit Sportvereinen ermöglichen
den Schulen kompetente Unterstützung in der Be-
wegungs- und Gesundheitserziehung. Den Vereinen
eröffnen sie auch die Chance für die Vereinsentwick-
lung. Sie sind sozusagen als Zukunftssicherung im
Kinder- und Jugendsport zu sehen.

Aus unserer Sicht gibt es keinen Grund für eine Aus-
weitung des Schulsports. Daher lehnen wir den An-
trag der AfD-Fraktion ab. - Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:

Ich erteile nun das Wort Frau Abgeordneter Astrid
Schramm für die DIE LINKE-Landtagsfraktion.

Abg. Schramm (DIE LINKE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Wiedereinführung der dritten Sportstunde ist eine
langjährige Forderung unserer Fraktion. Seit es die
LINKE-Fraktion im saarländischen Landtag gibt, also
seit 2009, stellen wir immer wieder diese Forderung.
Wir haben auch immer wieder darauf aufmerksam
gemacht, dass die Wiedereinführung der dritten
Sportstunde mehr als notwendig ist. 

Trotz knapper öffentlicher Haushalte dürfen Investiti-
onen in Bildung und Gesundheit nicht vernachlässigt
werden. Die Ärztekammer hat im Jahr 2017 davor
gewarnt, dass sich der Anteil der übergewichtigen
Kinder im Vergleich zu den 1980er- und den 1990er-
Jahren um 50 Prozent erhöht hat und dass ein im-
mer größerer Teil der Kinder den Großteil der Frei-
zeit vor Bildschirmen verbringen. Der Schulsport ist
für sie oftmals die einzige Möglichkeit, sich zu bewe-
gen. Ein wichtiger Schritt hier im Saarland wäre es
daher, wieder eine dritte Sportstunde einzuführen,
hat der Chef der Ärztekammer Mischo erklärt.

Der Kollege Ulrich Commerçon hat im Jahr 2013 als
Bildungsminister mit Blick auf den weiterführenden
Bereich angekündigt: „Daher werden wir bei den
Ganztagsschulen, wo auch die notwendige Zeit vor-
handen ist, die verlässliche dritte Sportstunde ge-
währleisten.“ Das klang gut, ist aber bislang meines
Wissens nicht gewährleistet. 

So gesehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, hat die
AfD hier ein Thema aufgegriffen, das schon lange
unser Thema war und es immer noch ist. Die grund-
sätzliche Forderung teilen wir ja auch. So allerdings,
wie der Antrag verfasst ist, geht es nun wirklich
nicht! Das ist nicht seriös. Will man eine dritte Sport-
stunde einführen, muss man auch wissen, dass man
dafür geeignetes Personal in ausreichender Zahl be-
nötigt. Das kostet nun einmal Geld. Will man die
Schulen baulich ertüchtigen, braucht man auch da-
für ein Konzept und wiederum Geld. Im Antrag der
AfD wird aber nicht einmal ansatzweise dargelegt,
welche Maßnahmen und was an Stellenaufwuchs
erwartet werden. Ich halte es immer für etwas unse-
riös, wenn die Abgeordneten über etwas abstimmen
sollen, ohne zumindest ungefähr die damit verbun-
denen Folgekosten zu erfahren.

Wir kritisieren, wenn sich die Landesregierung mal
wieder im Ungefähren verliert und keine konkreten
Konzepte und Planungen vorlegen kann. Jetzt kriti-
sieren wir aber auch, dass eine Oppositionsfraktion
mit einem solch schwammigen Antrag ins Plenum
kommt. Das gilt umso mehr, da die AfD bei den
Haushaltsberatungen noch keinen einzigen Antrag
zugunsten einer Erhöhung der Zahl der Sportlehrer
oder für ein Investitionsprogramm bezüglich Turnhal-
len und Sportplätze vorgelegt hat.

Angesichts des Gesagten sind wir weiterhin für die
dritte Sportstunde. Gerade, weil wir es ernst damit
meinen, lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall von der LINKEN und bei der SPD.)

Präsident Toscani:

Nächster Redner ist der Abgeordnete Frank Wagner
für die CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Wagner (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Wie wir
eben bereits hörten, ist das Thema der dritten Sport-
stunde eines, das schon seit Jahrzehnten im Saar-
land diskutiert wird. Ich selbst habe 1997 begonnen,
Didaktik der Primarstufe zu studieren, mit dem
Hauptfach Sport. In dieser gesamten Zeit wurde im-
mer wieder das Thema der dritten Sportstunde in-
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tensiv diskutiert. Daher möchte ich nun zum einen
aus der Sicht des Bildungspolitikers, zum anderen
aber auch aus der Sicht eines Sportlehrers argu-
mentieren und debattieren. 

Aus allen Beiträgen hier ging hervor, wie wichtig Be-
wegung, wie wichtig Sport, wie wichtig aber auch
andere Themen wie zum Beispiel gesunde Ernäh-
rung, in der heutigen Zeit die Ernährung in unseren
Kitas, aber auch in unseren Schulen, sind. Leider
gibt es immer mehr Kinder, die diesbezüglich erheb-
liche Defizite haben, die beispielsweise nicht mehr
auf einem Bein stehen können oder leichte Bewe-
gungsformen wie Hoppserlauf und Rückwärtslaufen
nicht mehr ausüben können. Das ist vielleicht so,
weil ihnen die Trainingszeit in der Freizeit fehlt, wie
wir es aus unserer Kindheit und Jugend kennen mit
dem Klettern auf einen Baum oder dem Spielen auf
der Straße. Das kommt leider häufig zu kurz. Des-
halb ist es wichtig, in unseren Kitas und in unseren
Schulen entsprechend anzusetzen.

Besonders positiv möchte ich den Redebeitrag der
Kollegin Schramm hervorheben, die sehr deutlich
darauf eingegangen ist, wie schwammig dieser An-
trag von der AfD formuliert wurde. Er wurde vorge-
legt, ohne darzustellen, was das Ganze kosten soll,
wie es umgesetzt werden soll. Vor allem wurde auch
nicht gesagt, in welchen Schulformen das wie und
wann umgesetzt werden soll. Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass auf der Basis eines solchen Antrags
wirklich komplett über alle Schulformen die dritte
Sportstunde umgesetzt werden könnte. Auch da
muss man genau hinschauen: Wie sind die einzel-
nen Schulformen aufgestellt? 

Aber auch das Thema Sportstätten darf man nicht
außer Acht lassen. Ich weiß aus diversen Gesprä-
chen und verschiedenen Erhebungen, wie ausgelas-
tet die Sportstätten am Vormittag sind. Viele Akteure
kooperieren hier schon miteinander: Kindergarten,
Grundschule, berufliche Schule und andere müssen
mit einer Sport- oder einer Schwimmhalle, die hof-
fentlich in der Nähe verfügbar ist, auskommen und
sich über die Nutzung abstimmen. Je mehr Sportun-
terricht angeboten wird, desto schwieriger gestaltet
sich auch die Organisation. Nicht zuletzt würden wir
diese Aufgabe auch an die kommunale Ebene wei-
terschieben, die letztendlich dafür sorgen müsste,
dass zusätzlich investiert wird. Das ist in der heuti-
gen Zeit nun wirklich ein sehr schwieriges und sensi-
bles Thema. 

Ich möchte hier aber hauptsächlich aus der Sicht
des Bildungspolitikers agieren, mit der Sichtweise,
die Schule und die frühkindliche Bildung als Ganzes
zu sehen, alle Facetten der Bildung zu betrachten.

Hier nun Fächer gegeneinander auszuspielen und
mit unterschiedlichen Gewichten zu versehen, das
wäre heutzutage wirklich nicht mehr zeitgemäß. Das
wäre auch unfair. 

Mein Hauptargument ist daher: Die Schule hat sich
in den vergangenen Jahren gravierend verändert.
Wir haben in der Grundschule die verlässliche
Grundschule, sprich jeden Tag mindestens fünf
Stunden Unterricht. Das wurde übrigens von uns vor
vielen Jahren eingeführt. Wir haben eine völlig ver-
änderte Betreuungssituation, die sehr herausfor-
dernd ist: Immer mehr Kinder benötigen einen Platz
in der FGTS oder auch im gebundenen Ganztag bis
16.00 Uhr und auch länger. Wir haben ein inklusives
Schulsystem. Und die gesamtgesellschaftlichen He-
rausforderungen, die wir in der heutigen Schule ha-
ben, sind, wie eben schon mehrfach ausgeführt,
ebenfalls zu bedenken. 

Angesichts all dessen ist es wichtig, hier nun nicht
noch einmal mit einem weiteren Schulfach bezie-
hungsweise einer weiteren Stunde auf den Plan zu
treten und zu behaupten, nur das könne die Lösung
sein. Wir sollten vielmehr genau hinschauen. Schaut
man genau hin, wie das die beiden Kolleginnen
eben getan haben, erkennt man, dass in der heuti-
gen Zeit schon sehr viel getan wird. Dafür ein gro-
ßes Dankeschön, gerade auch an unsere Vereine,
die dabei sehr viel ehrenamtliches Engagement an
den Tag legen und tolle Arbeit leisten, sowohl am
Vormittag als auch am Nachmittag. 

In der Grundschule, damit komme ich wieder zur
„verlässlichen Grundschule“, haben wir fünf Förder-
stunden in den Klassenstufen 1 und 2 und zwei För-
derstunden in den Klassenstufen 3 und 4. Seit etli-
chen Jahren ist es erlaubt - es gab ein entsprechen-
des Rundschreiben -, eine dieser Stunden als zu-
sätzliche Sportstunde, Bewegungsstunde oder auch
als Stunde zur Ernährungsberatung oder für ein Pro-
jekt zu nutzen. Es gibt also durchaus die entspre-
chende Möglichkeit. 

Die Schulen haben sich auf den Weg gemacht, „be-
wegte Pausen“ auszuschreiben. Diese werden um-
gesetzt mit Schülern, mit Eltern, mit Lehrkräften, mit
Vereinen, um die Kinder im normalen Schulalltag zu-
sätzlich zu beschäftigen und sie sportlich zu motivie-
ren. Wir haben, wie bereits angesprochen, zahlrei-
che Sport-AGs und die sehr wertvolle Kooperation
Schule-Sportverein, die seit vielen Jahren flächen-
deckend besteht und noch ausgeweitet wurde und
nunmehr an fast allen Standorten umgesetzt wird. 

Zur Betreuungssituation: Ich denke, gerade bei die-
ser ist es wichtig, genau hinzuschauen, im gebunde-
nen Ganztag, aber auch in der Freiwilligen Ganz-

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 36. Sitzung am 12. Februar 2020

(Abg. Wagner (CDU))

2606



tagsschule. Dort sollten wir zusätzliche Projekte hin-
eingeben. Dafür wird eine Menge Geld investiert. Ich
bin sehr hoffnungsvoll gestimmt. In der vergangenen
Woche haben wir eine Schule in Püttlingen besucht,
die an einem neuen Modellversuch der FGTS teil-
nimmt. Dort haben die Schulen zusätzliches Geld
pro Jahr zur Verfügung, um Personal von außen hin-
zuzuziehen. Die haben uns gezeigt, dass gerade die
Themen Bewegung, Gesundheit und Ernährung
nachmittags auf dem Plan stehen und mit Fachkräf-
ten entsprechend personalisiert werden.

Von daher ist es wichtig, dass wir genau diesen Weg
weiter fortsetzen, dass wir mit zusätzlichen Kräften
von außen unterstützen und nicht die einzelnen Fä-
cher gegeneinander ausspielen. Von daher ist die
Forderung, die, wie ich eben bereits sagte, sehr
schwammig formuliert wurde - „flächendeckende
Einführung der dritten Sportstunde“ -, mit uns defini-
tiv nicht zu machen. Das wäre zur jetzigen Zeit der
falsche Weg. 

(Beifall des Abgeordneten Scharf (CDU).)

Wir sollten weitere Projekte und Initiativen auf den
Plan rufen beziehungsweise diejenigen, die schon
gut laufen, und das ist eine Menge, entsprechend
unterstützen und einen Schwerpunkt auf die Betreu-
ungssituation im Saarland legen. Von daher werden
wir den Antrag guten Gewissens ablehnen. - Vielen
Dank. 

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Präsident Toscani:

Ich habe noch eine weitere Wortmeldung. - Der
Fraktionsvorsitzende der AfD, Josef Dörr, hat sich
noch einmal zu Wort gemeldet.

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dem, was der Kollege Wagner und die beiden Kolle-
ginnen hier vorgetragen haben, kann ich in sehr vie-
len Punkten zustimmen, das ist so. Wir haben ja kei-
nen Gesetzesantrag eingebracht, wir haben einen
Beschlussantrag eingebracht. Das heißt also, jedem
ist klar, dass, selbst wenn diese dritte Sportstunde
vor einigen Jahren möglich war und dann abge-
schafft wurde, das nicht von heute auf morgen kom-
plett wieder eingeführt werden kann. Da sind viel-
leicht die Lehrer nicht genügend ausgebildet, es sind
vielleicht die Sportstätten nicht da, obwohl man da
vielleicht auch ein bisschen fantasievoller sein könn-
te. Man kann ja manche Sportstunde tatsächlich auf
dem Schulhof machen oder sonst wo, da ist vieles
möglich.

Es ist von allen gesagt worden, Sport, Leibesertüch-
tigung, Leibeserziehung, Gesundheit sind wichtig
und die dritte Sportstunde notwendig. Und wenn sie
nicht flächendeckend eingeführt werden kann - dar-
an war auch gar nicht gedacht -, so sollte man den
Willen haben, in diese Richtung voranzugehen. Die
organisatorischen Dinge sollte man den Schulen
überlassen, die wissen, was sie machen können,
und die machen das dann auch.

Unser Antrag ist auch gar nicht schwammig; da ist
ganz klar gesagt: dritte Sportstunde. Da steht nicht
2,47 oder so etwas, sondern dritte Sportstunde. Das
muss man doch verstehen! Das haben wir bean-
tragt. 

(Beifall von der AfD.) 

Präsident Toscani:

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schlie-
ße ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/1197. Wer für die Annahme dieser
Drucksache ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache 16/1197
mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt hat
die AfD-Landtagsfraktion, dagegen gestimmt haben
alle anderen Fraktionen sowie die fraktionslose Ab-
geordnete. 

Wir kommen zu Punkt 18 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Internationale Schule sofort (Druck-
sache 16/1198)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Durch das Helmholtz-Institut ist man im Saarland auf
die Idee gekommen, eine internationale Schule zu
gründen, weil die Verantwortlichen des Helmholtz-In-
stituts das verlangt haben. Eigentlich ist das schon
ein Versagen, dass man nicht von selbst drauf-
kommt, eine solche Schule zu gründen. Jetzt ist
aber seit dem Beschluss, diese Schule zu gründen,
schon eine gewisse Zeit vergangen und unserer An-
sicht nach eine viel zu lange Zeit verstrichen. Man
hat ja noch nicht definitiv den Ort festgelegt.
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Was mich persönlich erstaunt und auch ärgert, ist,
dass man jetzt wartet, bis von Brüssel eine Geneh-
migung kommt für ein bestimmtes Konzept einer in-
ternationalen, europäischen oder wie-auch-immer
Schule, obwohl - ich habe danach gefragt - dafür
kein Geld gegeben wird, wenn wir das machen.
Wenn wir so eine Schule gründen, und es gibt Geld
von irgendwoher, dann kann man zustimmen, dass
man wartet, bis die Genehmigung kommt. Das ist
aber nicht der Fall.

Der AfD wird immer vorgehalten, wir würden nur
schwammige Dinge sagen und würden nicht in Ein-
zelheiten gehen. Das können wir auch nicht immer,
wir haben nämlich in der Regel nur 8 Minuten Rede-
zeit, da müssen wir uns kurzfassen

(Zurufe: Oh!)

und können nur im Wesentlichen bleiben. Aber ich
will Ihnen jetzt einmal vortragen, wie eine internatio-
nale Grundschule aussehen könnte; die könnte so-
fort gegründet werden, also zu Beginn des neuen
Schuljahres.

Die Aufgaben der Schule regelt das Gesetz Nummer
812 zur Ordnung des Schulwesens im Saarland -
Schulordnungsgesetz. Ich formuliere jetzt aus die-
sem Gesetz heraus als Arbeitsgrundlage: Ziel ist die
bestmögliche Förderung des einzelnen Kindes sei-
nen persönlichen Begabungen und seinem persönli-
chen Lerntempo entsprechend. Es geht um eine gu-
te Erziehung, es geht um die Vermittlung von Wis-
sen und Einsichten, es geht um die Vermittlung von
Fähigkeiten und Können. Die Schule ist überschau-
bar groß und fördert das persönliche Verhältnis zwi-
schen Lehrpersonen und Kindern. Die unbewegliche
Einteilung in Jahrgangsklassen wird abgelöst durch
die Schaffung von harmonischen Lerngemeinschaf-
ten. Die Einteilung in Lerngemeinschaften wird nicht
für immer vorgenommen, langsamer arbeitende Kin-
der können mal in einer tieferen Gruppe Atem
schöpfen, schneller arbeitende Kinder in einer höhe-
ren Gruppe gefordert werden. Solche Einstufungen
werden im laufenden Schuljahr nach Beratung der
Eltern und mit deren Einvernehmen durchgeführt.

Um Kindern mit besonderen Ausfällen gerecht zu
werden oder aber auch um besonders begabte Kin-
der besonders zu fördern, wird Förderunterricht er-
teilt, entweder in Einzelunterricht oder in kleinen
Gruppen. Das Sitzenbleiben ist nicht zielführend und
wird abgeschafft. Ausführliche Gutachten für die El-
tern ersetzen oder ergänzen die wenig aussagekräf-
tigen Ziffernnoten.

(Sprechen.)

Fächer und Bildungsinhalte: soziale Erziehung, Le-
sen, Schreiben - Handschrift und Schreibmaschi-
nenschrift gleichzeitig -, später Datenverarbeitung,
mathematische Grundlagen, Sprachen, Religion,
musische Erziehung, sportliche Erziehung, Medien-
erziehung, Lernmotivation, Naturkunde, Gesund-
heitslehre, Geschichte, Zeitgeschichte, Zukunftskun-
de, Grundbegriffe der Biologie, Heimatkunde, Sach-
kunde, Arbeitslehre, Kochen und Werken, Verkehrs-
unterricht, Fahrerlaubnisse, Ökologie, Spielkunde,
Freizeitverhalten und Freizeitgestaltung.

Alle Bildungsinhalte werden in Deutsch und Englisch
angeboten. Französisch wird im Rahmen des
Sprachunterrichts angeboten. Ziel ist die Kommuni-
kationsfähigkeit. Weiteres Fach: Pflege der fränki-
schen Mundart - Muttersprache. 

(Lachen. - Mehrere Zurufe. - Zuruf des Abgeord-
neten Thielen (CDU).)

Das ist klar. In Faha nimmt man das nicht so ernst.
Herr Thielen, Sie sind doch Muttersprachler aus Fa-
ha. 

(Zuruf des Abgeordneten Thielen (CDU). - Spre-
chen und Unruhe.)

Die Schule ist eine freiwillige Ganztagseinrichtung.
Die Öffnungszeiten richten sich nach dem Bedarf
der Kinder und ihrer Eltern. Es kann ein Profil ange-
boten werden, Musik, Sport ‑ ‑ Herr Präsident, auf
der Regierungsbank ist es ziemlich laut. Das muss
nicht sein.

Präsident Toscani:

Ich bitte noch mal darum, dem Redner zuzuhören
und die Nebengeräusche ein bisschen zu dämpfen.

(Abg. Renner (SPD): Das fällt mir schwer. Er will
Schreibmaschinenunterricht an der Internationa-
len Schule anbieten. Das ist doch gaga! - La-
chen.)

Abg. Dörr (AfD):

Die Schule wird radikal den Bedürfnissen der Schü-
lerinnen und Schüler und ihrer Eltern angepasst.
Wichtig ist die Verbesserung der Unterrichtsmetho-
den. Verstärkter Wert wird auf das bewährte Helfer-
system gelegt, das besonders in kleinen Schulen
wichtig ist. Führungsbegabte Kinder haben die Mög-
lichkeit, ihr Führungstalent zu entwickeln und zu
pflegen und gleichzeitig Mitschülern zu helfen. Man
kann Lehrer und Schüler in der gleichen Schule
sein. Die moderne Kommunikationstechnik ermög-
licht auch einen ständigen Kontakt zu Kranken und
Urlaubern. 
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(Lachen bei der CDU.)

Herr Scharf, Sie meinen, es wäre nicht nötig?

(Abg. Scharf (CDU): Die Kranken und Urlauber!
Seien Sie mir nicht böse!)

Herr Scharf, es gibt einen Unterricht für Kranke. Der
ist organisiert in Krankenhäusern. Die Kinder wer-
den auch zu Hause besucht. Das gibt es jetzt schon.
Es gibt auch Kinder, die längeren Urlaub haben, weil
sie Kinder von Gastarbeitern sind, die öfter ein biss-
chen weiter wegfahren und dann einen 14-tägigen
Urlaub vom Kultusminister bekommen. In der Zeit
können sie mit den modernen Kommunikationsmit-
teln gefördert werden. Das ist, was ich hier darge-
stellt habe. Das ist ja nicht so schwierig, oder?

Eine Schule, die an ihre Kinder denkt, denkt auch an
solche Dinge und lässt die Kinder nicht alleine, die
krank sind. Es gibt Kinder, die haben Förderschulen
besuchen müssen, nur weil sie Rheuma hatten und
wiederkehrend zu Hause bleiben mussten. Die
könnten zum Beispiel auf diese Art zu Hause unter-
richtet werden. So eine Lernkontrolle ist nötig. Der
Kontrolle dienen zum Beispiel geeignete Tests. Da-
bei werden die Stärken und Schwächen der Kinder
festgestellt. Motivation als Lernansporn, nicht Angst
vor schlechten Noten zum Beispiel. 

Der Unterrichtsplan richtet sich nach den Bedürfnis-
sen des einzelnen Schülers. Das gilt auch für die
Reihenfolge der Stoffe. Nach einer gewissen Zeit
sind die Schüler und Schülerinnen nicht verschieden
gut ‑ ‑

(Zurufe.)

Herr Commerçon lernt beharrlich auch nichts dazu. 

(Abg. Renner (SPD): Sie sind ja auch nicht der
Oberlehrer!)

Ja, aber Herr Renner, Sie sind der gute Zwischen-
redner.

(Abg. Commerçon (SPD): Das stimmt!)

Hören Sie einmal genau zu, was ich sage. Das ist
nämlich sehr wichtig, das wird aber nicht beachtet in
unserem Schulsystem. Die Kinder sind nicht ver-
schieden gut, sondern sie sind verschieden weit. Es
gibt keine Zeitvorgaben, sondern Zielvorgaben. Das
ist nämlich jetzt in unserem Schulsystem nicht der
Fall. 

(Abg. Kurtz (SPD): Das haben Sie schon vor ei-
nem Monat gesagt.)

Die Schule übernimmt die Verantwortung auch für
die Schullaufbahn und den Schulerfolg für die von
ihr aufgenommenen Schüler. - Das ist auch nicht so.

Es gibt bei uns immer noch Schulen, die Kinder ein
oder zwei Jahre haben und sie dann von der Schule
weisen, weil sie angeblich nicht zu ihrer Schule ge-
hören. Eine Schule, die ein Kind aufnimmt, muss
Verantwortung für dieses Kind übernehmen. Die
Schule hat Sportteams, Orchester, Chor, Theater-
gruppen und alle Arten von Hobby- und Neigungs-
gruppen. Grundsatz: Was man vor Ort lernen kann,
muss vor Ort angeboten werden. Eine Aufgabe ist
auch die Suche nach Talenten, eigene Talentberater.

Wichtig ist, kein Talent darf verloren gehen, Frühför-
derung ist das Stichwort. Wir reden ja auch von Völ-
kerverständigung und so weiter. Die Schule pflegt
Partnerschaften mit Schulen anderer Sprachgebiete.
Ein systematischer und regelmäßiger Schüler- und
Lehreraustausch wird organisiert. Zusammenarbeit
von Vereinen mit örtlichen Institutionen, die Schulen
arbeiten auch mit anderen Schulen zusammen. Die
Schule führt regelmäßig Feste und Veranstaltungen
durch, Schulfeste, Sportfeste, Erntedankfeste und
so weiter. Um ihr Ziel zu erreichen, muss die Schule
von unnötigen Fesseln befreit werden. Das sind die
Dinge, die wir hier auch immer vortragen. 

Die Schule lebt ihre Selbstständigkeit. Einbindung
der Schüler in die anfallenden Arbeiten an der
Schule, Haus, Verwaltung, Unterricht. In der Schul-
gemeinschaft muss die wirkliche Demokratie gelebt
werden. Die Schule ist nicht mehr eine Schule im
herkömmlichen Sinne, sie ist ein Bildungszentrum,
ein Bildungsunternehmen, eine Kulturhochburg. In
jedem Alter kann man Teil dieses Unternehmens
sein. Eine Person kann gleichzeitig Lehrender und
Lernender sein. Es geht noch weiter, aber ich will es
damit bewenden lassen. Jedenfalls könnte so das
Gerippe, der Aufbau einer internationalen Schule
sein. 

Man könnte erst einmal eine Grundschule gründen
und mit den Kindern anfangen, die diese Schule be-
suchen wollen. Aber ich bin mir nicht sicher. Viel-
leicht kann ja die Kultusministerin einmal etwas dazu
sagen, ob überhaupt schon Erhebungen durchge-
führt wurden, welche Kinder für eine solche Schule
infrage kommen, welche Kinder Interesse haben,
welche Lehrer Interesse haben, an einer solchen
Schule zu unterrichten, und welche Lehrer oder Pro-
fessoren bereit sind, solche Lehrer auszubilden. Ich
weiß nicht, ob so etwas schon gemacht worden ist,
aber es wäre höchste Zeit, damit anzufangen. - Dan-
ke schön. 

(Beifall von der AfD.)
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Präsident Toscani:

Ich eröffne die Aussprache. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. Deshalb schließe ich die Aussprache. 

(Beifall von der SPD und der LINKEN.)

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/1198. Wer für die Annahme der
Drucksache 16/1198 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich
der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag Druck-
sache 16/1198 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist.
Zugestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion, dagegen
gestimmt haben alle anderen Abgeordneten des
Hauses. 

Wir kommen zu Punkt 19 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Beschluss des saarländischen Ver-
kehrs- und Wirtschaftsministeriums zum Ab-
riss der Gleise der Hochwaldbahn zwischen
Nonnweiler und Türkismühle (Drucksache
16/1193)

Zur Begründung des Antrags erteile ich wiederum
Herrn Fraktionsvorsitzendem Josef Dörr das Wort. 

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Gleise der Hochwaldbahn sollen entfernt werden.
Nach der Kosten- und Nutzenrechnung des Ministe-
riums lohnt die Strecke nicht. Aber so einfach ist die
Sache nicht.

(Abg. Kurtz (SPD): Ja, das stimmt! - Lachen bei
der SPD.)

Hat man an die Anbindung des ländlichen Raumes
gedacht? Hat man an die Erreichung der hehren Kli-
maziele gedacht? Hat man an den heimischen Tou-
rismus gedacht? - Wohl kaum. Stellen wir uns ein-
mal vor, wir machen eine Fahrt mit dieser Hochwald-
bahn, wenn sie funktionieren würde. Wir beginnen
die Fahrt in Nonnweiler. Das Nonnweiler Viadukt, ein
industriekulturelles Denkmal, erbaut 1900, ist das
Erste, was wir sehen, dann der keltische Ringwall
aus dem 4. oder 5. Jahrhundert vor Christus, der Zü-
scher Hammer, ein Industriedenkmal aus dem
17. Jahrhundert und die Primstalsperre. 

Bauwerke, die allesamt von höchstem geschichtli-
chem, bautechnischem und touristischem Wert sind,
befinden sich am Rande der Strecke. Das trägt auch
zum Erhalt dieser Industriekultur in Verbindung mit
einer elektrifizierten Bahntrasse bei. Wir kommen

dann nach Mariahütte, ebenfalls ein einmaliges En-
semble aus der saarländischen Industriegeschichte,
zwischen Nonnweiler und Türkismühle der Peter-
berg mit seinen Attraktionen. Denken wir auch an
den Nationalpark Hunsrück am Ende der Strecke
Türkismühle in unmittelbarer Nähe zum Bostalsee. 

Es gibt nur den einen Schluss: Diese Trasse im
Hochwald ist zu sichern. Dies zeigt in hohem Maße
die Kreativlosigkeit und allgemeine Hilflosigkeit des
Ministeriums, zukunftsweisende Entscheidungen zu
treffen. Ich erinnere mich an die Sechzigerjahre. Da-
mals wurden in Saarbrücken und Neunkirchen die
Gleise aus dem Boden gerissen, gewaltige Fehlent-
scheidungen, die nachher bedauert wurden. Inzwi-
schen haben wir die Saarbahn. Wir haben die Stra-
ßenbahnen abgeschafft, wir haben die Saarbahn.
Das ist nichts anderes als eine Straßenbahn, sie
heißt nur Saarbahn. Aber sie hat nur noch eine Li-
nie, von Saargemünd nach Lebach. Alle Zwischen-
verbindungen sind weggefallen. Hier soll wieder
dasselbe geschehen. Man will die Gleise herausrei-
ßen und dann für ewig diese Bahnlinie stilllegen.

Wie kurzsichtig das Herausreißen von Schienen ist,
zeigt auch die Lücke zwischen Zweibrücken, Einöd,
Schwarzenacker und Homburg, die vor über 20 Jah-
ren willkürlich geschaffen wurde. Man hat es nicht
fertiggebracht, Zugverkehr zwischen Homburg und
Zweibrücken zu ermöglichen, obwohl Rheinland-
Pfalz gute Vorarbeit geleistet hat. Ein Abriss ist
schnell durchgeführt, ein Neuaufbau von genau der
gleichen Strecke würde Jahre dauern. Das Beispiel
der Bahnstrecke nach Luxemburg über Thionville
zeigt, dass es heute Jahrzehnte dauert, um eine
neue Strecke zu realisieren. Trotz allem soll nun die
Gleisanlage zwischen Nonnweiler und Türkismühle
abgebaut werden. Zudem sind Beschlüsse, die das
Thema Bahnlinie betreffen, nicht nur auf Grundlage
eines Kosten-Nutzen-Planes zu treffen. 

(Sprechen bei den Regierungsfraktionen.)

Sie wollen, dass die Leute vom Auto auf die Bahn
umsteigen. Gleichzeitig wollen Sie die Gleise her-
ausreißen. Sie setzen die Zukunft des Saarlandes
durch Unvermögen und Perspektivlosigkeit aufs
Spiel. Sie reden vom ÖPNV. Jetzt kommt auch
schon wieder ein neuer Plan, aber ich habe in der
Zeitung gelesen, dass wir damit noch in den Anfän-
gen stecken. Es wäre ganz einfach, einen Tarifver-
bund zu machen, aber da kommen wir mit Sicherheit
nicht voran, geschweige denn bei einem Verkehrs-
verbund. Sie reden vom ÖPNV, von ländlichen Re-
gionen, die Sie nicht abhängen wollen, Sie tun aber
nichts, im Gegenteil, Sie reißen auch noch die Glei-
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se heraus, auf denen ein sinnvoller ÖPNV fahren
könnte.

(Unruhe bei den Regierungsfraktionen.)

Leider ist das Fernsehen nicht mehr anwesend.
Wenn die Leute draußen sehen würden ‑ ‑

(Abg. Renner (SPD): Wenn die sehen würden,
was für einen Stuss Sie reden! - Weiter Sprechen
und Unruhe.)

Wenn sie sehen würden, wie ernst man diese Fra-
gen nimmt, von denen man immer so groß tönt,
dass sie so wichtig wären.

(Abg. Kurtz (SPD): Wo waren denn Sie am
Samstag, da wurde das Thema im Schloss disku-
tiert? - Lachen bei den Regierungsfraktionen.)

Es heißt immer, wir müssen den Verkehr auf die
Schiene bringen, wir müssen etwas für das Klima
tun, wir müssen den Nahverkehr stärken, wir müs-
sen die ländlichen Gebiete stärken. Aber dann wer-
den dort Gleise herausgerissen. Und das erzeugt
bei Ihnen offensichtlich Heiterkeit. Das ist ein Fakt.

(Abg. Renner (SPD): Sie erzeugen Heiterkeit! -
Abg. Kurtz (SPD): Über das Thema wird disku-
tiert, Sie sind aber nie vor Ort! - Weitere Zurufe
von den Regierungsfraktionen. - Zunehmende
Unruhe.)

Sie müssen endlich begreifen, dass das nördliche
Saarland verkehrsmäßig nicht abgehängt werden
darf. Dies führt nämlich dazu, dass die Bevölkerung
in diesen Gebieten noch stärker zurückgeht. Im Au-
genblick steht wieder eine Summe im Raum, die der
Bund bezahlt: 5,25 Milliarden.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Jetzt geht es aber los!)

Man kann sich dann leicht ausrechnen, was dem
Saarland eigentlich zustehen würde, aber wir haben
in der Vergangenheit schon oft gesehen, dass wir
nur einen Bruchteil davon bekommen.

(Lachen bei den Regierungsfraktionen. -
Abg. Commerçon (SPD): So eine Unverschämt-
heit!)

Oft hängt es auch nur daran, dass hier keine Pla-
nungen vorliegen, nach denen Gelder ausgezahlt
werden. Der Freistaat Bayern macht es uns vor. Der
kriegt das Zehn- und Hundertfache.

(Anhaltende Unruhe und lautes Sprechen bei den
Regierungsfraktionen.)

Ja, so ist das. Ich bin mal gespannt, wie diese 5,25
Milliarden oder unser Teil davon hier ankommt und
genutzt wird. Herr Commerçon, damit Sie sehen,

dass diese Lustigkeit nicht alle teilen, will ich Ihnen
mal aus ein paar Leserbriefen zum Thema zitieren,
denn diese Briefe sprechen Bände: Von Zerstörung
von wertvoller Infrastruktur ist die Rede, von fehlen-
der Perspektive und wenig zukunftsträchtigem Vor-
gehen. 

(Zuruf von Ministerin Rehlinger.)

Frau Rehlinger, wenn Ihnen in der Verkehrspolitik
sonst nichts einfällt,

(Empörte Zurufe von der SPD, Lachen, Unruhe
bei den Regierungsfraktionen)

dann lassen Sie die Gleise doch mindestens dort lie-
gen, wo sie sind, und reißen Sie sie nicht heraus.

(Beifall von der AfD. - Lachen und fortdauernde
Unruhe bei den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die Aus-
sprache. - Erster Redner ist der Abgeordnete
Dr. Magnus Jung für die SPD-Landtagsfraktion. 

(Minister Jost singt: Eine Insel mit zwei Bergen. -
Sprechen.)

Abg. Dr. Jung (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich bedaure es ebenfalls, dass das Fernse-
hen heute nicht mehr da ist, denn wenn es heute da
wäre, hätte die „Heute Show“ die Gelegenheit, eine
ganze Sondersendung aus den Vorträgen zu dre-
hen, die Sie am heutigen Tage hier gehalten haben.

(Lachen und Beifall bei den Regierungsfraktionen
und der LINKEN.)

Ich habe mich gemeldet, um zu diesem Punkt etwas
zu sagen, weil ich es einfach billig und ärgerlich fin-
de, mit welchem Populismus und mit wie wenig
Sachverstand die AfD dieses Thema aufgreift. Sie
quälen sich beim Ablesen durch einen Text, den Ih-
nen offensichtlich irgendjemand aufgeschrieben hat,
völlig ohne jegliche Ortskenntnis und auch ohne
Sachkenntnis der Situation vor Ort. Ich möchte Ih-
nen deshalb ganz deutlich sagen: Diese Bahnstre-
cke ist seit Jahren nicht mehr befahren worden, weil
es niemanden gibt, der auf dieser Bahnstrecke fah-
ren will. Das galt in den letzten Jahren für das The-
ma Güterverkehr, Personenverkehr hat auf dieser
Bahnstrecke schon sehr lange nicht mehr stattge-
funden. 

Wenn man auf dieser Bahnstrecke Personenverkehr
hätte organisieren wollen, dann hätte man einen
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mehr als zweistelligen Millionenbetrag allein in die
Strecke investieren müssen. Dann wäre man aber
immer noch in die Situation gekommen, dass es
zum Beispiel an dem interessanten Halt Otzen-
hausen überhaupt keinen Bahnhof mehr gibt und an
anderen Stellen auch nicht. Es fehlt also völlig an ei-
ner Infrastruktur für den Personenverkehr. Es fehlt
auch völlig an Nachfrage. Trotz aller Bemühungen
einer entsprechenden Bürgerinitiative - allerdings
von Bürgern, die gar nicht dort wohnen, sondern
sonst wo im Saarland - ist es in den letzten Jahren
nicht gelungen, irgendjemanden zu finden, der sig-
nalisiert hätte, dass er Interesse hat, diese Strecke
zu befahren. 

Wenn die saarländische Landesregierung jetzt prüft,
Strecken wieder in Betrieb zu nehmen, die außer
Betrieb waren, dann begrüßen wir das. Dafür sind
ordentliche Untersuchungen gemacht worden. Es
gibt eine Prioritätenliste, welche Strecken am meis-
ten Verkehr haben werden, wo sich also die Investiti-
onen lohnen. Wenn wir diese Prioritätenliste abar-
beiten, haben wir viele Jahre zu tun. Die von Ihnen
genannte Strecke steht ganz am Schluss dieser Lis-
te. Wenn Sie sich heute hier hinstellen und den Bür-
gern in diesem Land die Illusion verkaufen wollen,
auf dieser Strecke könnte und sollte doch in den
nächsten Jahren irgendwann mal wieder ein Zug mit
Personenbeförderung fahren, dann ist das so abwe-
gig und unseriös, dass Sie sich dafür schämen soll-
ten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich sage Ihnen mal, was wir dort machen, und zwar
mit großer Unterstützung der Menschen vor Ort: Wir
bauen dort den schönsten Radweg, den das Saar-
land haben wird, auf der ehemaligen Bahnstrecke
von Freisen über Türkismühle vorbei am Ferienpark
Bostalsee vorbei am Nahe-Radweg und am Natio-
nalpark bis nach Nonnweiler-Bierfeld. Wir kreuzen
dort auch den Georgi-Radweg und den Ruwer-Rad-
weg. Vier große Fernradwege werden durch diese
neue Radstrecke miteinander verknüpft. Das ist eine
touristische Leitinvestition für den ganzen Norden
des Saarlandes. Das wird bejubelt und beklatscht
von der Bevölkerung vor Ort.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Viele wollen diesen Radweg, an dem beispielsweise
auch das Industriegebiet der Gemeinde Nonnweiler-
Otzenhausen liegt, für den Alltagsradverkehr nutzen.
Sie sagen, sie wollen zukünftig mit dem Fahrrad zur
Arbeit fahren. Das wollen die Leute vor Ort. Wenn
Sie jetzt ganz billig und ohne sich in irgendeiner
Weise Kenntnis verschafft zu haben einen solchen

Vortrag halten, dann finde ich das wirklich unmög-
lich. - Wir werden diesen Antrag ablehnen. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:

Ich erteile als nächstes dem Abgeordneten Jochen
Flackus für die Landtagfraktion DIE LINKE das Wort.

Abg. Flackus (DIE LINKE):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
möchte mich in Teilen ein bisschen anders positio-
nieren. Ich will aber erst einmal zur AfD sagen, dass
es heute schon das zweite Mal der Fall ist, dass
man auf unsere Themen geht. Das war bei der drit-
ten Sportstunde so, jetzt ist es wieder so. Jetzt ist es
die Hochwaldbahn. Wir sind ja in der Karnevalszeit,
da darf ich feststellen, dass Sie immer hinterherkom-
men wie die „alt Faasenacht“. Denn das Thema der
Hochwaldbahn und wie es im Wirtschaftsministeri-
um, von Ingenieurbüros und von Experten diskutiert
wird, haben wir im Oktober im Wirtschafts- und Ver-
kehrsausschusses behandelt, wie sich das für Parla-
mentarier gehört. Dort ist das übrigens auf unseren
Antrag hin ausführlich diskutiert worden. Herr Kolle-
ge Wegner war dabei. Ich glaube, wir haben be-
stimmt eine Stunde über das Thema gesprochen.
Das ist das eine. Dort haben Sie durch Abwesenheit
glänzt. Wenn ich mich richtig erinnere, wurden von
Ihnen keine Fragen dazu gestellt, während wir unse-
re Fragen abgearbeitet haben. Das ist das eine.

(Abg. Dörr (AfD): Ich kann gar nicht durch Abwe-
senheit glänzen, weil ich dem Ausschuss gar
nicht angehöre.) 

Ich habe gesagt, Ihre Fraktion. Das ist auch wurscht.
- Es gibt einen zweiten Punkt, um den es geht. Es
gibt einen offenen Brief der Bürgerinitiative. Da un-
terscheide ich mich vom Kollegen Jung. Ich finde,
der Brief ist sehr seriös gemacht. Es sind zum Bei-
spiel auch meine Parteifreunde, die dort oben unter-
wegs sind. Das sind schon Leute, die da leben. Ich
finde diesen Vorwurf nicht gerechtfertigt. Diesen
Brief haben die Kollegin Schramm und ich unter-
stützt. Aber es ist klar, eine Wiederbelebung ist ein
ausgesprochen schwieriges Thema. Sie haben die
Fakten genannt. Dort oben fährt kein Zug mehr. Es
gibt auch eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, dass
es wahrscheinlich so schnell nicht funktioniert.

Es ist ein klarer Fall von Themendiebstahl durch Ihre
Fraktion. Lassen Sie das in Zukunft. Denken Sie
sich selber einmal etwas außerhalb des Bildungsbe-
reichs aus. Machen Sie einmal ein paar Wirtschafts-
themen.
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Es gibt natürlich viele Fakten, die dagegensprechen,
die Bahnstrecke wiederaufzubauen. Es gibt die Dis-
kussion, ob man nicht einen Radweg, der völlig in
Ordnung ist, parallel aufbaut. Ich weiß, auch darüber
haben wir im Ausschuss diskutiert; damals waren
Sie auch nicht da, glaube ich. Ich sage, es ist äu-
ßerst problematisch.

Aber es geht hier auch um Klima und Umweltschutz,
wenn wir über die Bahn reden. Die Bahn muss bei
der Verkehrswende eine Rolle spielen. Darin sind
wir uns hoffentlich einig, außerhalb der AfD natür-
lich. Die Investitionssumme ist genannt worden. Der
Bund stellt Geld zur Verfügung. Wir müssen also an
dieser Ecke Geld abholen, vielleicht nicht für diese
Strecke, aber wir müssen planen, wie wir damit um-
gehen, damit die Bahn einen Hype kriegt. Das ist
halt so. Im konkreten Fall wissen wir, dass es
schwierig ist. Das ist auf jeden Fall konstatiert.

Den Vorschlag der Bürgerinitiative habe ich erwähnt.
Laut Experten ist es problematisch, es baulich zu
machen. Das habe ich in der Diskussion verstanden.
Wir würden außerdem keine Förderung vom Bund
kriegen, wenn wir den Radweg parallel bauen wür-
den. So habe ich zumindest das Wirtschaftsministe-
rium verstanden. Ich nehme diese Information natür-
lich ernst. Aber wir plädieren auf jeden Fall dafür,
wie das die Bürgerinitiative auch getan hat, noch
einmal zu prüfen, ob nicht doch eine Parallelität
möglich ist. Das war in der Ausschussdiskussion
eher ein bisschen vage. Ich bitte darum, dass man
das vorurteilsfrei macht und die Diskussion vor Ort
ernst nimmt.

Für meine Fraktion sage ich, immerhin ist das Bahn-
recht geblieben. Wir haben nach wie vor Bahnrecht
auf dieser Strecke, auch wenn der asphaltierte Rad-
weg auf der Trasse verlegt wird. Das bedeutet so
ähnlich wie im Bergrecht, dass man theoretisch,
wenn man das will und finanzieren kann, diese
Bahnlinie quasi reanimieren kann. Neben der vorur-
teilsfreien Prüfung zählt für mich, dass man auf das
Bahnrecht auf keinen Fall verzichtet, Frau Wirt-
schaftsministerin. Ich glaube, das ist auch völlig fol-
genlos. Das kann man einfach so stehen lassen.
Das wäre eventuell eine Chance, wenn man es ma-
chen wollte, dort oben noch einmal loszulegen. -
Vielen Dank. 

(Beifall von der LINKEN.)

Präsident Toscani:

Nächster Redner für die CDU-Landtagsfraktion ist
der Abgeordnete Ulrich Schnur mit seiner ersten Re-
de im Plenum.

Abg. Schnur (CDU):

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Zunächst möchte ich Ihnen gerne einen kurzen
historischen Überblick zur Entwicklung der Hoch-
waldbahn selbst und dem dort durchgeführten Per-
sonen- beziehungsweise Güterverkehr geben. Mit-
hilfe dieses Überblicks möchte ich Ihnen verdeutli-
chen, warum der Erhalt der Trasse zwischen Nonn-
weiler und Türkismühle sowohl unter verkehrlichen
als auch volkswirtschaftlichen Erwägungen keinen
Sinn ergibt und letztlich ein Abriss der Gleise unum-
gänglich ist.

Als Hochwaldbahn oder auch als Ruwertalbahn wird
die ehemals von Trier über Hermeskeil nach Türkis-
mühle verlaufende Bahnstrecke bezeichnet. Sie
wurde erstmals am 15.08.1889 in Betrieb genom-
men und verfügte über eine Streckenlänge von rund
73 Kilometer. Von Trier bis nach Hermeskeil waren
es circa 50 Kilometer und weitere 23 Kilometer von
Hermeskeil nach Türkismühle.

In den Dreißigerjahren gab es zwar immerhin bis zu
zehn durchgehende Zugpaare pro Tag, doch im
Grunde genommen blieb der Anteil des Personen-
verkehrs eher bescheiden, sodass sich bereits in
den Sechzigerjahren ein Rückzug des unrentabel
gewordenen Reiseverkehrs abzeichnete. Dieser
Rückzug wurde sodann auch im Jahre 1969 für den
Streckenabschnitt zwischen Hermeskeil und Türkis-
mühle für den Personenverkehr beschlossen.

Für den Streckenabschnitt zwischen Pluwig und
Hermeskeil folgte die Einstellung des Personenver-
kehrs im Jahre 1981. Wenige Jahre später folgte
dann schließlich auch der Streckenabschnitt zwi-
schen Trier-Ruwer und Pluwig; dieser wurde im Jah-
re 1984 endgültig eingestellt. Der Güterverkehr hin-
gegen konnte zunächst noch erhalten werden; es
wurden vor allem Grubenholz, Lohe, landwirtschaftli-
che Produkte aus der Region und Kolonialwaren
transportiert. Dieses noch rege Verkehrsaufkommen
konnte bis Ende der Achtzigerjahre mit täglichen
Güterzügen bedient werden. 

Anfang der Neunzigerjahre begann nun aber auch
der etappenweise Rückzug des Güterverkehrs. Zum
02.06.1991 wurde der Streckenabschnitt zwischen
Waldrach und Hermeskeil eingestellt. Im Jahre 1998
folgte der Streckenabschnitt Trier-Ruwer - Hermes-
keil und im November 2000 schließlich auch der
Teilabschnitt zwischen Hermeskeil und Türkismühle.

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden,
dass die Hochwaldbahn zwischen Türkismühle und
Trier-Hauptbahnhof jenseits der Betriebsstelle Her-
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meskeil seit 1998 stillgelegt und der Teilabschnitt
zwischen Ruwer und Hermeskeil bereits abgebaut
worden ist. Darüber hinaus ist auch der Abschnitt
Hermeskeil - Türkismühle seit dem 31.08.2012 we-
gen des Ablaufs der Betriebsgenehmigung gesperrt
und zudem seit 2014 stillgelegt. 

Wie Sie anhand dieses kurzen historischen Rück-
blicks sehen können, hat die Bahnstrecke zwischen
Türkismühle und Trier-Hauptbahnhof eine durchaus
bewegte Eisenbahnvergangenheit aufzuweisen. Da-
neben hat sie aber auch eine bewegte und ökolo-
gisch sinnvolle Folgenutzung auf zwei Rädern vor
sich, die darüber hinaus auch Synergieeffekte für die
ganze Region mit sich bringen wird. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Dort, wo früher auf der historischen Eisenbahnstre-
cke Züge dampften, rollen heute Fahrräder. Durch
den Ruwer-Hochwald-Radweg konnte die Region
fahrradtouristisch erschlossen werden. Wie die ehe-
malige Bahnstrecke verbindet nun der Radweg auf
einer Länge von rund 50 Kilometern das Tal der Mo-
sel mit den Höhen des Hunsrücks.

Lassen Sie mich nun noch ein paar Worte zum The-
ma Streckenstilllegung und Streckenreaktivierung
verlieren, denn gerade vor dem Hintergrund der Er-
reichung der klimapolitischen Ziele, zu denen sich
die Bundesregierung verpflichtet hat, kann eine
Triebfeder des Erfolgs darin gesehen werden, den
Verkehr auf die Schiene zu verlegen. 

Ein Mittel hierzu kann, und ich möchte an dieser
Stelle ausdrücklich betonen „kann“, die Reaktivie-
rung von stillgelegten Eisenbahnstrecken sein, denn
bei diesen Überlegungen muss sowohl die verkehrli-
che als auch die volkswirtschaftliche Sinnhaftigkeit
der zu reaktivierenden Trasse einer gewissenhaften
Prüfung unterzogen werden. An dieser Stelle muss
die Frage gestellt werden, wann es überhaupt zu ei-
ner Streckenstilllegung kommt, denn eine solche
Stilllegung erfolgt nicht ohne Weiteres. 

Häufig ist es so, dass die jeweilige Eisenbahnstre-
cke nicht mehr so häufig frequentiert wird, wie dies
in der Vergangenheit der Fall gewesen ist. Durch die
reduzierte Nutzung und die ausbleibenden Trassen-
entgelte kann die Vorhaltung der jeweiligen Bahn-
strecke unrentabel werden. Wie Sie anhand meines
kurzen historischen Abrisses erkennen konnten,
wurde bereits Ende der Sechzigerjahre der Rückzug
des Personenverkehrs auf dem Streckenabschnitt
zwischen Hermeskeil und Türkismühle beschlossen.
Weitere Abschnitte folgten, sowohl für den Perso-
nen- als auch für den Güterverkehr.

Auch das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie
und Verkehr hat im Rahmen des Konzepts für die
strategische Weiterentwicklung des ÖPNV im Saar-
land überprüft, wo aus verkehrlichen und volkswirt-
schaftlichen Aspekten eine Reaktivierung des
Schienennetzes sinnvoll erscheint. Hierzu wurde ein
zweistufiges, standardisiertes Bewertungsverfahren
angewendet, das das Verhältnis zwischen dem
volkswirtschaftlichen Nutzen und den zu erwarten-
den Kosten widerspiegelt. Auf der ersten Stufe wird
zunächst eine Grobüberprüfung mit standardisierten
und anerkannten Kostensätzen durchgeführt. In ei-
nem zweiten Schritt erfolgt eine vertiefte Überprü-
fung unter Zugrundelegung möglichst vollständiger
Informationen zum Zustand und zur Ausarbeitung
möglicher Betriebskonzepte. Die in diesem Zusam-
menhang untersuchte Strecke Türkismühle - Nonn-
weiler - Hermeskeil weist in der ersten Grobüberprü-
fung ein Nutzen - Kosten - Verhältnis von kleiner als
1 auf, was letztlich bedeutet, dass der volkswirt-
schaftliche Nutzen kleiner als die damit einherge-
henden Kosten eingeschätzt wird und im Ergebnis
das Gebot der Wirtschaftlichkeit an dieser Stelle
nicht gewahrt werden würde.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Eine weitere Detailuntersuchung der ehemaligen
Strecke von Türkismühle über Nonnweiler bis zur
rheinland-pfälzischen Landesgrenze war insoweit
obsolet. Darüber hinaus kann die Buslinie R200 zwi-
schen Türkismühle und Hermeskeil als zweckad-
äquate Alternative angesehen werden, da hier die
Linienführung flexibler an die Fahrgastbedürfnisse
angepasst werden kann. Die Bürgerinnen und Bür-
ger profitieren montags bis freitags von einem stünd-
lich durchgeführten Takt sowie am Wochenende von
einem Zweistundentakt.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, es
lässt sich also festhalten, dass eine Reaktivierung
des Schienenverkehrs auf dem angesprochenen
Teilabschnitt weder aus verkehrlichen noch volks-
wirtschaftlichen Aspekten als sinnvoll erachtet wer-
den kann. Darüber hinaus ist der geplante Radweg
für die weitere touristische Erschließung der Region
bedeutsam, unter anderem als Lückenschluss an
den Prims-Radweg sowie an den Ruwer-Hochwald-
Radweg, und wird zudem zusätzlich durch Mittel des
Bundes finanziell gefördert. Vor diesem Hintergrund
empfehlen wir die Ablehnung des AfD-Antrags. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Präsident Toscani:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, schließe ich die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen ab über
den Antrag Drucksache 16/1193. Wer für die Annah-
me der Drucksache 16/1193 ist, den bitte ich, eine
Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer enthält
sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag
Drucksache 16/1193 mit Stimmenmehrheit abge-
lehnt ist. Zugestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion,
dagegen gestimmt haben alle anderen Fraktionen
sowie die fraktionslose Abgeordnete. 

Wir kommen zu Punkt 20 unserer Tagesordnung:

Erste Lesung des von der AfD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Gesetzes zur Änderung des
Schulordnungsgesetzes (Drucksache
16/1199)

Zur Begründung des Gesetzentwurfs erteile ich
Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Verehrte Gäste! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es handelt sich hier um eine Ge-
setzesvorlage, die normalerweise vorne in der Ta-
gesordnung behandelt wird, aber die AfD-Fraktion
war damit einverstanden, dass er, weil wir diesen
Antrag nicht zum ersten Mal einbringen, am Ende
der Tagesordnung abgehandelt wird. 

Uns wird gelegentlich oder oft vorgeworfen, dass wir
hier gleiche Anträge einbringen. Dazu möchte ich
nur einige wenige Worte sagen. Wir sind nicht hier,
um unseren Spaß zu haben, sondern wir sind hier,
um Anliegen vorzubringen, von denen wir glauben,
dass sie sehr wichtig sind und dass wir sie hier be-
handeln müssen.

(Sprechen.)

Dazu gehört, wie wir mit unseren begabten Kindern
umgehen. Wir haben das schon öfter gesagt, es
geht nicht nur um intellektuell begabte, mathema-
tisch begabte Kinder etc., es geht um Begabungen
aller Richtungen, musisch begabt, sportlich begabt,
wirtschaftlich begabt, alle Begabungsrichtungen. Es
ist unserer Ansicht nach ein Vergehen, dass diesen
Kindern nicht das gleiche Recht zukommt wie unse-
ren behinderten Kindern. Wir sind sehr froh - ich ha-
be ja in dieser Branche gearbeitet -, dass wir ein gu-
tes Schulsystem für unsere behinderten Kinder ha-
ben. Aber wir müssen genauso darauf achten, dass

wir unsere begabten Kinder fördern. Es gibt ein paar
zaghafte Versuche hier und da, Beratung dort, Som-
mercamp hier etc. Das ersetzt nicht ein systemati-
sches Schulsystem, wo die Begabten gesucht wer-
den, wo sie gefördert werden. 

Das ist unser Anliegen, und das bringen wir hier so
lange in regelmäßigen Abständen vor, bis es ange-
nommen und beachtet wird. Das ist unser Ziel. Und
deshalb tun wir uns das an und bringen immer wie-
der dasselbe. Das muss leider so sein. Ich sage Ih-
nen noch, bevor ich jetzt schließe: Denken Sie dar-
an, was Sie Ihren Kindern und Enkeln später sagen,
wenn sie Sie danach fragen, wo Sie im Landtag wa-
ren, als das behandelt worden ist, und warum Sie
nicht dafür waren. - Danke schön!

(Beifall von der AfD.)

Präsident Toscani:

Ich eröffne die Aussprache. - Es liegen jedoch keine
Wortmeldungen vor. Ich schließe die Aussprache.
Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf zur wei-
teren Beratung an den Ausschuss für Bildung, Kultur
und Medien zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der AfD‑Landtagsfraktion, Drucksache 16/1199.
Wer für die Annahme dieses Gesetzentwurfs in Ers-
ter Lesung unter gleichzeitiger Überweisung an den
Ausschuss für Bildung, Kultur und Medien ist, den
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen?
- Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Gesetzentwurf Drucksache 16/1199 mit Stim-
menmehrheit abgelehnt ist. Zugestimmt hat die AfD-
Landtagsfraktion, dagegen gestimmt haben alle an-
deren Abgeordneten des Hauses. 

Wir kommen zu Punt 21 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Schaffung gesetzlicher Grundlagen
zur Erlangung der Kreisfreiheit von Städten
und Gemeinden (Drucksache 16/1196)

Zur Begründung des Antrags erteile ich erneut Herrn
Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
mache es erneut verhältnismäßig kurz. Es wird hier
in diesem Hause sehr viel von Demokratie gespro-
chen, von starker Demokratie und dass wir sie ver-
teidigen müssen, aber wenn es zählt, sind wir bisher
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nicht bereit gewesen, diese Demokratie wiederher-
zustellen, wo wir sie verloren haben. 

Ein Beispiel, das ich hier schon oft gesagt habe,
aber das gehört zu dem, was immer wieder gesagt
werden muss, und die Leute müssen auch sehen,
was Sie hier immer wieder ablehnen: 1974 sind un-
sere damaligen Gemeinden - ich sage es einmal
brutal - entrechtet worden. Das sind unsere heutigen
Orte, und unsere Gemeinden sind nichts anderes
als kleine Landkreise. Zur Gemeinde Perl gehören,
glaube ich, zehn Orte dazu, zu Illingen sechs, zu
Blieskastel, glaube ich, 17. Das sind kleine Landkrei-
se. Das sind Verwaltungseinheiten, aber die Mitbe-
stimmung in den Orten ist verloren gegangen. 

Wir haben in der Demokratie in Deutschland eine
gewaltige Schieflage, weil die Ebenen ineinander-
greifen. Das Subsidiaritätsprinzip wird nicht so
durchgeführt, wie es sein sollte. Der Bund beschließt
Dinge, die die Gemeinden bezahlen müssen. Das
Land beschließt Dinge, die die Gemeinden bezahlen
müssen. Auch die Landkreise sind in dieser Hinsicht
Täter, sie stellen fest, was sie brauchen, zum Bei-
spiel eine neue Schule, ein neues Schwimmbecken,
machen es und schicken die Rechnung an die Ge-
meinden. Das ist nicht in Ordnung.

Es gibt auch immer mehr Gemeinden, die sich dar-
über beklagen, ich meine, ich hätte gehört, dass
Überherrn gegen diese Umlage, die sie bezahlen
müssen, klagt. Warum geben wir unseren Städten
und Gemeinden nicht das Recht, aus diesem
Zwangsverband auszuscheiden, zum Beispiel der
Stadt Saarbrücken? Das gibt es in ganz Deutsch-
land nicht, dass eine Stadt mit fast 200.000 Einwoh-
nern kreisabhängig ist, also nicht kreisfrei ist. Die
Stadt Saarbrücken kann im Schulbereich nur über
ihre Grundschulen verfügen, sie kann nicht einmal
über Gymnasien oder Förderschulen verfügen. Sie
ist abhängig vom Regionalverband Saarbrücken.
Das heißt, Leute aus Großrosseln oder Kleinblitters-
dorf bestimmen, was in Saarbrücken in den Schulen
passiert. Das ist ein ungesunder Zustand. Wir bean-
tragen zum wiederholten Male, einen Schritt in diese
Richtung zu gehen. Heute beantragen wir, den Städ-
ten und Gemeinden die Freiheit zu geben, aus den
Landkreisen auszuscheiden. - Danke schön!

(Beifall von der AfD.)

Präsident Toscani:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die Aus-
sprache. - Da ebenfalls keine Wortmeldungen vorlie-
gen, schließe ich dieselbe.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/1196. Wer für die Annahme der
Drucksache 16/1196 ist, den bitte ich, eine Hand zu
erheben. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich
der Stimme? - Ich stelle fest, dass der Antrag Druck-
sache 16/1196 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist.
Zugestimmt haben die Abgeordneten der AfD-Land-
tagsfraktion, dagegen gestimmt haben die Abgeord-
neten der CDU-Landtagsfraktion, der SPD-Land-
tagsfraktion, der DIE LINKE-Landtagsfraktion sowie
die fraktionslose Abgeordnete. 

Wir kommen zu Punkt 22 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der AfD-
Landtagsfraktion eingebrachten Antrag be-
treffend: Wettbewerbsfähigkeit einer CO2-neu-
tralen Stahlindustrie im Saarland bewerten
und Konsequenzen zum Erhalt der Stahlar-
beitsplätze ziehen (Drucksache 16/1192)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Ab-
geordneten Lutz Hecker das Wort. 

Abg. Hecker (AfD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Zwei Gründe haben
mich veranlasst, das Thema Zukunft der Stahlindus-
trie im Saarland heute wieder auf die Tagesordnung
zu setzen. Da ist zum einen der Marsch der Stahlar-
beiter nach Brüssel, der am Montag mit der Überga-
be der Forderungen an den Kommissar und Vizeprä-
sidenten Timmermans geendet hat. Zum anderen
hatten wir mit dem Wirtschaftsausschuss in den letz-
ten beiden Wochen zwei hochinteressante Veran-
staltungen zum Thema Energieversorgung, die uns
die Folgen der Energiewende für unsere Industrie
sehr drastisch vor Augen geführt haben.

Ich möchte Sie angesichts der vorgerückten Stunde
nicht mit allerlei Zahlen langweilen, auch wenn es
ganz ohne vielleicht nicht gehen wird. Ich möchte
vielmehr auf die Konsequenzen der jetzigen Politik
von Energiewende, New Deal, ETS und so weiter
hinweisen. Um es ganz deutlich zu sagen: Die Kon-
sequenz der Dekarbonisierung der Stahlindustrie
wird die Vernichtung tausender Arbeitsplätze und
der Verlust der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Stahlindustrie sein. Die Verantwortung dafür liegt bei
der Politik der EU und der Bundesregierung. Bereits
heute kämpft die Stahlindustrie ums Überleben. In
Zeiten konjunkturellen Abschwungs drohen die aktu-
ellen Zertifikatspreise den Unternehmen die Luft
zum Atmen zu nehmen. Ich möchte das mit zwei
Gedankengängen erläutern.
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Erstens. Das ETS-System, also der Zertifikate-Han-
del, wie er derzeit besteht, belastet alle Stahlherstel-
ler innerhalb der EU gleichmäßig. Zumindest gilt das
für den Bereich der Roheisenherstellung. Innerhalb
gewisser Grenzen ist es hier den Unternehmern
möglich, Maßnahmen zu treffen, um einerseits den
CO2-Ausstoß und damit die Kosten zu reduzieren
und andererseits über die Qualität ihrer Produkte ih-
re Wettbewerbsfähigkeit zu halten. Steigende Zertifi-
katspreise, wie sie gemäß den Regeln für die kom-
mende Handelsperiode ab dem Jahr 2021 festge-
schrieben sind, machen den Spielraum für Investitio-
nen sowohl bezüglich der CO2-Vermeidung als auch
den Qualitätsvorsprung betreffend jedoch zuneh-
mend zunichte. Damit sinkt perspektivisch die Wett-
bewerbsfähigkeit der Europäer auf dem Weltmarkt.
Kommissar Timmermans hat nun erläutert, dass die
Kommission derzeit Aufschläge in Form einer Um-
weltabgabe, einer sogenannten Carbon-Border-Tax,
für Importe in die EU prüft. Dadurch soll verhindert
werden, dass Stahl, der ohne Belastungen aus dem
Kauf von CO2-Zertifikaten produziert wurde, zu
günstigen Preisen in die EU gelangt.

Was wäre die Folge? - Zunächst einmal würden sich
die Preise für Stahl und Stahlprodukte vom Welt-
marktpreis entkoppeln. Jetzt stellen wir uns einmal
vor, wir hätten im Saarland einen international auf-
gestellten Weltmarktführer im Bereich der Automo-
bilzulieferer, der für seine Produkte erhebliche Men-
gen an Stahlerzeugnissen benötigt. Wir stellen uns
weiter vor, dass dieses Unternehmen hochmoderne
Werke zum Beispiel in China und den USA betreibt,
an den Standorten der großen Märkte eben. Die be-
nötigten Stahlerzeugnisse sind an diesen Standor-
ten jedoch deutlich billiger als innerhalb der EU. Die
zwangsläufige Folge wird sein, dass immer mehr
Produktion aus der EU ausgelagert wird. Die Einfüh-
rung einer Carbon-Border-Tax wird also einer weite-
ren Deindustrialisierung Vorschub leisten. Im Übri-
gen frage ich Sie, meine Damen und Herren, worin
sich diese Maßnahme von den Zöllen unterscheidet,
die die USA unter Donald Trump seit zwei Jahren
auf verschiedene Produkte erheben und die damals
für heftige Empörung bei Ihnen gesorgt haben.

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte, ist
die perspektivische Umstellung der Stahlindustrie
auf eine weitgehend CO2-neutrale Produktion. Als
Königsweg dazu wird allgemein die Umstellung der
Roheisenproduktion auf eine Wasserstoffreduktion
anstelle des heutigen Hochofenprozesses angese-
hen. Auch Herr Kommissar Timmermans hat ja am
Montag gesagt, dass die EU im Rahmen des Green
Deal die Errichtung einer Wasserstoffwirtschaft mas-
siv fördern will. Belastet der Zertifikate-Handel die

Produzenten in allen EU-Ländern gleichmäßig, so
wird diese Transformation hin zum Wasserstoff je-
doch zumindest der Produktion von Roheisen in
Deutschland den Todesstoß versetzen. Momentan
überbieten sich alle Akteure und insbesondere auch
die aus der Politik in ihren Forderungen nach Inves-
titionsbeihilfen für die Anlagen einer Wasserstoffli-
nie. Angesprochen sind hier Bund und EU. Beide
zeigen sich auch offen für diese Forderung.

Nun gehen wir für den Moment einmal davon aus,
dass diese Milliardeninvestitionen beihilferechtlich
unproblematisch sind und die Anlagen gebaut wer-
den. Illusorisch ist aus meiner Sicht die Vorstellung,
dass die Anlagen in dem Zeitrahmen gebaut werden
können, den die nächste Revision der Hochöfen der
ROGESA vorgibt. Diese Investitionen werden unter
den Bedingungen zum Ende der nächsten ETS-
Handelsperiode und aus betriebswirtschaftlichen
Gesichtspunkten nicht mehr zu stemmen sein.
Selbst wenn wir diese Sollbruchstelle für die Rohei-
senproduktion außer Acht lassen und davon ausge-
hen, dass die Anlagen mit großzügigen Investitionen
seitens der EU und des Bundes irgendwann laufen,
bleibt noch die Frage der Energieversorgung. Die
Frage, ob eine weitgehend CO2-neutrale Stahlindus-
trie im Saarland zu wettbewerbsfähigen Preisen mit
ausreichend grünem Strom versorgt werden kann,
ist - Stand heute - ganz klar zu verneinen.

Einige der Kollegen, die letzte Woche bei der VSE
dabei waren, werden dort Aussagen gehört haben,
die an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig ließen.
Ich habe Ihnen die Zahlen alle schon genannt,
16 Terawattstunden zusätzlicher Bedarf sind durch
sogenannte Erneuerbare nicht zuverlässig verfügbar
und schon gar nicht zu für die Industrie tragfähigen
Preisen. Und wie wir alle wissen, sind wir in
Deutschland mittlerweile nicht nur bei den Verbrau-
cherpreisen spitze, auch die Industriestrompreise
sind mittlerweile die höchsten in Europa. Führt das
ETS in allen EU-Staaten zu den gleichen Belas-
tungen, so wird die Umstellung auf die Wasserstoffli-
nie zwangsläufig zu einer Verlagerung in die Staa-
ten, wo die Industriestrompreise am billigsten sind,
führen. In der künftigen Produktion werden die Ener-
giekosten der alles bestimmende Faktor für die
Wettbewerbsfähigkeit der Stahlindustrie sein. Bei ei-
nem prognostizierten Mehrbedarf an elektrischer En-
ergie von 130 Terawattstunden werden sich die Be-
triebskosten der deutschen Stahlindustrie um wohl-
wollend gerechnet 13 Milliarden Euro jährlich erhö-
hen.

Fazit: Sowohl die Green-Border-Tax als auch die
Dekarbonisierung der Stahl- und Roheisenindustrie
innerhalb der EU schwächen deren Wettbewerbsfä-
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higkeit. Insbesondere die in Deutschland nicht mehr
wettbewerbsfähigen und auf Sicht weiter steigenden
Industriestrompreise verurteilen die politisch gewoll-
te Wasserstoffreduktion in Deutschland und im Saar-
land von vorneherein zum Scheitern.

Ministerpräsident Tobias Hans hat zum Start des
Walk of Steel gesagt, dass wir uns nicht deindustria-
lisieren dürfen. Das klingt zwar schön, aber eben
auch wie das Pfeifen im Walde. Das Gegenteil ist
nämlich der Fall. Die Deindustrialisierung ist in allen
Schlüsselindustrien des Saarlandes im vollem Gan-
ge - und zwar nicht erst seit heute, sondern seit Jah-
ren. Der Kollege Günter Heinrich hat zum selben
Anlass ganz klar den Zusammenhang zwischen der
Klimaschutzpolitik der Bundesregierung und dem
Niedergang der Stahlindustrie dargestellt. Wenn nun
die IG Metall Carbon Border Tax und Förderpro-
gramme zur Dekarbonisierung der Stahlindustrie in
ihren Forderungen aufführt, sägt sie an dem Ast, auf
dem alle unsere Stahlarbeiter sitzen.

In unserem Antrag haben wir die Landesregierung
aufgefordert, all diese Punkte anhand von acht Fra-
gen zu analysieren, dann die Konsequenzen zu zie-
hen und die Rahmenbedingungen für eine dauerhaft
wettbewerbsfähige Stahlindustrie bereitzustellen.
Wie diese Konsequenzen aussehen könnten oder -
aus meiner Sicht - aussehen müssen, sehen Sie
ebenfalls in unserem Antrag. Eine Zukunft kann die
Stahlindustrie in Deutschland nur haben, wenn sie
aus dem ETS-System herausgelöst wird. - In diesem
Sinne bitte ich um Zustimmung für unseren Antrag. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD.)

Präsident Toscani:

Ich eröffne die Aussprache. - Es liegen eine Reihe
von Wortmeldungen vor. Wir beginnen mit dem Ab-
geordneten Eugen Roth für die SPD-Landtagsfrakti-
on.

Abg. Roth (SPD):

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bitte um Ent-
schuldigung, wenn ich etwas ausführen muss, weil
sich Ihr Antrag, Herr Hecker, meiner Auffassung
nach von manch anderen Anträgen Ihrer Fraktion
wohltuend abhebt, auch wenn ich am Ende nicht zu
Ihrem Ergebnis komme. Das wird Sie wahrscheinlich
nicht wundern. Es ist aber zumindest etwas ange-
sprochen, was der Erörterung wert ist.

Zunächst einmal ein herzliches Dankeschön im
Nachhinein an alle Kolleginnen und Kollegen, die
den „Walk of Steel“ unterstützt haben. Das war eine

Mordsanstrengung, um das Thema auch in Brüssel
am Kochen zu halten. Dafür sind gute Stahlkocher,
viele gute Frauen und Männer mitgegangen. Ich war
von der Unterstützung des Ministerpräsidenten und
von allen in diesem Hohen Hause begeistert. Vielen
Dank für die klaren Worte, die dazu gesagt worden
sind. Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Zur Sache. Der Kollege Hecker wirft ein Problem
auf, das tatsächlich eins ist. Wir haben das Problem
der Transformation der Stahlindustrie, das Fragen
aufwirft, die nicht so einfach zu beantworten sind.
Zunächst einmal würde ich sagen, dass die Fragen,
die Sie im Antrag aufgeworfen haben, von der Sys-
tematik her nicht passen. Stellen Sie eine parlamen-
tarische Anfrage, dann bekommen Sie eine Antwort
von der Landesregierung. Das kann man nicht in ei-
ner Diskussion machen. Das ist eine andere Form.
Das soll jetzt aber nicht schulmeisterlich klingen. 

Es geht darum, dass von Ihnen gesagt wird, dass
wir einen Eingriff in den Industrieproduktionskreislauf
politisch verordnen sollen und dass wir - ich überset-
ze es mal frei - ein ergebnisfreies Moratorium ma-
chen, Stopp sagen und dann überlegen sollen, was
überhaupt richtig oder falsch ist, insbesondere we-
gen des enormen Energiebedarfs, der bei einem
CO2-freien Produktionsprozess von Stahl entstehen
würde. Habe ich das so richtig verstanden? - Herr
Hecker, Sie nicken zustimmend.

Dann will ich dazu Folgendes sagen: Ich glaube,
dass das derzeit nicht mehr geht. Ich fange zu-
nächst einmal mit den Wettbewerbern hier in
Deutschland und im Saarland an. Ich habe eine
Presseerklärung von Voestalpine vom 07. November
2019 herausgesucht. Das Unternehmen will drei der
fünf Hochöfen in Österreich ersetzen. Die CO2-
Emissionen können dadurch bis 2030 um ein Drittel
gesenkt werden. - Ich zitiere mit Erlaubnis aus der
Presseerklärung: „Die zwei kleineren Hochöfen in
Linz und einen der beiden in Donawitz durch Elek-
troöfen zu ersetzen, sei dabei nur ein Zwischen-
schritt, denn die langfristige Vision heißt nicht Strom,
sondern Wasserstoff.“ - Dann kommt noch ein Hin-
weis auf eine kleine Pilotanlage von Voestalpine.
Das sind die Österreicher, die dort bereits gehandelt
haben.

Präsident Toscani:

Herr Kollege Roth, erlauben Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Hecker?
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Abg. Roth (SPD):

Selbstverständlich.

Abg. Hecker (AfD) mit einer Zwischenfrage:

Herr Kollege Roth, Sie haben Voestalpine angespro-
chen, die die Hochöfen stilllegen werden. Ist Ihnen
bekannt, dass Voestalpine ein nagelneues Werk in
den Vereinigten Staaten gebaut hat, wo Eisen-
schwamm mittels Erdgas produziert wird? Ist Ihnen
außerdem bekannt, dass der Großteil der Roheisen-
produktion bei Voestalpine künftig nicht mehr aus
Österreich stammen wird, sondern aus den Vereinig-
ten Staaten? - Das ist genau das Szenario, das ich
Ihnen für das Saarland vorhergesagt habe.

Abg. Roth (SPD):

Das ist mir bekannt, das ändert aber nichts an der
Aussage, dass Voestalpine die CO2-Frage im Mo-
ment an drei Standorten in Österreich sehr ernst
nimmt. Ich komme gleich noch zur Standortpolitik.

Ich will eine weitere Geschichte erwähnen, die sich
in der Industrie- und Handelskammer des Saarlan-
des am 19. November ereignet hat. Es waren einige
von uns da. Die Kollegin Sarah Gillen hat zum Bei-
spiel aktiv an der Podiumsdiskussion teilgenommen.
Ich zitiere den Präsidenten der Industrie- und Han-
delskammer, Herr Hanno Dornseifer, der in seiner
Pressemitteilung vom 19. November Folgendes ge-
sagt hat: „Wenn Deutschland die drohenden EU-
Strafzahlungen für eine Verfehlung der CO2-Redukti-
onsziele in den Bereichen Verkehr, Gebäude, Teilen
der Industrie, Landwirtschaft und Abfallwirtschaft
vermeiden will, muss jetzt gehandelt werden - und
zwar zügig und sachgerecht. Die Wirtschaft sieht in
einem CO2-Emissionshandel für fossile Kraft- und
Brennstoffe die beste Lösung.“ - Er hat also nicht ge-
sagt, dass wir es beenden müssen, sondern dass
wir es richtig machen müssen. Damals ist darüber
gestritten worden, was konkret richtig oder falsch ist.
Auch anwesend war Prof. Dr. Joachim Weimann von
der Otto-von-Guericke-Universität in Magdeburg, der
sogar in einem guten Emissionshandel die Lösung
der Probleme sah.

Ich möchte eine dritte Geschichte zitieren, die ich für
maßgeblich halte, und danach komme ich dazu, was
uns das sagen soll. Ich zitiere aus einem Schreiben
über Informationen zum Stand des Strategieprozes-
ses von Dillinger, SHS und Saarstahl von dieser Wo-
che: „Das Team CO2-Strategie“ - es gibt also ein
Team CO2-Strategie - „arbeitet verschiedene Pfade
für unsere Transformation in eine CO2-freie Zukunft
weiter aus. Gleichzeitig diskutieren wir mit der Politik

unsere Ideen und die für die Umsetzung notwendi-
gen Rahmenbedingungen. Wir haben in Berlin und
Brüssel den Handlungsbedarf konkret benannt. Jetzt
müssen Taten folgen. Dabei weisen wir überall dar-
aufhin, dass sich an der Stahlindustrie die Glaub-
würdigkeit des europäischen Green Deal entschei-
det. Wir werden in Deutschland und Europa entwe-
der Modellregion oder Klimaversager.“ - Das heißt
im Klartext - und das wird den Kollegen Wegner
freuen -, Wirtschaft findet in der Wirtschaft statt. Sie
sind längst auf dem Weg, die Technologieführer-
schaft zu halten. Wir haben die Technologieführer-
schaft und wollen sie halten.

Sie sagen zu Recht, dass dies in der Zeitschiene
mehr als ambitioniert ist. Würde man die Stahlindus-
trie nicht bei den Plänen unterstützen, die sie mit un-
serer Mitbestimmung und unseren Kolleginnen und
Kollegen entworfen haben, würden wir in kurzer Zeit
gegen die Wand fahren. Sie fordern ein Moratorium.
Sie fordern, dass man innehalten und alles politisch
verordnen soll, während die Welt sich weiterdreht.
Das wäre der sichere Tod der Stahlindustrie im
Saarland, in Deutschland und in Europa.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Aber es kann auch Gewinn aus dieser Entwicklung
gezogen werden. Ich weise darauf hin, dass die Ent-
wicklung bei der Offshore-Windenergiegewinnung
uns, der saarländischen Wirtschaft, ganz unmittelbar
in die Karten spielt. Was viele nicht wissen: An der
Wesermündung in Nordenham haben wir ein ganzes
Werk errichtet, es heißt Steelwind Nordenham.
Wenn die Offshore-Windnutzung ausgebaut wird,
und danach sieht es derzeit aus, wird uns das nut-
zen. Bei allen technischen Problemen - ich weiß, da
kennen Sie sich besser aus als ich, Herr Hecker - ist
das doch ein Ansatz, mit dem wir letztlich eine Win-
win-Situation erzeugen können. In Nordenham
merkt man gerade, dass sich die Auftragsbücher
zwar langsam, aber sicher zu füllen beginnen. Wir
sagen: Das geschieht zu langsam, wir hätten es ger-
ne schneller. Das ist aber nun einmal kein Wunsch-
konzert. Diese Investition scheint sich aber zu rech-
nen, das sage ich hier mit aller Vorsicht. 

Wir müssen aber auch überlegen, ob wir über die
Methangasproduktion als Zwischenschritt vorankom-
men können. Wir haben ja das Kraftwerk Fenne be-
sucht, wo man das versucht. Das wird mittlerweile
auch gefördert. Wir müssen prüfen, ob wir diese
Entwicklung noch etwas unterfüttern können, damit
wir die Zeit, bis die Wasserstofflösungen zur Verfü-
gung stehen - das wird voraussichtlich länger dau-
ern, das wird nicht kurzfristig in wenigen Jahren zu
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machen sein -, überbrücken können. Wir können ja
die Gase im Prozess umwandeln, rückgewinnen,
was in höchstem Maße umweltfreundlich ist. 

Für diese Lösungen sind unsere Leute bereits heute
ständig unterwegs, beim Bund und in Brüssel, weil
wir dafür Hilfen brauchen. Denn die Dimensionen
dieses Technologiefortschritts weisen ja auch weit
über das Saarland hinaus. Bekommen das unsere
Mädels und Jungs in Dillingen, in Neunkirchen und
in Völklingen hin, haben wir damit weltweit den
Benchmark für die Stahlindustrie gesetzt. Ich will
deshalb nicht verzagen, vielmehr sollten wir sie un-
terstützen. Wir sollten eben nicht sagen, macht mal
langsam. Die marschieren jetzt nach Brüssel, die
marschieren auch in der Forschung voran. Ich bitte
Sie alle um Unterstützung für diese Anstrengungen,
denn sie sind ganz sicher den Schweiß der Edlen
wert. - Vielen Dank. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Präsident Toscani:

Ich darf als nächsten Redner den parlamentarischen
Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE, Jochen
Flackus, ans Rednerpult bitten. 

Abg. Flackus (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich kann mich natürlich dem, was Kollege
Roth zum Ende seines Vortrages gesagt hat, voll an-
schließen. Das ist genau der Ansatz, den auch ich
sehe. Ich möchte mich heute thematisch beschrän-
ken, denn wir haben uns hier ja schon mehrmals
über das Thema Stahl, über die dortigen Arbeitsplät-
ze, die Zukunft dieser Arbeitsplätze und darüber,
was CO2-feindlich und was CO2-freundlich ist, unter-
halten. 

Ich habe auch, noch mehr als der Kollege Roth, so
meine Probleme mit dieser Form des Antrags. Denn
er enthält Fragen, die dann auch gleich mit dem
nächsten Satz beantwortet werden. Ich finde darin
keinen Ansatzpunkt für den Diskurs. 

(Abg. Hecker (AfD): Das steht in der Begrün-
dung!)

Das Format besteht ja quasi darin, die Landesregie-
rung etwas zu fragen und dann die gestellte Frage
selbst zu beantworten. Das können wir vielleicht
auch einmal machen und anschließend diese Dinge
publizieren, das wäre ja noch besser. 

Nun aber wieder ernsthaft: Es gibt auch von unserer
Fraktion keine Zweifel in dieser Hinsicht. Ich will nur

ein paar Eckpunkte nennen: Solidarität mit den Be-
legschaften, und zwar über die Stahlindustrie im en-
geren Sinne hinaus, selbstverständlich auch mit den
Stahlbauern und allen anderen, die an dieser Bran-
che hängen. Dazu werde ich gleich noch etwas aus-
führen. Selbstverständlich gibt es, Kollege Roth hat
es angesprochen, von uns allen Unterstützung für
den March of steel, den ich für einen Erfolg halte
und für eine tolle Idee. Dass das, was Timmermans
dazu gesagt hat, aus unserer Sicht nicht zufrieden-
stellen kann, dürfte auch klar sein. Es war schon
ziemlich dünn, was dazu politisch an Resonanz zu-
rückkam. 

Wir werden hier auch, soweit das in unserer Macht
steht, alle Maßnahmen unterstützen, die der Bran-
che helfen, sich aktuell zu stabilisieren - vieles von
dem, was Sie feuilletonistisch dazu dargestellt ha-
ben, ist ja richtig. Wir werden vor allem auch die
Maßnahmen unterstützen, die helfen, die Branche
zukunftsfähig zu erhalten; auch dazu hat Kollege
Roth einiges gesagt. Ihr Problem, Herr Hecker, das
will ich hier deutlich sagen, besteht ja darin, dass
Sie die Klimakatastrophe und den Klimawandel
leugnen und den Klimaschutz ablehnen. Ohne Stahl
wird es aber auch den Klimaschutz nicht geben,
deshalb muss man auch an dieser Ecke beschleuni-
gen. Denn das Thema liegt nun einmal auf dem
Tisch, und wir müssen uns damit auseinanderset-
zen. 

Man muss sich dabei vor Augen halten: Die 30.000
Windräder, die es in Deutschland gibt, bestehen zu
80 Prozent aus Stahl. Ich habe es hier schon des
Öfteren gesagt: Stahl ist ein Zukunftswerkstoff. Wir
müssen daher auf der innovativen Seite noch viel
mehr Gas geben. Auch Sonnenkollektoren, Turbinen
und vieles andere ist ohne Stahl gar nicht vorstell-
bar. Interessant ist auch, dass bei einer kürzlich pu-
blizierten Untersuchung von Boston Consulting inno-
vativer Stahl, also Stahl, der nicht nur mit grünem
Strom produziert wird, sondern insgesamt innovativ
ist, die sechsfache Menge des CO2 einspart, das die
Produktion gebraucht beziehungsweise gekostet
hat. Diesen Wert finde ich beachtlich. 

Einen weiteren Aspekt muss man verdeutlichen:
Stahl kann man unendlich oft recyceln. Hat man ein
ausgedientes Stahlprodukt, kann man daraus das
nächste Stahlprodukt herstellen. Das ist theoretisch
unendlich oft machbar, dies im Gegensatz zu vielen
anderen Werkstoffen. Deshalb mein Appell an die
Landesregierung, sich noch einmal durch den Kopf
gehen zu lassen, ob man nicht doch in dieses Stahl-
forschungsinstitut reingeht.
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Warum ist das für uns alle in diesem Land so wich-
tig? - Es wird auch keinen modernen Autobau ohne
Stahl geben. Sie können mit jedem Ingenieur reden:
Das Thema Kohlenstoff ist in der Automobilindustrie
erledigt. Ich habe es hier schon einmal gesagt:
BMW hat in den USA viel Geld in den Sand gesetzt,
weil diese Produktion unglaublich teuer und aufwän-
dig ist. Jeder Maschinenbauer an der Saar-Uni sagt
Ihnen aber: Hochfeste Stähle sind die Zukunft des
Automobilbaus. 

Ein weiterer Einsatzbereich: der Bau. Selbst im be-
scheidenen Saarland, in dem viel mehr gebaut wer-
den sollte, als der Fall ist, braucht die Bauindustrie
reichlich Stahl. Insoweit besteht ein riesiger Bedarf. 

Aus dem Gesagten will ich nun für die verschiede-
nen Ebenen der Politik ein paar Forderungen ablei-
ten, deren Umsetzung aus meiner Sicht wichtig ist.
Erstens: Der grüne Stahl, mal unabhängig davon,
wie man ihn produziert, wird nur Sinn machen, wenn
seine Verwendung sichergestellt ist. Deshalb habe
ich vorhin die Märkte erwähnt. Grüner Stahl macht
nur Sinn, auch die dafür notwendigen Investitionen
machen nur Sinn - es gibt keineswegs nur den Was-
serstoff, es gibt noch andere Ansätze -, wenn man
die Märkte für den grünen Stahl herstellt und sie
schützt. Es muss sichergestellt sein, dass dieser
Stahl auch verwendet werden kann. Das bedeutet
die Notwendigkeit einer industriepolitischen Flankie-
rung, andernfalls ist die Investition verloren. Allein
das Gerede um die Transformation bringt uns nicht
weiter. Die Frage der industriepolitischen Flankie-
rung muss beantwortet werden. 

Die zweite Forderung, gerichtet an die EU und den
Bund: CO2-intensive Produktion muss belastet und
CO2-arme Produktion muss entlastet werden. Daran
führt kein Weg vorbei, das ist eine politische Frage.
Dafür bedarf es der Kompensationsregeln, die übri-
gens in der laufenden Diskussion von vielen Leuten
bereits publiziert werden. Man muss sich einmal ge-
nau anschauen, in welche Richtung das weiterge-
hen kann. 

Dritter Punkt: Die Stahlindustrie hat einen wichtigen
Platz in der Wertschöpfungskette, das ist unbestrit-
ten. Das sagen alle Experten, das liegt auch klar auf
der Hand. Aber dieser Platz, den die Stahlindustrie
in der Wertschöpfungskette hat, muss auch gesi-
chert werden. 

Wie macht man das? Vierter Punkt: Stichwort Safe
Guards. Das sind sozusagen die Importquoten, die
die EU aufgestellt hat. Da muss das Gegenteil des-
sen, was im vergangenen Jahr passiert ist, gesche-
hen. Die Quoten dürfen nicht immer um 5 Prozent
hochgefahren werden, denn auch das, lieber Eugen

Roth, ist, wenn es in diesem Stil weitergeht, der Tod
der Stahlindustrie. Es muss umgekehrt laufen, die
Importquoten müssen gesenkt werden. Ich hätte mir
auch erwartet, dass dazu in Brüssel einmal dezidiert
Stellung genommen wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, alle diese Punkt
betreffen das politische Handeln. Angesichts dessen
finde ich es müßig, dass wir uns hier immer wieder
in dieser Form damit beschäftigen. Unsere Solidari-
tät mit den Beschäftigten ist bekannt. Wir, alle, die
politische Verantwortung tragen, müssen nun auch
an das Umsetzen rangehen, jeder auf seinem Platz
und der Ebene, auf der er agieren kann. Papier ist
nach meiner Meinung nun genug gefüllt, der Stahl
braucht jetzt Aktion. Das war ja auch ein Punkt, den
die Stahlarbeiter mit ihrem Marsch nach Brüssel the-
matisiert haben. Ich denke, auf die Umsetzung soll-
ten wir nun etwas Gehirnschmalz verwenden. Ich
würde mich freuen, hier auch einmal andere Debat-
ten zu führen, etwa auch Umsetzungsdebatten. De-
batten, wie wir selbst diesen Transformationspro-
zess, der ja unweigerlich kommt, den wir nicht weg-
diskutieren können, moderieren, flankieren und
adressieren können. - Vielen Dank. 

(Beifall von der LINKEN und bei der SPD.)

Präsident Toscani:

Letzter Redner der mir vorliegenden Rednerliste ist
der Abgeordnete Marc Speicher von der CDU‑Frak-
tion. 

Abg. Speicher (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die zentrale Frage unse-
rer Zeit, die zentrale Frage der angebrochenen
Zwanzigerjahre - das spüren wir in der heutigen De-
batte, aber auch in der aktuell laufenden Diskussion
in der Gesellschaft - ist die Frage des Strukturwan-
dels und des Schutzes von Natur und Umwelt. Es
geht darum, Ökonomie und Ökologie zusammenfüh-
ren. Es geht um die Bewahrung der Schöpfung und
um die Bewahrung der Arbeitsplätze. Es geht um die
Bewahrung unserer natürlichen Lebensgrundlagen
und die Bewahrung des Wohlstands. Es geht um die
Bewahrung der Umwelt auch für nachfolgende Ge-
nerationen und um die Bewahrung der Wertschöp-
fung in unserem Land. Alle diese Ziele können wir
nur erreichen, wenn wir nicht versuchen, uns tradi-
tionalistisch-rückwärtsgewandt an eine Welt zu erin-
nern, die es so vielleicht nie gab, sondern wenn wir
uns ganz konservativ an die Spitze des Fortschritts
stellen. 
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Der Begriff „konservativ“ - ich habe mal nachge-
schaut - ist vor 200 Jahren entstanden. Er ist erst-
mals benutzt worden von François René de Cha-
teaubriand, er brachte eine Zeitschrift heraus mit
dem Namen „Le Conservateur“ und nahm dabei Be-
zug auf Edmund Burke, den Vater des Konservati-
vismus. Edmund Burke hat schon gesagt: „Es geht
um die Bereitschaft zum Bewahren und die Fähig-
keit zum Verbessern“, und weiter: „Es geht um eine
Partnerschaft zwischen den Lebenden und denen,
die noch geboren werden.“ Das beschreibt, glaube
ich, sehr gut die Aufgabe, vor der wir heute im ange-
brochenen Jahrzehnt der Zwanzigerjahre stehen.
Auf der einen Seite bewahren wir den Wohlstand,
die Arbeitsplätze und die Wertschöpfung, auf der an-
deren Seite müssen wir das aber auch nachhaltig
tun, indem wir auch an die Generationen denken,
die nach uns kommen, indem wir Natur und Umwelt
schützen.

Wir wollen Industrie und Umwelt zusammenführen.
Das ist im besten Sinne konservativ, und das ist
auch die Aufgabe für uns hier im Saarland. Sie
schreiben in Ihrem Antrag, „die Transformation der
Stahlindustrie“ sei „politisch gewollt“. Ich sage Ihnen:
Ja, das stimmt, sie ist politisch gewollt, aber sie ist
auch praktisch notwendig, weil das die Aufgabe ist,
vor der wir jetzt stehen.

Sie versuchen in Ihrem Antrag, den Eindruck zu er-
wecken, es könne alles so bleiben, wie es ist, und
gehen dabei von einem Weltbild aus, das den
Schutz von Natur und Umwelt und die Bewahrung
unserer Schöpfung nicht ausreichend berücksichtigt.
Auch Sie werden nicht bestreiten können, dass es
ressourcenschonendere Möglichkeiten zur Stahlpro-
duktion gibt, die auch die Gesundheit besser schüt-
zen.

Der Walk of Steel begann vor zehn Tagen in Völklin-
gen. Die Stahlarbeiter haben sich aufgemacht nach
Brüssel, 350 km. Viele hier im Hause waren mit da-
bei, an der Spitze unser Ministerpräsident Tobias
Hans, auch Minister Peter Strobel, der Kollege Eu-
gen Roth, aber auch die Kollegen Dagmar Heib und
Günter Heinrich. Alwin Theobald und ich sind die
erste Etappe ganz mitgelaufen von Völklingen bis
nach Dillingen, 20 km entlang der B 51. Das war ein
beeindruckendes Erlebnis. Wir haben die Solidarität
der Anwohner erfahren; wir sind entlang der Indus-
trieroute hier im Saarland gewandert. Es gab Unter-
stützung durch die Bürger, sei es durch Hupen, sei
es dadurch, dass wir eingeladen worden sind, ein
Bier mitzutrinken oder einen Imbiss einzunehmen.
Es war ein klares Zeichen, dass unsere Bevölkerung
hier im Saarland hinter der Industrie steht. „Indus-
trieland Saarland“ ist nicht nur ein Spruch ohne Hin-

tergrund. „Industrieland Saarland“ heißt, dass es
das, was in Umfragen deutlich wird, tatsächlich gibt,
nämlich eine hohe Industrieaffinität, eine hohe Ak-
zeptanz industrieller Fertigung in unserem Land.
Das ist ein echter Standortvorteil für unser Land. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Die Menschen stehen voll und ganz hinter der Auto-
mobil- und Stahlindustrie, aber sie wollen auch ein
Zweites, nämlich die Bewahrung der natürlichen Le-
bensgrundlagen, für sich selbst, aber auch für die
Generationen, die nach ihnen kommen, für ihre Kin-
der und Enkelkinder.

Viele sind schon weiter als Sie. Die Frage, die Sie
heute aufwerfen, ist eigentlich schon gar nicht mehr
Gegenstand der Debatte. Die Gewerkschaften und
die Betriebsräte sind weiter. Der Spruch „Wir haben
ein Herz aus Stahl“ wurde nicht von irgendeiner
Marketingagentur gemacht, sondern der wurde ganz
kreativ geschaffen in den Räumen des Betriebsrats
von Saarstahl in Völklingen. Der Kampf geht jetzt in
die nächste Phase. Der bundesweite Auftakt der
neuen IG-Metall Kampagne für ganz Deutschland
heißt: „Unser Herz aus Stahl hat eine grüne Zu-
kunft“. Die Geburt dieses Spruches war am 31. Ja-
nuar in Völklingen beim Beginn des Walk of Steel.
Ich möchte Stephan Ahr zitieren, den Initiator der
Aktion: „Es geht um eine sozialökonomische Wende,
um eine sozialökologische Transformation, das ist
unsere Aufgabe.“

Und an dieser Stelle möchte ich Danke sagen für
das, was die Betriebsräte, die Gewerkschaften und
die Stahlarbeiter hier im Saarland seit vielen, vielen
Jahren leisten. Ich erinnere an die Diskussion, die
es 2016 gab über die Ausgestaltung der Phase 4
des ETS-Handels. Auch damals schon waren es die
Stahlarbeiter hier an der Saar, waren es Stephan
Ahr, Michael Fischer und viele andere, die sich an
die Spitze der Bewegung gestellt haben, die bun-
desweit Schlagzeilen gemacht haben und die bun-
desweit große Überraschung ausgelöst haben dar-
über, wie viele Leute wir hier im Saarland auf die
Straße bekommen. Es gab Kundgebungen in Dillin-
gen, Neunkirchen und Völklingen. Auch damals
schon hieß es: „Stahl ist Zukunft“. Das wurde jetzt
weiterentwickelt zu: „Unser Herz aus Stahl hat eine
grüne Zukunft.“ Insofern ist dieser Weg auch hier
schon beschritten. Deswegen vielen Dank an Ste-
phan Ahr und Michael Fischer, und ich möchte noch
jemanden nennen, der sonst nicht so in der Öffent-
lichkeit steht, nämlich Susanne Heintz, die sehr viel
geleistet hat in der Öffentlichkeitsarbeit gerade in
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den neuen sozialen Medien. Vielen Dank für euren
Einsatz und für euer Engagement! 

(Beifall von den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Der Marsch nach Brüssel war stilbildend, weil er Öf-
fentlichkeit schafft. Ich habe von den Experten ge-
sprochen, deren tägliches Geschäft die Stahlindus-
trie ist. Ich nenne hier auch Tim Hartmann. Wir hat-
ten am Sonntag als CDU-Kreisverband Saarlouis ei-
ne große Industrie- und Stahldiskussion in der Stahl-
stadt Dillingen. Es kamen 350 Bürger, Beschäftigte,
Betriebsräte, um mit Tim Hartmann zu diskutieren,
dem ehemaligen VSE-Chef, dem heutigen Chef der
SHS Dillinger und Saarstahl, sowie mit Bundesmi-
nister Peter Altmaier. Bei Peter Altmaier sind Indus-
trie und Stahl Chefsache. Wir leben momentan in
Zeiten, in denen sich jeder berufen fühlt, den Bun-
deswirtschafts- und ‑energieminister in ein schlech-
tes Licht zu rücken. Wir werden aber mit geeinter
Stimme sprechen müssen, wenn es unsere Interes-
sen als Saarland und Deutschland umzusetzen gilt.

(Beifall von der CDU.)

Deswegen rate ich jedem und appelliere an alle: In-
dustriepolitik und Stahlarbeitsplätze sind nicht geeig-
net für parteipolitische Scharmützel. Wir müssen
hier zusammenstehen, Industrie, Gewerkschaften
und Parteien, nur dann werden wir Gehör finden, nur
dann werden wir Erfolg haben in Brüssel und in Ber-
lin. 

Peter Altmaier hat am Sonntag verkündet - es stand
dann auch am Montag in der Zeitung: Im Herbst wird
der Europäische Stahlgipfel in Saarbrücken stattfin-
den. Dann werden die Handels- und Wirtschaftsmi-
nister der Europäischen Union hier nebenan im
Saarbrücker Schloss zusammenkommen, um über
Stahl zu sprechen. Er wird ihnen ganz konkret zei-
gen, was Stahlproduktion für unser Land bedeutet,
wie sie in der Identität und Kultur der Region veran-
kert ist. Unser Auftrag liegt darin, geschlossen zu
kämpfen als Saarländer und als Bundesrepublik
Deutschland. 

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Eben hat Eugen Roth das Schreiben an die Mitar-
beiter zitiert, das Anfang der Woche verschickt wor-
den ist. Auch dort geht es ganz klar darum, wie wir
den Weg hin zu einer ökologischen Produktion
schaffen können. Es gibt mehrere Arbeitsgruppen,
die zu beschreiben versuchen, welche Wege der
CO2-Reduktion gegangen werden können. „Am
Stahl entscheidet sich der Erfolg und die Glaubwür-
digkeit des Green Deal“ - ich glaube, diese Aussage
von Tim Hartmann ist richtig. Es geht jetzt vor allem

darum, dass wir darüber diskutieren, wie wir die
Rahmenbedingungen so schaffen können, dass es
verlässliche Bedingungen und Planungssicherheit
gibt. Wir brauchen eine Brückentechnologie, die nur
in Gas bestehen kann. Es muss aber langfristige
Planungssicherheit geben, damit sich Investitionen
auch rechnen. Das wird nicht aus reinen Betriebs-
mitteln der Stahlunternehmen zu schaffen sein, hier
werden wir als öffentliche Hand unterstützen müs-
sen.

Voestalpine und SSAB forschen, Salzgitter erforscht
zusammen mit der Fraunhofer-Gesellschaft die Po-
tenziale des Wasserstoffs. Es wird darum gehen, in
Europa Rahmenbedingungen zu schaffen. Es muss
ein Grenzabgabensystem auf CO2 geben. Dem Kli-
ma ist es egal, wo CO2 erzeugt wird, ob in der Ukrai-
ne, in der Türkei, in China oder in Dillingen oder
Völklingen; das muss eingepreist werden. Das ist
seit 2018 Beschlusslage der MPK, Tobias Hans hat
die Ministerpräsidenten in dieser Frage hinter sich
versammelt. Das ist jetzt auch die Forderung der IG
Metall in Brüssel. Das CO2-Grenzabgabensystem ist
wichtig, um auf der Preisseite Anreize zu schaffen.

Es geht auf der anderen Seite auch darum, dass wir
durch die Verringerung der Zollkontingente bei den
Safeguardmaßnahmen auch in der Menge dazu
kommen, Rahmenbedingungen zu eröffnen, die es
möglich machen, diese Operation am offenen Her-
zen unserer Industrie, unserer Volkswirtschaft, so
will ich es nennen, erfolgreich durchzuführen. 

Der Stahlbereich hat immer noch hohe Einsparpo-
tentiale. Bereits seit den Sechzigerjahren ist der
CO2-Ausstoß je Tonne produzierten Stahls massiv
zurückgegangen, heute liegt er bei 1,4 bis 1,6 Ton-
nen CO2 pro Tonne produzierten Stahls. Gleichwohl
macht das einen hohen Anteil am CO2‑Ausstoß in-
nerhalb der deutschen Volkswirtschaft aus. Das
heißt, wenn wir den Green Deal gehen, wenn wir die
Ziele des Pariser Abkommens erreichen wollen, bis
2050 CO2-neutral zu sein, dann führt an einer CO2-
ärmeren und CO2-freien Produktion von Stahl kein
Weg vorbei. 

Wir haben ein klares Ziel. Wir wollen ein modernes
und innovatives Industrieland bleiben. Wir wollen
gleichzeitig Umwelt, Mensch und Natur schützen.
Nur wenn uns das beides zusammen gelingt, wer-
den wir Erfolg haben. Dazu bedarf es neuer Ideen.
Dazu bedarf es Innovationen. Aber auch das ist
nichts Neues. 1886 war die Eisen- und Stahlindus-
trie schon „old Economy“. Da gab es die Dillinger
Hütte schon über 200 Jahre. Damals gab es eine In-
novation - einen Innovationssprung - nämlich die
Produktion nahtloser Röhren. Die Gebrüder Man-
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nesmann haben 1886 das Verfahren erfunden, das
Mannesmann-Patent für Schrägwalzen.

Wenige Wochen, nachdem dieses Patent angemel-
det worden ist, hat man hier im Saarland den Mut
gehabt - es waren Saarländerinnen und Saarländer
zusammen mit den Gebrüdern Mannesmann, später
mit Siemens -, in Bous die Mannesmann-Röhren-
werke zu gründen. Sie haben damals schon erkannt,
die „old Economy“, die Eisen-und Stahlproduktion,
muss neue Wege gehen. Damals wurde hier Welt-
geschichte geschrieben. Eine der ersten nahtlosen
Röhren der Welt wurde in Bous produziert. Das ist
ein Beispiel für heute. Auch heute stehen wir wieder
an einer Zeitenwende, wo es darum geht, dass wir
im Saarland den Mut haben, die Innovationen zu ge-
hen, den Weg voranzuschreiten, damit wir ein
modernes und innovatives Industrieland bleiben, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. 

In dieser Zeit seit 1886 gab es Höhen und Tiefen, da
gab es ein Auf und Ab. Es gab, meine ich, sieben
Währungswechsel. Es gab mehrere Wechsel der
Nationalitäten. Aber am Ende hat man zusammen
gekämpft, in Bous bei den Röhrenwerken. Wir wa-
ren vergangene Woche dort mit der Arbeitnehmer-
gruppe der CDU-Landtagsfraktion. Mein Papa war
auch in den Sechzigerjahren für viele Jahre Mitar-
beiter dort bei den Röhrenwerken, ein stolzer „Man-
nesmann“. Heute ist das Unternehmen Teil der Ge-
orgsmarienhütte. Ich meine, wir an der Saar müssen
daraus lernen. Wir müssen zusammenschaffen: Mit-
arbeiter, Industrie, Betriebsräte, Gewerkschaften
und Politik. Dann werden wir, liebe Kolleginnen und
Kollegen, auf unsere stolze Geschichte eine große
Zukunft setzen. Insofern werden wir Ihren Antrag ab-
lehnen. Wir müssen uns an die Spitze der Bewe-
gung stellen. - Glück auf! 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:

Ich habe eine Wortmeldung vonseiten der AfD-Land-
tagsfraktion, dem Abgeordneten Lutz Hecker. - Bitte
schön. 

Abg. Hecker (AfD):

Ich möchte noch kurz auf die verschiedenen Rede-
beiträge reagieren. Eugen Roth hat von Voestalpine
gesprochen. Um das noch einmal klar zu sagen,
Voestalpine produziert heute schon 2 Millionen Ton-
nen Roheisen respektive Eisenschwamm in Ameri-
ka. Das wird heute nicht mehr in Europa produziert.
Wenn man Hochöfen abbaut, geht das zwangsläufig
mit einem Verlust an Arbeitsplätzen einher. Das ist

genau das, was bei uns nach meiner Ansicht, nach
meiner Befürchtung auch passieren wird. Wir haben
es zum großen Teil auch mit weltweit agierenden
Unternehmen zu tun, die große Kunden der Stahler-
zeuger sind. Die werden eben, wenn wir hier in
Europa ein fürchterlich teures Zertifikatehandelssys-
tem etabliert haben, das immer teurer wird, auswei-
chen. 

Was macht ZF? - Die werden einen Großteil der
Produktion nicht mehr hier in Saarbrücken machen
können, weil die Kosten für die Vorprodukte so teuer
sind, erheblich teurer als in Amerika oder in China.
Das ist ein zwangsläufiger Effekt. Da können wir uns
hier auf den Kopf stellen. Herr Kollege Flackus, es
tut mir leid, aber ich muss es wirklich noch einmal
sagen: Ich möchte nicht mehr von Ihnen als Klima-
wandelleugner bezeichnet werden. Ich habe das
mehrfach hier widerlegt anhand von allen möglichen
Zitaten aus unseren Programmen. Das ist Quatsch,
was Sie erzählen. 

Brücke Gas hat der Kollege gesagt. Sie funktioniert
eben auch nur mit einer kompletten Umstellung der
Anlagentechnik. Das funktioniert in dem integrierten
Hüttenwerk eben nicht. Dann noch einmal eine zwei-
te Investition in Bezug auf Umstellung auf Wasser-
stoff halte ich für fraglich. Letztendlich ist ja alles lo-
benswert, was die IG Metall macht. Sie machen tolle
Slogans und die Minister treffen sich bei uns. Aber
die grundlegenden Probleme werden sie nicht lösen
und die grundlegenden Fragen, die ich gestellt habe,
hat von ihnen auch keiner beantwortet. Meiner An-
sicht nach laufen wir hier Gefahr, mit der Politik des
Klimaschutzes unsere Stahlindustrie in absehbarer
Zeit kaputtzumachen. - Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD.)

Präsident Toscani:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende
der Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt.
Wir stimmen jetzt ab über den Antrag Drucksache
16/1192. Wer für die Annahme der Drucksache
16/1192 ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich der Stim-
me? - Ich stelle fest, dass der Antrag Drucksache
16/1192 mit Stimmenmehrheit abgelehnt ist. Zuge-
stimmt hat die AfD-Landtagsfraktion. Dagegen ge-
stimmt haben CDU, SPD, DIE LINKE-Landtagsfrak-
tion sowie die fraktionslose Abgeordnete. 

Wir kommen damit zu Punkt 23 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den vom Ausschuss
für Justiz, Verfassungs- und Rechtsfragen so-
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wie Wahlprüfung eingebrachten Antrag be-
treffend: Streitsachen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht (Übersicht Nr. 3) (Drucksache
16/1171)

Zur Berichterstattung erteile ich dem Ausschussvor-
sitzenden, Herrn Abgeordneten Reiner Zimmer das
Wort.

Abg. Zimmer (SPD), Berichterstatter:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! In Anbetracht der Zeit fasse ich mich auch
kurz und gebe das zu Protokoll. Es geht um die Be-
schlussfassung über die Streitsachen vor dem Bun-
desverfassungsgericht 2 BvR 1330/16 und 2 BvR
2233/16.

(Die Berichterstattung ist dem Protokoll als Anla-
ge 3 beigefügt.)

Der Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und Rechts-
fragen sowie Wahlprüfung hat den Sachverhalt in
seiner Sitzung am 16. Januar 2020 beraten und
empfiehlt dem Landtag einstimmig mit den Stimmen
aller Ausschussmitglieder, von einer Stellungnahme
zu den genannten Streitsachen vor dem Bundesver-
fassungsgericht abzusehen. - Vielen Dank. 

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Präsident Toscani:

Vielen Dank, Kollege Reiner Zimmer als Ausschuss-
vorsitzender. Ich eröffne die Aussprache. - Es gibt
keine Wortmeldungen in der Aussprache. Deshalb
schließe ich dieselbe. 

Wir kommen dann auch gleich zur Abstimmung. Wer
für die Annahme der Drucksache 16/1171 ist, den
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer stimmt dage-
gen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der
Antrag Drucksache 16/1171 einstimmig angenom-
men ist. Alle Abgeordneten haben zugestimmt. 

Wir kommen zu Punkt 24 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der Enquete-
kommission „Digitalisierung im Saarland -
Bestandsaufnahme, Chancen und Maßnah-
men“ eingebrachten Antrag betreffend: Be-
stimmung eines Mitglieds (Drucksache
16/1175)

Es liegen keine Wortmeldungen vor. Deshalb erfolgt
auch keine Aussprache. Wir kommen zur Abstim-
mung über den Antrag. Das ist die Drucksache
16/1175. Wer für die Annahme der Drucksache ist,

den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer stimmt
dagegen? - Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass
der Antrag Drucksache 16/1175 einstimmig ange-
nommen ist. Alle Abgeordneten haben zugestimmt. 

Wir kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung.
Das ist Punkt 25:

Wahl einer Vertrauensperson in den Aus-
schuss zur Wahl der ehrenamtlichen Verwal-
tungsrichter/innen (Drucksache 16/1172)

Mit Schreiben vom 09. Dezember 2019 hat die Prä-
sidentin des Verwaltungsgerichts des Saarlandes
mitgeteilt, dass eine in der vorangegangenen Land-
tagssitzung, am 30. Oktober, gewählte Vertrauens-
person für den Ausschuss zur Wahl der ehrenamtli-
chen Verwaltungsrichter nicht wählbar ist. Die CDU-
Landtagsfraktion hat deshalb einen neuen Wahlvor-
schlag eingebracht, der uns als Drucksache 16/1172
vorliegt. Ich eröffne die Aussprache. - Keine Wort-
meldungen. Dann schließe ich die Aussprache.

Wer für die Wahl von Frau Natascha Jung gemäß
dem uns vorliegenden Vorschlag ist, den bitte ich,
eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? - Wer
enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass Frau
Natascha Jung als Vertrauensperson für die Dauer
von vier Jahren gewählt ist, und zwar einstimmig. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben über
zehn Stunden getagt. Ich danke für Ihr Engagement,
für Ihre Tagungsdisziplin. Ich schließe die Sitzung
und wünsche noch einen schönen Feierabend.
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Anlage 1
Berichterstattung des Vorsitzenden des Aus-
schusses für Finanzen und Haushaltsfragen
Herrn Abgeordneten Jochen Flackus (DIE LIN-
KE) zu Tagesordnungspunkt 11 der 36. Land-
tagssitzung am 12. Februar 2020 zur Verordnung
zum Verfahren der Konjunkturbereinigung nach
§ 4 Absatz 2 Haushaltsstabilisierungsgesetz
(Drucksache 16/1178)

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, der Landtag hat im April letzten Jahres das Ge-
setz zur Umsetzung der grundgesetzlichen Schul-
denbremse und zur Haushaltsstabilisierung verab-
schiedet.

Um Kongruenz mit dem auf Bundesebene einge-
setzten Verfahren herzustellen, sollte sich das Kon-
junkturbereinigungsverfahren des Saarlandes an
den vom Stabilitätsrat im Zusammenhang mit der
Haushaltsüberwachung von Bund und Ländern ein-
gesetzten Verfahren orientieren.

Näheres zu diesem Verfahren sollte in einer Verord-
nung geregelt werden, die der expliziten Zustim-
mung des Landtages bedarf.

Mit dem nun von Minister Strobel vorgestellten Ent-
wurf einer Verordnung zum Verfahren der Konjunk-
turbereinigung nach § 4 Absatz 2 des Haushaltssta-
bilisierungsgesetzes wird der gesetzlichen Vorgabe
um Zustimmung des Landtages Rechnung getragen.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat den Verordnungsentwurf in seinen Sitzungen am
11. Dezember 2019 und am 22. Januar 2020 bera-
ten. Auf die Durchführung einer Anhörung wurde
verzichtet. Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum
einstimmig die Zustimmung zu der Verordnung.

Vielen Dank!
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Anlage 2
Berichterstattung des Vorsitzenden des Aus-
schusses für Finanzen und Haushaltsfragen
Herrn Abgeordneten Jochen Flackus (DIE LIN-
KE) zu Tagesordnungspunkt 13 der 36. Land-
tagssitzung am 12. Februar 2020 zur Zweiten Le-
sung des Gesetzes zur Änderung des Saarländi-
schen Kirchensteuergesetzes (Drucksache
16/1136)

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, der Landtag hat den von der Landesregierung
eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung des
Saarländischen Kirchensteuergesetzes in seiner
35. Sitzung am 15. Januar 2020 in Erster Lesung
angenommen und zur weiteren Beratung an den
Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen über-
wiesen.

Mit der Änderung soll eine Anpassung des Kirchen-
steuergesetzes vorgenommen werden.

Wird der Verpflichtung zur Abgabe einer Steuerer-
klärung, die nach dem 31. Dezember 2018 abzuge-
ben ist, nicht oder nicht fristgerecht nachgekommen,
ist in den in § 152 der Abgabenordnung genannten
Fällen grundsätzlich ein Verspätungszuschlag fest-
zusetzen. Bei der Pflicht zur Abgabe einer soge-
nannten isolierten Kirchensteuererklärung nach
§ 51a des Einkommensteuergesetzes widerspricht
die Festsetzung eines Verspätungszuschlags aller-
dings dem Anliegen der steuererhebenden Religi-
onsgemeinschaften. Sie wollen soweit wie möglich
auf Druckmittel, Sanktionen und Strafen verzichten.

Mit der vorliegenden Änderung des Kirchensteuer-
gesetzes wird daher explizit die Anwendung von
§ 152 der Abgabenordung ausgenommen.

Der Ausschuss für Finanzen und Haushaltsfragen
hat das Gesetz in seiner Sitzung am 22. Januar
2020 gelesen und auf die Durchführung einer Anhö-
rung verzichtet. Er empfiehlt dem Plenum einstim-
mig die Annahme des Gesetzes in Zweiter und letz-
ter Lesung.

Vielen Dank!
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Anlage 3
Berichterstattung des Vorsitzenden des Aus-
schusses für Justiz, Verfassungs- und Rechts-
fragen sowie Wahlprüfung Herrn Abgeordneten
Reiner Zimmer (SPD) zu Tagesordnungspunkt 23
der 36. Landtagssitzung am 12. Februar 2020 be-
treffend: Beschlussfassung über die Streitsa-
chen vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvR
1330/16 und 2 BvR 2233/16 (Drucksache 16/1171)

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Be-
schwerdeführer der beiden vorliegenden Verfas-
sungsbeschwerden sind Beamte, deren Versor-
gungsbezüge nicht aus dem höheren Amt berechnet
wurden, da sie zum Zeitpunkt des Eintritts in den
Ruhestand die erforderliche Wartezeit von 2 Jahren
noch nicht erfüllt hatten. Beide gingen allerdings be-
reits über Jahre der höherwertigen Tätigkeit nach.

Die Beschwerdeführer fühlen sich dadurch in ihren
grundrechtsgleichen Rechten aus Art. 33 Abs. 2 und
5 Grundgesetz verletzt.

Sie sind der Auffassung, die jeweiligen landesrechtli-
chen Regelungen zur Beamtenversorgung müssen
von Verfassung wegen eine Anrechnungsmöglich-
keit für die Zeiten enthalten, in denen die höherwerti-
ge Tätigkeit bereits ausgeführt wurde.

Der Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und Rechts-
fragen sowie Wahlprüfung hat den Sachverhalt in
seiner Sitzung am 16. Januar 2020 beraten und
empfiehlt dem Landtag einstimmig mit den Stimmen
aller Ausschussmitglieder, von einer Stellungnahme
zu der genannten Streitsache vor dem Bundesver-
fassungsgericht abzusehen.

Vielen Dank!
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